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Vorwort 



Es war längst bekannt, daß der bayerische Staatsminister 
Graf Maximilian Joseph von Montgelas Denkwürdigkeiten 
über seine staatsmännische Tätigkeit in Bayern hinterlassen 
hat. Schon der Schwiegersohn Montgelas', Freiherr Max 
von Freyberg, gedachte ihrer in seiner akademischen „Rede 
zum Andenken an den verewigten Staatsminister " (1839) 
und wies auf ihre „hohe Bedeutung - hin; aber nicht bloß 
das, sein Vortrag war, wie wir jetzt feststellen können, im 
wesentlichen ein Auszug aus diesen Denkwürdigkeiten. 

Als im Jahre 1853 Julie von Zerzog die „Briefe des 
Staatsministers Grafen Maximilian Joseph von Montgelas" 
herausgab, widmete sie die Blätter seinen Kindern und 
Freunden mit dem Wunsche, „daß sie dadurch an die Pflicht 
erinnert werden möchten, Größeres und Wichtigeres, was er 
über seine Zeit und sein Wirken hinterlassen habe, im Inter- 
esse seines Andenkens und der Geschichte nicht im Staube 
liegen zu lassen". Auch von wissenschaftlicher Seite wurde 
wiederholt der Wunsch geäußert, die Familie möchte sich 
zur Herausgabe der Memoiren entschließen. Doch der 
Minister hatte die Verfügung hinterlassen, daß seine Denk- 
würdigkeiten vor dem Ableben der darin erwähnten Persön- 
lichkeiten nicht veröffentlicht werden sollten. Endlich im Jahre 
1883 erschienen in den Historisch-politischen Blättern einige 
Ausschnitte über die Gründung des Rheinbundes und andere 

politische Ereignisse. Unmittelbar darauf erhielt Karl Theodor 

i* 
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von Heigel Einsicht in einen Teil der Memoiren und be- 
richtete darüber in einem Vortrage, der in den Sitzungs- 
berichten der Münchener Akademie (1885) gedruckt wurde; 
er sprach sich für „möglichst vollständige Veröffentlichung" 
der Memoiren aus. Zwei Jahre später (1887) erschienen 
die „Denkwürdigkeiten des bayerischen Staatsministers Maxi- 
milian Grafen von Montgelas" in deutscher Übertragung 
von Freiherrn Max von Freyberg, einem Enkel des Ministers 
mütterlicherseits — „mit Hinweglassung solcher Abschnitte, 
welche augenscheinlich nur den Umfang des Buches ver- 
größert hätten, ohne dessen inneren Gehalt zu erhöhen". 

Die Publikation beschränkte sich noch immer auf den 
Teil der Denkwürdigkeiten, der von der auswärtigen Politik 
handelt. Aus der Überschrift „Section quatrieme des maximes 
suivies relativement ä la politique extgrieure depuis le 
16 fevrier 1799 jusqu'au 2 fe>rier 1817" hatte schon Heigel 
geschlossen, daß diesem Teile drei Sektionen vorausgegangen 
sein mußten; aus einigen Bemerkungen hatte er die weitere 
Folgerung gezogen, daß die drei Sektionen die innere 
Landesverwaltung zum Gegenstande hatten. Diese Beobach- 
tung wurde durch die von Freyberg besorgte Ausgabe be- 
stätigt; zugleich brachte das Vorwort die weitere Mitteilung, 
jene drei Sektionen seien noch zu Lebzeiten des Verfassers 
durch Lithographie vervielfältigt worden und existierten in 
einer Anzahl von Exemplaren. 

Das letzte dieser Exemplare — die andern sind ebenso 
verschollen wie das Original — befand sich bis zu Anfang 
des Jahres 1889 im Besitze des Sohnes des bayerischen 
Staatsministers, des königlichen Kämmerers und Gesandten 
a. D. Ludwig Grafen von Montgelas. Dieser übermachte 
es am 18. Februar 1889 als Geschenk an die Münchener 
Hof- und Staatsbibliothek. 

Aus der Überschrift dieses Exemplares ergibt sich, daß 
die gesamten Denkwürdigkeiten in die Form eines Rechen- 
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Schaftsberichtes an König Max I. gekleidet waren und daß 
sie sich über die amtliche Tätigkeit des Grafen Maximilian 
von Montgelas als Minister des Äußern, der Finanzen und 
des Innern erstrecken sollten: Sektion 1 bringt persönliche 
Bemerkungen, Sektion 2 und 3 berichten über die innere 
Verwaltung und zwar Sektion 2 über den formellen, Sektion 3 
über den materiellen Teil derselben. Am Schlüsse der dritten 
Sektion erklärt Montgelas ausdrücklich nunmehr zu einem 
Expose über die auswärtige Politik übergehen zu wollen. 
In der Tat handelt die vierte Sektion, die jetzt in der Ober- 
setzung Max von Freybergs großenteils veröffentlicht ist, 
von den auswärtigen Verhältnissen. Eine fünfte Sektion 
sollte sich, wie aus der Gesamtüberschrift und aus einer 
Andeutung in Sektion 4 zu schließen ist, mit der finanz- 
verwaltung beschäftigen; es findet sich aber keine Spur, 
daß die Absicht verwirklicht worden ist. 

Die Epoche, in die sich Graf Maximilian von Mont- 
gelas hineingestellt sah, war nicht bloß für die äußere, sondern 
auch für die innere Entwickelung Bayerns eine der wich- 
tigsten, wenn nicht die wichtigste: es ist die Zeit der Ent- 
stehung des modernen Staates in Bayern. Die Veröffent- 
lichung einer, wenn auch nur fragmentarischen Darstellung 
aus der Feder des leitenden Ministers bedarf also keiner 
Rechtfertigung. Die Darstellung ist um so wertvoller, als 
sie nicht bloß ohne Ruhmredigkeit und völlig leidenschaftslos 
abgefaßt erscheint, sondern auch, wie sich mit zahlreichen 
Stellen belegen läßt, auf den Staatsakten, auf der Ministerial- 
registratur Montgelas' aufgebaut und unmittelbar nach dem 
Sturze des Ministers niedergeschrieben wurde; im August 
1819 war die Darstellung in der vierten Sektion bereits bis 
zum Jahre 1810 geführt. Die Bedenken, die gegen einen 
vollständigen Abdruck der vierten Sektion, des Haupt- 
abschnittes über die auswärtige Politik, sprachen, Gründe 
der Diskretion und Größe des Umfangs, bestehen für die 
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drei ersten Sektionen nicht. So entschlossen sich denn die 
Unterzeichneten mit Zustimmung der Familie des Verfassers 
zur unverkürzten Herausgabe der drei ersten Sektionen nach 
der in der Münchener Hof- und Staatsbibliothek befindlichen 
Abschrift. 

Freilich bot der Zustand des überlieferten Textes nicht 
geringe Schwierigkeiten: der Abschreiber war sich, wie aus 
den vielen sprachlichen Entgleisungen und den fehlerhaften 
äußeren Abschnitten gefolgert werden muß, nicht immer 
über den Sinn des Textes klar; aber auch Montgelas ver- 
rät in diesem Teil wohl die gewohnte Präzision des Aus- 
drucks, nicht immer aber die Eleganz, die sonst seinem 
französischen Stil nachgerühmt wird. Redewendungen wie 
Satzbau zeigen nur zu viel Verwandtschaft mit dem deutschen 
Amtsstil. Die Herausgeber haben sich darauf beschränkt, mit 
Unterstützung Herrn Dr. Stollreithers zweifellose sprachliche 
Irrtümer zu beseitigen und die äußere Anordnung der inne- 
ren Entwickelung anzupassen; von sachlichen Bemerkungen 
oder Berichtigungen sahen sie im allgemeinen ebenso ab, 
wie es seinerzeit bei der Herausgabe der Denkwürdigkeiten 
über die auswärtige Politik geschehen ist. 1 ) Sie glaubten, 
die für das Verständnis Montgelas' wünschenswerte Einfüh- 
rung, Erläuterung und Ergänzung würde am pietätvollsten 
geboten werden mit einer einleitenden Skizze über die Ent- 
stehung des modernen Staates in Bayern. Diese soll nicht 
auf die von Montgelas berichteten Gegenstände beschränkt 
werden, auch nicht auf die von Montgelas geleiteten Mini- 
sterien, sondern sich ebensoweit erstrecken, als der Einfluß 
des Ministerpräsidenten reichte, über die gesamte innere 
Regierung. 

') Versehen in der Datierung von Aktenstücken wurden jedoch verbessert. 
München, Pfingsten 1908. 

G. Laubmann u. M. Doeberl. 
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Die Entstehung des modernen Staates in Bayern. 

Von 

M. Doeberl. 

Der politische Anschluß Bayerns an Napoleon I. hat in dem 
Jubiläumsjahre 1906 verschiedene Stimmungen ausgelöst Ober die 
Bedeutung der Erhebung Bayerns zum Königreich dagegen sind 
wir mit den Zeitgenossen einig: es war einer der folgenschwersten 
Akte in der 1400jährigen Geschichte Bayerns. 

Die Bedeutung der Erhebung Bayerns zum Königreich liegt 
weniger in der Rangerhöhung als vielmehr in der Erwerbung der 
vollen Souveränität. 

Mit Hilfe der neuen Souveränität vollzog sich ein tiefgehender 
Wandel: es entstand der moderne Staat auf politischem, wirt- 
schaftlichem, sozialem, kirchlichem und geistigem Gebiete — nach 
dem Vorbilde des streng zentralisierenden Frankreichs, das damals, 
im Gegensatz zu dem reaktionären Kaiserstaat an der Donau, als 
das Land des politischen Fortschritts galt. 

Die nachhaltigste Wirkung der Souveränität war die Über- 
windung des feudalen oder Patrimonialstaates. 1 ) 

Bisher war die Quelle aller Hoheitsrechte im Reiche, auch in 
Bayern, der Kaiser: der bayerische Landesherr übte wohl eine Viel- 
zahl von Regierungsrechten, man kann sagen alle wesentlichen Hoheits- 
rechte aus, aber kraft kaiserlicher Belehnung; diese hat ihm erst den 

>) Zum Folgenden vgl. K. v. Amira, Zur Erinnerung an den 1. Januar 1806 in: 
Süddeutsche Monatshefte 1906. — Von zusammenfassenden Darstellungen erwähne 
ich ein für allemal Perthes, Politische Zustände und Personen in Deutschland zur 
Zeit der französischen Herrschaft (1861); Kluckhohn, Bayern unter dem Ministerium 
Montgelas in: Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1875 Nr. 127 ff. Vgl. auch Treitschke, 
Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert Bd. II» S. 336 ff.; Heigel, Allg. D. Biographie 
s. v. Montgelas; Riezler, Das glücklichste Jahrhundert bayerischer Geschichte (1906); 
Bitterauf, Bayern als Königreich 1806-1906 (1906). 



Digitized by Google 



X 



Rechtstitel für die Ausübung seiner Befugnisse verliehen. Auf Grund 
der neuen Souveränität dagegen ist der Landesherr im Besitze sämt- 
licher Hoheitsrechte und übt sie nicht mehr kraft Übertragung durch 
den Kaiser, sondern aus eigenem Rechte. 

Bisher konnte der Landesherr wegen Mißbrauchs der Amts- 
gewalt von seinen Untertanen bei den Reichsgerichten belangt, konnte 
sogar geächtet und entsetzt werden; auch sollten die Landesgesetze 
nicht in Widerspruch geraten mit den absolut gebietenden oder den 
absolut verbietenden Bestimmungen der auf den Reichstagen zustande 
gekommenen Reichsgesetze; der Kaiser besaß, wie im übrigen Reiche, 
so auch in Bayern noch besondere Reservatrechte. Fortan dagegen 
war der Landesherr von der beschränkenden und kontrollierenden 
Wirksamkeit der Reichsinstanzen, des Kaisers, des Reichstags, des 
Reichskammergerichtes, befreit, waren daher auch die so dringenden 
zeitgemäßen Reformen möglich ohne einen Rekurs der Vertreter alter, 
abgelebter Mächte an die Reichsinstanzen. 

Ehedem wurde das Fürstentum von seinem Träger wie ein 
privates Familiengut, das nur seinem Nutzen diene, betrachtet und 
behandelt, wurden Land und Leute und Hoheitsrechte geteilt, ver- 
pfändet, veräußert; auch waren Hof- und Staatsverwaltung vereinigt 
In vielen Einzelheiten war diese privatrechtliche Auffassung vom 
Fürstentum schon in der Zeit des Territorialstaates erschüttert worden. 
Aber völlig überwunden wurde sie erst jetzt Jetzt wird nicht bloß 
die Unteilbarkeit des Fürstentums und die Erbfolge nach dem Rechte 
der Erstgeburt erneuert, jetzt wird ausdrücklich auch die Unver- 
äußerlichkeit der Staats- und Kammergüter, der Kammergefälle und 
Hoheitsrechte wie die Inkameration heimfallender Lehen verfassungs- 
mäßig festgelegt, ebenso die Trennung zwischen Hof- und Staats- 
verwaltung, zwischen Staatsvermögen und fürstlichem Privatvermögen, 
zwischen Staatsschulden und fürstlichen Privatschulden; der König 
erscheint mehr als Verwalter denn als Eigentümer der öffentlichen 
Einkünfte. Um den öffentlichrechtlichen Charakter zu wahren, sind 
ihm auch in seinen Regierungsanordnungen Schranken gezogen: der 
König ist für seine Person unverantwortlich, aber seine Regierungs- 
akte bedürfen der Gegenzeichnung des verantwortlichen Ministers. 
Im Zusammenhang damit schreitet man in der Konstitution vom 
1. Mai 1808 — zum erstenmal wieder seit den Tagen des agilol- 
fingischen Herzogtums — zur Kodifikation des geltenden Staatsrechtes; 
dem Patrimonialstaate hatte entsprechend seinem halb privatrechtlichen 
Charakter eine solche Kodifikation gefehlt. 
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In öffentlich-rechtlichem Interesse wird auch die Regent- 
schaftsfrage geregelt. Die Regentschaft tritt ein, wenn der König 
minderjährig (unter 18 Jahre alt) ist oder durch Krankheit an der 
Regierung verhindert wird; sie wird von dem nächsten Agnaten aus- 
geübt, wenn nicht der Vorgänger in der Regierung letztwillig zu- 
gunsten eines anderen männlichen Mitgliedes des königlichen Hauses 
verfügt hat; die Amtshandlungen des Regenten, wie Verleihung von 
Ämtern und Lehen, haben nur einen provisorischen Charakter. In 
öffentlich-rechtlichem Interesse sind, zu einem guten Teil wenigstens, 
selbst die Hausgesetze abgefaßt: der Ansbacher Rezeß vom 12. Ok- 
tober 1796, das Familienstatut vom 28. Juli 1808, das Familienstatut 
vom 18. Januar 1816. 

Mit der neuen Souveränität, mit der Idee des modernen Staates 
vertrug sich die Mitregierung einzelner Stände, die sich auf 
Privilegien (Freibriefe) gründete und bis zur eigenen Finanzverwaltung 
erstreckte, keineswegs. Eine Unterdrückung derselben war unver- 
meidlich. Die tatsächlichen Verhältnisse im landständischen Leben 
Bayerns haben diese Maßregel beschleunigt. 1 ) 

Es gab Landesteile mit landständischer Verfassung, wie Alt- 
bayern, das Herzogtum Neuburg und das Herzogtum Berg, und 
Landesteile, welche die landständische Verfassung wohl gehabt, aber 
inzwischen verloren hatten, wie das Fürstentum der oberen Pfalz. 
Aber auch in den Landesteilen, wo die landständische Verfassung 
formell noch fortbestand, war sie tatsächlich halb außer Tätigkeit 
gesetzt, wie z. B. in Altbayern. Seit dem Jahre 1669 fand hier kein 
Landtag mehr statt. Die Landschaftsverordnung, welche die noch 
vorhandenen landständischen Befugnisse ausübte, erneuerte sich durch 
Selbstergänzung, ohne Mitwirkung der landständischen Auftraggeber, 
war halb verfassungswidrig. Die Landschaftsverordneten setzten über- 
dies den inneren Reformen grundsätzlich Widerstand entgegen, be- 
kämpften nicht bloß die Säkularisation, sondern auch die Steuer- 
und Agrarreformen. Sie vertraten nicht mehr, wie in der besten Zeit 
der Landschaft, die Wohlfahrt aller Landesbewohner, sondern trieben 
immer ausschließlicher Klassenpolitik oder hatten lediglich ihr und 



l ) Zum Folgenden vgl. u. a. Mussinan, Bayerns Gesetzgebung (1835); Frey- 
berg, Rede zum Andenken an den verewigten Staatsminister M. Grafen von Montgelas 
(1839); Lerchenfeld, Geschichte Bayerns unter König Maximilian Joseph I. (1854); 
Seydel, Bayer. Staatsrecht Bd. I (18%); O. von Reinhardstöttner, Beitrage zur Ge- 
schichte der bayer. Verfassungsurkunde (1906). Auf die ausgedehnte Flugschriften- 
literatur kann ich hier nicht eingehen. 
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ihrer Familien Interesse im Auge. Die landstflndische Verfassung 
war überhaupt nicht mehr zeitgemäß; namentlich zwischen der teil- 
weisen Steuerbefreiung der Landstände und zwischen der Steuer- 
bewilligung durch Angehörige eben dieser Privilegierten sahen die 
Zeitgenossen einen klaffenden Widerspruch. Unter dem Einfluß der 
französischen Revolution übte die öffentliche Meinung in zahlreichen 
Flugschriften Kritik an all diesen Mängeln: die einen bestritten die 
Daseinsberechtigung der Landschaft überhaupt, verlangten eine mo- 
derne Konstitution mit einer Vertretung des ganzen Volkes; die anderen, 
darunter Mitglieder des Adels, forderten Einberufung eines allgemeinen 
Landtags zur Reform der landständischen Verfassung; letzterer Ge- 
danke fand Boden selbst in Regierungskreisen. 

Montgelas war im Grunde gegen die landständische Verfassung 
überhaupt, selbst gegen eine verbesserte Auflage derselben, wenn er 
auch über die Frage der Berufung eines Landtags Gutachten aus- 
arbeiten und Beratungen einleiten ließ oder gelegentlich von einer 
Reform der Landschaft mit einem Zweikammersystem und einer Ver- 
tretung der Bauernschaft sprach; er sah in ihr nur ein Hemmnis der 
Entfaltung der Staatskräfte. Mit Hilfe des Geheimen Rates erreichte 
er, daß die Einberufung des Landtags hinausgeschoben wurde — bis 
zur Erhebung Bayerns zum Königreich. Die damit gewonnene 
Souveränität gab der bayerischen Regierung die „Berechtigung und 
den Mut" zur Aufhebung der landständischen Verfassung. Der eine 
der drei Stände, der Prälatenstand, war ohnehin bereits im Zusammen- 
hang mit der Säkularisation verschwunden. Am 8. Juni 1807 erschien 
ein königliches Edikt, das jegliche Befreiung von öffentlichen Lasten, 
namentlich der Grundsteuer, aufhob und den Grundsatz der gleich- 
mäßigen Besteuerung ohne Berücksichtigung des Standes zur An- 
erkennung brachte, das zugleich der Landschaftsverordnung das Recht 
der Steuererhebung und Steuerverwaltung nahm. Damit war die Axt 
gelegt an die landständische Verfassung. Die Konstitution vom 1. Mai 
1808, die, einem Wunsche Napoleons gemäß, der Verfassung des 
Königreichs Westfalen nachgebildet 1 ) wurde, konnte den letzten Rest 
derselben beseitigen. 

Die nämliche Verfassung tat auch den ersten Schritt zu einem 
staatsrechtlich geordneten Anteil des Volkes an der Regierung des 

>) Doch ist sie keineswegs bloß Kopie, sie tragt vielmehr den besonderen baye- 
rischen Verhaltnissen Rechnung und faßt vielfach nur zusammen, was bereits vorher 
in Einzelverordnungen bestimmt worden war. Zentner hatte schon 1806 dem Minister 
einen Verfassungsentwurf vorgelegt; damals hatte Montgelas noch Bedenken geäußert. 
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Landes, wenn auch noch in recht bescheidenen Formen; sie schuf 
nämlich nach westfälischem Vorbilde die sogenannte Nationalreprä- 
sentation (mit Einkammersystem und jährlicher Tagung). Sie sollte 
sich aus je 7 Deputierten der einzelnen Kreise zusammensetzen, die nach 
einem indirekten, freilich sehr komplizierten Wahlverfahren aus den 
höchstbesteuerten Grundeigentümern, Großindustriellen und Großkauf- 
leuten zu wählen waren; in diesen Ständen erblickte die Regierung 
die verlässigsten Stützen der Gesellschaft und des Staates, weil sie 
nach ihrer Ansicht an der Erhaltung des bestehenden Zustandes am 
meisten interessiert waren. 

Diese Nationalrepräsentation konnte die Wünsche des Volkes 
nicht befriedigen, weder in Bezug auf ihre Zusammensetzung noch auf 
ihre Befugnisse. Man nahm Anstoß, daß das Wahlrecht auf die höchst- 
besteuerten Klassen beschränkt blieb, der zahlreichste Stand, die Bauern- 
schaft, von dem Besitze der politischen Rechte ausgeschlossen wurde. 
Man nahm ebenso Anstoß an der ausschließlichen Gesetzesinitiative 
der Krone, der Behinderung der Diskussionsfreiheit im Plenum, der 
königlichen Ernennung des Direktoriums. Selbst diese National- 
repräsentation, die nicht den bescheidensten Ansprüchen der Zeit ge- 
nügte, ist niemals ins Leben getreten, ebensowenig wie die in der 
Verfassung vorgesehenen Kreisdeputationen. Die Ausführung schei- 
terte nach den Angaben Montgelas' an den kriegerischen Verwicke- 
lungen und den territorialen Auseinandersetzungen der folgenden Jahre, 
welche die Vereinigung aller Kräfte und Rechte des Staates in einer 
Hand notwendig gemacht hätten. Von anderer Seite wurde die Scheu 
des Ministers vor einer offenen Darlegung der Finanzlage als Grund 
angeführt Es ist aber auch möglich, daß selbst diese so bescheidene 
Vertretung einem Montgelas, der im Sinne des fürstlichen Absolutis- 
mus groß geworden, ein zu weitgehendes Zugeständnis an den Geist 
der Zeit war; Montgelas hielt den Deutschen für das Repräsentativ- 
system nicht geeignet, wohl für bürgerliche, nicht aber für politische 
Freiheit reif; er vermißte das unerläßliche Maß politischer Bildung 
und Erziehung. Noch im Jahre 1818 hat er geäußert: „Erst wenn 
durch Provinzialversammlungen einige politische Bildung erzeugt war, 
die ich für notwendig halte und die nicht da war, hätte ich die Ver- 
fassung ins Leben gerufen, die aus ihren Beratungen hervorgegangen 
wäre." 1 ) 



') Julie von Zcrzog, Briefe des Staatsminlsters Grafen von Montgelas, 
p. XII f. 
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Aber immerhin war mit der Aufhebung der Landschaft das Feld 
für eine zeitgemäßere Einrichtung freigemacht. Die Konstitution vom 
Jahre 1808 ist mit den ihr folgenden organischen Edikten die Grund- 
lage der Verfassung vom Jahre 1818 geworden; diese ist, wie schon 
die Zeitgenossen betonten, aus jener hervorgegangen. Und schon jetzt 
waren in der Verfassung von 1808 die wichtigsten Grundrechte des 
Volkes gesichert: Aufhebung aller Privilegien, Gleichheit aller Unter- 
tanen vor dem Gesetze, gleiche Verpflichtung aller Staatsbürger zu 
den öffentlichen Lasten und zum Heerdienst, gleicher Zutritt zu allen 
Staatsämtern, Sicherheit der Personen und des Eigentums, Gewissens- 
freiheit, Freiheit der Presse, Unabhängigkeit der Justizpflege u. a. Ver- 
mißt wird etwas, was bereits in der westfälischen Verfassung zuge- 
standen war: Öffentlichkeit der Rechtsprechung und Geschworenen- 
gerichte. 

Mit der Aufhebung der landständischen Verfassung war der 
Dualismus des Territorialstaates, namentlich im Finanzwesen, über- 
wunden und damit ein wichtiger Schritt zu einer anderen Grund- 
forderung des modernen Staates, zur Staatseinheit, getan. 

Diese Staatseinheit war auch ein leitender Regierungsgrundsatz 
bei der Reform der Behördenorganisation und der politischen 
.Neueinteilung des Landes. 1 ) 

Das bayerische Staatsgebiet, wie es sich in der napoleonischen 
Zeit bildete, setzte sich zusammen: aus den alten Fürstentümern des 
wittelsbachischen Hauses, Altbayern, Oberpfalz und Neuburg, aus den 
säkularisierten geistlichen Fürstentümern und mediatisierten Reichs- 
städten des Reichsdeputationshauptschlusses vom Jahre 1803, aus den 
im Preßburger Frieden 1805 erworbenen Besitzungen des Hauses Habs- 
burg, aus den Gebieten der durch die Rheinbundakte 1806 mediati- 
sierten Fürsten, Grafen und Herren, aus den 1806 und 1810 erworbenen, 
ehemals preußischen Markgrafschaften Ansbach und Bayreuth. 

Das bayerische Staatsgebiet setzte sich also aus einer Vielzahl 
von Territorien und Provinzsplittern zusammen mit verschiedenen 
Stammesarten, mit den verschiedensten historischen Erinnerungen, mit 
den verschiedensten Verfassungen. Selbst in Altbayern war die ehe- 
mals wohlgeordnete Behördenorganisation längst in Verfall geraten, es 
fehlte auch hier an der nötigen Einheit. Eine der ersten und vor- 
nehmsten Aufgaben, die sich Montgelas stellte, stellen mußte, war die 
Begründung der Staatseinheit. „Cest toujours l'execution de la grande 



») Zum Folgenden vgl. namentlich Seydel, Bayer. Staatsrecht Bd. I S. 107 ff. 
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idee de centraliser le royaume* schrieb der österreichische Gesandte Graf 
Friedrich Lothar von Stadion. 1 ) 

Die für einzelne Landesteile bestehenden Regierungen oder 
Ministerien wurden beseitigt und die Verwaltung des ganzen Landes 
Ministerien unterstellt, deren Wirkungskreis (departement, ressort) nicht 
nach örtlichen Gesichtspunkten, sondern nach dem Realsystem um- 
schrieben war.») Zugleich wurde mit dem kollegialen Charakter der 
Zentralbehörden gebrochen, wurde der Minister jetzt wirklicher Chef 
des gesamten ihm unterstellten Verwaltungszweiges: er regierte bureau- 
mäßig. Der Minister war aber auch für die genaue Ausführung der 
landesherrlichen Weisungen wie für jede Verletzung der Verfassungs- 
gesetze dem König verantwortlich. 

Das Dekret vom 25. Februar 1799 schuf vier solcher Fach- 
ministerien oder Departements: für die auswärtigen Angelegenheiten, 
die Finanzen, den Kultus und die Justiz. Die Abgrenzung war freilich 
in Rücksicht auf die bestehenden Verhältnisse und die noch herrschen- 
den Vorurteile zu wenig folgerichtig, aber schon durch das Dekret 
vom 26. Mai 1801 wurde sie verbessert. Durch das Dekret vom 29. Ok- 
tober 1806 wurde die Polizei von der Justiz getrennt, mit dem Kultus- 
departement verbunden und dieses in ein Ministerium des Innern ver- 
wandelt. Durch die Konstitution vom Jahre 1808 erhielt die Mini- 
sterialverfassung eine neue, die letzte durchgreifende Änderung. Seitdem 
bestanden fünf Fachministerien: das des Äußern, der Finanzen, 
der Justiz, des Innern und des Krieges. 9 ) Die Leitung des letzteren 
Ministeriums behielt sich der König — und zwar nicht bloß nominell, 
sondern auch tatsächlich — zunächst selbst vor und ließ sich durch einen 
Staatssekretär, der lediglich seine Anordnungen auszuführen hatte, 
vertreten; erst im Jahre 1814 wurde der bisherige Staatssekretär wirk- 
licher Minister. Im Laufe der Jahre 1808 und 1809 wurden die ein- 
zelnen Ministerien oder Departements nach ihren Verwaltungszweigen 
in Sektionen mit je einem Sektionsvorstande an der Spitze zerlegt; 
seit 1810 wurde die Bedeutung der Sektionen durch die Departements- 
sitzungen zurückgedrängt, die unter dem Vorsitze des zuständigen 
Ministers, meist aber (eine Folge der Kumulation von Ministerien in 



>) Archiv f. öst. Gesch. Bd. 63 S. 180. 

») Anfange zum Realsystem lagen aber schon in der Departementseinteilung 
der Geheimen Konferenz, wie sie unter Karl Albert organisiert worden war. 

') Vorübergehend war an die Stelle des 1799 aufgehobenen Hofkriegsrates 
das Oberkriegskollegium, dann der Kriegsjustiz- und Kriegsökonomierat, dann das 
geheime Kriegsbureau getreten. 
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der Person Montgelas') eines Generaldirektors tagten. Im Zusammen- 
hange mit den Sektions- und Departementssitzungen kehrte man auch 
zur kollegialen Beratung zurück. 

Über all diesen Ministerien stand nominell der König, tatsächlich 
der .dirigierende Minister", Graf von Montgelas. In ihm war das 
Zentralsystem des Staates verkörpert: ursprünglich nur Ressortminister 
für die auswärtigen Angelegenheiten, übernahm er 1805 das Ministerium 
des Innern, das damals auch die Kirchen- und Schulangelegenheiten 
umspannte, 1809 das der Finanzen, das er vorübergehend schon 1803 
bis 1806 inne gehabt hatte, und ließ auch in den übrigen Ministerien 
(Justiz- und Kriegsministerium) keinen Verwaltungsakt von politischer 
Bedeutung ohne seine Mitwirkung vollziehen; durch die Konstitution 
vom Jahre 1808 wurde die Vereinigung mehrerer Ministerien in einer 
Person ausdrücklich für zulässig erklärt. Gegen die Vereinigung der 
drei Ministerien sprachen schwere Bedenken: die Unmöglichkeit, daß 
ein einzelner so verschiedenartige Verwaltungszweige wirklich beherr- 
schen und überwachen konnte, die Gefahr eines Willkürregiments, zu 
der eine solche Machtansammlung in einer Hand verführen konnte. 
Aber für den Augenblick hatte die Vereinigung doch auch manchen 
Vorteil: sie steuerte den bisher im Schwange befindlichen Ressort- 
streitigkeiten, sie erhöhte in entscheidungsvollen Augenblicken die 
Aktionsfähigheit der Regierung. Übrigens führte Montgelas die Ver- 
waltung der Ministerien derart, daß jeden Augenblick wieder eine 
Trennung eintreten konnte. 

Seit dem Jahre 1809, seitdem es, abgesehen vom Kriegsmini- 
sterium, nur noch zwei Minister gab, traten diese nur ausnahmsweise 
zu einem Ministerrate oder, wie er früher, in der Zeit des Terri- 
torialstaates, hieß, der Geheimen Konferenz zusammen. Was ehe- 
dem Ausnahme war, wurde jetzt Regel: die landesherrlichen Ent- 
schließungen ergingen auf Grund von Sondervorträgen der Minister; 
die Angelegenheiten der auswärtigen Politik waren ohnehin schon 
seit dem Regierungsantritte Maximilians IV. (I.) der Geheimen Kon- 
ferenz entzogen. 

Dagegen wurde jetzt der Geheime Rat, aus dem die Geheime 
Konferenz herausgewachsen war, zu neuem Leben erweckt. Das ge- 
schah durch das Dekret vom 25. Februar 1799: der Geheime Rat, der 
Vorläufer unseres heutigen Staatsrates, sollte aus den Ministern der 
Finanzen, der Rechtspflege und Polizei, des Kultus und aus den vor- 
tragenden Räten bei diesen drei Departements bestehen; den Vorsitz 
führte der jeweilig älteste Minister, das Protokoll ein besonderer 
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Geheimsekretär. Die Zuständigkeit erstreckte sich über alle möglichen 
Gebiete; nur die politischen und die militärischen Angelegenheiten, 
dann die Gnadensachen und die Ernennungen und — was gerade 
heute der vornehmste Wirkungskreis des Staatsrates ist — die Gesetze 
und Verordnungen wurden ihm ausdrücklich entzogen. Die Absicht, 
die Montgelas mit der Institution verband, den Willkürlichkeiten der 
obersten Verwaltungsstellen und dem Ressortpartikularismus zu steuern, 
wurde nicht erreicht, konnte bei dem Umfange des Wirkungskreises 
und der Art der Zusammensetzung des Geheimen Rates nicht erreicht 
werden. Die Konstitution vom Jahre 1808 und das organische Edikt 
vom 4. Juni des nämlichen Jahres gaben dem Geheimen Rate nach 
westfälischem Vorbilde eine neue Verfassung. Er sollte aus den Mi- 
nistern und besonders ernannten Geheimen Räten (mindestens 12, 
höchstens 16) zusammengesetzt sein und unter dem Vorsitze des 
Königs, des Thronerben oder des ältesten Ministers tagen. Sein Wir- 
kungskreis wurde beschränkt, ihm aber gerade die Beratung der Gesetze 
und „Hauptverordnungen" und des Budgets zugewiesen. Er sollte 
aber nicht bloß oberste beratende Körperschaft, sondern auch, unserm 
Verwaltungsgerichtshof vergleichbar, oberste erkennende Stelle in 
Verwaltungsrechtssachen und Zuständigkeitsstreitigkeiten sein; eben- 
so mußte er vor der Einleitung des gerichtlichen Verfahrens gegen 
Beamte, nach einer späteren Verordnung auch vor der königlichen 
Verleihung des Indigenates gehört werden. Zahlreiche Gesetze und 
Verordnungen wurden in der Folgezeit im Schöße des Geheimen Rates 
beraten und erhielten hier ihre endgültige Redaktion. Aber der oberste 
Zweck der Institution wurde, wie Montgelas selbst zugab, auch jetzt nicht 
erreicht: die Geheimen Räte übten aus Ersparnisgründen nach wie 
vor ihr Amt nur im Nebenberufe, saßen als Räte in den Ministerien, 
entwarfen hier vielfach im Auftrage ihrer Minister die Grundzüge für 
die Gesetze und Generalverordnungen, waren also an der Annahme 
dieser Grundzüge im Geheimen Rate von vornherein interessiert. 
Daran und an der Anwesenheit der Minister krankte der Geheime 
Rat und krankt sein Nachfolger, der Staatsrat, bis zum heutigen Tage. 
Eine streng unparteiische Prüfung der Gesetzesentwürfe war unter 
diesen Verhältnissen unmöglich, der Geheime Rat blieb an wirklicher 
Bedeutung weit hinter den Ministerien zurück, seine Beratung war 
vielfach nur eine Formalität. Eingeweihte wollen wissen, daß es in 
dem heutigen Staatsrat nicht anders sei. 

Die aus der Zeit des Territorialstaates stammenden Kollegien, 
die bisher in der Hauptstadt wie an den Mittelsteilen bestanden hatten, 

Montgelit, Compte rendu. II 
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sind nacheinander eingegangen: die Hofkammer, die Kommerz-, Münz-, 
Bergwerks- und Forstkollegien, der Medizinalrat, der Hofkriegsrat, der 
Geistliche Rat, das Zensurkollegium, die Regierungen; letztere wurden 
zu bloßen Gerichtshöfen (Hofgerichte, Appellgerichte). Es blieb nur 
die Oberlandesregierung, aber auch diese wurde in eine General- 
landesdirektion mit besonderen Deputationen für die meisten Zweige 
der inneren Verwaltung, die bisher den genannten Kollegien zu- 
gewiesen waren, umgewandelt Nach ihrem Muster wurden für die 
Oberpfalz (einschließlich Sulzbachs) und Pfalz-Neuburg besondere 
Landesdirektionen geschaffen. Dazu kamen dann später infolge 
der Neuerwerbungen die Landesdirektionen von Würzburg, Bamberg 
und Ulm. 

Die Generallandesdirektion nahm eine Zwitterstellung zwischen 
Zentral- und Mittelbehörde (für Altbayern) ein, die Landesdirek- 
tionen waren bloße Mittelbehörden. Die Konstitution vom Jahre 1808 
brachte im Interesse der Staatseinheit eine neue räumliche Ein- 
teilung: die Provinzen, die inzwischen durch die Erwerbung Tirols 
und Ansbachs auf sieben gewachsen waren, verschwanden, das Reich 
wurde nach französischem Muster in eine Mehrzahl von Kreisen ein- 
geteilt, ohne Rücksicht auf die historische Vergangenheit, lediglich 
nach geographischen und statistischen Gesichtspunkten; die Zahl wie 
die Namen dieser Kreise haben in der Folgezeit gewechselt (zuerst 
15, später 9). Gleichzeitig damit wurden die Sonderverfassungen der 
einzelnen Gebietsteile aufgehoben, das ganze Königreich nach völlig 
gleichen Verwaltungsgrundsätzen regiert, während z. B. Preußen noch 
immer als ein „Föderativstaat" galt. 

Im Zusammenhang mit der räumlichen Neueinteilung wurden 
die Generallandesdirektion und die Landesdirektionen aufgelassen, an 
ihre Stelle 1 ) traten nach der Instruktion vom 17. Juli 1808 als Mittel- 
behörden für je einen Kreis die Generalkommissariate mit einem 
anfänglich ziemlich beschränkten, erst später erweiterten») Wirkungs- 
kreis, gebildet aus einem Generalkommissär, einem Kanzleidirektor 
und einer Mehrzahl von Räten; die großen Handels- und ehemaligen 
Reichsstädte Augsburg und Nürnberg wurden in die Kreisverfassung 
nicht aufgenommen, sondern Lokalkommissären unterstellt. Die wich- 



') Die Funktionen der Generallandesdirektion als Zentralbehörde gingen auf 
die Ministerien und deren Sektionen Über. 

») So wurden durch die Verordnungen vom 7. (16.) Oktober 1810, 6. September 
und 2. Oktober 1811, 6. August 1815 die Ministerien zugunsten der General- 
kommissariate entlastet 
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tigeren Gegenstände sollten kollegial beraten werden ; die Zahl dieser 
„Deliberativgegenstände" ist mit der Zuständigkeit der Generalkommis- 
sariate gewachsen. Die Generalkommissäre hatten in jedem Jahre 
einen Teil ihrer Kreise zu bereisen und über ihre Beobachtungen an 
den Hof zu berichten; neben diesen Teilberichten mußten sie einen 
jahrlichen Generalbericht über den Stand der Bevölkerung, der Land- 
wirtschaft und der Industrie einsenden. Die Generalkommissariate 
waren die Vorläufer der heutigen Kreisregierungen ; freilich war damals 
nach dem Vorbilde der Zentralbehörden die Finanzverwaltung getrennt, 
ein Dekret vom 8. August 1808 schuf für jeden Kreis eine besondere 
Finanzdirektion mit einem Direktor und zwei Räten. Die Regierung 
glaubte (nach der Darstellung Montgelas') sich auf diesem Wege die 
Überwachung zu erleichtern und zugleich einer allzugroßen Macht- 
ansammlung der Generalkommissäre wie Zuständigkeitsstreitigkeiten 
zwischen den Oberaufsichtsbehörden vorzubeugen. 

Schon vorher, noch in der Zeit der Landesdirektionen, waren 
die früheren Regierungen zu Gerichtshöfen umgewandelt und damit 
in der sachlichen Zuständigkeit der Mittelbehörden ein Schritt von 
dauernder Bedeutung gemacht worden, indem, einer Forderung der 
Aufklärungszeit entsprechend, die Justiz von der Verwaltung getrennt 
wurde. 

In den Außenbehörden ist der Forderung nach Teilung der 
Gewalten noch nicht stattgegeben worden, hier blieben Justiz und 
Verwaltung vereinigt, angeblich aus finanziellen Gründen und wegen 
der Schwierigkeit der sachlichen Abgrenzung. Aber immerhin wurde 
durch die kurfürstliche Verordnung vom 24. März 1802 mit der Ver- 
schiedenartigkeit der Außenbehörden aufgeräumt, trat an die Stelle 
des Landgerichtes, des Pflegegerichtes, der Pflege das einheitliche 
Landgericht 1 ) mit einem Landrichter, einem Aktuar und einem 
Gerichtsdiener. Dazu kamen später, da manche Landgerichte zu groß 
waren, ein oder mehrere Assessoren; wieder später unterschied man 
drei Klassen von Landgerichten: solche mit einem Assessor, solche 
mit einem Aktuar, solche mit einem vereidigten Schreiber. Ebenso 
wurden für die Einnahme und Verrechnung der Staatsgefälle einheit- 
liche Rentämter mit einem Rentbeamten, aber, wie in mancher Flug- 
schrift gerügt wurde, ohne zweiten (Kontroll-)Beamten geschaffen. 
Auch Umfang und Sitz der Landgerichte und der Rentämter wurden 

') Ein zeitgenössischer Landrichter, Reingruber, hat im Jahre 1814 eine treff- 
liche Schilderung von dem .Wirkungskreis eines bayerischen Landgerichts* ent- 
worfen. 

II* 
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den Interessen der Landesbewohner mehr angepaßt. Ebenso wurde 
die äußere Forstverwaltung einheitlich organisiert. 

Eine andere Zeitforderung wäre die Aufhebung der grund herr- 
lichen Gerichte oder Hofmarksobrigkeiten gewesen, die wie Fremd- 
körper die staatliche Wirksamkeit unterbrachen. 1 ) Montgelas konnte 
sich in Rücksicht auf die wirtschaftliche Existenz des Adels wie auf 
die Finanzlage des Staates zu dieser Maßregel noch nicht entschließen, 
die grundherrliche Obrigkeit sollte erst im Jahre 1848 fallen. Aber 
immerhin sprach das organische Edikt den Grundsatz aus : „Die Justiz 
kann in Unserem ganzen Königreich nur von den von Uns neu organi- 
sierten oder bestätigten Gerichtshöfen in Unserem Namen, nach 
Unseren Gesetzen und Vorschriften verwaltet werden." In diesem Sinne 
hat Montgelas die Staatsaufsicht verschärft, die grundherrliche Gerichts- 
barkeit und die damit verbundene Polizei einheitlich geregelt und 
enger begrenzt. Das geschah durch zwei Deklarationen aus dem 
Jahre 1808. Die Deklaration vom 8. September 1808 beschränkte die 
grundherrliche Gerichtsbarkeit auf jene Hofmarksherren, die dieses 
staatliche Hoheitsrecht schon bisher und zwar unbestritten ausgeübt 
hatten, den örtlichen Umfang der gutsherrlichen Gerichtsbezirke auf 
jene Hofmarksuntertanen, die nicht mehr als vier Stunden vom 
Hofmarksgericht entfernt saßen, die sachliche Zuständigkeit auf die 
nicht streitige Gerichtsbarkeit, die Eintreibung der rückständigen 
Leistungen der Grunduntertanen, die Strafrechtspflege bis zu zwei 
Tagen Haft und fünf Gulden Geldstrafe. Die nämliche Deklaration 
überließ die Ausübung der Gerichtsbarkeit entweder dem Hofmarks- 
herrn oder einem Hofmarksbeamten, verlangte aber in beiden Fällen 
die Erfüllung einer Vorbedingung, die Ablegung einer staatlichen 
Prüfung. Sie machte endlich den Hofmarksherrn für die Amtshand- 
lungen des Hofmarksbeamten verantwortlich und drohte im Falle eines 
Mißbrauchs mit dem Verluste der Gerichtsbarkeit. Eine Deklaration 
vom 28. Juli 1808 beschäftigte sich mit der grundherrlichen Polizei: 
sie beließ den Grundherren die Ortspolizei, nahm ihnen aber das 
Recht der Überwachung der Zünfte wie der Verleihung gewerblicher 

>) Die spater zu besprechende Säkularisation machte allerdings, wie der geist- 
lichen Kurie der Landschaft (Prälatenstand), so auch den geistlichen Herrschaften 
und Hofmarken ein Ende. Aber die Rheinbundakte verbürgte den medlarjsierten 
Fürsten und Grafen die Hoheitsrechte, die sie nicht selbst zu den wesentlichen Be- 
standteilen der Souveränität rechnete, darunter insbesondere die mittlere Gerichts- 
barkeit und Polizei. Die bayerischen Edikte schonten nicht bloß diese Privatherr- 
schaften, sondern auch die Patrimonialgerichte des neuerworbenen landsässischen 
Adels. 
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Konzessionen; sie beließ den Grundherren die Kirchenpolizei, die 
Besetzung der Pfarreien, Benefizien und Schulen, legte ihnen aber 
die Verpflichtung auf, nur geprüfte Kandidaten dafür zu ernennen. 

Das organische Edikt vom 16. August 1812 machte freilich zur 
Entlastung der Landgerichte und — der Finanzen wieder bedenkliche 
Zugeständnisse im Sinne einer räumlichen und sachlichen Erweiterung 
der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit. 

Die Wirksamkeit der äußeren Behörden war im Territorialstaat 
nicht bloß von den Hofmarken, sondern auch von den politischen 
Gemeinden der Städte, Märkte und Obmannschaften unterbrochen 
worden. Diese Ortsgemeinden waren mit höheren Befugnissen aus- 
gestattet gewesen als heutzutage: sie besaßen nicht bloß das Recht 
der selbständigen Finanzverwaltung und Besteuerung, sondern auch 
die Polizei und selbst die Gerichtsbarkeit, die fünf Hauptstädte 
München, Landshut, Burghausen, Straubing und Ingolstadt sogar die 
hohe Gerichtsbarkeit. Gegen solche Privatherrschaften, die je nach 
ihrer Privilegierung im Besitze eines größeren oder geringeren Maßes 
öffentlicher Gewalt waren, sträubte sich der moderne Staatsbegriff Mont- 
gelas'. Die städtische Verwaltung war noch überdies verlottert; die 
Stadt- und Marktinstruktionen aus den Jahren 1670 und 1748 hatten für 
die Dauer nicht Wandel schaffen können, die unter Karl Theodor ge- 
plante Reform war nicht verwirklicht worden. Die Gebrechen des 
Gemeindewesens bestanden nach einer Äußerung der Regierung vom 
31. Dezember 1802 „vorzüglich darin, daß die Rechtspflege allenthalben 
unter dem administrativen Einflüsse der Magistrate verwaltet wurde, 
welche sich die notwendige Kenntnis des positiven Rechtes nicht ver- 
schaffen konnten; daß die Polizei nicht als Mittel zu allgemein nütz- 
lichen Zwecken, sondern vielmehr als Schutzwehr staatsschädlicher 
Privatzwecke und als eine Erträgnisquelle angesehen wurde; daß end- 
lich die öffentlichen Einkünfte größtenteils durch überzählige Magi- 
strate und Verwaltungen aufgezehrt und ihrer eigentlichen Bestim- 
mung entzogen wurden". 

Die Reformen unter dem Ministerium Montgelas setzten bei den 
Hauptstädten ein, mit den Verordnungen vom 31. Dezember 1802 und 
vom 4. Mai 1803: die Polizei und die Gerichtsbarkeit wurde den 
städtischen Magistraten genommen, erstere sollte durch einen vom 
Magistrat unabhängigen Polizeidirektor, letztere durch ein vom Magistrat 
unabhängiges Stadtgericht verwaltet werden. Die eigentlichen Ge- 
meindeangelegenheiten verblieben dem Magistrate, aber unter Auf- 
sicht eines Lokalkommissärs; dieser übte, mit Ausnahme Münchens, 
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auch die Funktionen eines Polizeidirektors. Eine Verordnung vom 
20. März 1806 dehnte die Reform auf die übrigen Stadt- und die größeren 
Marktgemeinden aus: die Gerichtsbarkeit sollte hier durch einen 
rechtskundigen Stadt- oder Marktrichter, die Polizei und zugleich die 
Aufsicht über die Verwaltung der eigentlichen Gemeindeangelegen- 
heiten durch den zuständigen Landrichter ausgeübt werden. Die 
kleineren Markt- und die Dorfgemeinden blieben von der Reform 
ausgeschlossen. Das Jahr 1808 brachte einen dritten Anlauf und dieser 
dehnte die Reform über sämtliche Gemeinden aus. Das Edikt vom 
28. Juli über die Bildung der Gemeinden und das vom 24. September 
über das Gemeindewesen unterschieden dreierlei Gemeinden: Städte 
über 5000 Einwohner, Städte und größere Märkte unter 5000 Ein- 
wohner und Ruralgemeinden (kleinere Markt- und Dorfgemeinden). 
Die Gerichtsbarkeit blieb den Gemeinden entzogen, ebenso wurde 
ihnen im allgemeinen die Verwaltung des Gemeinde- und Stiftungs- 
vermögens genommen, die übrigen Gemeindeangelegenheiten verblieben 
ihnen und für ihre Verwaltung wurden folgende Organe bestellt: 
als Gemeindevorsteher in den Städten erster Klasse ein vom Mini- 
sterium des Innern ernannter Polizeidirektor, als Vertreter der Gemeinde 
daselbst ein von der Gemeinde indirekt gewählter Munizipalrat; als 
Gemeindevorsteher in den übrigen Stadtgemeinden ein vom Muni- 
zipalrat vorgeschlagener und vom Generalkommissär bestätigter Bürger- 
meister, als Vertreter der Gemeinde daselbst ein von der Gemeinde 
direkt gewählter Munizipalrat; als Organ der Landgemeinde ein von 
der Gemeinde vorgeschlagener und vom Landrichter bestätigter Vor- 
steher, als Vertreter der Gemeinde die Gemeindeversammlung. Die 
Munizipalräte wie die Gemeindeversammlungen konnten nur auf Be- 
rufung und unter dem Vorsitz der Polizeibehörde beraten und vor- 
behaltlich ihrer Genehmigung beschließen. 1 ) 

Die Gemeindegesetzgebung des Ministeriums Montgelas stellte 
die unmittelbaren Beziehungen zwischen dem Staat und seinen An- 
gehörigen wieder her, sie machte zum erstenmal den Versuch an 
Stelle des örtlich verschiedenen ein gemeinsames Gemeinderecht zu 
schaffen und den Begriff der Gemeindemitgliedschaft bestimmter zu 
umschreiben. Aber positiv Lebensfähiges hat sie in dem Gemeindeedikt 
von 1808 nicht geschaffen: die Gemeindeorgane wurden zu völlig 

») Vgl. Kahr, Bayer. Gemeindeordnung Bd. I; von Pölnitz, Das Selbstverwal- 
tungsrecht der Gemeinden und die Staatsaufsicht über dieselben, Diss. Erlangen 
(1890); Tröltsch, Die bayer. Gemeindebesteuerung seit Anfang des 19. Jahrhunderts, 
1. Abt, Die bayer. Gemeindesteuerpolitik im Allg. (1891); Seydel a. a. O. 
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abhängigen Werkzeugen der Regierung, der Wirkungskreis der Ge- 
meinden wurde gänzlich eingeengt, die Staatsaufsicht war überspannt. 
Die unausbleibliche Folge war: die Gemeindemitglieder verloren das 
Interesse an dem Gemeindeleben. Das Gemeindeedikt vom Jahre 
1808 ist nicht einmal zu voller Anerkennung gebracht worden, es er- 
wies sich in der Praxis als undurchführbar; noch im Jahre 1813 war 
ein Drittel aller Städte und Märkte ohne die neue Gemeindeverfassung, 
im nämlichen Jahre wurde die weitere Durchführung des Ediktes ein- 
gestellt. Man mag die damalige Gemeindegesetzgebung damit ent- 
schuldigen, daß die Landgemeinden zur Selbstverwaltung noch nicht 
reif waren und die Befähigung selbst der Stadtgemeinden wenigstens 
angezweifelt werden konnte. Man muß aber auch hinzufügen, daß die 
bayerische Regierung bei ihrem Geiste der Zentralisation und der 
weitgehendsten Bevormundung das Wesen und den Wert wahrer 
Selbstverwaltung nicht zu erfassen vermochte, ebensowenig als die vor- 
bildliche Regierung in Frankreich und Westfalen. Montgelas sah in 
der Freiheit der Gemeindekörper ebenso wie in der ständischen Ver- 
fassung nur ein Hemmnis der Entfaltung der Staatskräfte, nichts als 
den verrotteten Rest einer mittelalterlichen Bildung, die den Staat 
in Fesseln geschlagen, nicht entlastet und unterstützt habe. »Die Kraft 
des deutschen Volkes beruht auf der Dezentralisation und der Selbst- 
verwaltung." Das ganz vom Geiste der Zentralisation und der staat- 
lichen Bevormundung durchdrungene Ministerium Montgelas war nicht 
befähigt, diesen Gedanken, der eben damals in der Steinischen Städte- 
ordnung verwirklicht worden ist, nur zu fassen, geschweige auszu- 
führen. Aber immerhin war es sein besonderes Verdienst auch hier 
veraltete und verrottete Zustände, namentlich in der Stadtverwaltung, 
beseitigt und das Feld für Schaffung einer besseren Einrichtung frei 
gemacht zu haben. Die Freimachung, die Abwehr politischer Hem- 
mungen war eine der vordringlichsten und verdienstvollsten Taten des 
Ministeriums Montgelas. 1 ) 

Im Zusammenhang mit dieser formellen Neuorganisation arbeitete 
Montgelas auch an der Begründung eines besseren Beamtentums. 
Das geschah durch die endgültige Aufhebung der Pflegenutzungen und 
damit des Instituts der Hauptpfleger, Pflegeverwalter und Pflegekom- 

») In den späteren Jahren des Ministeriums trat in der Gemeindepolitik eine 
Ähnliche Reaktion zutage wie in Bezug auf die Hofmarken: es zeigte sich eine 
Neigung, den Gemeinden nicht bloß die Verwaltung des Gemeinde- und Stiftungs- 
vermögens, sondern auch die Niedergerichtsbarkeit zurückzugeben. Letzteres ist 
aber nicht verwirklicht worden. 
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missäre, durch Aufhebung der Anwartschaften, der Käuflichkeit und 
Erblichkeit der Ämter, durch ein erneutes Verbot des Sportelunwesens, 
durch strenge Vorschriften über Studiengang, Verwaltungspraxis, Staats- 
prüfung, Dienstesqualifikation und Visitationen, durch Verwandlung der 
landesherrlichen Diener in Staatsdiener, durch Teilung der Beamten 
in Rangklassen, Einführung von Beamtenuniformen und Gründung 
des Zivilverdienstordens der bayerischen Krone, durch Sicherung der 
wirtschaftlichen Existenz der Beamten und ihrer Hinterbliebenen. 1 ) 
Das wichtigste und glänzendste, was Montgelas in dieser Beziehung 
tat, war die Dienstespragmatik vom 1. Januar 1805, die selbst für 
andere deutsche Staaten vorbildlich wirkte und noch heute die Grund- 
lage für die Rechtsverhältnisse der pragmatischen Staatsdiener Bayerns 
bildet. 

Was die materielle Seite der Staatsverwaltung betrifft, so verrät 
sich auch hier der Bruch mit dem Patrimonialstaate, die Regierung 
nach öffentlichrechtlichen Grundsätzen mit dem obersten Zwecke des 
Staatswohles, „nicht mehr nach den älteren Gesichtspunkten kirch- 
licher, finanzieller oder humanitärer Natur". Auch hier erkannte die 
Regierung, daß eine gründliche Erneuerung des Staates notwendig 
sei. „Zur Zeit," erklärte sie am 11. Februar 1800 den Landschafts- 
verordneten, „wo den Staaten große und gefährliche Revolutionen 
drohen, müssen Staatsgebrechen schnell und mit Entschiedenheit ge- 
heilt werden." 

In der Rechtspflege wurde, nachdem 1808 die Tortur abgeschafft 
worden war, der barbarische Codex criminalis Kreittmayrs durch das 
aufgeklärtere, freilich noch immer sehr strenge Strafrecht Feuer- 
bachs ersetzt (1813). Feuerbach forderte bereits die Scheidung des 
Kriminalrechtes (Verbrechen und Vergehen) von dem Polizeiunrecht 
(Übertretungen) und demgemäß neben dem Kriminalstrafrecht ein be- 
sonderes Polizeistraf recht; dieses Polizeistrafgesetzbuch blieb freilich 
Bayern noch lange vorenthalten. Jahrelang beschäftigte man sich 
mit dem Gedanken einer Neubearbeitung des gesamten geltenden 
Rechtes, namentlich des bürgerlichen, um den alten wie den neu- 
erworbenen Gebietsteilen eine Rechtseinheit zu geben. Anfangs plante 
man, einem wiederholten Wunsche Napoleons entsprechend, die Ein- 



*) Als ein typisches Beispiel des neuen Beamtentums, das zum Teil aus dem 
fortschrittlichen Uluminatenkreise berufen wurde, mag Klemens von Neumayr gelten, 
aus dessen Lebenserinnerungen Heigel in den Forsch, zur Gesch. Bayerns Bd. XV 
S. 1 ff. Mitteilungen gebracht hat. 
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führung des Code civil, wenn auch mit gewissen, den bayerischen 
Verhältnissen Rechnung tragenden Modifikationen; bereits war ein Teil 
des Entwurfes aus der Feder Anselm von Feuerbachs gedruckt. Eine 
einflußreiche Gruppe mit den Grafen Törring und Arco an der Spitze 
nahm Anstoß an den demokratischen Grundsätzen des französischen 
Rechtes; begünstigt von dem Erkalten der bayerisch-französischen 
Beziehungen erreichte sie, daß eine aus Feuerbach, Johann Adam von 
Aretin und Gönner zusammengesetzte Kommission mit der Abfassung 
eines neuen Entwurfes auf der Grundlage der Kreittmayrschen Kodifi- 
kation betraut wurde. Freilich blieb auch dieser Entwurf schätzbares 
Material, an der Meinungsverschiedenheit der zwei Richtungen schei- 
terte das Gesetzgebungswerk; das buntscheckige Bild der bayerischen 
Rechtskarte blieb bis zur Einführung des bürgerlichen Gesetzbuches 
erhalten. Der Staatsrat von Gönner entwarf eine neue Gerichts- 
ordnung, auch sie kam über das Stadium der Prüfung nicht hinaus; 
aber immerhin wurde im Jahre 1810 der Codex iudiciarius Kreitt- 
mayrs als einheitliche Gerichtsordnung für das ganze Königreich ver- 
kündet. Eine unparteiische Rechtsprechung wurde gesichert durch 
die Unabsetzbarkeit und Unabhängigkeit der Richter wie durch eine 
neue Gerichtsverfassung. 

Zur Sicherung des Landes nach außen wurde Bayern zu einer 
militärischen Leistungsfähigkeit gebracht, wie sie seit den Tagen 
des Kurfürsten Maximilian I. nicht mehr erreicht worden war. 1 ) Die 
Heeresverfassung wurde durch Einführung des französischen Kantons- 
und Konskriptionssystems (18. Mai 1804, 7. Januar 1805) auf der Grund- 
lage der allgemeinen Wehrpflicht aufgebaut, wenn diese auch 
noch mit zahlreichen Ausnahmen und Befreiungen durchbrochen war. 
Durch ein Gesetz vom 9. Februar 1809 wurden diese Befreiungen 
beschränkt, durch das Konskriptionsgesetz vom 29. März 1812 auf- 
gehoben, dafür aber die Stellvertretung zugelassen. Damit waren für 
die Aufbringung des bayerischen Heeres die Grundzüge geschaffen, 
die sich im wesentlichen bis zum Jahre 1868 erhalten haben. Schon 
vorher hatte der Kurfürst das von Max III. aufgehobene Milizsystem 
(Land- und Stadtfahnen) erneuert. Dieses Milizheer blieb auch nach 
der Einführung des Konskriptionssystems bestehen, wurde aber nach 
dem Vorbild der französischen Nationalgarde zuerst durch eine vor- 
läufige Verordnung vom 6. April 1809, dann durch eine organische 



') Zum Folgenden vgl. Münich, Gesch. der Entwicklung der bayerischen 
Armee seit zwei Jahrhunderten (1863). 
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Verordnung vom 6. Juli 1809 in eine Nationalgarde verwandelt, 
die sich in drei Klassen teilte: die Reservebataillone, die mobile 
Legion, die Bürgermiliz oder Landwehr. Ein anderes Ziel der 
Heeresreform war die Heranziehung eines tüchtigen Offizierkorps. 
Dieses Ziel suchte Kurfürst Max IV. Joseph zu erreichen durch Ab- 
schaffung der Käuflichkeit der Offizierstellen und durch 
Gründung des Kadettenkorps: 1 ) an die Stelle der alten Militär- 
akademie, einer Schöpfung des „pädagogischen Jahrhunderts", trat 
1805 ein aus den Forderungen und Erfahrungen der Wirklichkeit ab- 
geleitetes, rein praktischen Zwecken dienendes Erziehungs- und Aus- 
bildungsinstitut War die Neuordnung des Staates im wesentlichen 
ein Verdienst Montgelas', so war bei der Heeresreform der Fürst per- 
sönlich am Werk, wenn auch unterstützt von Deroy, Wrede 1 ) und 
Triva.») 

Am schlimmsten stand es mit dem Finanzwesen 4 ) — eine Folge 
der von den Vorgängern überkommenen Schuldenlast, 6 ) aber auch der 
allgemeinen Weltverhältnisse, des Napoleonischen Druckes, der mili- 
tärischen Anforderungen, 6 ) der Lieferungen an die französische Armee, 
für die statt in Geld mit Landvergrößerung bezahlt wurde, der kost- 
spieligen Neuorganisationen und sehr hoch bemessenen Gehälter und 
Pensionen, der finanziellen Belastungen, mit denen man die neuen Er- 
werbungen überkam; mit dem Fürstentum Bayreuth mußte man allein 
eine Schuldenlast von 25 Millionen und eine Rente an die Familie Dal- 
berg in der Höhe von 100000 Talern übernehmen. Kein Wunder, wenn 
trotz der hohen Besteuerung (bis zu 9 fl. für den Kopf der etwa über 
3 Millionen zählenden Bevölkerung) und trotz des Erlöses aus den 
säkularisierten Gütern in manchen Jahren die Ausgaben die Einnahmen 
um das Vierfache Überschritten. Wohl aber ist es zu verwundern, 
daß der Staatsbankerott vermieden werden konnte. Man mußte sich 
mit Zwangsanleihen behelfen. „Die Regierung", äußert der Zeit- 



') Vgl. Kemmer, Entwickelungsgeschichtc des Königl. Bayer. Kadettenkorps 

(1906). 

») Heilmann, Fürst Wrede (1881). 

*) Erhard, Joh. Nepomuk Graf von Triva (1892). 

4 ) Vgl. L Hoffmann, Geschichte der direkten Steuern in Bayern (1883). 

*) Für die Beurteilung der Staatsfinanzen zu Beginn der Regierung Maxi- 
milians IV. ist sehr bemerkenswert das kurfürstliche Reskript an die Landschaftsverord- 
nung vom 11. Hornung 1800 bei Häberlin, Staatsarchiv Bd. VI (1800). 

e ) Die Armee heischte im Frieden etwa ein Drittel, in manchen Kriegsjahren 
mehr als die Hälfte der Gesamteinnahmen. 
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genösse Klemens von Neumayr, „machte Schulden, aber ihr Kredit 
blieb unerschüttert, und solange ein Staatskredit besteht, ist Schulden- 
machen unter solchen Umstanden immer bei weitem das kleinste unter 
allen Übeln." 1 ) Die schlimme Finanzlage des Staates verschuldete 
auch, daß das Lotto entgegen den Wünschen einsichtiger Männer, 
entgegen dem Gutachten des Generaldirektors Zentner und einem Be- 
schlüsse der Staatskonferenz nicht bloß nicht aufgehoben, sondern viel- 
mehr auf die Neuerwerbungen ausgedehnt wurde. Eine Kabinettsordre 
vom 14. Dezember 1803 unterstellte die Anstalt dem Finanzministerium 
und wies die bis dahin der Kabinettskasse zufließenden Bareinnahmen 
der Staatskasse zu; durch Verordnung vom 1. Mai 1807 wurde die 
Anstalt weiter ausgebaut, eine Generallottoadministration errichtet und 
Mittelstellen (zwischen der Generaladministration und den Einnehme- 
reien) geschaffen. Trotz oder vielmehr wegen der wirtschaftlichen 
Notlage stiegen die Einlagen in überraschender Weise und dement- 
sprechend auch die Einnahmen des Staates, so im Jahre 1810/11 bis 
zu 700000 fl.») 

Man blieb dabei nicht stehen. Man schritt zu einer gerechteren, 
die Leistungsfähigkeit des einzelnen berücksichtigenden Steuervertei- 
lung durch Einführung der allgemeinen Steuerpflicht und Auf- 
hebung der bisherigen Steuerbefreiungen. Die Verordnung vom 8. Juni 
1807 bestimmte, „daß in Zukunft jedes Grundvermögen ohne Unter- 
schied, es mag bisher befreit gewesen sein oder nicht, zu den könig- 
lichen Domänen oder zu jedem anderen Eigentum gehören, seinen 
verhältnismäßigen Anteil an der Grund Vermögenssteuer tragen solle". 
Die Steuerreform vom 8. Juni 1808 ersetzte die bunte Menge 
der in den alten und neuen Provinzen bestehenden direkten Abgaben 
im wesentlichen durch vier direkte Steuern: Grundsteuer, Haus- 
steuer, Dominikaisteuer und Gewerbesteuer. Man ging weiter, zu 
einer „Rektifikation" der Grundsteuer, an deren Steuerfuß seit 
dem Jahre 1721 nichts mehr geändert worden war. In dem Steuer- 
provisorium vom Jahre 1808 hielt man zwar an dem bisherigen 
Steuersystem der Grundsteuer nach der Kurrentwertschätzung fest, 
suchte aber die wesentlichsten Ungleichheiten und Härten zu be- 
seitigen. Noch im nämlichen Jahre begann man mit den Vorarbeiten 
zu einem Steuerdefinitivum auf der Grundlage einer genauen Vermes- 
sung der Grundstückflächen und einer nach der natürlichen Ertrags- 



') Vgl. Heigel in: Forsch, zur Gesch. Bayerns Bd. XV S. 29. 

*) Vgl. Joh. Thomas Koch, Gesch. des Lotteriewesens in Bayern S. 109 ff. 
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fähigkeit vorzunehmenden Bodenabschätzung („Ertragssteuer- 
system*). 1 ) 

Im Zusammenhang damit trat im nämlichen Jahre die Steuer- 
kataster- oder Landesvermessungskommission ins Leben, mit Utz- 
schneider und Johann Georg Soldner an der Spitze, dem die baye- 
rische Landesvermessung das geistvolle System der rechtwinkelig- 
sphärischen Coordinaten verdankt Das große Werk dieser Landes- 
vermessungskommission war der Grundsteuerkataster, die Grund- 
lage der modernen Steuerverwaltung wie des Hypotheken- und des 
Grundbuches, das unentbehrliche Hilfsmittel für landwirtschaftliche 
Meliorationen und zahlreiche Industrie- und Verkehrsanlagen wie für 
die bayerische Kartographie, ein »Nationalschatz" des bayerischen 
Staates. Schon vorher (1801) war auf Veranlassung der französischen 
Heeresleitung und unter Mitwirkung französischer Offiziere ein Topo- 
graphisches Bureau in München errichtet worden, das eine neue 
topographische Karte von Bayern in Angriff nahm und bis zum Jahre 
1810 größtenteils vollendete.*) 

Bayern war der erste Staat in Deutschland, der die zwischen 
den einzelnen Provinzen bestehenden Zollschranken niederlegte, die 
Zollinie an die äußere Grenze des Staates hinausrückte, Freiheit 
des inneren Verkehrs einführte. 8 ) Das geschah, nachdem schon die 
provisorische Zollordnung von 1799 Erleichterungen gebracht hatte, 
durch die Zoll- und Mautordnung für die gesamten Staaten des 
Königreichs Bayern vom 1. Dezember 1807. Bayern wurde damit 
schon im Jahre 1807 ein einheitliches Wirtschaftsgebiet, ein Ziel, das 
Preußen erst mit dem Zolltarif von 1818 erreichte. Im nämlichen 
Jahre 1807 legte die Verordnung vom 2. November den Grund zur 
modernen Zollverfassung und Zollverwaltung, mit einer General- 
zoll- und Mautdirektion an der Spitze. 4 ) 

Die von Utzschneider angeregten Versuche, durch Errichtung 



') Der Kampf zwischen Provisorium und Definitivum wurde freilich erst im 
Jahre 1828 ausgetragen. 

*) Vgl. J. Amann, Die bayerische Landesvermessung in ihrer gesch. Entwick- 
lung (1908); Neureuther, Das erste Jahrhundert des Topographischen Bureaus des 
Königl. Bayer. Generalstabs (1900); Max Schmidt, Die Messung der Basis München- 
Aufkirchen und die erste topographische Aufnahme Bayerns in: Darstellungen aus 
der Geschichte der Technik etc. (1906). 

*) Vgl. von Stengel in: Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechtes Bd. II 

S. 940. 

*) Näheres wird Fr. Haushalter in: Forsch, zur Geschichte Bayerns Bd. XVI 
bringen. 
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einer Staatsschuldentilgungskommission und Staatsschulden- 
tilgungskasse (1811) das Schuldenwesen zu sanieren, Verzinsung 
und Tilgung nach einem festen Plan in die Wege zu leiten, blieben 
freilich ohne Erfolg. 

* * 

Eingehender soll bei der Verwaltung im engeren Sinne ver- 
weilt werden, insbesondere bei der Gesetzgebung auf wirtschaftlichem, 
sozialem, kirchlichem und geistigem Gebiete — weil sich hier der 
Geist der Gesetzgebung Montgelas', sein Streben, die innere und 
äußere Leistungsfähigkeit des Staates zu heben, am unmittelbarsten 
zu erkennen gibt. 

Der Sorge für die öffentliche Sicherheit diente die Er- 
richtung eines Gendarmeriekorps, das nach der Auflösung des 
früheren militärischen Polizeikordons durch das Edikt vom 11. Ok- 
tober 1812 ins Leben gerufen wurde. Die lästigen Beschrän- 
kungen der Bewegungsfreiheit mit dem Auslande, die teils in polizei- 
lichen und finanziellen Gründen (Nachsteuer), teils in der Rücksicht 
auf die Leistung der Militärpflicht ihren Ursprung hatten, teilte das 
Ministerium Montgelas mit dem herrschenden Zeitgeist und mit den 
früheren Regierungen, ebenso die Überwachung der Korrespon- 
denz und die Verordnungen gegen geheime Gesellschaften und 
geheime Verbindungen an den Universitäten. Die Armenfürsorge 
blieb anfänglich im Sinne der bisherigen Gesetzgebung, nament- 
lich des Bettelmandates vom Jahre 1780, bei den Gemeinden; im 
Zusammenhang mit der Verstaatlichung der Verwaltung des Stiftungs- 
vermögens wurde die Armenpflege für eine „Staatsanstalt" erklärt und 
zu diesem Zwecke in den einzelnen Distrikten unter der Aufsicht des 
Ministeriums des Innern „ Armeninstitute ■ mit je einem Armen- 
verpflegungs- und Armenbeschäftigungshause errichtet; erst am 17. No- 
vember 1816 wurde die Armenpflege den Gemeinden zurückgegeben. 
Für das Medizinalwesen war grundlegend das organische Edikt 
vom 8. September 1808, für das Veterinärwesen das organische 
Edikt vom 1. Februar 1810; jenes bestellte neben einem Medizinal- 
bureau beim Ministerium des Innern (der Fortsetzung des früheren 
collegium medicum) je einen Medizinalrat für die Generalkommis- 
sariate und je einen Landgerichts- bezw. Stadtgerichtsarzt für die 
Land- und Stadtgerichte. Auf dem Gebiete der Gesundheitspflege 
war von besonderer Bedeutung die Einführung der gesetzlichen 
Schutzpockenimpfung. Das 18. Jahrhundert litt außerordent- 
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lieh unter der Pockennot, die Erkrankungen nahmen überdies häufig 
einen tödlichen Ausgang; auch der Kurfürst Max III. Joseph ist 
der Seuche erlegen. Gegen Ende des Jahrhunderts wies der eng- 
lische Arzt Edward Jenner der Welt ein Mittel zur Bekämpfung der 
furchtbaren Krankheit: durch künstliche Übertragung der Kuhpocken 
auf den Menschen hatte er eine Schutzwirkung gegen die Menschen- 
pockenerkrankung erzielt. Bayern war eines der ersten Länder des 
Kontinents, in dem praktische Impfversuche gemacht wurden. Bayern 
war der erste Staat der Welt, der die Zwangsimpfung vorschrieb und 
damit im Kampfe gegen die Pockenkrankheit an die Spitze trat; es 
geschah durch die Verordnung vom 27. August 1807. Unter dem 
Einfluß des Impfzwanges verschwand die Pockenkrankheit mehr und 
mehr; heute treten nur noch Pockenfälle auf, die auf Einschleppung 
zurückzuführen sind. Ein Blick auf die Zahl der Pockenfälle in den 
Staaten, die sich noch heute keines Impfgesetzes erfreuen, wie Öster- 
reich und Rußland, wird den Segen dieser Verordnung erweisen. 

Um die Wende des Jahrhunderts war nur ein verschwindend 
kleiner Bruchteil der bäuerlichen Bevölkerung (etwa 6 Prozent der 
Höfe und 4 Prozent der Familienzahl) Eigentümer des von ihm be- 
wirtschafteten Grund und Bodens. 1 ) Alle übrigen unterstanden einem 
Grundherrn: der Kirche, dem Adel, dem Landesherrn, Stadt- und 
Marktgemeinden; dazu bestand die Leibeigenschaft, wenigstens 
als Rechtsinstitut, noch fort,») wenn sich auch die wirtschaftliche Lage 
eines Leibeigenen von der eines andern grundherrlichen Bauern 
wenig unterschied oder, um mit Kreittmayr zu sprechen, „ein Leib- 
eigener und ein anderer gemeiner Bauer wie zwei Wassertropfen sich 
gleichsahen*. 8 ) Die vier Hauptformen der bäuerlichen Leihe 
(Grundgerechtigkeiten) waren noch immer: Erbrecht, Leibrecht oder 
Leibgedinge (auf Lebenszeit des beliehenen Bauern), Neustift (auf 
Lebenszeit des Grundherrn) und Freistift oder Herrengunst, deren 



*) Für das Folgende vgl. namentlich Hausmann, Die grundherrliche Ver- 
fassung Bayerns in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, Diss. Straßburg (1888); 
derselbe, Die Grundentlastung in Bayern in: Abhandlungen aus dem staatswissen- 
schaftlichen Seminar zu Straßburg (1892). Reiche Literatur findet sich verzeichnet 
bei L Hoffmann, ökonomische Geschichte Bayerns unter Montgelas 1799 — 1817, 
1. Teil in: Bayer. Wirtschafts- und Verwaltungsstudien Bd. 2 H. 1 (1885). Vgl. auch 
.Die Landwirtschaft in Bayern', Denkschrift 1862 und Rosenlehner in: Forsch, z. 
Gesch. Bayerns Bd. XVI. 

*) So waren z. B. im Landgericht Dingolflng fast alle Untertanen leibeigen. 

») Übrigens war nach einem Gutachten die Leibeigenschaft fast in jedem Ge- 
richt verschieden. 
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Zeitdauer von der Willkür des Grundherrn abhängig war. Das Erb- 
rechtsverhältnis sollte nach dem bayerischen Landrecht von 1756 
allerdings die Regel sein („emphyteusis regularis"), und tatsächlich 
wurden auch in den sechziger und siebziger Jahren des 18. Jahr- 
hunderts zahlreiche Freistifte in Erbrecht verwandelt; aber trotzdem 
war gewiß die Hälfte der grundherrlichen Güter noch immer auf Leib- 
recht oder Neu- und Freistift ausgeliehen. Selbst gegenüber den 
bäuerlichen Gütern, die in dem Verhältnis des Erbrechts standen, übte 
der Grundherr das Heimfallsrecht, kraft dessen er den Bauern ent- 
fernen (abstiften) konnte, falls er zwei bis drei Jahre seiner Abgaben- 
pflicht nicht nachkam oder der Gutsabminderung überwiesen wurde, 
und das Einstands- oder Vorkaufsrecht, wobei der Grundherr 
lediglich die Summe, die der Grundholde bezahlt hatte, oder den 
Schätzungspreis, nicht aber den von einem Dritten angebotenen Kauf- 
schilling zu erlegen hatte; das so wiedererworbene Gut konnte er dann 
um jeden Preis veräußern, wenn auch nur „solius lucri et quaestus 
causa". Diese Unsicherheit des Besitzes mußte die ohnehin nicht starke 
bäuerliche Neigung zur Gutsverbesserung geradezu ertöten. 

Zu der Unsicherheit der Besitzdauer kamen für den ohnehin 
meist überschuldeten Bauern die Leistungen an den Grundherrn: 
die besonders drückend empfundenen Besitzveränderungsgebühren 
(Laudemien, Handlöhne), die häufig nicht bloß als „Anfall" von 
dem übernehmenden, sondern auch als „Abfahrt" oder „Abstand" 
von dem weichenden Grundholden bezahlt werden mußten und 
manchmal bis zu zehn Prozent des Wertes der Grundgerechtigkeit 
gesteigert wurden, die Naturalabgaben oder Gilten, die Geld- 
abgaben oder Stiften, die Bodenzinse, ganz besonders die 
Hand- und Spanndienste (Scharwerke) und zwar die Giltschar- 
werke für den Grundherrn, die Gerichtsscharwerke für den Gerichts- 
herrn. Der Bauer mußte das herrschaftliche Land bestellen, Getreide 
zu Markte, Brennholz und Lebensmittel zu Hofe fahren, Boten- 
dienste, Baufronden, Wachdienste, Jagdscharwerke u. a. verrichten. 
Noch immer waren diese Dienste zu einem großen Teil ungemessen 
und damit in das Belieben des Grundherrn gestellt; in manchen 
Grundherrschaften mußten die Bauern den dritten Teil des Jahres oder 
gar die Hälfte fronden, im Krankheitsfällen für Stellvertretung auf- 
kommen. Das war für den Bauern um so schwerer, als es in Bayern 
bei dem chronischen Dienstbotenmangel an Arbeitskräften fehlte. 
Dazu übte der Grundherr noch überdies den Dienst- oder Gesinde- 
zwang und zwar nicht mehr bloß wie früher den milden, in Form 
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der sogenannten Vonniete, sondern auf Grund einer mißverstandenen 
Stelle im bayerischen Landrecht vielfach auch den strengen. Unter 
diesen Verhältnissen war dem grundherrlichen Bauern eine auch nur 
geordnete Wirtschaftsführung im eigenen Hause unmöglich. Unter 
Ferdinand Maria waren zwar die Scharwerke der kurfürstlichen Unter- 
tanen mit Ausnahme der Jagdfronden, unter Karl Albert auch die 
Jagdscharwerke in eine feste Geldabgabe umgewandelt worden; aber 
das durch den langen Druck erblich gewordene Mißtrauen der Bauern 
und die Unredlichkeit der Beamten, die trotz der Geldabgaben Natural- 
dienste heischten, drückten den Wert der Reform herab. Außerdem 
zahlte der Bauer von den Erträgnissen seiner landwirtschaftlichen 
Tätigkeit den Zehenten, der entweder dem Pfarrer verblieben oder 
im Laufe der Zeit in weltliche Hände gelangt war, sei es an den Landes- 
herrn, sei es an einen adeligen Grundherrn; diese Zehenten standen 
einer intensiven wie extensiven Bewirtschaftung im Wege. 

Zu der Grundherrlichkeit mit ihrer Unsicherheit des Besitzes, 
ihren Lasten, ihrer Zersplitterung der Arbeitskräfte kam die üble land- 
wirtschaftliche Verfassung mit ihrer Gebundenheit der (oft viel 
zu großen) Höfe, mit ihrem übermäßigen Gemeindeland, mit ihrer 
gegenseitigen Weideberechtigung, mit ihrer Gemengelage, Flurzwang 
und Dreifelderwirtschaft — trotz allen entgegenstehenden Verord- 
nungen des Kurfürsten Max III. Diese bäuerlichen Verhältnisse, die 
je länger je mehr eine unglaubliche Erbitterung ansammelten, be- 
standen nicht bloß in Altbayern, sondern auch in Teilen der fränkischen 
und schwäbischen Provinzen, wenn auch mit Modifikationen. 

Unter dem Kurfürsten Karl Theodor hatten allerdings neue 
Reformversuche zur Verbesserung der bäuerlichen Lage begonnen. 
Ein Edikt vom 3. Mai 1779 ließ von allen Grundgerechtigkeiten nur 
die bestehen, die dem Bauern am günstigsten war, das Erbrecht; 
verfügte mit anderen Worten die Verwandlung aller übrigen Grund- 
gerechtigkeiten, des Leibrechtes, der Neustift und der Herrengunst, 
in Erbrecht — vorausgesetzt, daß die gegenwärtigen Besitzer es 
wünschten. Dasselbe Edikt setzte die Höhe der Laudemien auf 5, 
höchstens 7V> Prozent des Liegenschaftswertes fest und entband die 
Bauern von der Verpflichtung, die ganze Summe auf einmal zu be- 
zahlen, verteilte sie vielmehr auf zwanzig Jahresfristen („Meier- 
schaf tsfri st"). Aber dieses Edikt erstreckte sich nur auf diejenigen 
Bauern, deren Grundherr die Krone war, also auf die Bauern der 
kurfürstlichen Domänen, konnte den übrigen ständischen Grundherren 
das Beispiel des Landesherrn lediglich .zur Nachahmung empfehlen". 
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Einige praktische Landwirte, wie Rottmanner, die Grafen Preysing und 
Leibifing, unterstützten wohl die Absichten des Landesherrn, die 
übrigen Grundherren beeilten sich keineswegs seinem Beispiele 
zu folgen; sie erblickten eben in der Meierschaftsfrist eine große 
finanzielle Schädigung. Aber selbst auf den kurfürstlichen Domänen 
war die Wirksamkeit des Ediktes eine geringe. Der Bauer war zu 
wenig intelligent, um den Wert eines verfügbaren Kapitals für Guts- 
besserungen voll und ganz zu erfassen. Das Mißtrauen des Bauern 
war auch zu tief gewurzelt, als daß er die gute Intention der Regie- 
rung hätte würdigen können; er erblickte vielmehr in der Meierschafts- 
frist nur den Anfang zu einer neuen dauernden grundherrlichen Be- 
lastung. Die Folge davon war, daß er von der Meierschaftsfrist keinen 
oder nur geringen Gebrauch machte, daß er vielmehr das in seinen 
Händen befindliche Geld zur sofortigen Laudemienbezahlung benützte. 

Das Ministerium Montgelas nahm die Agrarreform viel um- 
fassender wieder auf vermöge der ihm innewohnenden größeren Energie 
und unter dem Einflüsse der wirtschaftlichen Theorien Adam Smiths 
u. a., welche die Entfesselung des bäuerlichen Standes immer drin- 
gender forderten. In merkwürdiger Einmütigkeit wurde von den baye- 
rischen Predigern wirtschaftlicher Aufklärung, wie Kollmann und Rott- 
manner, die gesamte grundherrliche und landwirtschaftliche Verfassung 
einer vernichtenden Kritik unterzogen und — namenüich von Hazzi, 
dem Verfasser der „statistischen Aufschlüsse über das Herzogtum 
Bayern", der Seele der landwirtschaftlichen Abteilung in der General- 
landesdirektion — nach dem Vorbilde der toskanischen Agrarreform 
freies Eigentum und freie Kultur gefordert. Wirtschaftliche Reformen 
lehrte mehr und mehr auch das im ersten Jahre der neuen Regierung 
an der Landesuniversität errichtete Kameralinstitut, das noch unter dem 
Ministerium Montgelas in eine kameralistische Sektion, die Vorläuferin 
der heutigen staatswirtschaftlichen Fakultät, verwandelt wurde. 1 ) 

In der Praxis wurde freilich an dem Eigentumsrechte der 
Grundherren nicht gerüttelt, dasselbe wurde vielmehr ausdrücklich be- 
stätigt und damit das Institut der Grundherrlichkeit aufrecht er- 
halten. Aber mit dem letzten Rest der Leibeigenschaft, die mit 
den freieren Anschauungen der Zeit im schroffsten Widerspruch stand, 
wurde aufgeräumt. Auch der Dienstzwang wurde beseitigt mit 
der Begründung, daß das Herkommen, die Kinder der Grunduntertanen 
für eine gewisse Anzahl von Jahren (Weiseljahre) in den Dienst des 



') Vgl. Stieda in: Forsch, zur Gesch. Bayerns Bd. XVI S. 85. 
Montgelas, Corapte rendu. III 
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Grand- oder Gerichtsherrn zu zwingen, nur eine andere Art der Leib- 
eigenschaft sei. Um dem bäuerlichen Besitz eine größere Sicherheit 
und Stetigkeit zu geben, wurde das Heimf allsrecht abgeschafft, 
das den Grandherrn berechtigt hatte den Hof eines Bauern ein- 
zuziehen, wenn dieser seiner Abgabenpflicht nicht gerecht wurde; 
dem Grundherrn blieb, um zu seinen Abgaben zu kommen, fortan 
kein anderes Mittel als die Pfändung des bäuerlichen Getreides auf 
dem Speicher. Man ergriff alle sich bietenden Gelegenheiten, um nach 
dem Vorgang des Landesherrn auch die Grandherren für die Um- 
wandlung der verschiedenen Grandgerechtigkeiten in das Erbrecht 
zu gewinnen. Man begann aber auch bereits freie bäuerliche 
Eigentümer zu schaffen, soweit das ohne Verletzung grandherrlicher 
Rechte geschehen konnte, also auf den kurfürstlichen Domänen; der 
erste Versuch wurde im Zusammenhang mit der (später zu schildernden) 
Säkularisation gemacht. Das Eigentumsrecht an einem Teil der kur- 
fürstlichen Domänen wurde um einen sehr mäßigen Preis und unter 
Zubilligung sehr günstiger Zahlungsfristen verkauft. Damit war die 
Schaffung eines freien Bauernstandes angebahnt; der Bauer konnte 
über sein Besitztum völlig frei verfügen, konnte es sogar ganz oder 
in Parzellen veräußern, ohne an die Zustimmung der Fiskalbeamten 
gebunden zu sein, war für die ehemaligen Geld- und Naturalleistungen 
lediglich zur Entrichtung eines Bodenzinses verpflichtet. Freilich 
fand gerade diese Maßnahme nicht die freudige Zustimmung und 
rasche Durchführung, welche die gute Absicht der Regierang hätte 
erwarten können. Die Regierang Maximilians I. stieß hier auf ähn- 
liche Schwierigkeiten, wie die Regierang Karl Theodors bei der Um- 
wandlung der Laudemien in die Meierschaftsfrist, auf das Mißtrauen 
der Bauern und den Eigennutz der Beamten, die im Interesse ihrer 
Macht und ihrer Sportein es unterließen den Bauern über die Be- 
deutung der Reform aufzuklären. 1 ) 

Nicht bloß das Eigentumsrecht der Grandherren wurde bestätigt, 
sondern auch die aus dem Eigentumsrechte fließenden grandherrlichen 
Abgaben und Dienste, ebenso die Zehnten. Wohl aber wurden auch 
hier Erleichterungen geschaffen. Die besonders schwer empfundenen 
ungemessenen Frondienste oder Scharwerke wurden grund- 
sätzlich in gemessene verwandelt. Die Ablösung sämtlicher grand- 
herrlicher Lasten wurde von der Regierang möglichst begünstigt; aller- 
dings war sie an die beiderseitige Zustimmung des Grandherrn wie 

») Aber anderseits entfaltete gerade manches Landgericht eine ungemein 
fruchtbare Tätigkeit. 
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des Bauern gebunden, doch stellte die Regierung einen Schätzungs- 
modus hiefür auf. Auch die Zehentpflicht wurde erleichtert: sämt- 
liche Neuordnungen wurden teils auf fünfundzwanzig Jahre teils auf 
ewige Zeiten von der Zehentpflicht entbunden, ebenso gewisse be- 
sonders begünstigte Kulturen; sämtliche von der Krone veräußerten 
Ländereien wurden grundsätzlich von der Zehentpflicht befreit oder 
wenigstens die Zehenten für ablösbar erklärt; man arbeitete Pläne aus, 
wie der noch bleibende Zehent allgemein in eine fixe Geldabgabe 
verwandelt werden könnte. 1 ) Man suchte, wie schon unter Max III., 
auch die Landwirtschaft zu entfesseln durch Verbesserung der land- 
wirtschaftlichen Verfassung. Durch die Auflösung der Gebunden- 
heit der Güter wurde einerseits mancher Grundbesitzer vor der Ver- 
gantung gerettet, anderseits die Gründung kleinerer und damit besser 
bewirtschafteter Ökonomien ermöglicht und das Wachstum der länd- 
lichen Bevölkerung, die wichtigste Vorbedingung zur Lösung der 
Dienstbotenfrage, begünstigt,«) freilich auch die Gefahr einer zu weit 
gehenden Zersplitterung des Grund und Bodens und einer berufs- 
mäßigen Güterzertrümmerung heraufbeschworen; wurde ja 1801 ein 
förmliches .Güterhandlungsbureau" für Süddeutschland gegründet. 
Durch die jetzt energisch durchgeführte Aufteilung der Gemeinde- 
güter 8 ) wurden mächtige Strecken Landes für den Anbau gewonnen. 
Eine Menge überflüssiger Weiden, Waldungen und öder Gründe ver- 
wandelte sich in schöne Fluren, Hopfen- und Obstgärten; während 
der ersten sechs Jahre wurden nicht weniger als 232866 Tagwerk 
Gemeinländereien trotz der Unsicherheit der politischen Lage auf- 
geteilt und damit für rationelle Landwirtschaft erobert Fremde An- 
siedler wurden zu diesem Zwecke ins Land gerufen, aber auch auf 
die alteingesessene Bevölkerung erzieherisch eingewirkt; jeder Schule 
wurde ein Stück der abgeteilten Gemeindegründe für den landwirt- 
schaftlichen Unterricht zugewiesen, ein Katechismus über die Kultur- 
gesetze soll sich in der Hand eines jeden Bauern befunden haben. 
Der Zeit war eine außerordentliche Begeisterung für Landeskultur 
eigen, eine, wie sich Hazzi ausgedrückt, wahre Kulturwut, weshalb 

>) Damianoff, Die Zehentregulierung in Bayern in : Münchner Volkswirtschaft!. 
Studien (18%). 

*) Dagegen von dem Erlaß einer neuen Gesindeordnung sah man ab; man 
begnügte sich damit, in einer Verordnung vom 28. November 1801 die drakonischen 
Strafbestimmungen aus der Gesindeordnung von 1781 zu entfernen und die Körper- 
strafen durch Arreststrafen zu ersetzen. Vgl. Platzer, Die ländlichen Arbeitsverhält- 
nisse in Bayern in: Altbayer. Forschungen (1904) S. 182 ff. 

*) WismOller, Geschichte der Teilung der Gemeinländereien in Bayern (1904). 

III* 
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sehr bald, schon seit dem Jahre 1808, eine Ermattung, ja eine förm- 
liche Reaktion eintrat. 1 ) Immerhin wurde noch im Jahre 1810 der 
„landwirtschaftliche Verein" gegründet, der im Laufe der Zeit 
einer der Hauptträger des landwirtschaftlichen Fortschrittes in Bayern 
werden sollte. Eine seiner ersten Handlungen war die Stellung einer 
Preisaufgabe in Bezug auf Arrondierung der Güter. Der Privat-, nicht 
bloß der Staatswirtschaft, dienten auch die Anregungen, die von der 
Zentralstelle für das Forstwesen (erst Generallandesdirektion, dann 
oberstes Forstamt, dann Generalforstadministration) ausgingen: Auf- 
hebung der Pechlerpatente, Fixierung der Forstrechte, Erleichterung 
der Ablösung der Forstrechte und der anderen Forstdienstbarkeiten.») 
Was in der Landwirtschaft die Grundherrlichkeit, war im Gewerbe 
die Zunft Verfassung. 8 ) Am Ende des 18. Jahrhunderts stand der 
Zunftzwang in vollster Blüte: gewerblich selbständig konnte in den 
Städten und Märkten nur derjenige werden, der von seiner Zunft zur 
Meisterschaft (Meistergerechtigkeit) zugelassen wurde. Bei der Eng- 
herzigkeit, der Vettern- und Basenwirtschaft der Meisterfamilien war 
nicht mehr die Bedürfnisfrage ausschlaggebend, sondern das Interesse 
der herrschenden Familien, gelangte meist nur derjenige in den Besitz 
der Meistergerechtigkeit, welcher der Sohn eines Meisters war oder das 
Glück hatte die Erbtochter eines Meisters oder eine Meisterswitwe 
heimzuführen oder über große Barmittel verfügte; die Zünfte schlössen 
sich immer mehr gegen die Außenstehenden ab, die Meistergerechtig- 
keit wurde zu einem Erbstück in gewissen Familien, zu einem 
Real recht, das vererbt und veräußert werden konnte wie ding- 
liche Rechte. Die privatrechtliche Auffassung vom Gewerbe saß den 
Menschen so fest im Fleisch und Blut, daß man ausdrücklich er- 
klären mußte, durch unerlaubten Betrieb eines Gewerbes könne keine 
Ersitzung begründet werden. Dazu kam die Berechtigung einzelner 
Gewerbe zur ausschließlichen Produktion oder zum ausschließlichen 
Vertrieb in einem bestimmten örtlichen Bezirke, die Zwangs- oder 
Bannrechte, namentlich der Bierzwang oder der Mühlenz wang. Dazu 
die lästigen Beschränkungen in Bezug auf Arbeitsgebiet, Arbeits- 
quantum, Arbeitszeit, Arbeitspersonen, Arbeitspreis. Die Zunftverfas- 



') Sehr lehrreich ist die .Kritische Zusammenstellung der bayer. Landeskultur- 
gesetze* von K. von Closen (1818). 

*) Vgl. Kcipcr, Die königl. bayer. Forstverwaltung im 19. Jahrhundert (1908). 

») Zum Folgenden vgl. besonders Kaizl, Der Kampf um Gewerbereform und 
Gewerbefreiheit in Bayern von 1799—1868 (1879); Tyszka, Handwerk und Hand- 
werker in Bayern im 18. Jahrhundert (1907). 
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sung, die ehemals wohltätig gewirkt hatte, war wohl ein Mittel ge- 
worden, um einzelnen Geschlechtern ein behagliches Dasein zu 
sichern, hatte sich aber auch zu einem Hemmschuh für die gewerb- 
liche Entwickelung ausgewachsen. Der Kampf um Selbständigkeit 
und Fortschritt hatte nichts Verlockendes mehr, da individuelle 
Tüchtigkeit nichts half, der beste Wille an dem Wall von ausschließ- 
lichen Besitzrechten zerschellen mußte. Und doch war dieses Schutz- 
system nicht imstande dem Gros der Zunftmeister auch nur den lokalen 
Markt zu sichern. Gerade das Geschlossensein der Zünfte hatte die 
Folge: innerhalb der städtischen Bannmeile die Pfuscher, außerhalb der 
Bannmeile die Landhandwerker zu mehren; trotz aller entgegen- 
stehenden Verordnungen wies im 18. Jahrhundert das platte Land die- 
selben Gewerbe auf wie die Städte und Märkte. Noch weniger war das 
durch gegenseitige Eifersucht in enge Grenzen gebannte bayerische 
Handwerk der Konkurrenz gewachsen, welche die Verbesserung der 
Technik und der dem entfernten Markte angepaßte Großbetrieb aus dem 
Ausland brachte. Gerade die Gewerbe, die ehedem in die Fremde ge- 
arbeitet hatten, lagen am schlimmsten darnieder: das Tuch- und das 
Lodengewerbe. 

Dem Egoismus der „glücklichen Besitzer" hatten frühere Re- 
gierungen zu steuern gesucht durch Verleihung des sogenannten 
Hof Schutzes: einzelnen Personen wurde kraft kurfürstlichen Dekretes 
ohne Befragung der Zunft das Recht verliehen, ein Gewerbe selb- 
ständig auszuüben. Aber auch der Hofschutz hatte Stoff zu neuen 
Anklagen gegeben : die Hofschutzverleihungen waren zu zahlreich und 
führten daher zu einer ungesunden Konkurrenz ; die Hofschutzberech- 
tigten waren von den Gemeindeumlagen befreit und konnten daher 
billiger produzieren als die Zunftmeister. 

Angesichts dieser Auswüchse bildeten sich, wie anderwärts, so 
auch in Bayern zwei Parteien. Die eine Partei war für Wegräumung 
aller Gewerbeschranken, für Gewerbefreiheit; im Besitze eines Gewerbe- 
scheines sollte ein jeder das Gewerbe ausüben, zu dem er sich be- 
fähigt glaubte. Die andere Partei war gegen unbeschränkte Gewerbe- 
freiheit, wohl aber für Abstellung der schreiendsten Mißbräuche. 
Letztere Partei gewann in Bayern den Sieg. Der Zunftzwang blieb 
zunächst grundsätzlich aufrecht erhalten, ebenso wie die Grund- 
herrschaft Aber die Allmacht der Zünfte wurde gebrochen, 
das staatliche Oberaufsichtsrecht über die Zünfte fortan strenger 
gehandhabt als bisher, den Grundherrschaften, deren Unparteilich- 
keit nicht einwandfrei erschien, ihr Aufsichtsrecht entzogen. Man 
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strich aus den Zunfstatuten alles, was nicht mehr zeitgemäß war, so 
die Sitz- und Mutjahre der Gesellen. Man hob die Erblichkeit 
der Meisterämter auf; die Meistergerechtigkeit wurde wieder zu 
einem Personalrechte, endigend mit dem Tode des Erwerbers. 1 ) Man 
hob die Realrechte auf; von den Realrechten, die an einem Grund- 
stück hafteten, den sogenannten radizierten Gewerben, sollten nur 
die erhalten bleiben, die gewisse bauliche Einrichtungen zur Voraus- 
setzung hatten, wie die Brauereien, Bäckereien und Mühlen; von 
den übrigen Realrechten nur jene, die um eine Geldsumme erworben 
worden waren, neue aber nicht mehr begründet werden. Man hob die 
örtlichen Produktions- oder Vertriebsrechte auf, so daß fortan 
jeder Handwerker überall hin arbeiten konnte; man beseitigte nament- 
lich das wichtigste aller Bannrechte, den Bierzwang. Man hob aber 
auch den Hof schütz wegen seiner Auswüchse auf und suchte auf 
anderem Wege dem Monopol der Zunftmeister zu steuern: durch 
Verleihung von Konzessionen auf Lebenszeit. Diese Konzessionen 
sollten nur vom Staatsoberhaupte verliehen werden, und zwar auf 
Grund eines Gutachtens der Generalkommissariate, das sich stützte 
auf den Bericht der Außenämter über die Bedürfnisfrage. Das Kon- 
zessionssystem war allerdings nichts Vollkommenes, bedeutete aber 
immerhin im Vergleich zu der privatrechtlichen Auffassung der Ge- 
werbe einen unleugbaren Fortschritt. 

Das war vornehmlich das Werk des Gesetzes vom 1. De- 
zember 1804. Hand in Hand mit der Erleichterung der Gewerbe- 
ausübung ging die der Niederlassung und der Verehelichung, 
die mit dem gewerbepolitischen System aufs engste zusammenhängen. 

Mit der Verleihung von Konzessionen ging man aber zu ver- 
schwenderisch um. Die Folge davon war, daß die Gewerbe übersetzt 
wurden, daß einerseits den Zunftmeistern eine ungesunde Konkurrenz 
erwuchs und anderseits auch den Konzessionären nicht geholfen war, 
indem ihnen die Konzessionen nur für ein bestimmtes Gewerbe ver- 
liehen, sie daher außerstande waren ein anderes Gewerbe zu ergreifen, 
das seinen Mann hätte besser ernähren können. Das neue System, so 
wie es tatsächlich gehandhabt wurde, vereinigte also infolge seiner 
Halbheit die Schattenseiten der Gewerbebeschränkung mit denen der 
Gewerbefreiheit. Das machte sich besonders fühlbar in der Hauptstadt. 

Am 29. Oktober 1806 übernahm der dirigierende Minister Mont- 
gelas zu seinem bisherigen Ressortministerium des Äußern das De- 
partement des Innern. Einer seiner ersten Schritte war eine Vor- 

') Eine Ausnahme von dieser Regel wurde nur der Hauptstadt zu teil. 
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Stellung an den König, fortan in der Gewährung von Konzessionen 
die größte Sparsamkeit walten zu lassen, Konzessionen nur zu ver- 
leihen, wenn die Bedürfnisfrage sowohl von den Außenbehörden wie 
von den Mittelbehörden geprüft und ausdrücklich anerkannt worden 
sei. Mit dieser halben Maßregel begnügte sich der Minister nicht 
Er trat an die grundsätzliche Frage heran, ob das bisherige System 
des Zunftzwanges nicht durch die Gewerbefreiheit ersetzt werden 
solle, und ließ hierüber in den Departementssitzungen des ihm 
unterstellten Ministeriums des Innern ein förmliches Gutachten aus- 
arbeiten. Nach der Erklärung Montgelas* war infolge Geschäfts- 
überhäufung die Arbeit trotz wiederholter Monitorien noch nicht zu 
Ende geführt, als der Sturz des Ministers eintrat. Die Frage der 
Gewerbereform konnte daher im Staatsrate nicht mehr zur Diskussion 
gebracht werden. 

Infolge der Erleichterungen im Gewerbe und damit zusammen- 
hängend auch in den Eheschließungen stieg in den späteren Jahren 
die Zahl der Bevölkerung jährlich um über 1 Prozent, ein Zu- 
wachs, wie er in langen Jahren nicht mehr erreicht worden war. Frei- 
lich stiegen auch die Armenlasten, und für diese Erscheinung 
machten die Verteidiger der alten Zunftverfassung die freiheitliche 
Gewerbepolitik verantwortlich. Sie war sicher nicht die Folge der 
letzteren allein, sondern auch der Kriege und der Kornteuerung; aber 
es mag zugegeben werden, daß große soziale Umwälzungen ihre 
Opfer fordern. 1 ) 

Den Handel und Verkehr suchte die Regierung zu heben 
durch Verbesserung der Verkehrsanstalten und der Verkehrs- 
mittel, durch Organisation der seit dem 1. März 1808 an den Staat 
übergegangenen Posten (Generaldirektion der königlichen Posten, 
Oberpostämter etc.),») durch Einführung eines gleichen Maß-, Gewicht- 
und Münzfußes für das ganze Königreich, durch Verbesserung und 
Vermehrung der Land- und Wasserstraßen. In Bayern setzte sich 
im Jahre 1805, wie in einem Reskript gelegentlich ausgesprochen 
wurde, „die aus der Natur der Sache sich von selbst aufdringende 
Überzeugung durch, daß die Leitung des Wasser-, Brücken- und Straßen- 
baues die unmittelbare Mitwirkung theoretisch und praktisch mit 
diesem Fache vertrauter Männer erfordere", mit anderen Worten die 
Verwendung technisch vorgebildeter Beamten. Im kurfürstlichen 

>) Vgl. Eheberg, Die industrielle Entwickelung Bayerns seit 1800 (1898). 
*) Vgl. Joh. Brunner, Das Postwesen in Bayern in seiner gesch. Entwickelung 
etc. (1900). 
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Finanzministerium wurde ein „geheimes Zentralbureau für Wasser- 
und Straßenbau" errichtet, als Vorstand desselben der in Frankreich 
ausgebildete, durch seine Bogenbrücken in weiteren Kreisen bekannt 
gewordene Ingenieur Wiebeking ernannt und ihm die bauwissen- 
schaftliche Leitung des gesamten bayerischen Straßen- und Wasser- 
bauwesens übertragen. 1 ) Die bayerischen Kunststraßen und Brücken 
waren in den alten wie in den neuen Provinzen infolge der 
Kriege und anderer Ursachen im Jahre 1805 gänzlich in Verfall 
geraten. Nach dem Rechenschaftsberichte Wiebekings wurden in den 
Jahren 1805—16 trotz dreier Kriege 2000 Stunden Chausseen und 101 
große Brücken wiederhergestellt, 43 Stunden Kunststraßen und 39 
große Brücken über die Hauptflüsse neu erbaut, 14 Hauptflußkorrek- 
tionen ausgeführt und bei Lindau am Bodensee ein geräumiger Hafen 
angelegt.») Man plante damals schon den Bau eines Kanals zur Ver- 
bindung der Donau mit dem Main. 

Die Regierung suchte den Handel vor allem zu entfesseln durch 
Erleichterung oder Beseitigung der seit dem Jahre 1747 eingeführten, 
1777 noch mehr gesteigerten, den Handel völlig lähmenden Einfuhr- 
zölle; es sei, so erklärte die Regierung, ein alle Industrie zerstörendes 
Unternehmen durch Gesetze und Auflagen das Kommerz leiten zu 
wollen. Das bayerische Zollsystem, wie es unter dem Einflüsse Joseph 
Millers, des langjährigen Leiters der Zollverwaltung, erst in der Maut- 
ordnung von 1799, dann in der von 1807 geschaffen worden ist, 
mag wohl das freihändlerischste der damaligen Zeit gewesen sein: 
es kannte im wesentlichen nur Finanzzölle. Das neue System wurde 
anfänglich freudig begrüßt, namentlich in den Handelskreisen; selbst 
ein Teil der Zünfte erklärte sich dafür. Freilich die Tuchmacher und 
Loderer sprachen sich von Anfang an energisch dagegen aus; Ur- 
sache des Verfalles ihrer Gewerbe sei nicht die Maut, sondern der 
Luxus; 8 ) obwohl ihre Waren besser seien als die fremden und kein 
Mann sich zu schämen brauche sie zu tragen, könnten ihre Gewerbe 
einzig durch hohe Zölle erhalten werden. Unter der Wirkung der 
Prohibitivzölle Österreichs, Preußens und Rußlands, die ihren Markt 
fremden Fabrikaten sperrten und den Handel schädigten, mehrten sich 

•) F. Löwe, Die geschichtliche Entwicklung der Landstraßen in: Beilage zur 
Allgem. Zeitung 1899 Nr. 55. 

*) Mancher Einheimische klagte freilich über die Höhe des Etats für das 
Straßen- und Wasserbauwesen. Auch wurde Wiebeking der Vorwurf gemacht, daß" 
er bei seinen Unternehmungen nicht immer das Wohl des Staates, sondern mehr 
seinen eigenen Ruhm vor Augen habe. S. Baierns Regierungsgemälde 9. April S.87 ff. 

») Luxus war in ihren Augen alles, was vom Ausland kam. 
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die Stimmen gegen das freihändlerische System: man sei fremder 
Konkurrenz schutzlos preisgegeben, ohne selbst einen Absatz in der 
Fremde zu finden; sogar Handelsleute, die früher eine Dankesadresse 
für die Mautordnung unterzeichnet hatten, bekämpften sie jetzt Aber 
erst die wachsende Staatsschuld und das für Bayern so drückende 
französische Schutzzollsystem, das die gesamte französische Machtsphäre 
umfaßte und damit Gebiete, die in alten Beziehungen zu Bayern 
standen, das namentlich den Handel mit Italien völlig lahm legte, 
ließen auch bei der bayerischen Regierung die schutzzöllnerischen 
Bestrebungen wieder $oden fassen. Man ließ sich wieder ver- 
nehmen, Bayern sei groß genug, um sich selbst zu genügen; man 
suchte die für die Vermehrung der Staatseinnahmen notwendigen Zoll- 
erhöhungen mit volkswirtschaftlichen Gründen zu stützen. Der Handels- 
vertrag mit Italien vom Jahre 1808 wurde nicht ratifiziert. Der neue 
Tarif vom 3. März 1809 bedeutete einen völligen Bruch mit der seit 
1799 befolgten Handelspolitik: er brachte an Stelle des bisherigen 
einfachen Gewichtzollsystems ein spezialisiertes Wertzollsystem mit 
ziemlich hohen Zollsätzen, selbst für den Transitverkehr. Der Tarif 
ist allerdings nicht in Kraft getreten. Der Bruch mit den bisherigen 
zollpolitischen Grundsätzen erfolgte aber immerhin zwei Jahre später, 
mit dem Anschluß an das französische Kontinentalsystem 
(1810) und der Gründung der Staatsschuldentilgungskasse, die größere 
Zolleinnahmen notwendig machte (1811). Hatte Napoleon schon 
1806 die Einfuhr englischer Fabrikate verboten, so erließ er am 
15. August 1810 das Edikt von Trianon, das die wichtigsten 
Kolonialwaren mit außerordentlich hohen Zöllen (40—50 Prozent des 
Preises) belegte. Am 21. September forderte der französische Ge- 
sandte Narbonne in Bayern die Einführung des Tarifs von Trianon; 
am 18. Oktober verlangte er die Ausdehnung des Ediktes auf alle 
bereits im Inlande befindlichen Kolonialwaren. In den Verord- 
nungen vom 21. und 28. Oktober gab die bayerische Regierung dem 
französischen Zwange nach. Welche Wirkung die Kontinentalsperre 
auf die wirtschaftliche Lage eines so kontinentalen Landes wie 
Bayern übte, ist schwer zu entscheiden. Nach Montgelas hätte das 
Kontinentalsystem weder die Industrie noch den Handel Bayerns 
„empfindlich berührt". Für den Fiskus war der Tarif von Trianon 
allerdings höchst vorteilhaft. Die Preissteigerung der Kolonialwaren 
wirkte auch günstig auf den Verbrauch einheimischer Erzeugnisse der 
Landwirtschaft, wie der Zuckerrübe und der Zichorie. Auch manche 
Zweige der Textil- und Metallwarenindustrie zogen aus der Fern- 
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haltung englischer Konkurrenz Nutzen. Um so schlimmer waren die 
Wirkungen für den Handel, die namentlich Tirol und die großen 
Handelsemporien zu tragen hatten, ganz besonders Nürnberg, wo gegen 
zweihundert Häuser mit Kolonialwaren handelten. 1 ) 

Der Sicherung des materiellen Lebens diente auch eine der 
wichtigsten Wohlfahrtsanstalten des Landes, die bayerische Landes- 
Brandversicherungsanstalt für Immobilien. Die älteste und all- 
gemeinste Art der Unterstützung in Brandfällen war der sogenannte 
Brandbettel auf Grund eines von der Obrigkeit ausgestellten Zeug- 
nisses. In den Landen nördlich des Mains wurden schon im 15. 
und 16. Jahrhundert gesellschaftliche, gemeindliche und später auch 
staatliche Organisationen zur Erleichterung der Folgen eines Brand- 
unglücks geschaffen. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts fanden 
Feuerversicherungen auch in Süddeutschland Eingang: erst im Fürsten- 
tum Ansbach, dann im Fürstentum Bayreuth, bald auch in den benach- 
barten geistlichen Fürstentümern Bamberg und Würzburg und in dem 
zu Kurmainz gehörigen Aschaffenburger Gebiete, ebenso in der freien 
Reichsstadt Nürnberg. In Altbayern dagegen waren die Bestrebungen 
Karl Theodors ebenso erfolglos wie seine Bemühungen um Ver- 
besserung der Grundeigentumsverhältnisse. Mit größerer Energie griff 
den Gedanken die neue Regierung auf: kraft kurfürstlichen General- 
mandats vom 17. September 1799 trat am 1. Januar 1800 für Alt- 
bayern, Oberpfalz, Neuburg, Sulzbach, Leuchtenberg und die baye- 
rischen Herrschaften in Schwaben eine staatliche Brandversicherung 
ins Leben; schon im ersten Jahre betrug das Versicherungskapital 
über 25 Millionen Gulden, in den folgenden vier Jahren stieg es 
auf 39, 47, 62, 72 Millionen. Durch die Verordnung vom 23. Januar 
1811 wurden die in den neubayerischen Provinzen bestehenden Ver- 
sicherungen mit der altbayerischen zu einer einzigen allgemeinen 
Landesversicherungsanstalt (rechts des Rheins) vereinigt „Es soll 
nur eine Assekuranzanstalt für das ganze Reich sein," schrieb der 
König eigenhändig unter den Antrag seines ersten Ministers. Freilich 
für die Rheinpfalz wurde 1817 eine eigene Brandversicherungsanstalt 



>) Vgl. Darmstädter, Studien zur Napoleonischen Wirtschaftspolitik In: Viertel- 
jahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte Bd. III (1905); derselbe, Studien zur 
bayerischen Wirtschaftspolitik in der Rheinbundszeit in: Forsch, zur Gesch. Bayerns 
Bd. XII. — Herrn Professor Dr. Darmstädter verdanke ich auch sonst wertvolle Mit- 
teilungen zur bayerischen Finanz- und Zollpolitik, indem er mir seine reichen 
Sammlungen aus dem bayerischen Finanzministerium, der Generaldirektion der Zölle 
und dem Münchener Kreisarchiv zur Benützung überließ. 
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errichtet, die erst 1890 mit der allgemeinen Landesanstalt vereinigt 
wurde. Die Brandversicherung blieb — abgesehen von den öffent- 
lichen Gebäuden — nach wie vor auf dem Grundsatz der Freiwillig- 
keit aufgebaut; doch hatten diejenigen, die an der Brandversicherungs- 
gesellschaft nicht teilnehmen wollten, im Brandfalle weder ein Samm- 
lungspatent zum Brandbettel noch Steuernachlaß noch Gnadenholz 
aus den Staatswaldungen zu erhoffen. Gewisse Gebäude waren wegen 
ihrer besonderen Feuergefährlichkeit von der Versicherung ausge- 
schlossen; eine Abstufung der Beiträge (Versicherungsprämien) nach 
dem Grade der Feuergefährlichkeit des Versicherungsgegenstandes 
wurde erst im Jahre 1834 zur Einführung gebracht. 1 ) 

Der Stand, der durch die neue Wirtschafts- und Sozial- 
politik hart betroffen wurde, war der Adelsstand. Die Zeitrichtung 
nahm an der privilegierten Stellung des Adels Anstoß; die Schrift- 
steller der Aufklärung verlangten in der Gesellschaft Gleichstellung 
aller Menschen, im Staate gleiche Rechte und gleiche Pflichten. Wirk- 
lich stellte die Konstitution von 1808 den Grundsatz der Gleich- 
heit aller Untertanen vor dem Gesetze auf und bezeichnete 
damit als letztes Ziel eigentlich Aufhebung aller adeligen Privilegien. 
Doch der leitende Minister Montgelas, unterstützt von dem Finanz- 
minister Hompesch, vertrat in Rücksicht auf die Existenzfähigkeit des 
Adels eine gemäßigtere Richtung: er wollte Erhaltung alles dessen, 
was die Verfassungsurkunde nicht ausdrücklich aufhob, und Milderung 
selbst in der Ausführung der wirklich getroffenen Neuerungen. Dieser 
vermittelnde Standpunkt zwischen dem alten Besitz und den neuen 
Grundsätzen der Verfassungsurkunde wurde in drei Deklarationen des 
Jahres 1808 niedergelegt. 

Die Konstitution vom l.Mai 1808 hatte den letzten Rest der 
landständischen Verfassung beseitigt. Dieselbe Verfassungsurkunde 
hatte wie schon das vorausgehende Edikt vom 8. Juni 1807 das 
Steuerprivilegium des Adels aufgehoben; für die Besteuerung sollte 
fortan ohne Unterschied des Standes die Steuerfähigkeit ausschlag- 
gebend sein. Dieselbe Verfassungsurkunde hatte dem ausschließlichen 
Vorrecht des Adels auf gewisse Staatsämter ein Ende gemacht: 
nicht die Geburt, sondern die Würdigkeit sollte fortan Vorbedingung 
sein. Dabei blieb es. Die Deklaration vom 20. August 1808 be- 

>) Klang-Egger, Die Immobiliar-Fcuerversicherung in Bayern von Beginn des 
18. Jahrhunderts bis auf die neueste Zeit. .Die unter Leitung der Königl. Ver- 
sicherungskammer vereinigten Wohlfahrtsanstalten für Brand-, Hagel-, Vieh* und 
Pferdeversicherung in Bayern", Denkschrift der Königl. Versicherungskammer (1906). 
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seitigte auch die wirtschaftlichen Privilegien des Adels: das 
Recht auf Errichtung von Fideikommissen, das Einstandsrecht und 
den Erb verzieht der Töchter, hob auch die gerichtlichen Privi- 
legien auf: den privilegierten Gerichtsstand in persönlichen Sachen, 
die Ausnahmestellung im Strafrecht und die Siegelmäßigkeit. 

Die Grundherrlichkeit dagegen wie die grundherrliche 
Gerichtsbarkeit und Polizei blieben kraft der Deklaration vom 
28. Juli und 8. September 1808 erhalten; hier begnügte sich der Staat 
mit zeitgemäßen Beschränkungen. Dem Adel sind also immerhin noch 
eine Reihe von Privilegien geblieben. Das Gesetz vom 20. April 
1809 verschob selbst die definitive Aufhebung des Erbverzichtes der 
Töchter. Auch die Privilegien der Siegelmäßigkeit blieben bis zur 
Publikation des geplanten neuen bürgerlichen Gesetzbuches und der 
geplanten neuen Gerichtsordnung, tatsächlich bis zum Jahre 1862 
bezw. 1871 erhalten. Dazu kam das ausschließliche Recht auf Grün- 
dung von Majoraten, die an die Stelle der adeligen Familienfidei- 
kommisse traten, und Zutritt zu der 1808 eingeführten, tatsächlich 
freilich niemals verwirklichten Nationalvertretung. 

Noch ehe die alten Adelsprivilegien abgeschafft waren, war eine 
neue Klasse von Adeligen entstanden, die durch die Rheinbundakte 
mediatisierten ehemals reichsunmittelbaren Fürsten, Grafen und 
Herren. Die Regierung war, wie mit Recht gesagt worden ist, nicht 
immer klar in ihren Ansichten, auch nicht immer ehrlich in ihren 
Mitteln; aber die Jahre haben versöhnend gewirkt. Auf Grund der 
Deklaration vom 19. März 1807 erfreuten sich die Mediatisierten be- 
sonderer Vorrechte, und diese Privilegien wurden durch die neue Ord- 
nung der Dinge nicht berührt. Auch das gesellschaftliche Ansehen 
des Gesamtadels wurde gewahrt und noch mehr gesichert durch Ein- 
führung einer staatlichen Adelsmatrikel, durch eine strengere Rang- 
ordnung nach fünf Klassen, Fürsten, Grafen, Freiherren, Ritter und 
einfache Adelige, durch strengere Bestimmungen über den Adelsverlust, 
alles das in dem Adelsstatut vom 28. Juli 1808. Schon arbeitete man 
an einem Ergänzungsstatut, das freilich nicht mehr zum Vollzug kam. 

Mit wirtschaftlichen Erwägungen wurde auch eine andere, eine 
kirchenpolitische Maßnahme begründet — die große Säkularisation, 
die den ersten Stand, den Prälatenstand, verschwinden machte. 1 ) 

>) Vgl. u. a. Scheglmann, Gesch. der Säkularisation im rechtsrheinischen Bayern 
Bd. 1 (1903), Bd. II (1904). Bd. III (1906); Heigel, Zur Gesch. der Säkularisation des 
Hochstifts Bamberg in: Ber. d. Hist. Ver. Bamberg Bd. 53 (1891); NL Pfeifter, Gesch. 
d. Säkularisation in Bamberg (1907). 
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Mehr als die Hälfte des gesamten Grund und Bodens, dazu ein 
großer Teil des beweglichen Landesvermögens befand sich im Eigen- 
tum der «toten Hand", jener Gesellschaftsklasse, die nicht zu den 
eigentlichen produzierenden Ständen gerechnet wurde; dieser ungeheure 
kirchliche Besitz galt wegen seiner Unveräußerlichkeit ebenso aus dem 
wirtschaftlichen Verkehr ausgeschaltet wie die adeligen Fideikommisse. 
Fast die Hälfte der gesamten Bauernschaft und der gesamten Bauern- 
höfe stand unter der Grundherrlichkeit der Kirche; eine publizistische 
Schrift, „die zehn Gebote für Bürger und Bauern" (1800), berechnet 
die Gesamtzahl der bäuerlichen Höfe auf 29800, der bäuerlichen 
Familien auf 115777 und weist von diesen 14227 Höfe und 46903 
Familien der geistlichen Grundherrschaft zu. Mit steigendem Unmut 
hatten seit der Zeit des Westfälischen Friedens die weltlichen Stände 
das Anwachsen der wirtschaftlichen Macht der „toten Hand* beob- 
achtet; mit beweglichen Klagen hatte zuerst der Adel, dann das 
Bürgertum die staatliche Gesetzgebung zu Hilfe gerufen. Aber weder 
die Amortisationsgesetze von 1672 und 1701, die den Liegenschafts- 
erwerb der toten Hand beschränkten, noch das Amortisationsgesetz 
von 1754, das sich gegen den Mobiliarerwerb richtete, hatten eine 
befriedigende wirtschaftliche Regulierung zwischen den geist- 
lichen und weltlichen Ständen herbeiführen können. Hier schien es 
nur ein wirksames Auskunftsmittel zu geben: teilweise Säkularisation 
des bereits vorhandenen Kirchengutes. Auf diesem Wege wurden 
— so folgerte man weiter — zugleich die kirchlichen zu kurfürst- 
lichen Grunduntertanen, konnte der Landesherr, der dann über etwa 
70 Prozent des gesamten bäuerlichen Standes verfügte, die vordring- 
lichste und einschneidenste soziale Tat des 19. Jahrhunderts, die 
Bauernbefreiung, mit wirklicher Aussicht auf Erfolg in die Hand 
nehmen. Diese Erwartung ist in einer anderen zeitgenössischen 
Schrift „Was hofft sich der bayerische Landmann von der Aufhebung 
der Klöster" (1803) ausdrücklich ausgesprochen worden. 

Man beschuldigte aber nicht bloß die Kirche, daß sie beweg- 
liche und unbewegliche Güter aus der Zirkulation nehme, der Land- 
wirtschaft, dem Gewerbe und der Industrie entziehe, man erhob schon 
in der Zeit des Kurfürsten Max III. unter dem Einfluß der merkan- 
tilistischen Weltanschauung die weitere Klage, daß durch die Vielzahl 
von Klöstern und klösterlichen Insassen die Bevölkerungsdichtigkeit 
gehemmt und wertvolle Arbeitskräfte „in übertriebenen Andachtsver- 
richtungen vergeudet würden." Diese Klage wurde um die Wende 
des Jahrhunderts noch lauter. Bayern — so läßt sich eine Stimme 
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aus dem Jahre 1802 vernehmen — hat mit Einschluß der Oberpfalz 
und Neuburgs eine Gesamtbevölkerung von 1252000 Seelen, davon 
sind 3028 Weltgeistliche, 3281 Mönche männlichen Geschlechts, 1238 
Nonnen, zusammen 7547 Personen geistlichen Standes. „Da die Geist- 
lichen nicht zum produzierenden, sondern zum verzehrenden Stande 
gehören, haben also 414 Seelen einen Weltgeistlichen, 198 einen 
männlichen Geistlichen, 277 eine Klosterperson, 166 eine geistliche 
Person miteinander zu ernähren." „Dazu sind die Einkünfte, welche 
die ausländischen Dom- und Chorstifte und die Bischöfe aus dem 
Lande ziehen, dann die Ausgaben auf die Unterhaltung der Kirchen 
mit allen ihren Erfordernissen noch nicht gerechnet." „Wer die Ge- 
schichte des Christentums kennt, ... der ist überzeugt, daß das ganze 
Mönchswesen an sich keinen notwendigen Teil des Christentums aus- 
macht, daß alle Mönchsinstitute nur durch Billigung der Kirche und 
des Staates entstehen und bestehen und besonders ihre Zahl und 
Ausdehnung noch immer den Gesetzen unterworfen ist . . . Wenn 
aber das Mönchtum dem Staate viele nützliche Glieder entzieht, wenn 
es einen großen Teil des gemeinsamen Eigentums verzehrt, wenn 
Zeiten eintreten, welche eine besonders sparsame Haushaltung mit 
den Personen und Gütern im Staate erfordern, wenn Bedürfnisse sich 
äußern, welche wichtigere Zwecke als die des Mönchtums zu be- 
friedigen haben, dann muß auch die Untersuchung eintreten, ob es 
nicht Zeit sei die bisher bestandenen Mönchsorden auf eine zweck- 
mäßige Art aufhören zu lassen." Ein Zeitgenosse suchte in einer 
Gegenschrift den Satz zu verfechten: die Klöster seien niemals so not- 
wendig gewesen als heutzutage. Er predigte tauben Ohren. Man 
braucht sich durchaus nicht die Übertreibungen jenes ersten Publi- 
zisten anzueignen und wird doch zu dem Schlüsse kommen : die Zahl 
der geistlichen Personen, insbesondere der Mönche und Nonnen, 
stand in keinem Verhältnis zu der Gesamtziffer der Bevölkerung, und 
die große Zahl dieses „Zehrstandes" wurde von den weltlichen 
Standen schwer empfunden und drückte auch die Leistungsfähigkeit 
des Staates herab. Man wandere einmal durch das München oder 
Rosenheim oder Landshut jener Tage und zähle die klösterlichen 
Niederlassungen! Man glaubte, um mit einem Zeitgenossen zu spre- 
chen, „nichts als Kirchen, Klöster und Geistliche und, wohin man nur 
blickte, geistliche Bilder und Statuen zu sehen." München zählte 19 
Klöster, deren Gebäude beinahe den vierten oder fünften Teil der 
Stadt einnahmen. Das kleine Landshut hatte ein Franziskaner-, ein 
Dominikaner-, ein Zisterzienserinnen-, ein Kapuziner-, ein Paulaner-, 
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ein Jesuiten-, ein Ursulinerinnenkloster u. s. w. Auch unter diesem 
Gesichtspunkte, im Hinblick auf die Zahl der Klöster und die 
klösterlichen Insassen, war also die Forderung nach einer teil- 
weisen Säkularisation verständlich. 

Die Geistlichen, insbesondere die Mönche, waren einst die 
Träger der materiellen wie der geistigen Kultur gewesen. Sie konnten 
mit vollem Rechte bei der Obergabe ihrer Besitzungen in die welt- 
liche Hand äußern: was sie als Wüsten und Einöden übernommen, 
gäben sie als blühende Gärten, wohlgepflegte Felder, schöne und mit 
Kostbarkeiten geschmückte Ortschaften zurück. Ein Gang durch die 
bayerische Staatsbibliothek oder das bayerische Nationalmuseum gibt 
eine Vorstellung von dem, was in tausendjähriger Kulturarbeit der 
Fleiß der Mönche geschaffen. Den tausendjährigen klösterlichen Kul- 
turstätten und damit der Vervielfältigung von Mittelpunkten, aus denen 
sich wirtschaftliche und geistige Bildung über je einen Bezirk ergossen, 
ist es zu danken, wenn Bayern ein Land arter Kultur ist Manche 
Klöster, namentlich des Benediktinerordens, blieben Zentren der Wissen- 
schaft und der Kunst bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts; noch 
heute bilden neben den prächtigen Stadtbildern die herrlichen Kloster- 
kircben einen Hauptreiz der bayerischen Lande. Seit der Zeit des 
Kurfürsten Karl Theodor lag noch einmal das gesamte Mittelschul- 
wesen in den Händen der Mönche, des Prälatenstandes : *) sie besetzten 
unentgeltlich die Lehrstellen und kamen auch für die übrigen Bedürf- 
nisse der Gymnasien, Lyzeen und Realschulen auf, sie versorgten selbst 
die philosophische, naturwissenschaftliche und theologische Fakultät 
der Landesuniversität Ingolstadt. Ober die Lehrtätigkeit dieser Mönche 
äußert ein Zeitgenosse aus den Uluminatenkreisen, es wäre höchst 
ungerecht diesen Mönchsunterricht in Bausch und Bogen zu verur- 
teilen. Aber die Kirche hatte damals längst aufgehört die ausschließ- 
liche, die privilegierte Hüterin der Geistesarbeit zu sein. Mit dem 
Ausbau des Bodens, mit dem Aufkommen der städtischen Kultur 
hatten die Klöster auch einen guten Teil ihres wirtschaftlichen Arbeits- 
feldes verloren. Die Bettelklöster vollends, deren Ansehen selbst 
in kirchlichen Kreisen erschüttert war, leisteten, statt die Kultur zu 
fördern, durch manche Entgleisungen ihrer religiösen Lebensführung 
und Lebensunterweisung dem Aberglauben Vorschub. Schon in der 
Zeit Max' III. hatte die Aufklärung die Tätigkeit der Mönche als 

') Vgl. Lurz, Die bayerische Mittelschule seit der Übernahme durch die Klöster 
bis zur Säkularisation in: Beitrage zur Gesch. der Erziehung und des Unterrichts 
in Bayern Heft 6 (1905). 



Digitized by Google 



XLVIII 



unnütz oder geradezu als kuiturschädiich verurteilt ; der Widerspruch, 
den viele Mönche der Aufklärung entgegenstellten, die Arbeit, die sie 
im Dienste der Reaktion unter dem Kurfürsten Karl Theodor leisteten, 
verschärfte die Kritik im klosterfeindlichen Lager; einige sensationelle 
Vorkommnisse in den Klöstern selbst lieferten ihren Anklägern den 
erwünschten Stoff. Die Aufklärer bezeichneten in Flugschriften, Reise- 
beschreibungen und Zeitungen, auch solchen, die der Regierung 
nahe standen, die Klöster, namentlich die Bettelklöster, als die 
Haupthindernisse des Fortschritts der geistigen und der materiellen 
Kultur, als die „Tummelplätze privilegierten Nichtstuns", als die 
.Heimstätten aller sittlichen Laster*, das Wesen des Mönches als 
ein »Aggregat vielgestalteter Schwärmereien und des Aberglaubens - . 
Sie gipfelten in dem Satze: .Der Mönch war von jeher ein Feind 
jeder gesunden Regierung, ist es wirklich und muß es sein." Jahr- 
zehnte ist so das Mönchtum systematisch verächtlich gemacht worden, 
es gehörte in den aufgeklärten Kreisen geradezu zum guten Ton 
sich an den Schäden des Mönchtums die literarischen Sporen zu 
verdienen, man scheute selbst vor Verleumdungen und niedrigem 
Klatsch nicht zurück, erzählte in Romanen und Schauspielen von 
schauerlichen Klostergeschichten, von Todesgerichten, lebendig ein- 
gegrabenen Personen, unterirdischen Gängen zwischen Männer- und 
Frauenklöstern. Der Vorstoß der Aufklärer wurde begünstigt durch 
den häuslichen Streit zwischen den einzelnen Orden, zwischen dem 
Regulär- und Säkularklerus; noch bei der Ausführung der Säkulari- 
sation wurde ausdrücklich erklärt: .man wolle mit dieser Maßregel 
den Weltpriesterstand in jene ursprüngliche Wirksamkeit und Rechte 
der Seelsorge wieder einsetzen, die er in den ältesten Zeiten der 
Christenheit, wo das Mönchswesen noch ganz unbekannt war, aus- 
schließlich behauptet hätte." Der „Monachismus" war zu einem ver- 
ächtlichen Schlagwort geworden. 

Der Umfang des klösterlichen Besitzes also wie die Zahl der 
Mönche forderten im Interesse des Staates und der Gesellschaft eine 
Beschränkung ; der Lebensinhalt der Mönche war vielfach derart, daß 
eine Verringerung der klösterlichen Stätten auch im Interesse des 
Mönchtums lag; aber auch der Zeitgeist forderte sein Opfer. Aus 
diesen Verhältnissen und aus dieser Stimmung heraus ist in immer 
neuen Flugschriften der Ruf nach Säkularisation des Kirchengutes er- 
hoben worden. Und schon wirkte auch das Beispiel von außen: in 
den protestantischen Territorien hatte die Reformation das Säkulari- 
sationswerk durchgeführt, für das katholische Frankreich brachte sie 
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die Revolution, für das katholische Deutschland regte sie in der Zeit 
Kaiser Karl Alberts Friedrich der Große und das „Haslangische Gut- 
achten* an, 1 ) für einen Teil Österreichs verwirklichte sie Kaiser 
Joseph II., für das ganze katholische Deutschland stellten sie die 
Friedensschlüsse von Campoformio und Luneville als Programm 
auf; der Regensburger Reichstag legalisierte es. Das war zu der- 
selben Zeit, da infolge der Revolutionskriege mancher katholische 
Staat, auch Bayern, vor dem Staatsbankerott stand und nach außer- 
ordentlichen Einnahmen schrie. Eine teilweise Säkularisation — das 
wurde und wird auch von streng kirchlicher Seite zugegeben — ließ 
sich selbst in der Bavaria Sancta, wie Bayern in mönchischen Kreisen 
genannt wurde, nicht mehr umgehen, auch für einen Staatsmann, der 
weniger freigeistig war als Montgelas. Selbst sonst gemäßigte Männer, 
wie Heinrich Schenk und Christoph von Aretin, billigten die Maß- 
regel. Aretin begrüßte den Beginn der Säkularisation mit den Worten : 
»Von heute an datiert sich eine Epoche der bayerischen Geschichte, 
so wichtig als in derselben noch keine zu finden war. Von nun an 
wird die sittliche, geistige und physische Kultur des Landes eine 
ganz veränderte Gestalt gewinnen . . . Die philosophischen Geschicht- 
schreiber werden von der Auflösung der Klöster, wie sie es von der 
Aufhebung des Faustrechtes taten, eine neue Zeitrechnung anfangen, 
und man wird sich dann den Ruinen der Abteien ungefähr mit eben 
den gemischten Gefühlen nähern, mit welchen man jetzt die Trümmer 
der alten Raubschlösser betrachtet." Auch Geistliche erkannten offen 
an, daß man dem Zeitgeiste Zugeständnisse machen müsse. Sogar 
geistliche Regierungen wollten das Mönchtum als nicht mehr zeit- 
gemäß einschränken. In immer weiteren Kreisen setzte sich, um mit 
einem österreichischen Gesandten zu sprechen, die Überzeugung durch, 
„daß die Fürsten, die seinerzeit die Reformation angenommen, nur 
durch die Säkularisation mächtiger und reicher und ihre Völker auf- 
geklärter und industriöser geworden wären." 

Aber die von Montgelas tatsächlich durchgesetzte Säkularisation 
ging viel zu weit. Ein Erlaß vom 25. Januar 1802 setzte die 
Bettelmönche, Franziskaner und Kapuziner auf den Aussterbeetat; 
ihre Klöster sollten nur so lange geduldet werden, bis die gegen- 
wärtigen Ordensmitglieder ausgestorben wären. Derselbe Erlaß kün- 
digte den nicht ständischen fundierten Klöstern mit Ausnahme der 



•) Vgl. Vollbehr, Der Ursprang des Säkularisationsprojekts in den Jahren 1742 
und 1743 in: Forsch, zur deutschen Gesch. Bd. 26 (1907). 

Montgelas, Compte rendu. IV 
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für den weiblichen Unterricht gegründeten Orden der Englischen 
Fräulein, Ursulinerinnen und Elisabethinerinnen und ebenso sämt- 
lichen oberpfälzischen Abteien mit Ausnahme Waldsassens die Auf- 
hebung an. Auf Grund des Reichsdeputationshauptschlusses vom 
25. Februar 1803 wurden sämtliche Klöster aufgehoben, auch die 
ständischen und die reichsunmittelbaren, in Altbayern wie in Neubayern. 
Die Regierung erklärte selbst die dem Unterricht gewidmeten Frauen- 
klöster „nur so lange noch dulden zu wollen, bis sich ein geeigneter 
Ersatz dafür herstellen lassen werde*. Diese Maßregel war viel zu 
radikal : es hat damals noch manche Klöster gegeben, die lebensfähig 
waren, namentlich Klöster des Benediktinerordens, sie sind auch unter 
König Ludwig I. zurückgekehrt. Die Maßregel ist nicht sine ira et studio 
ausgeheckt worden: man fühlt den Groll des ehemaligen Illuminaten, 
die Unduldsamkeit der Aufklärer heraus. Nach einer Überlieferung 
wäre allerdings auch Montgelas nicht für die Aufhebung sämtlicher 
Klöster gewesen, hätte einige als Erziehungsanstalten und Stätten der 
Wissenschaften erhalten wissen wollen; der Minister hätte das allzu 
radikale Vorgehen dem Generaldirektor und späteren Staatsrat Zentner 
zugeschrieben. Doch damals war die Macht Montgelas* noch zu über- 
ragend, als daß ein Untergebener gegen den Willen des Ministers 
durchgedrungen wäre. 

Vor allem war — das hat auch Montgelas zugegeben — die 
Ausführung des Säkularisationsbefehls viel zu rücksichtslos und 
brutal. Mit den Personen und Besitztümern der Klöster, den Kirchen 
und Klostergebäuden, den Altären, Reliquien, Kelchen, Ziborien, Mon- 
stranzen, Kirchenornaten und Paramenten wurde auf das pietätloseste 
verfahren. Die Klosterinsassen wurden entweder in Zentralklöstern 
zusammengepfercht, die in mehr als einer Beziehung Zuchthäusern 
glichen, oder in die Welt hinausgeschickt mit Pensionen, die nicht 
den bescheidensten Lebensansprüchen genügen konnten und selbst 
in dieser Höhe nicht regelmäßig ausbezahlt wurden. Geweihte Kelche 
wurden zerbrochen, Monstranzen ihrer Edelsteine beraubt, von den 
Meßgewändern Borten und Stickereien abgeschnitten, von den Meß- 
büchern die Beschläge losgerissen, Pluviarien zu Stuhlüberzügen zer- 
schnitten, Glocken von den Türmen herabgelassen und ebenso wie 
die Röhren klösterlicher Wasserleitungen nach ihrem Metallwert ver- 
kauft, die heiligen Leiber ihres Schmuckes entkleidet und an der 
nächstbesten Stelle verscharrt, in ähnlicher Weise auch die Ahnen- 
gräber z. B. in Andechs geschändet. Die kirchlichen Geräte und Ge- 
wänder wurden vielfach an Israeliten veräußert, die öffentlich damit 
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Spott trieben, sich Bischofsinfuln auf den Kopf setzten und sich aus 
geweihten Kelchen zutranken ; erst 1811 wurde der Verkauf geweihter 
kirchlicher Gegenstände verboten. Die Klostergebäude von Kaisheim, 
Ebrach, Rebdorf und Niederschönenfeld wurden in Zuchthäuser ver- 
wandelt, die herrliche Franziskanerkirche in Regensburg wie die 
Dominikanerkirche in Augsburg in Schrannenhallen; in der einzig- 
artigen Klosterkirche von Kastel wurde der Westchor, das sogenannte 
Paradies, zu einem Kuhstall eingerichtet; die Münchener Minoriten- 
kirche wurde abgebrochen, die Augustinerkirche in eine Mauthalle 
verwandelt. Manche Klosterkirchen, wie die von Schwarzenfeld in 
der Oberpfalz oder die von Wessobrunn, wurden, auch wenn sich 
die Gemeinden um ihre Überlassung bemühten, niedergelegt. Auch 
die herrlichen Stiftskirchen von Berchtesgaden und Fürstenfeld, selbst 
der Dom von Freising sollen als baufällig für die Zerstörung be- 
stimmt gewesen sein; ein Ministerialreferent soll (!) sogar den Antrag 
gestellt haben den Martinsturm von Landshut niederzulegen. Die 
Aufzeichnungen von Zeitgenossen, wie Ringseis und selbst Mannlich, 
die lokalen Traditionen sind voll von solchen Überlieferungen, freilich 
auch nicht frei von Übertreibungen; Scheglmann hat sie zum Teil 
gesammelt. 1 ) Diese Art der Ausführung hat denn auch der Säkulari- 
sation, die anfänglich, abgesehen von einigen Ausnahmen, ziemlich 
ruhig hingenommen worden war,«) erst den gehässigen Charakter ge- 
geben. Die Schuld lag in erster Linie bei den ausführenden Organen, 
den Aufhebungskommissären, meist Landrichtern oder Gerichtschreibern, 
schlechtem Beamtenmaterial, das Montgelas nicht schuf, sondern über- 
nahm; da, wo die Ausführung der Säkularisation in bessere Hände 
gelegt war, wie z. B. in der Fürstabtei Kempten oder in manchen 
Gegenden Frankens, vollzog sich der Übergang von der alten in die 
neue Zeit viel ruhiger und schonender. Den moralischen Mängeln 
der Aufhebungskommissäre ist es auch zuzuschreiben, daß der Staat 
nicht den erhofften Gewinn zog, daß der Erlös aus den verkauften 
Kirchenschätzen vielfach in den Taschen der Kommissäre verschwand 
oder daß diese bewegliche und unbewegliche Güter der Klöster um 
Schleuderpreise an Begünstigte losschlugen. 8 ) Die Schuld lag aber 

•) Die Staatsakten und die zum Verständnis der Bewegung unentbehrliche 
Publizistik hat er nicht benutzt. 

*) Im Ausland, z. B. in Wien, waren freilich die sensationellsten Gerüchte 
verbreitet: der König sei mit seiner Gemahlin verhaftet worden, die Garnison habe 
sich gegen ihn erklärt, alles sei in Aufruhr. 

*) Der Hauptgrund lag in der Überschwemmung des Marktes und in der 
wirtschaftlichen Notlage, dem Mangel an Geld. Auch darf nicht vergessen werden, 

IV* 
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auch in der mangelhaften Geschäftsführung und unzureichenden Über- 
wachung der Klosteraufhebungskommission, die am 25. Januar 1802 
eingesetzt wurde und erst unter dem Vorsitz des Geistlichen Rats- 
präsidenten Grafen von Seinsheim, dann unter der Leitung des 
Generaldirektors Zentner tagte. Über ihre Geschäftsführung äußert 
sich ein Mitglied der Kommission: „Durch Reskript vom 9. Februar 1808 
wurde eine Spezialkommission errichtet, um die in Klostersachen noch 
rückständigen Geschäfte zu berichtigen. Es handelte sich aber haupt- 
sächlich darum, dem Ministerium das Ergebnis der ersten Kloster- 
aufhebungskommission vorzulegen. Denn das Rechnungswesen dieser 
ersten Kommission ist größtenteils unberichtigt geblieben. Nur die 
inkamerierten Abgaben der Klosteruntertanen sind zur Kenntnis der 
Regierung gekommen. Von allen übrigen Operationen der Auf- 
hebungskommission, namentlich über Wert und Ertrag der verkauften 
Realitäten, Vorräte, Vieh und Fahrnis, Silber, Pretiosen, Bibliotheken, 
Gemälde und anderer Mobiliarschaft hat die Regierung Verlässiges nie 
erfahren. Die Kommissarien machten Eile zu ihrem Hauptzweck, und 
um Eile war es auch zu tun. Silber und Pretiosen wurden ohne 
Inventar eingeschickt. Die Münzbeamten, gedrängt — denn die Aus- 
beute war für die französische Kriegskontribution bestimmt — , nahmen 
sich gleichfalls nicht die Zeit nähere Beschreibungen zu verfassen. 
Noch schlimmer ging es mit den Bibliotheken. Fast alle Biblio- 
theken der nicht ständischen und Mendikantenklöster wurden von 
den Kommissarien für Plunder angesehen und wie Makulatur nach 
dem Zentner verkauft. Einige Individuen, wie jedermann weiß, sind 
durch den Ankauf dieser BüchersammLungen und Manuskripte reich 
geworden; der Erlös für die Regierung war äußerst unbedeutend." 
Aber auch die Zentralregierung selbst ist von der Verantwortung nicht 
völlig frei zu sprechen. 

Was insbesondere die Verschleuderung der Klosterbibliotheken 
betrifft, so möchte ich den hierüber verbreiteten Gerüchten nicht be- 
dingungslos zustimmen. Es wurde noch vor dem Erscheinen der 
Aufhebungskommissäre eine besondere Bibliothekskommission mit 

daß die Klöster stark verschuldet waren und daß, da die Säkularisation seit 
Jahren vorauszusehen war, viel beiseite geschafft wurde. Der Hauptgewinn des 
Fiskus lag in den Waldungen und in den Abgaben der Grunduntertanen der auf- 
gehobenen Klöster. — Manche von den neuen Erwerbern haben die übernommenen 
Klösterökonomien trefflich bewirtschaftet, auch durch Fabrikanlagen die wirtschaft- 
liche Entwickclung des Nachbarbezirkes günstig beeinflußt; unter diesen seien ge- 
nannt: Utzschneider in Benediktbeuern, Wieninger in Fürstenzell, der Fiskus in 
Weihenstephan. 
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Christoph von Aretin an der Spitze in die Klöster gesandt, um deren 
Bibliotheken auf ihre wertvollen Bestandteile zu prüfen. Die wert- 
vollsten Bücher und Handschriften wurden dann in der Münchener 
Hof- und Staatsbibliothek vereinigt; ihr Reichtum ist noch heute 
ein Beweis dafür, daß nicht so viel zerstört worden sein kann. 
Durch die Vermehrung der öffentlichen Sammlungen, durch die Zentra- 
lisierung namentlich der alten Bücherschätze des Landes wurde den 
Wissenschaften neues Leben zugeführt: die Münchener Bibliothek 
wurde zur ersten Deutschlands. Und wie um die Zentralisierung zu 
rechtfertigen, machten in der Folge die gelehrten Bibliothekare der 
Hof- und Staatsbibliothek bei der Ordnung der neu zugeströmten 
Bestände eine wichtige literarische Entdeckung um die andere. Aber 
das ist zuzugeben: die Zahl der Mitglieder jener Bibliothekskommission 
wie die Dauer ihrer Inspektionsreise war nicht ausreichend, um alle 
wirklich wichtigen Handschriften und Bücher auszuscheiden; mit den 
Bibliotheken namentlich der Bettelklöster und der nicht ständischen 
fundierten Klöster scheint viel gesündigt worden zu sein. 

Die Säkularisation war wohl die einschneidendste Maßregel des 
Ministeriums Montgelas, die das Bild der bayerischen Lande völlig 
veränderte. 

Mit wirtschaftlichen Erwägungen wurde eine zweite kirchen- 
politische Maßnahme gerechtfertigt, die Begründung der kirchlichen 
Parität in Bayern. 1 ) »Unsere landesväterliche Absicht ist, durch An- 
siedelung fremder Religionsverwandter den vielen noch Öde liegenden 
Ländereien fleißige Anbauer, den Produkten geschickte Verarbeiter, dem 
Handel tätige Unternehmer zu verschaffen und auf solche Art die phy- 
sische und moralische Kraft unserer heroberen Erbstaaten zu vermehren." 

Für die konfessionell gemischte Unterpfalz erschien schon am 
9. Mai 1799 eine kurfürstliche Deklaration, die einerseits die Religions- 
freiheit der Reformierten, anderseits den Besitzstand der katholischen 
Kirche gesetzlich sicherstellte. 

Damals war die kurfürstliche Regierung bereits entschlossen, den 
Grundsatz der Parität auch auf Altbayern auszudehnen. 

Altbayern (einschließlich der Oberpfalz) war seit der Regierung 



>) Vgl. Sicherer a. a. O.; Du Moulin-Eckart, München und Wien (1800—1805) 
in: Forsch, zur Kultur- und Literaturgesch. Bayerns Bd. IV.; Kolde, Das bayer. 
Religionsedikt vom 10. Januar 1803 und die Anfänge der protestantischen Landes- 
kirche in Bayern in: Beiträge zur bayer. Kirchengesch. Bd. IX; O. von Rcinhard- 
stöttner, Beiträge zur Gesch. der bayer. Verfassungsurkunde, insbesondere des 
4. Titels derselben, Münch. Diss. (1906). 
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Herzog Albrechts V. und Kurfürst Maximilians I. ein ausschließlich 
katholischer Staat gewesen. Dieses System hatte selbst die aufgeklarte 
Regierung eines Max III. überdauert Noch am Ende des 18. Jahr- 
hunderts stand es in unverkürzter Geltung, wenn man auch den (nicht 
eben zahlreichen) protestantischen Untertanen in den 1740 neu- 
erworbenen Herrschaften Sulzbürg und Pyrbaum und in dem 1777 
angefallenen Herzogtum Neuburg ihr Bekenntnis beließ. 

Bisher war den Mitgliedern protestantischer Bekenntnisse weder 
eine unbeschränkte noch eine beschränkte Religionsausübung gestattet. 
Jetzt, noch im Jahre 1800, wurde aber, erst im Nymphenburger Schloß, 
dann in der Münchener Residenz, ein protestantischer Betsaal ein- 
gerichtet. Die protestantische Hofkapelle sollte — gemäß den im 
Ehevertrag vom Jahre 1797 übernommenen Verpflichtungen — allerdings 
zunächst nur den besonderen Bedürfnissen der lutherischen Kurfürstin 
und der protestantischen Mitglieder des kurfürstlichen Hofstaates 
dienen; aber es wurde auch anderen Protestanten, die ihre Berufs- 
geschäfte nach München führten, erlaubt, dem Gottesdienste in der 
Hofkapelle anzuwohnen und vom Hofprediger für sich das Abend- 
mahl und sonstigen kirchlichen Beistand, für ihre Kinder die Taufe, 
den Religionsunterricht und die Konfirmation zu empfangen. Damit 
war in Altbayern die Gewährung beschränkter Religionsübung 
für die Protestanten eingeleitet. 

Bisher waren in Bayern die Mitglieder der protestantischen Be- 
kenntnisse von den bürgerlichen Rechten ausgeschlossen: von dem 
Rechte der Niederlassung, der Erwerbung des Bürgerrechtes, den staat- 
lichen und gemeindlichen Ämtern; selbst der Liegenschaftserwerb war 
für die Protestanten verboten oder wenigstens mit lästigen Schranken 
umgeben. Am 1. und 30. September 1800 hob nun eine kurfürstliche 
Verordnung für das Fürstentum der Oberpfalz, die Grafschaft Cham 
und das Herzogtum Neuburg die bisherigen Beschränkungen des 
Liegenschaftserwerbes auf; „die nichtkatholischen Käufer sollten 
den übrigen, soviel den Genuß und Besitz der Güter betrifft, ganz 
gleich zu halten sein." Einer der ersten Protestanten, der sich auf 
Grund der kurfürstlichen Verordnung in der Oberpfalz ankaufte, war 
— Johann Gottfried Herder. Am 10. November 1800, mitten im zweiten 
Koalitionskriege, während sich das öffentliche Interesse den Ereignissen 
im Felde zuwandte, erschien ein kurfürstliches Dekret, kraft dessen den 
Nichtkatholiken die Möglichkeit gegeben wurde, sich in Bayern nieder- 
zulassen; das katholische Bekenntnis hörte also auf Vorbedingung für 
die Ansässigmachung zu sein. Gegen die kirchliche Neuerung erhob 
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sich (gelegentlich des Gesuches eines protestantischen Handelsmanns 
aus Mannheim um die Bürgeraufnahme) lebhafter Widerspruch beim 
Münchener Stadtmagistrate wie bei der bayerischen Landschaft; auf 
Grund der Landesverfassung wie des Hausvertrages von 1771 sei 
nur das katholische Bekenntnis zugelassen, eine Änderung könne ohne 
Mitwirkung der Landstände nicht vorgenommen werden. Man ent- 
gegnete diesen mit der Erklärung: das gegenwärtige System der aus- 
schließlichen Katholizität habe seinen Grund lediglich in einer persön- 
lichen Willensentscheidung der älteren bayerischen Landesherrn, einer 
Entscheidung, der gerade die Vorfahren des heutigen Münchener Stadt- 
magistrates und der Landschaft den schärfsten Widerspruch entgegen- 
gesetzt hätten; der Hausvertrag von 1771 sei von der Zweibrückener 
Linie nur unter Vorbehalt des im Westfälischen Frieden bestätigten 
landesherrlichen Reformationsrechtes anerkannt worden. Das Edikt vom 
10. November 1800 war nur den Behörden abschriftlich zugegangen; 
man hatte noch nicht gewagt es öffentlich im Druck bekannt zu geben. 
Am 26. August 1801 erschien ein zweites, für die Öffentlichkeit be- 
stimmtes Edikt, das den Inhalt des Dekretes vom 10. November 1800 
im wesentlichen wiederholte; ein Reskript vom 21. September 1801 
erklärte aber ausdrücklich, daß sich das Edikt nur auf die christ- 
lichen Konfessionen erstrecke. 

Das Jahr 1803 brachte einen weiteren, höchst bedeutsamen 
Schritt in der Richtung der Parität. Durch den Reichsdeputations- 
hauptschluß von 1803 wurde Bayern für seine linksrheinischen Ver- 
luste durch zahlreiche ehemals geistliche oder reichsstädtische Be- 
sitzungen in Franken und Schwaben entschädigt. Mit diesen neuen 
Erwerbungen kamen an Bayern sowohl katholische Gebiete, in denen 
die Protestanten beschränkte Religionsfreiheit genossen, als auch 
protestantische, in denen die Protestanten die ausschließliche Herr- 
schaft führten oder wenigstens die Mehrheit bildeten und sich daher 
im Genüsse unbeschränkter Religionsfreiheit befanden. Der Zuwachs 
an akatholischer Bevölkerung legte der Regierung neue Pflichten auf. 
Mit Rücksicht auf die neuen Untertanen dehnte das denkwürdige 
Edikt vom 10. Januar 1803 die Religions- und Gewissensfreiheit von 
den alten auf die neuen Staaten aus und bestätigte allen Mitgliedern der 
drei im Reiche zugelassenen christlichen Glaubensgesellschaften .ihre 
bisherige Religionsübung", sei es beschränkte, sei es unbeschränkte, 
und zugleich den Genuß der bürgerlichen Rechte. Mit Rücksicht auf 
eben diese protestantischen Untertanen in Franken und in Schwaben 
stellte das nämliche Edikt auch hinsichtlich der staatsbürgerlichen 
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Rechte einen neuen Grundsatz auf: fortan solle bei Besetzung der 
Staatsämter kein Unterschied zwischen den drei christlichen Glaubens- 
gesellschaften gemacht werden, für die Vergebung der öffentlichen 
Ämter nicht mehr das Bekenntnis, sondern lediglich das Verdienst" 
maßgebend sein. Wenige Wochen später, am 18. Mai 1803, erschien 
eine kurfürstliche Deklaration, welche die gemischten Ehen zwischen 
Katholiken und Protestanten zuließ. Die Einsegnung konnte von den 
Geistlichen der einerf oder der anderen Konfession vorgenommen 
werden, mit der gleichen Rechtswirkung. Die religiöse Erziehung 
der Kinder aus solchen Mischehen sollte der Entscheidung der Eltern 
zustehen, mangels einer solchen freiwilligen Vereinbarung sollten bis 
zum 18. Lebensjahre die Töchter in dem Bekenntnis ihrer Mutter, 
die Söhne in dem ihres Vaters erzogen werden; vom 18. Lebensjahre 
an haben die Kinder selbst freies Verfügungsrecht in der konfessio- 
nellen Frage. 

Noch aber unterlag der protestantische Kultus gewissen Be- 
schränkungen. In ganz Altbayern und selbst in Teilen der neuen 
fränkischen und schwäbischen Erwerbungen besaßen die Protestanten 
nur beschränkte Religionsfreiheit: der protestantische Prediger durfte 
sich in der Öffentlichkeit noch nicht im geistlichen Amtskleide zeigen; 
es gab hier, wie keine öffentliche protestantische Kirche und keine 
öffentliche protestantische Schule, so auch kein öffentliches protestan- 
tisches Pfarramt; der protestantische Geistliche mußte sich für die 
Einsegnung gemischter Ehen mit einem besonderen ministeriellen 
Erlaubnisschein versehen, dem zuständigen katholischen Pfarramte 
die Stolgebühren überlassen, dem nämlichen katholischen Pfarramte, 
das zugleich Standesamt war, die Taufen und Eheschließungen zur 
Eintragung in die Standesregister offiziell anzeigen. Der Wunsch 
nach einer vollen Parität auch auf dem Gebiete des Kultus machte 
sich immer lebhafter geltend, namentlich seitdem die Zahl der Pro- 
testanten im rechtsrheinischen Bayern noch mehr angewachsen war, 
teils durch Niederlassung pfälzischer Protestanten, teils durch Media- 
tisierung zahlreicher protestantischer reichsritterlicher und reichsgräf- 
licher Gebiete in Franken und in Schwaben — eine Folge des Preß- 
burger Friedens. Damals wurde auch eine altbayerische protestan- 
tische Enklave dem bayerischen Staate einverleibt, die seit dem 16. Jahr- 
hundert lutherisch gewordene Reichsgrafschaft Ortenburg. Die gleich- 
zeitige Proklamation der bayerischen Souveränität, die unmittelbar 
darauf folgende Auflösung des römisch-deutschen Reiches beseitigten 
die letzten Rücksichten, sei es auf den Kaiser, sei es auf den Wiener 
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Reichshofrat, sei es auf den Westfälischen Frieden, die der Erfüllung 
jenes Wunsches noch entgegenstehen konnten. Bereits hatte ein 
Artikel des Ediktes vom 10. Januar 1803, wenn auch mehr gelegent- 
lich, den Religionsgenossen, die noch in keiner eigenen Kirchen- 
gemeinde vereinigt waren, die Erlaubnis zur Gründung einer solchen 
erteilt, sobald sie eine ausreichende Zahl von Mitgliedern und die 
erforderlichen Mittel besaßen. Auf Grund dieser Bestimmung er- 
standen in bisher überwiegend protestantischen Gegenden Neubayerns 
(wie in Schweinfurt und Ansbach) katholische, in überwiegend katho- 
lischen Gegenden selbständige protestantische Kirchengemeinden. 
Auch in Altbayern erhoben sich jetzt öffentliche protestantische Kirchen, 
öffentliche protestantische Schulen, königliche protestantische Pfarr- 
ämter. Selbst in der alten Hauptstadt des Landes bildete sich 1806 
in Verbindung mit der Hofkapelle eine protestantische Pfarrei; das 
Pfarramt blieb zunächst mit der Stelle des Hofpredigers verbunden. 

Um die Gemeinde von dem Hofgottesdienst unabhängig zu machen und auch 
für die Zukunft zu sichern, wurde ihr die Salvatorische überwiesen. Gegen ihre 
Herausgabe erbaute der Staat eine neue, die erste protestantische Kirche in München, 
die Matthäuskirche, vollendet im Jahre 1832. 

Die Verfassungsurkunde von 1808 hat die letzten Beschrän- 
kungen der beiden protestantischen Bekenntnisse aufgehoben und 
die volle Parität proklamiert. In Anschluß an den einschlägigen 
Paragraphen der Verfassungsurkunde brachte dann das Religions- 
edikt vom 24. März 1809 die detailliertesten Bestimmungen über 
die Beziehungen der verschiedenen christlichen Glaubens- 
gesellschaften. Indem dieses Gesetz den beiden protestantischen 
Bekenntnissen neben dem katholischen die Rechte einer öffentlichen 
oder privilegierten Glaubensgesellschaft verlieh, auch den Übertritt 
von einem christlichen Bekenntnisse zum andern ausdrücklich er- 
laubte, lediglich von einer Erklärung vor den zuständigen Pfarr- 
ämtern der beiden Konfessionen abhängig machte, hat es die Ent- 
wickelung der kirchlichen Freiheit gewissermaßen zum Abschluß 
gebracht 

Der damals (im Gegensatz zu seinen letzten Lebensjahren) kirch- 
lich völlig indifferente Minister Montgelas war bei seiner paritätischen 
Kirchenpolitik lediglich von wirtschaftlichen und politischen Motiven 
geleitet: ohne allgemeine Parität würde ein Zusammenwachsen des 
überwiegend protestantischen Frankens mit dem katholischen Bayern 
unmöglich gewesen sein. Der paritätische Standpunkt der Regierung 
fand nicht bloß in jenen geistlichen und weltlichen Kreisen Zustim- 
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mung, die als Prediger einer Versöhnung zwischen Christentum und 
Kantischer Philosophie und einer Laisierung der Kirche dem Pro- 
testantismus innere Neigungen entgegenbrachten, sondern scheint sich 
auch in der Bevölkerung ohne erheblichen Widerspruch eingelebt zu 
haben. Unter der toleranten Herrschaft König Max I. bestand ein so 
friedliches, echt christliches Zusammenleben der Konfessionen, wie 
es in den späteren Dezennien des 19. Jahrhunderts niemals wieder 
erreicht worden ist. „Depuis ce moment toutes les räigions ont vecu en 
paix, et je ne sache pas, qu'ä l'exception de quelques rivalites qui tiennent 
aux ecclesiastiques plutöt qu'au peuple il se soit 61eve ni plainte ni 
reclamation ä cet egard." Mit diesen Worten schließt Montgelas seine 
Ausführungen über die Begründung der Parität. Der protestantische 
Hofprediger in München kann nicht genug rühmen, mit welchem 
Wohlwollen ihm in allen Kreisen der Bevölkerung begegnet worden 
sei. Es ist bezeichnend: das grundlegende Werk über die Schick- 
sale der evangelischen Lehre in Bayern stammt aus der Feder eines 
katholischen Geistlichen jener Zeit, des Stadtpfarrers und Professors 
A. Winter in Ingolstadt, und ist der ersten protestantischen Königin 
gewidmet. Größere Beunruhigung erweckten im Lande, wie später 
zu zeigen sein wird, die zahlreichen Berufungen protestantischer Ge- 
lehrter aus dem übrigen Deutschland. 

Glaubens- und Gewissensfreiheit wurde auch den Mennoniten 
die zur Kultivierung der Möser ins Land gerufen wurden, ganz be- 
sonders aber den Israeliten 1 ) gewährt, die seit dem 16. Jahrhundert 
vom altbayerischen Territorium gesetzlich ausgeschlossen gewesen 
waren, jetzt aber, mit den neuen Erwerbungen in Schwaben und 
Franken, in nicht geringer Anzahl in den bayerischen Staatsverband 
aufgenommen wurden. Das Religionsedikt („Matrikelgesetz") vom 
10. Juni 1813 verlieh ihnen in kirchlicher Beziehung die Rechte einer 
privaten (nicht öffentlichen) Glaubensgesellschaft, unterwarf sie aber 
in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung noch sehr lästigen 
Beschränkungen; durfte ja nicht einmal die im Publikationsjahr des 
Gesetzes in den einzelnen Gemeinden bestehende Zahl jüdischer 
Familien überschritten werden. Das Edikt war nach dem Urteil des 
damaligen Ministerialreferenten das Produkt „eines unglücklichen Hin- 
und Herschwankens zwischen dem Alten, zu welchem man nicht 

') Qotthelf, Historisch-dogmatische Darstellung der rechtlichen Stellung der 
Juden in Bayern (1851); Heimberger, Die staatskirchenrechtliche Stellung der 
Israeliten in Bayern (1893); Eckstein, Der Kampf der Juden um ihre Emanzipation 
in Bayern (1905). 
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zurückkehren will und auch nicht mehr kann, und zwischen dem 
Neuen, gegen das man sich mit allem Widerwillen sträubt". Nach 
Montgelas wollte die Regierung das, was die Stimme der Philanthropie 
im Namen der Menschlichkeit forderte, mit den Beschränkungen ver- 
einbaren, deren Beseitigung die sittliche Unvollkommenheit der Israe- 
liten noch nicht zuließ. Eine völlige Gleichstellung der Israeliten, 
die eben damals durch ihre berufsmäßige Güterzertrümmerung neuen 
Haß auf ihre Häupter luden, schien wohl auch dem Minister un- 
vereinbar mit den Anschauungen der Zeit. Mit dem bürgerlichen 
und staatsbürgerlichen Ausnahmsrecht der Israeliten brach erst die 
freiheitliche Gesetzgebung der sechziger Jahre. 

Bedeutete die bisher geschilderte Kirchenpolitik einen Bruch mit 
dem früheren System, so folgte die Regierung in der Ausübung und 
Erweiterung der Kirchenhoheitsrechte einer seit dem 16. Jahr- 
hundert gewiesenen Bahn. 1 ) »Wir haben schon mehrmals," heißt es 
in dem für das Verhältnis zwischen Staat und Kirche grundlegenden 
Edikt vom 7. Mai 1804, „Unseren ernstlichen Willen bekannt ge- 
macht, daß die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise 
nicht gehemmt werde und daß unsere weltliche Regierung in ganz 
geistliche Gegenstände des Gewissens und der Religionslehre sich 
nicht einmischen solle. Wir würden demnach gänzlich mißverstanden 
werden, wenn man glauben könnte, daß wir unsere weltliche Gewalt 
über Gegenstände des bischöflichen Oberhirtenamtes, über innere 
Kirchenangelegenheiten weiter ausdehnen wollten, als um die Miß- 
bräuche, die dem Wohle des Staates nachteilig werden könnten, ab- 
zuhalten. Dagegen werden wir aber auch nie dulden, daß die Geistlich- 
keit und irgend eine Kirche einen Staat im Staate bilden, daß die- 
selbe in ihren weltlichen Handlungen und mit ihren Besitzungen den 
rechtmäßigen Obrigkeiten sich entziehe." 

Die Regierung suchte demgemäß die Rechte des Staates gegen- 
über der Kirche und den kirchlichen Personen zunächst in den rein 
weltlichen Gegenständen zu sichern und zu erweitern. Alle 
Gegenstände, die „nach ihrer Natur weltlich sind", wurden der welt- 
lichen Gerichtsbarkeit unterworfen, auch wenn sie nach dem Konkordat 
von 1583 den geistlichen Gerichten allein zustanden oder wenigstens 
mit diesen geteilt werden sollten: der Staat nahm die gesamte Ge- 
richtsbarkeit über die Kleriker in Anspruch, auch die Strafgerichts- 



•) Vgl. Sicherer a. a. O.; E. Mayer, Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von 
Bayern (1884). 
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Lartar.t \irA <i:t Nach^£behar.::_nz; seVysz die Zc zerrten, die Verlöb- 
niive, d:* Vaterschafts-, Al merrtatcr^s- ur.i Ehescheidungsklagen, die 
frCr.er den res spintuales rj^ezahi: waren, wurden den weichen Ge- 
richten zugewiesen. 

Auch die Verwaltung des Kirchen Vermögens wurde für ein .bloß 
weiches Geschäft- erklärt und an Stelle der bisherigen geistlich- 
weltlichen oder kumulativen Verwaltung ausschlieÖ'.icb an Administra- 
toren übertragen, die reine Staatsdiener waren. Die Organisation der 
Verwaltung des Stiftungs- und damit des Kirchenvermögens, namentlich 
ihre Zentralisierung, hat sich nicht bewährt, hat vielmehr zum Teil zer- 
störend gewirkt Aber — das darf man doch nicht vergessen — die Or- 
ganisation bezweckte ursprünglich Sicherung des Stiftungsvermögens 
und entsprang der Überzeugung von der hohen Bedeutung des Stiftungs- 
vermögens: »die Stiftungen sind gleich den Gemeinden ein Institut, 
ohne weiches der Staat betnahe nicht zu regieren ist und dem also 
eine so viel als möglich von Zeit und anderen Umständen unab- 
hängige Existenz gesichert sein soll". Die Zentralkuratel entsprach 
so sehr dem Geiste der Zeit, daß sie in den badischen Verfassungs- 
entwurf vom August 1808 unverändert herübergenommen wurde. Sie 
hat trotz ihrer Schädlichkeit immerhin einige Vorteile gezeitigt: der 
Staat erleichterte sich nicht bloß die Anleihemöglichkeit aus Stiftungs- 
mitteln, er gelangte jetzt erst zu einer verlässigen Übersicht über die 
im Lande vorhandenen Stiftungen; die Verwaltungskosten wurden ver- 
mindert; die übermäßige Fundierung der Stiftungen auf Grundstücke 
wurde durch Kapitalisierung ersetzt. 1 ) 

Die Regierung sicherte und erweiterte die Rechte des Staates 
in bezug auf die Gegenstände gemischter Natur, d. i. solche 
Gegenstände, die „ihrer Natur nach zwar geistlich sind, aber doch zu- 
gleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl 
der Untertanen haben:" Ort, Zeit und Zahl des äußeren Gottesdienstes, 
Errichtung von geistlichen Bruderschaften und Genossenschaften, 
Bildungs-, Verpflegungs- und Strafanstalten des Klerus, Einteilung 
der Diözesen, Dekanate und Pfarrsprengel, Gesundheitspolizei in 
bczug auf kirchliche Anstalten. Die Regierung erhob den Anspruch, 
von allen kirchlichen Verordnungen auf diesen Gebieten Einsicht zu 
erlangen und selbst darüber Verordnungen zu erlassen. Sie übte 

•) Vgl. Meurer, Bayer. Kirchenvermögensrecht Bd. II; Dyroff, Die Entwicklung 
des bayer. Staatskirchenrechts bez. des Ortskirchenvermögens in: Annalen des 
Deutschen Reichs (1905); Mitterwieser, Gesch. der Stiftungen und des Stiftungsrechts 
In Bayern in: Forsch, zur Gesch. Bayerns Bd. XIV S. 192 ff. 
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dieses kirchliche Verordnungsrecht nicht mehr zur positiven Förde- 
rung des kirchlichen Lebens — die früheren polizeilichen Vorschriften 
über österliche Pflichten und Fastengebote z. B. wurden ausdrücklich 
aufgehoben — , sondern zur Einengung derjenigen Einrichtungen und 
Gebräuche, an denen die damalige Aufklärung im Interesse des Öffent- 
lichen Wohles Anstoß nahm. Sie verbot die sogenannten ewigen An- 
dachten, verbot das Amt in der Christnacht und verlegte es im 
Interesse „der guten Sitte und der Ruhe" auf die fünfte Morgenstunde, 
verbot oder beschränkte die Opfergänge, Prozessionen, Feldumritte, 
Bittgänge und Wallfahrten, namentlich ins Ausland, erneuerte und ver- 
schärfte die früheren von Max III. und Karl Theodor erlassenen Ver- 
ordnungen über die abgewürdigten Feiertage, verlegte die Kirchweih- 
feste auf einen gemeinsamen Tag, untersagte die Verkündigung von 
Wundergeschichten auf der Kanzel, das Segensprechen und die Aus- 
teilung von geistlichen Heilmitteln, wie „Hexenrauch" und „Hexen- 
pulver", für Krankheiten von Menschen und Tieren, ebenso die Exor- 
zismen, ließ Feldkreuze und Feldkapellen niederreißen, verbot aber- 
gläubische Gebräuche, wie das (schon unter Karl Theodor untersagte) 
Wetterläuten und Wetterschießen und den Gebrauch, auf Leichen Teig 
gähren zu lassen und daraus Kücheln für die Leichengäste zu backen, 
verbot ganz besonders in zahlreichen Mandaten die kirchlichen Schau- 
stellungen oder symbolischen Darstellungen der Mysterien: so die 
Passionsspiele, die Aufstellung von Weihnachtskrippen in der Kirche, 
das Herumführen des sogenannten Palmesels (eines Christusbildes auf 
einem hölzernen Esel), die Verzierung des heiligen Grabes mit „far- 
bigen Glaskugeln, Statuen und Wasserkünsten* in der Karwoche, die 
Feuerweihe am Karsamstag, das Aufziehen eines hölzernen Christus- 
bildnisses am Himmelfahrtstage, das Herablassen einer Taube und 
das Werfen von Oblaten, Feuer und Wasser am Pfingstfeste. Die 
Regierung wollte hiermit wie mit ihrer Verordnung gegen schlechte 
und zweckwidrige Gemälde und ihren Bemühungen um Einführung 
des deutschen Kirchengesanges „dem Kultus die ursprüngliche Er- 
habenheit und Einfachheit zurückgeben und denselben von allen aber- 
gläubischen und kleinlichen frommen Gebräuchen reinigen, welche 
dem Innersten der Religion fremd sind und niemals zu ihrem Wesen 
gehört haben." Die Reaktion gegen die bisherige Religionsübung 
oder, wie es der Minister nannte, das „Ausrottungssystem der Vor- 
urteile" beschränkte sich aber nicht auf eine Unterdrückung wirklich 
tadelnswerter Mißbräuche und ging noch überdies mit einer über- 
triebenen, die religiösen Empfindungen des Volkes oft verletzenden 
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Schroffheit vor; dieselbe Regierung, die gegenüber den Konfessionen 
den Grundsatz der Toleranz vertrat, zeigte sich gegenüber den 
äußeren Zeichen des Kultus ebenso intolerant, wie die Regierung 
Kaiser Josephs II. Kein Wunder, wenn an manchen Orten Unruhen 
ausbrachen, wenn nicht bloß Westenrieder warnt, „nicht alles Herz- 
liche, alles Holde, Trost und Liebe Verbreitende* zu verhöhnen und 
auszumerzen, wenn selbst ein so aufgeklärter Mann wie Gregor Zirkel l ) 
durch das brutale Vorgehen der Beamten in die Opposition getrieben 
wurde. Die radikalen Aufklärungstheologen freilich, wie Lorenz 
Hübner und Fr. Berg, begrüßten das Vorgehen der Regierung als .das 
Zeichen einer aufgehenden Sonne". 1 ) 

Die Regierung sicherte und erweiterte mit Hilfe ihres landes- 
herrlichen Schutz- und Oberaufsichtsrechtes die Befugnisse des Staates 
auch in rein geistlichen Gegenständen. Das Recht des 
recursus ab abusu wie das placetum regium wurden erneuert und ver- 
schärft; die bischöflichen Erlasse, auch die Hirtenbriefe, mußten die 
landesherrliche Genehmigung ausdrücklich erwähnen; selbst der Ver- 
kehr mit dem päpstlichen Stuhle wurde seit der Errichtung einer 
bayerischen Gesandtschaft in Rom der staatlichen Aufsicht unterstellt. 
Das landesherrliche Patronats- und damit das Besetzungsrecht wurde 
nicht mehr bloß für die landesherrlichen, sondern auch für die ehe- 
mals klösterlichen und ehemals bischöflichen Pfarreien und Benefizien 
in Anspruch genommen, das Installationsrecht aber für sämtliche 
geistliche Pfründen des ganzen Landes. 3 ) Der Staat übte auch ein 
Mitwirkungsrecht in bezug auf die wissenschaftliche Vorbildung 
des Klerus, um sich „der künftigen Befähigung und Würdigkeit der 
anzustellenden Geistlichen zu versichern": die Priesterseminarien, ein- 
schließlich des Georgianums, wurden unter staatliche Aufsicht gestellt, 
die Pfarrkonkurse wurden weiter fortgebildet und selbst den Privat- 
patronen zur Pflicht gemacht, nur solche Bewerber für ihre Pfründen 
zu bestellen, die den Pfarrkonkurs bestanden hätten. Die Regierung 

») Ober ihn vgl. A. Fr. Ludwig, Weihbischof Zirkel von Würzburg 2 Bde. (1904 
und 1908). 

*) Vgl. u. a. Schwab, Fr. Berg (1869); F. Lorenz, Das Geistesleben in Bayern 
um die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts in: Forsch, zur Gesch. Bayerns Bd. XIII 
(1905). Für die Kenntnis des theologischen Rationalismus ist lehrreich: Sägmuller, 
Die kirchliche Aufklärung am Hofe des Herzogs Karl Eugen von Württemberg (1906). 

') Dagegen erschien im Frühjahr 1804 die Aufsehen erregende Flugschrift 
.Uber das landesherrliche Patronatsrecht" von dem geistlichen Rat Frey in Bamberg. 
Interessant sind auch die .Aphorismen" Gregor Zirkels Uber das Verhältnis von 
Kirche und Staat. Vgl. Ludwig a. a. O. I S. 272 ff. 
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stand den Klerikern nicht grundsätzlich feindlich gegenüber, sie suchte 
sie geistig und wirtschaftlich zu heben durch Studienordnungen für 
die Lyzeen und die theologischen Fakultäten, durch Erhöhung der 
Kongrua, durch Gründung eines Emeritenfonds und einer Witwenkasse. 
Aber die Kirche sollte eine religiöse Polizeianstalt im Staate, die 
Geistlichen Erzieher und Lehrer des Volkes werden; das Schwer- 
gewicht sollte im Sinne der Aufklärungstheologie in die Moral ver- 
legt, das Christentum dem philosophischen Zeitgeist, namentlich Kant, 
angepaßt werden; die Regierung trug sich sogar mit dem Gedanken, 
einen gemeinsamen Religionsunterricht für alle Bekenntnisse einzu- 
führen, dem dann erst der konfessionelle folgen sollte. 

In zahlreichen Einzelerlassen wurden die in der Verordnung vom 
7. Mai 1804 aufgestellten programmatischen Sätze durchgeführt und 
dann in dem Religionsedikt vom 24. März 1809, das mit geringen 
Modifikationen als zweite Beilage in die Verfassung von 1818 über- 
gegangen ist, systematisch zusammengestellt. 

Gegen die kirchenpolitischen Neuerungen erhob sich Wider- 
stand. Die Bevölkerung zwar verhielt sich, abgesehen von Tirol, im 
wesentlichen ruhig. Aber es erstand ein Gegner, den man in den 
früheren kirchenpolitischen Kämpfen nicht wider sich gehabt hatte, 
die Kurie. Es war begreiflich, daß die große Säkularisation, die 
Erweiterung der Kirchenhoheitsrechte, ganz besonders aber die kirch- 
liche Parität den denkbar ungünstigsten Eindruck bei der Kurie her- 
vorriefen. Dazu kam, daß die bayerische Regierung, wie später zu 
zeigen sein wird, die Presse und den Buchhandel freigab und zu- 
gleich die Kirche aus der Herrschaft über die Schule verdrängte, daß 
das neue Fürstenhaus, das seiner Zeit Stellung zugunsten der epi- 
skopalen Bewegung genommen hatte, der Münchener Nuntiatur die 
Anerkennung versagte. 

Die Kurie erhob die ernstesten Vorstellungen, namentlich in dem 
denkwürdigen päpstlichen Breve vom 12. Februar 1803. Sie wandte 
sich durch ihren Wiener Nuntius an den bayerischen Vertreter da- 
selbst Sie nahm die Hilfe Österreichs in Anspruch, das mit ge- 
spannter Aufmerksamkeit die Vorgänge in Bayern beobachtete. 1 ) Sie 
rief selbst die Intervention des Petersburger Hofes an, mit dem eben 
Bayern das Bündnis von Gatschina geschlossen hatte. Alle Bemühungen 
waren vergeblich. 

Aber die bayerische Regierung verlangte doch nach einer 



l ) Vgl. Du Moulin-Eckart, München und Wien a. a. O. 
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Verständigung mit Rom, nicht bloß im Interesse des religiösen 
Friedens im Lande, sondern auch zur Erreichung eines alten Wunsches 
der bayerischen Landesfürsten: einer bayerischen Landeskirche und 
einer landesherrlichen Ernennung der Bischöfe. Dieser Wunsch 
empfing durch den Reichsdeputationshauptschluß von 1803 eine neue 
Nahrung. Der Reichsdeputationshauptschluß zerstörte die tausend- 
jährige Kirchenorganisation Deutschlands; Fürsterzbischof Dalberg, 
der Primas aller nichtpreußischen und nichtösterreichischen Gebiets- 
teile, verlangte nach einer neuen Organisation der Reichskirche durch 
ein Reichskonkordat; 1 ) der Kaiserhof in Wien schien seine Be- 
strebungen zu unterstützen. Einer derartigen Regelung der kirchlichen 
Verhältnisse von Reichswegen wollte aber die bayerische Regierung 
um jeden Preis vorbeugen — weil sie eben ein Landeskonkordat und 
eine Landeskirche wünschte. Es fanden daher wiederholt Kon- 
kordatsverhandlungen statt: in Paris unter Vermittelung Napo- 
leons, in Rom zwischen dem bayerischen Bevollmächtigten Freiherrn 
Casimir von Häffelin und dem päpstlichen Kardinalstaatssekretär Con- 
salvi. Alle diese Verhandlungen sind gescheitert — an der Forderung 
der Kurie nach Aufhebung der kirchenpolitischen Neuerungen. 

Die Erhebung Bayerns zum Königreiche verbesserte die Stellung 
der Münchener Regierung zur Kurie: der bayerische Landesherr war 
jetzt ein Souverän, dem man nicht mehr mit dem „kaiserlichen Schirm- 
vogt der Kirche" in Wien drohen konnte. Wirklich kam die Kurie 
in der äußeren Form wenigstens dem bayerischen Hof entgegen, er- 
klärte ausdrücklich, es stünden dem Abschlüsse eines Landeskonkor- 
dats nicht mehr die früheren Hindernisse im Wege. Zum drittenmal 
setzten die Verhandlungen ein. Sie wurden in den Jahren 1806/7 zu 
Regensburg geführt und zwar zwischen dem päpstlichen Nuntius de 
la Genga, dem späteren Papst Leo XII., einerseits, dem bayerischen 
Reichstagsgesandten Alois von Rechberg und dem geistlichen Vorstand 
des geheimen Schul- und Studienbureaus, Joseph Freiherrn von Fraun- 
berg, anderseits. Die bayerische Regierung legte einen Konkordatsent- 
wurf vor, der die Gründung einer bayerischen Landeskirche mit einem 
Erzbischof und sechs Suffraganbischöfen in Aussicht nahm. Der 
Nuntius forderte auf Grund seines päpstlichen Entwurfes nicht bloß 
Aufhebung der kirchenpolitischen Gesetzgebung der letzten Jahre, 
sondern auch Preisgabe des älteren bayerischen Staatskirchenrechtes. 
Doch im Laufe der Verhandlungen warf bereits der Nuntius, wenn 

') Später, in der Zeit des Rheinbundes, strebte er nach einem Rheinbunds- 
konkordat. 
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auch nur privatim, ein Wort in die Diskussion, das für den späteren 
Abschluß des Konkordates entscheidend werden sollte: „Man wolle 
der Staatsgewalt manches Zugeständnis machen, werde aber niemals 
zugeben, daß solche Rechte vertragsmäßig formuliert werden." In den 
weiteren Verhandlungen einigte er sich mit den bayerischen Bevoll- 
mächtigten zwar nicht, wie Montgelas angibt, über alle, aber doch 
über die meisten wesentlichen Punkte. Aber die Kurie hielt, nach 
Montgelas unter dem Einfluß des österreichischen Kabinetts, an ihrem 
ursprünglichen Standpunkt fest, setzte namentlich ihren Widerstand 
gegen den Landespatronat und die Parität fort; der neue päpstliche 
Gegenentwurf forderte ausdrücklich: „religio catholica apostolica Ro- 
mana in toto Bavariae regno praerogativa et iuribus religionis domi- 
nantis gaudebit." Daran ist denn auch dieser dritte Anlauf gescheitert. 1 ) 
In der Folgezeit wurden die Konkordatsverhandlungen zurückgedrängt 
durch die Gefangenschaft des Papstes, die Vorgänge in Tirol und 
die Weltereignisse der nächsten Jahre; erst 1814, nach dem Sturze 
Napoleons wurden sie wieder aufgenommen. 

Wie gegenüber den Konfessionen änderte sich auch das Ver- 
hältnis gegenüber der Literatur und dem Unterrichtswesen. 

Nachdem schon im Frühjahre 1799 das alte strenge Zensur- 
kollegium aus der Zeit Karl Theodors der viel milderen „Bücher- 
zensurspezialkommission" gewichen war, wurde durch das Edikt vom 
13. Juni 1803 die Präventivzensur für Bücher und andere Druck- 
schriften völlig aufgehoben; sie blieb nur für periodische Schriften 
politischen oder statistischen Inhalts.») Das Edikt ging mit geringen 
Veränderungen als Beilage 3 in die Verfassungsurkunde von 1818 
über. Bayern war einer der ersten Staaten gewesen, welche die Presse 
in die Fesseln der Zensur schmiedeten; Bayern war der erste deutsche 
Staat, der eine verfassungsmäßige Regelung einer wenn auch noch 
unvollkommenen Preßfreiheit unternahm. 

Das gesamte Unterrichtswesen wurde ähnlich, wie es für Preußen 
das Allgemeine Preußische Landrecht von 1794 forderte, unter die 
alleinige Aufsicht des Staates gestellt, mit der Begründung, die 
bürgerlichen Schulen seien nicht als eine kirchliche, sondern als eine 
rein weltliche Anstalt zu betrachten. Die Staatsaufsicht führte zunächst 



>) Das Nähere siehe bei Sicherer a. a. O. S. 112 ff. 

*) Vgl. u. a. F. Lorenz, Zur Gesch. der Zensur und des Schriftwesens in 
Bayern in: Archiv für Kulturgesch. II; Hausenstein, Die Entwickelung der literarischen 
Zensur in Bayern in: .Die Hilfe' 1906, Nr. 29—31; O. von Reinhardstöttner 
a. a. O. S. 57 ff. 

Montgelas, Corapte rendu. V 
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die Geistliche Ratsschuldeputation, dann nach der Aufhebung des 
Geistlichen Rates das Generalschul- und Studiendirektoriura, später 
das Studienbureau. 

Das Unterrichtswesen wurde aber auch (vorübergehend) seines 
konfessionellen Charakters entkleidet; der Religionsunterricht 
war konfessionell getrennt zu erteilen, der übrige Lehrstoff sollte 
weder nach katholischen noch nach protestantischen Gesichtspunkten 
gelehrt werden, von Lehrern, die ohne Rücksicht auf Konfession, 
lediglich nach ihrer wissenschaftlichen und moralischen Qualität aus- 
zuwählen wären. In diesem Zusammenhang ist auch die Verlegung 
der Landesuniversität von Ingolstadt nach Landshut zu würdigen: 
man wollte sie dem Einflüsse des Bischofs von Eichstätt, der jeweilig 
Kanzler derselben war, entziehen. 1 ) 

Mit der Überwindung des Systems der ausschließlichen Katho- 
lizität war auch die trennende Wand, die sich „schroffer und steiler 
als die Alpenkette zwischen die Stämme des deutschen Volkes ge- 
legt hatte*, gefallen. Deutsche Gelehrte ohne Unterschied des 
Stammes und der Konfession wurden ins Land gerufen: ein 
Anselm von Feuerbach, ein Sendling, ein Niethammer, ein Jacobi, 
ein Schlichtegroll, ein Jacobs, ein Friedrich Thiersch, ein Savigny u. a. 
Sie fühlten, um mit Worten Thierschs zu sprechen, etwas von dem in 
sich, was die alten Heidenbekehrer Emmeram, Rupert, Korbinian ohne 
Ruhe von einer etwas urbareren Gegend in die andere getrieben hatte, 
den Samen künftiger Ernten auszustreuen. Bayern kehrte zur Gemein- 
schaft der deutschen Kultur zurück, begann sich wiederum wie in 
den Tagen Wolframs von Eschenbach und Walthers von der Vogel- 
weide, wenigstens auf geistigem Gebiete, als Glied eines großen 
nationalen Körpers zu fühlen. Es war eines der größten Verdienste 
des Ministeriums Montgelas. Freilich klagt ein Berufener selbst, daß 
sowohl die Regierung in der raschen Folge der Berufungen als auch 
die Berufenen in ihrer mangelhaften Rücksicht und Vorsicht die 
„nationale« und kirchliche Eifersucht der Bayern zu wenig geschont 
hätten. Ein Einheimischer, Johann Nepomuk von Ringseis, aber schreibt: 
„Die scharenhafte Berufung von Auswärtigen zu den verschiedensten 
bayerischen Staats- und Lehrämtern zog, ich wiederhole es gern, zum 
Teil wahrhafte Größen der Wissenschaft und des Charakters herbei. 
Aber wenn auch speziell die Landshuter Verhältnisse sich besser ge- 
staltet hatten, als unter den Umständen zu fürchten gewesen, so blieb 

») Vgl. Heigel, Die Verlegung der Ludwigs-Maximillans-Unlversitat nach 
München (1897). 
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dennoch im großen und ganzen die Absicht, Bayern zu entchristlichen, 
vor allem zu dekatholisieren, völlig unverkennbar, und mußte zumal 
die unsägliche Anmaßung, womit von vielen In- und Auswärtigen 
dies unser engeres Vaterland, sein Volk, seine Geschichte, seine Ge- 
sinnung mißhandelt wurden, die Gemüter tief empören." Schon 
vorher hatte Westenrieder im 9. Bande seiner »Beiträge* (abgesehen 
von anderen Stellen) seiner Verbitterung gegen die Berufenen Luft 
gemacht 1 ) 

Eine Regierung, die sich die intellektuelle und sittliche Hebung 
des Volkes zum Ziele steckte, mußte ihr Augenmerk vor allem dem 
Volksunterrichte *) zuwenden, namentlich in einer Zeit, die von den 
Gedanken Rousseaus, Basedows und Pestalozzis erfüllt war. Eine 
allgemeine Volksschule stand wohl auf dem Papier, bestand aber nicht 
in Wirklichkeit: die Lehrer waren zu einem guten Teil ohne jede 
wissenschaftliche Vorbereitung, ohne die nötigsten Subsistenzmittel, 
betrieben den Unterricht nur im Nebenberufe; manche Schulräume 
glichen kaum einer menschlichen Wohnung; die Kinder waren meist 
ohne die vorgeschriebenen Lehrbücher;») groß war noch immer die 
Zahl der Analphabeten. 

Das Jahr 1802 ist der eigentliche Beginn der allgemeinen 
öffentlichen Volksschule mit Schulzwang; die Schulpflicht wurde 
vom sechsten bis zum Schlüsse des zwölften Lebensjahres ausgedehnt. 

Das Jahr 1803 brachte den Beginn der obligatorischen 
Sonntags schule vom zwölften bis zum achtzehnten Lebensjahre, 
nach den Vorschlägen des Professors Kefer, 4 ) dessen Münchener 
„Zentralfeiertagsschule* für das Fortbildungsschulwesen geradezu epoche- 
machend wurde. 

Das Jahr 1804 brachte den ersten Lehrplan für die Volks- 
schulen, der dann in den Jahren 1806 und 1811 wiederholt über- 

') Nach den Berichten Stadions (a. a. O. S. 194) hatten sie bei der Bevölke- 
rung, namentlich den altbayerischen Gelehrten, durch .Ausposaunen ihrer Verdienste 
und die naive Erklärung, daß alles besser und anders werden müsse", an- 
gestoßen. 

') Vgl. Gebele, Die Ausbildung der Aufsicht Uber die Volksschule in Bayern 
in: Beiträge zur Geschichte der Erziehung und des Unterrichts in Bayern (1901); 
Hollweck, Geschichte des Volksschulwesens in der Oberpfalz (1895); Gebele, Das 
Schulwesen der Residenzstadt München in seiner geschichtlichen Entwickelung 
(1896); Spirkner, Schulgeschichte Niederbayerns im Zusammenhalt mit der bayerischen 
Schulgeschichte (1901). Vgl. auch Kluckhohn a. a. O. 

*) Lehrreich, wenn auch nicht ohne Übertreibungen, ist die Schrift .Ein auf- 
richtiger Blick in das Innere der deutschen Stadt- und Landschulen in Baiern" (1802). 

«) Vgl. Ober ihn K. A. Baader, Das gelehrte Baiern (1804) Sp. 582 ff. 

V* 
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arbeitet wurde. Er enthielt wie die anderen Schulerlasse eine Fülle 
hoher sittlicher Gedanken im Sinne des Philanthropismus. Freilich 
das Lehrziel war, namentlich in Bezug auf Realien und praktische 
Zwecke, so weit gesteckt, daß es nicht erreicht werden konnte. 

Die Regierung machte den Anfang mit staatlichen Lehrer- 
bildungsanstalten: der Staat übernahm zwei in Franken, nämlich 
die in Würzburg und Bamberg, gründete neue 1804 in München 
(1812 nach Freising verlegt), 1808 in Amberg, 1809 in Nürnberg 
(1824 nach Altdorf verlegt) und Augsburg (später aufgegeben), 1817 
in Kaiserslautem. 

Im Zusammenhang damit erstanden Lehrerseminarien und 
auf dem Lande zahlreiche neue Schulhäuser; die Materialien 
wurden zum Teil aus dem Abbruch der aufgehobenen Klöster und 
Feldkirchen gewonnen. 

Der Staat plante auch eine Bildungsschule für künftige Lehre- 
rinnen der weiblichen Jugend, eine Lehrerinnenbildungsanstalt; 
sie ist freilich erst Jahrzehnte später ins Leben getreten. Wohl aber 
erstand im Jahre 1811 eine Erziehungsanstalt für Töchter höherer 
Stände, das Max Josephinstitut. 

Adelige, Beamte und Lehrer arbeiteten an der Verbesserung der 
inneren und äußeren Schulverhältnisse, namentlich aber der geist- 
liche Stand, aus dem die neuen Lokal- und Distriktsschulinspek- 
toren gewählt wurden, an den sich der Generalschul- und Studien- 
direktor Freiherr von Fraunberg am 11. Januar 1803 in einem warmen 
Aufruf wandte. Der Kirche war die Herrschaft über die Schule ge- 
nommen, und doch waren es Geistliche, die sich gerade damals um 
die Hebung des Volksschulwesens wesentliche Verdienste erwarben: 
durch tätige Mitarbeit, durch Unterstützung der Schulkinder mit Lehr- 
mitteln, durch zahlreiche Legate. Die »Nachrichten von den deutschen 
Schulen" (1801 ff.) bringen reiche Belege dafür. Besonders geschätzt 
waren jene Geistlichen, die aus dem Seminar des Professors Vier- 
thaler in Salzburg hervorgegangen waren. Einem dieser Geistlichen, 
dem Pfarrer Bartholomäus Bacher, wurde jüngst in den „Beiträgen 
zur Geschichte der Erziehung und des Unterrichts in Bayern" (Heft 2) 
ein Denkmal gesetzt. 

Die gleiche Sorgfalt wandte die Regierung den Mittelschulen 
zu. 1 ) Man nahm sie aus den Händen des Prälatenstandes wieder unter 



>) Vgl. u. a. Paulsen, Gesch. des gelehrten Unterrichts auf den deutschen 
Schulen und Universitäten vom Ausgang des Mittelalters bis zur Gegenwart Bd. II 
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die Leitung des Staates und griff auch in ihrer technischen Einrich- 
tung auf Gedanken des Freiherrn von Ickstatt zurück. Der Wis- 
mayrsche Mittelschulplan vom Jahre 1804 suchte die alte Lateinschule 
mit der neuen Realschulgattung zu einer Einheitsschule zu verschmelzen, 
die auf drei Triennialkursen (Realschule, Gymnasium und Lyzeum) auf- 
gebaut war. Der Lehrplan enthielt Reformgedanken, die uns sehr 
modern anmuten, litt aber an all den Fehlern und Einseitigkeiten, die 
dem damaligen Zeitgeist, der Aufklärung und ihrem Erzeugnis, dem 
Philanthropismus, anhafteten: an dem Utilitarismus, der Oberzahl 
der Lehrfächer, der übertriebenen Wertschätzung der Realien. Diese 
Mängel wurden um so schwerer empfunden, als die Zeit bereits im 
Zeichen des neuhumanistischen Bildungsideals und seiner Bekämpfung 
der gemeinnützigen und enzyklopädischen Tendenz stand. Das Wis- 
mayrsche .Normativ" wurde schon am 3. November 1808 durch das 
Niethammersche abgelöst. Der aus Württemberg berufene Niethammer 
bewegte sich in dem Gedankenkreis des Neuhumanismus, 1 ) ohne aber 
über dem Altertum die Gegenwart zu unterschätzen, über den antiken 
Sprachen und der antiken Kultur den Bildungswert der modernen 
Sprachen und der Realien zu verkennen. Sein Lehrplan ersetzte das 
System der Einheitsschule durch das der Zweiteilung oder des Paral- 
lelismus, machte den ersten Versuch einer Gleichstellung der rea- 
listischen mit den humanistischen Studien: es wurden neben den 
humanistischen Lehranstalten (Gymnasialschulen oder Progymnasien, 
Gymnasialinstitute oder Gymnasien) völlig parallel laufende reale 
Studienanstalten (Realschulen und Realinstitute) eingerichtet, die eben- 
falls zu den akademischen Studien berechtigten. Es war zugleich der 
erste Versuch zur Teilung oder Gabelung des höheren Unter- 
richts bei gemeinsamer Unterstufe (Primär- oder Prinzipienschule). 
Dem Wettbewerbe mit den Gymnasien waren freilich die realistischen 
Anstalten noch nicht gewachsen; es fehlte für ihr Dasein die wirt- 
schaftliche Vorbedingung, eine kräftige Industrie. Zwei Jahrzehnte 



(1887); Kluckhohn, Über das technische Unterrichtswesen in Bayern bis zur Grün- 
dung der polytechnischen Zentralschule in München (1827), Bericht über die Tech- 
nische Hochschule zu München für das Studienjahr 1877—78 (1878); S.Günther, 
Ein Rückblick auf die Anfänge des technischen Schulwesens in Bayern in: Dar- 
stellungen aus der Geschichte der Technik, der Industrie und Landwirtschaft in 
Bayern (1906). 

») In diesem Sinne hatte er vor dem Erscheinen des Normativs die Schrift 
verfaßt: .Der Streit des Philanthropismus und Humanismus in der Theorie des 
Erziehungsunterrichtes unserer Zeit' (1808). 
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später konnte Friedrich Thiersch über Niethammer hinausgehen und 
an die Stelle des Dualismus das Gymnasialmonopol setzen. Aber 
immerhin erkämpften die Erben jener realistischen Anstalten, die 
Gewerbeschule und die spatere Realschule, dem technischen Schul- 
wesen allmählich einen geachteten Platz in der Gesellschaft und im 
Staate — bis zur Einführung der Oberrealschule und der damit ge- 
sicherten Gleichstellung der realistischen mit den humanistischen 
Studien. So wurzelt, abgesehen von der Regierung Max' III., das huma- 
nistische Gymnasium wie das technische Schulwesen Bayerns im 
Ministerium Montgelas: inmitten der kriegerischen und organisato- 
rischen Tätigkeit, inmitten des Neubaus des Staates stellte man schul- 
technische Probleme auf, mit deren Lösung noch die Gegenwart ringt. 

In dem Niethammerschen Lehrplan wurden selbst für die Gym- 
nasien nicht bloß die antiken, sondern auch die nationalen deutschen 
Klassiker zur Grundlage der allgemeinen Bildung gemacht Zu diesem 
Zwecke sollte nach einem von Niethammer entworfenen, von dem 
Ministerialreferenten Zentner und dem Ressortminister Montgelas ge- 
billigten Plane ein deutsches Nationalbuch hergestellt werden, 
„eine Sammlung der vorzüglichsten deutschen Klassiker", „die in der 
nationalen Erziehung durch die Aufstellung der höchsten Muster den 
Kunstsinn aus seiner tief beklagten Barbarei zu erheben vermöchte". 
Es sollte nicht bloß Schulbuch sein, sondern als „gemeinschaftliches 
Bildungsmittel der Nation" für die Deutschen dasselbe werden, was 
Homer für die Griechen gewesen. Die Ausführung war dem ersten 
deutschen Klassiker der Zeit, keinem Geringeren als Goethe, zugedacht. 1 ) 

Unter dem Ministerium Montgelas wurde zugleich der Grund 
gelegt zu einem weltiichen Mittelschullehrerstand: „alle Lyzeen 
und Gymnasien sollten von nun an ohne Unterschied d£S Standes 
mit Professoren von allgemein anerkannten Fähigkeiten besetzt werden". 
Man suchte ihre Qualität zu heben durch Einführung einer ersten 
eigentlichen Prüfungsordnung (1809) und ihre ökonomische Lage zu 
verbessern durch Verleihung pragmatischer Rechte (1810). Das Jahr 
1809 kann als die Geburtsstunde des bayerischen Gymnasiallehrer- 
stands bezeichnet werden. Freilich, so trefflich die Absichten der 
Schulleitung waren, sie kamen trotz der „allgemeinen Erinnerungen" 
(1810, 1813) nicht oder nur lückenhaft zur Ausführung — aus Mangel 
an Mitteln und aus Unzulänglichkeit der Lehrkräfte. Dem schlecht 
bezahlten Lehrerstand wandten sich nur solche zu, die für keinen 



') Vgl. Beilage zur Allg. Zeitung 1907 Nr. 104. 
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andern Beruf tauglich waren und die auch den besten Lehrplan ver- 
derben mußten. 1 ) Es fehlte wohl auch an der Möglichkeit sich so 
vielerlei Kenntnisse zu erwerben. Manche Gymnasiallehrer standen 
weit zurück hinter den geistlichen Lehrern des Prälatenstandes. Selbst 
über tüchtigere Gymnasiallehrer wurde geklagt, daß sie ihre Schüler, 
statt sie im Sinne der Schulordnung mit dem Geiste des klassischen 
Altertums zu erfüllen, mit Accenten und variierenden Lesarten quälten. 

Damals wurden auch die Lyzeen neu organisiert, erhielten ihre 
Doppelstellung, halb staatlich, halb kirchlich ; die leitenden Gedanken, 
die der Professor Batz der neuen Organisation zugrunde legte, hat 
jüngst Heß in seiner Geschichte des Lyzeums Bamberg bekannt ge- 
macht. Damals wurde auch der Grund gelegt zu der heutigen 
Akademie Weihenstephan: auf dem Weihenstephanerberg wurde ein 
landwirtschaftliches Mustergut und in Verbindung mit der 1790 ge- 
gründeten und 1803 nach Weihenstephan verlegten Forstschule ein 
Lehrstuhl für Landwirtschaft und landwirtschaftliche Gewerbe errichtet; 
zu der landwirtschaftlichen Schule ist dann später eine brautechnische 
Abteilung hinzugefügt worden. Es war die erste aus staatlichen 
Mitteln gegründete höhere landwirtschaftliche Lehranstalt in Deutsch- 
land; um die Verbreitung besserer Wirtschaftsarten, namentlich der 
Fruchtwechselwirtschaft und mit ihr der Stallfütterung und des Klee- 
baus, hat sie sich wesentliche Verdienste erworben.") 

Die bisherigen Universitäten Bamberg, Dillingen, Altdorf, 
Innsbruck und Salzburg wurden aufgehoben. Die Würzburger wurde 
verweltlicht und neben der Münchener und Erlanger innerlich 
gehoben und weiter ausgestaltet. Die Universitäten erhielten eine 
neue Verfassung mit einem akademischen Senat und einem Rektor, 
der als Vizekanzler zugleich die Geschäfte des ehemaligen Kanzlers 
führte. An Stelle der Einteilung in Fakultäten trat (vorübergehend) 
jene in zwei Hauptklassen : allgemeine und besondere Wissenschaften, 
jede wieder in vier Sektionen geteilt; in Würzburg wurde die prote- 
stantische und die katholische Theologie unter dem Beifall der (hier 
schon vor der bayerischen Verwaltung wirkenden) Aufklärungstheo- 
logen zu einer „Sektion der für die Bildung des religiösen Volks- 
lehrers erforderlichen Kenntnisse" vereinigt. 8 ) Die Promotionen wurden 

] ) Eugen Brand, Die Entwicklung des Gymnasiallehrerstandes in Bayern von 
1773—1904 (1904). 

(1905) ^ Steuert * DiC kgl * ^y* 151 * 6 Akademie Weihenstephan und ihre Vorgeschichte 

*) Wegele, Gesch. der Universität Würzburg Bd. I (1882); derselbe, Die Re- 
formation der Universität Würzburg in: Vortrage und Abhandlungen (1898). 
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nicht mehr kraft kaiserlicher und päpstlicher Gewalt, sondern kraft 
königlicher vollzogen. Der Eid auf das Tridentiner Konzil wurde 
den Professoren erlassen, bei Berufungen die konfessionelle Aus- 
schließlichkeit aufgehoben, Freiheit der wissenschaftlichen Forschung 
und Lehre zugestanden. Tatsächlich wurde freilich die Lehrfreiheit 
ebenso beschränkt wie die persönliche Freiheit der Studierenden, da- 
gegen der Lernzwang eingeführt. Auch die Autonomie wurde dem 
Geiste der Zentralisation entsprechend vermittels der sogenannten 
Geheimkuratel (erst im Ministerium der Justiz, dann in dem des Innern) 
sehr eingeengt, eine Zeitlang den Universitäten wie den anderen Stif- 
tungen die Verwaltung des eigenen Vermögens entzogen. 

Am 1. Mai 1807 erhielt auch die Akademie der Wissen- 
schaften eine neue Organisation: eine neue Klasse wurde hinzu- 
gefügt Aber neu war keineswegs, wie man gemeint hat, die Klasse, 
die jetzt an dritte Stelle trat, die historische; diese bestand von An- 
fang an, erfreute sich sogar einer besonderen Vorzugsstellung. Neu 
war die Klasse, die jetzt den ersten Platz einnahm, die philologisch- 
philosophische. Der Grund für diese Neuerung lag in der Stärkung 
des philologisch -philosophischen Elementes, das mit den nord- 
deutschen Berufenen, namentlich mit dem neuen Präsidenten der 
Akademie, Friedrich Heinrich Jacobi, in München einzog. 

Ein Jahr später, am 13. Mai 1808, trat dann die neue Akademie 
der bildenden Künste ins Leben, deren Errichtung schon den 
Kurfürsten Karl Theodor beschäftigt hatte. Nach dem Stiftungspro- 
gramm sollte sie in erster Linie eine Lehr- und Bildungsanstalt, eine 
Kunstschule, sein. Sie sollte aber auch eine Künstlergenossenschaft 
und damit den Mittelpunkt der künstlerischen Bestrebungen des 
Landes bilden. Mit der Akademie wurde endlich das Kunstkomitee 
verbunden, das in allen Kunstangelegenheiten als beratende Behörde 
walten, die Kunstsammlungen überwachen, größere Erwerbungen be- 
gutachten und für die Herstellung der nötigen Inventare der Samm- 
lungen sorgen sollte. Gerade durch die Pflege der Bildergalerie hat 
die Akademie, die bereits Cornelius und Klenze zu ihren Mitgliedern 
zählte, die Kunstperiode Ludwigs I. vorbereitet. 1 ) 

Einer der gewichtigsten Zeugen für den geistigen Aufschwung 
Bayerns ist der Mann, der von allen Berufenen am unverdientesten 
die nationale und kirchliche Empfindlichkeit der Eingesessenen zu tragen 
hatte, Friedrich Jacobs. Noch im Jahre 1837, nachdem er längst 

') B. Riehl, Die Gründung der Akademie der bildenden Künste in : Beilage 
zur Allg. Zeitung 1896 Nr. 62. 
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dem Mißtrauen der Münchener Bevölkerung gewichen war, schrieb er 
in seiner Autobiographie: „Es gab keine Art des Ruhmes, nach 
welchem Bayern nicht unter der Lenkung seines herrlichen Königs 
und eines geistvollen Ministers strebte." 

* 

Der bekannte Geologe Flurl begrüßte in einer akademischen 
Festrede den Regierungsantritt Max Josephs mit den ebenso prophe- 
tischen als hoffnungsvollen Worten: »Wir feiern den Tag (der Stif- 
tung der Akademie) in einem Zeitpunkt, in welchem die ganze baye- 
rische Nation wie vom Schlummer aufgeweckt, im Vertrauen auf ihren 
geliebten Maximilian IV. alle jene Dinge erwartet, die da erfolgen 
werden und erfolgen müssen. Unvergeßlich soll dieser Zeitpunkt 
bleiben, in welchem man anfing mit neuen Geisteskräften die Wissen- 
schaften zu bearbeiten; ein Zeitpunkt, weicherden Künsten ein neues 
Leben, den Manufakturen und Fabriken eine neue Betriebsamkeit, der 
Agrikultur eine neue Aufmunterung und dem damit verbundenen Handel 
einen ganz neuen Sporn geben wird." 

In der Tat, kein anderer deutscher Staat jener Zeit hat so durch- 
greifende Veränderungen erfahren wie Bayern. Sie waren gleich- 
bedeutend mit einer Revolution mitten im Frieden. Man sah den 
Staat fast ganz von neuem sich bilden. 

Die neue Zeit hat wie ein Sturmwind die Geister mächtig ge- 
rüttelt, diejenigen, die mit ihr gingen, wie diejenigen, die ihr feind- 
lich gegenüberstanden. Diese um so mehr, je radikaler die Änderungen 
waren, je weniger sie zur Ruhe kommen ließen, je mehr sie alte, ver- 
briefte Rechte verletzten. Es ergießt sich — dank der Abschaffung der 
Präventivzensur und dem erwachenden Interesse für den Staat — eine 
Flut von Flugschriften über die bayerischen Lande. 1 ) Man nimmt 
Stellung für und wider die organisatorischen Maßnahmen der Regie- 
rung, die wirtschaftlichen Reformen, die Aufhebung der Klöster. Man 
preist oder verwünscht den Bruch mit der ausschließlichen Katholizität 
des Landes, die Toleranz gegen die nichtkatholischen Bekenntnisse; 
eine besondere Flugschrift beschäftigt sich mit der „Geschichte der 
ersten Bürgeraufnahme eines Protestanten in München", des pfäl- 
zischen Weinwirts Michel. Man verteidigt oder klagt an die neue 
Kirchenpolizei. Eine „Lobrede auf den Kurfürsten Max Joseph IV." 

') Vgl Doebcrl, Die Publizistik in Bayern vor hundert Jahren in: Beilage zur 
Allg. Zeitung 1903 Nr. 262. 
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beschäftigt sich mit der Verlegung der Universität von Ingolstadt nach 
Landshut, eine andere mit dem .Bestreben der Regierung von Bayern 
zur Verbreitung gemeinnütziger Wissenschaften'. Die einen, wie Georg 
von Aretin, sahen den Staat in verjüngter Schönheit wieder auf- 
erstehen, erblickten in der damaligen Regierung eine neue Sonne am 
bayerischen Horizont, die der Nation einen schönen, heiteren Tag 
verspreche. Die anderen errichteten in der .Galerie der merkwürdigsten 
bayerischen Staatsbeamten" oder in der Schmähschrift des berüchtigten 
Grafen von Reisach „Bayern unter der Regierung des Ministeriums 
Montgelas" dem Minister Montgelas, seinen Reformen, seiner ge- 
samten Staatsverwaltung einen Schandpfahl. Der bekannte Ritter 
von Lang suchte dann wieder in seiner Schrift »Der Minister Graf 
von Montgelas unter der Regierung König Maximilians von Bayern" 
diese Anklage zu entkräften. Der Kampf entbrannte aufs neue mit 
besonderer Leidenschaft beim Sturze des Ministers; sehr lesenswert 
sind noch heute zwei Schriften, die unmittelbar vor der Entlassung 
Montgelas' erschienen, die eine betitelt: „Schatten und Licht über 
Baiems Staatsverwaltung unter Maximilian I. und dem Staatsminister 
Grafen von Montgelas, geschrieben von Theodor Gäln, Doktor der 
Philosophie" (Leipzig 1816), die andere: „Baiems Regierangsgemälde... 
von Gottlieb Wahrlieb, Doktor der Philosophie" (München 1817). Der 
Kampf setzte sich fort nach dem Tode des Ministers bis zum heu- 
tigen Tage. 

Hardenberg hat — nicht ohne Grund — Montgelas einen 
revolutionären Minister genannt. Aber auch der Freiherr vom Stein 
wurde in den Kreisen der Privilegierten als Revolutionär gebrand- 
markt. Die Anbahnung des modernen Rechtsstaates war unmöglich 
ohne Eingriffe in bestehende Rechte; wer in so viel Dingen Wandel 
zu schaffen hat, läuft immer Gefahr individuelle Rechte zu verletzen; 
man wird in der geschichtlichen Entwicklung keine Veränderung 
finden, deren Rechtlichkeit nicht zu irgend einer Zeit oder von irgend 
einer Seite bestritten worden wäre. Übrigens lag die Neigung zum 
Rechtsbruch der Zeit im Blute, spotteten die Zeitgenossen über die 
„Schulmoral" und herkömmliche „Rechtsbegriffe". Anderseits ist es 
Montgelas gelungen, das, was anderswo nur auf dem Wege einer 
wirklichen Revolution erreicht worden ist, auf völlig friedlichem Wege 
zur Anerkennung zu bringen oder, wie sich ein Zeitgenosse ausdrückte, 
das Gute, das aus der französischen Revolution hervorgegangen war, 
ohne gewaltsame Erschütterung und ohne Blutvergießen auf Bayern 
zu übertragen. Derselbe Montgelas war überdies im Vergleich zu 
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vielen seiner Zeitgenossen noch konservativ, hat, wie wir wiederholt 
sahen, weitergehende Bestrebungen gezügelt. 

Montgelasund seine Reformen verraten oft mangelndes Ver- 
ständnis für die historische Entwicklung und die alther- 
gebrachte Eigenart. Er will den Fortschritt nicht immer in organischer 
Weiterbildung, in bedächtigem Anknüpfen an das Bestehende, in vor- 
sichtiger Prüfung, ob in dem Gewordenen nicht ein gesunder Kern 
liege; er will, daß etwas sein solle, einfach aus dem Grunde, weil 
es nach seiner Ansicht richtig und nützlich ist Aber das war der 
Standpunkt der Aufklärung überhaupt, der Zeit der Imperative, der 
Zeit, da auf allen Gebieten die Herrschaft der Vernunft gepredigt wurde, 
da man sich so gerne philosophischen Ideen oder, wie man es auch 
nannte, dem Geiste der Zeit hingab. Anderseits hat gerade Mont- 
gelas mehr als manche andere zeitgenössische Staatsmänner histo- 
rische, namentlich Staats- und familienrechtliche und kirchenpolitische, 
Studien gemacht. Wie wir aus seinem Arbeitsnachlasse wissen, ent- 
warf er im Auftrage Max Josephs IV. schon während seines Zwei- 
brückener Aufenthaltes ein umfassendes Programm für das künftige 
Reformwerk in Bayern — ein Teil desselben ist in dem sogenannten 
Ansbacher Rezeß vom 12. Oktober 1796 niedergelegt — , und dieses 
Programm baute er auf sorgfältigen historischen Vorarbeiten auf. 

Man klagte über „Vielregiererei" und Vielgeschäftigkeit, 
über zu große Beweglichkeit und Veränderlichkeit des Ver- 
waltungssystems, das in Verbindung mit den häufigen Beamten- 
versetzungen Bayern nicht zur Ruhe kommen ließ. In der Tat wurde 
über das Land ein Füllhorn von Verordnungen ausgeschüttet; „Bayern", 
sagt ein Zeitgenosse, .ist ein Land, wo immer gepflastert wird.* Auch 
das war eine Krankheit des nach Verbesserungen ringenden Zeitalters, 
die jeden Staat früher oder später befallen hat. Sie trat in Bayern 
um so heftiger auf, je weniger hier die durch die Philosophie des 
18. Jahrhunderts erzeugte Gärung Beschwichtigung gefunden, je mehr 
die vorausgehende Regierung durch ihre Reaktion die Leitung der 
Reformbewegung aus der Hand verloren hatte. Der Wechsel des 
Systems hatte aber auch, wie Pfeffel und andere richtig erkannten, 
seinen Grund in dem beständigen Wandel des Besitzes und der Welt- 
verhältnisse: »das ewige Schwanken der europäischen Politik gestattete 
dem Minister nicht einen festen Ruhepunkt zu finden, von dem aus 
erst das ganze Regierungssystem richtig hätte reguliert werden können." 
Die Hast und Vielgeschäftigkeit entstammte, wie ein anderer Zeit- 
genosse sagt, zum Teil der Angst, es möchte wieder Nacht werden 
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in Bayern. Daß aber der Minister das Unaufschiebliche nicht der 
Nachwelt überließ, zählt zu seinen stärksten Verdiensten. 

Die Ausführung mancher seiner Maßnahmen war zu gewalt- 
sam, zu wenig rücksichtsvoll und milde in der Form, so daß 
selbst ein Westenrieder, früher ein Prediger des Fortschritts, ein Lob- 
redner der alten Zeit wurde; insbesondere ging man in Tirol so vor, 
als wollte man es in die Erhebung hineintreiben. Aber nicht bloß, 
daß Reaktionen immer extrem aufzutreten pflegen, 1 ) die Schuld 
fällt, wie schon die Zeitgenossen erkannten, zum guten Teil auf die 
ausführenden Organe; der Widerspruch Montgelas' ist ausdrück- 
lich überliefert. Wohl mit Recht ist dagegen dem Minister der Vor- 
wurf gemacht worden, daß er sich über den allgemeinen Entwürfen 
um das Detail der Ausführung zu wenig gekümmert habe.*) 

Manche der programmatischen Ideen Montgelas blieben auf dem 
Papiere, sind niemals zur Ausführung gelangt. Der Grund lag 
in den kriegerisch bewegten Zeiten und in dem Mangel an finanziellen 
Mitteln, der die bayerische Regierung in den späteren Jahren sogar 
nötigte die Stellen der Landrichter und Landgerichtsassessoren mit 
Akzessisten zu besetzen. 

Die Zentralisation, die sich selbst auf das Süftungs- und Ge- 
meindevermögen und die Armenpflege erstreckte, und die Staatsomni- 
potenz gingen viel zu weit; politische Freiheit kannte der Staat Mont- 
gelas' ebensowenig wie das vorbildliche Frankreich und der aufgeklärte 
Absolutismus. Aber der bayerische Staat setzte sich aus den ver- 
schiedensten Territorien mit der verschiedenartigsten Gesetzgebung 
und Staatsverwaltung zusammen: die zusammengeschweißte Länder- 
masse zu einem kraftvollen und leistungsfähigen Gemeinwesen zu- 
sammenzuschließen war die vordringlichste Aufgabe. Und mit alt- 
ererbten Mißständen, mit den Resten des Feudalismus, konnte nur 
eine unbeschränkte Staatsgewalt aufräumen. Die Gesetzgebung Mont- 
gelas' sicherte dafür den bayerischen Untertanen die Errungenschaften 
der französischen Revolution auf anderen Gebieten, brachte dem baye- 
rischen Bauern- und Bürgertum die erste Entfesselung auf wirtschaft- 
lichem, sozialem und kirchlichem Gebiete, riß den Schutzwall nieder, 
den die alten Mächte um sich aufgetürmt hatten. Der fortschreitenden 
Politik des 19. Jahrhunderts war es dann vorbehalten, die Persönlich- 

>) Vgl. Compte rendu S. 121. 

*) .C'est cet esprit theorique, visant toujours ä des Operations generales et 
brillantes et negligeant les d&ails de l'cxecution, qui empechera toujours ce pays 
de prosperer.* Berichte Friedrich Lothar Stadions a. a. O. S. 183. 
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keit noch mehr zu entfesseln, von dem Staate Montgelas' die letzten 
Schlacken des Feudalwesens zu nehmen und ihm das hinzuzufügen, 
was ihm noch fehlte: die Mitarbeit des Volkes im Parlament, im 
Kreise, im Distrikte und in der Ortsgemeinde. Die alten Zustände 
wünschte und wünscht niemand zurück. 

Montgelas gibt in seinem Rechenschaftsbericht über die 
innere Staatsverwaltung zu, daß Fehler gemacht worden seien, aber 
er fügt die Frage hinzu: welche große Verwaltung davon frei sei? 
Er zeigt, wie der Staat dreimal vor dem Rande des Abgrundes ge- 
standen, wie er trotzdem seinen territorialen Umfang verdoppelt und 
sich nach innen kräftiger denn je entwickelt habe. Er zählt die 
inneren Errungenschaften Bayerns während seines Ministeriums auf: 
die Begründung der Gleichheit vor dem Gesetze, die gleichmäßige 
Besteuerung, die Verbesserung des Strafrechts, die Unabhängigkeit 
und Unabsetzbarkeit der Richter, die Sorge für die Staatsdiener und 
ihre Familien, die Beseitigung der Leibeigenschaft, das Recht des 
Bauern seine Güter zu veräußern, die kirchliche Toleranz, die maß- 
volle Preßfreiheit, die Beschränkung der kirchlichen Jurisdiktion, die 
Säkularisation, die gleichmäßig dem Fiskus, der Bevölkerung und der 
wirtschaftlichen Entwickelung Bayerns zugute gekommen sei, die Ein- 
führung des Pfarrkonkurses im Interesse der Würdigkeit der kirch- 
lichen Pfründeninhaber, die Vervollkommnung des Volksunterrichts, die 
Vervielfältigung der Schulen auf dem Lande, die Förderung der Künste, 
die staatlichen Sammlungen, die Erhaltung der öffentlichen Ruhe in- 
mitten revolutionärer Völker. Vor solchen Errungenschaften müßten 
die Mängel und Flecken, die von der menschlichen Natur nicht zu 
trennen seien, verschwinden. 

Der Leiter der österreichischen Politik, Fürst Metternich, äußerte 
sich gegenüber dem bayerischen Gesandten über Bayern unter dem 
Ministerium Montgelas also: „Man muß zugestehen, daß Bayern 
während der letzten zehn Jahre eine religiöse, politische, bürgerliche 
und militärische Revolution erlebt und glücklich überstanden hat Das 
ist die einzige Nation, die Mut und Ausdauer gezeigt hat; alle 
Welt muß sie achten und sollte ihrem Beispiele folgen." 
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Compte rendu au Roi 

sur la gestion des departemens des affaires etrangeres, 
des finances et de l'interieur depuis le 16 fevrier 1799 
jusqu'au 1 er fevrier 1817. 



Premiere Section. 

Considerarions personnelles. 

Je rougis de commencer un ouvrage, qui ne devroit traiter que 
du grand objet de l'intertt public, par des rtflexions qui ne concernent 
que ma personne. La calomnie en ne se lassant pas depuis quelque 
teras de s'attacher ä tous mes pas, ä chacune de mes demarches me 
5 force ä cette inconvenance. 

Je pourrois me contenter d'invoquer ici les temoignages touchans 
de regret que j'ai recus, que je recois encore tous les jours de la 
part de toutes les administrations, presque de chaque individu qui 
ait travailte sous mes ordres; je serois autoris^ ä me prevaloir de la 

10 marque eclatante d'attachement que m'ont donnee les habitans de la 
capitale. II ne dependroit que de moi de citer avec une satisfaction 
bien plus douce les expressions de contentement de mes Services 
dont V. M. a daigne user ä mon egard dans son rescrit du 4 fevrier. 
Ces temoignages reunis repondroient du reste ä des assertions sans 

ls preuves. Mais la conscience d'un homme public doit se derouler 
tout entiere. II importe que la moindre de ses demarches soit scrutee 
avec le plus grand soin, que le plus leger soupcon ne putsse l'atteindre. 
Ce n'est que par ce moyen qu'il acquiert un droit reel ä la confiance, 
qu'il donne une garantie morale de la v£rit€ de ses assertions. 

20 Je commence par le reproche le plus grave, s'il etoit fonde 
sur la moindre probabilite, celui d'avoir gagn^ des millions. J'ai eu 
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l'honneur de presenter ä V. M. un 6tat delaill6 de ma fortune et 
j'ai suivi par lä une regle, dont aucun ordonnateur en chef des 
finances d'un Iitat ne devroit se dispenser. J'en joins ici un second 
£tat en le comparant au premier; Elle y verra les reviremens des 
fonds qui ont eu lieu depuis la premiere fipoque par leur emploi ä 5 
d'autres objets. 

Vous daignerez vous convaincre, Sire, que cette fortune si ex- 
agerSe et calomniee les derniers tems avec tant d'affectation vient 
tout entiere de vos dons, des presens d'usage des cours 6trangeres 
que des circonstances uniques ont plus multiplies en ma faveur 10 
qu'ils ne pourront probablement Tetre de longtems pour aucun autre 
ministre. V. M. se convaincra que l'£tat a contribue* pour la moindre 
part dans ce que je tiens de vos bontes. Ces dons pour la ma- 
jeure partie proviennent des objets que vous vous fites reserves dans 
des transactions avec des Iitats voisins, et dont aux termes memes 15 
des traites on auroit du disposer en faveur de Tun ou de l'autre de 
vos serviteurs. II n'a jamais £t£ employe ä cet objet que 53000 fl. 
en argent et 200000 fl. en papier. Cette somme ne paroitra point 
excessive ä ceux qui rlflechissent ä ce qui a 6t£ fait ailleurs, ä la 
maniere dont beaucoup d'autres ont 6t6 traites. 20 

Oü aurai-je gagne* les capitaux qu'on me prete? dans quelles 
circonstances? sur qui? Oü ces fonds immenses sont-ils places? Ce 
sont des questions que les uns ont oublte de faire et les autres de 
r6soudre. L'agiotage est sans doute une voie toujours ouverte et 
infaillible pour un ministre des finances, mais je Tai constamment 25 
d£daigne. Les echanges en terres que j'ai conclus avec le domaine 
de la couronne ont ete* cites aussi, parce qu'on n'a voulu rien oublier 
de ce qui pourroit jeter des soupcons, denaturer les faits les plus 
simples. Cette affaire a 6t6 traitäe dans toutes les formes voulues 
par la loi et les reglemens, eile a £te discutee par la direction des » 
finances du cercle de la Regen, revisee par la section des finances, 
reproduite encore une fois dans une seance du departement, confirmee 
par V. M. sur un rapport d^taill^ du directeur general des finances, 
trouvee unanimement egalement convenable et avantageuse aux deux 
parties. Les pieces existent; qu'on les consulte! Ce seroit sans 35 
doute pousser trop loin le scrupule d'affirmer que le chef de l'ad- 
ministration ne puisse jamais traiter avec la couronne, quand le hasard 
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a entrecoup£ leurs proprtetes, et qu'on doive renoncer pour jamais 
au bentfice de les purifier par des Behanges. Ces transactions exigent 
simpleraent plus de scrupule et de formaliter. La lecture des pieces 
convaincra que je n'ai pas perdu de vue ce principe. 

6 Cet expose* aussi simple que fidele suffira, j'ose m'en flatter, 
pour d6truire toutes les impressions qu'on a cherche ä accr&iiter 
avec un oeuil aussi perfide. En r&lechissant ä nia conduite entere 
vous trouverez peut-ßtre, Sire, qu'elle auroit dü me mettre ä l'abri 
des soupcons d'une nature aussi affligeante. En 1801, au moment 

io de la grande d^tresse des finances, j'ai remis gratuitement ä l'Iitat 
8000 fl. sur les 20000 fl. de traitement qui m'£toient assignes alors. 
J'ai rempli trois ministeres plusieurs annees pour 30000 fl., ensuite 
pour 46000 fl., tandis que les emolumens eussent £te* de 60000 fl. 
Je suis loin de chercher ä faire valoir des sacrifices qui m'ont toujours 

i5 paru fort simples et que je n'ai jamais considfres que comme des devoirs 
envers la patrie; mais du moins 1'homme qui se conduitainsi devroit 
etre autoris£ ä se croire au-dessus des atteintes de la mlfiance. 

On a £lev6 des clameurs sur le despotisme ministenel de mon 
administration; ceux qui ont connu les formes que j'avois introduites 

» prononceront d'avance sur l'injustice de cette Imputation. Chaque 
affaire £toit soumise ä une triple deliberation: pour la finance celle 
de la direction des cercles, la secüon des domaines, la reunion de 
tous les conseillers du ministere, le rapport du secrötaire general 
dans le cabinet du ministre; pour l'int£rieur les commissaires g€- 

» neraux, le conseil g£neral des. d£partemens, le rapport du secr£taire 
general au ministre; quant au contentieux des affaires längeres U 
passoit par les administrations des provinces, la section Nodale, le 
tribunal heraldique ou la direction generale des postes suivant l'ordre 
6tabli par les comp&ences et en derniere analyse la revision du 

ao ministre dans son cabinet sur l'expos£ du secreiaire general. 

Toutes les instances intermödiaires deliberoient dans toutes les 
formes, comme les proces verbaux de leurs seances doivent le prouver, 
du moins dans tout ce qui ne tenoit pas ä la simple ex£cution. 
Les rapports des secr&aires generaux se faisoient avec le plus 

36 grand soin et toujours les pieces sur table. 

Aucune place ne se proposoit ä V. M. que le mente des com- 
p&ens n'eüt ete examine par les Colleges comp£tens. 

1' 
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Les eures et les Wnefices n'6toient conferes qu'ä l'anciennete et 
sur les temoignages authentiques des superieurs ecclesiastiques et laies, 
d'apres l'ordre d'anciennet£ du concours constate* par le tableau original. 

Une commission particuliere formee de membres des d£parte- 
mens de la justice et de l'interieur scrutoit d'une maniere plus par- s 
ticuliere et, s'il se peut, plus severe encore les qualites des candidats 
aux places de baillif et d'assesseur. 

Vous avez constamment, Sire, lu, vous-meme les dlpeches de 
vos agens ä l'£tranger et sign6 les reponses. A l'exception de recours 
ä titre d'aumönes jusqu'ä la coneurrence de 150 fl. que le ministre w 
des finances e"toit autorise* ä aecorder, aueune pension, aueun don, 
aueune gratification n'ont jamais £te aecordes, aueune resolution tant 
soit peu importante ne passa que du scü et du consentement de 
V. M. sur un rapport particulier de ma part, fait avec le plus grand 
detail et presque toujours par ecrit. 15 

Le conseil d'Iitat a conserve constamment toutes ses attributions. 
11 a continuö ä juger en deraier ressort les questions contentieuses 
administratives, ä decider, si les employes accuses pour malversation 
en fait d'office devoient fitre traduits devant les tribunaux, ä prononcer 
sur les questions relatives ä l'indigenat. Toutes les questions legis- » 
latives importantes y Stoient portees et, si cela est arrive* moins 
souvent que dans quelques-unes des epoques precedentes, c'est qu'on 
faisoit moins de lois alors qu'il n'en avoit 6te* publiees preeexiemment. 

Les ressorts des Colleges et des bureaux ont £te* Stendus de 
maniere ä ce que l'exp&lition des affaires füt acc61e>ee, et que le * 
ministre soulage" des d£tails minutieux de ses departemens eüt plus 
de tems ä donner aux objets majeure. 

Le journal des exp£ditions qui lui etoit presente tous les jours 
et revfitu de son visa garantissoit au public la rapidite" possible des 
decisions de la part des autorites soumises ä sa surveillance imm6- » 
diäte et la certitude qu'aucune d'elles ne passoit les boraes de ses 
attributions. 

Eüt-il ete* possible de prendre plus de pr^cautions pour etablir l'ordre 
des d61ib6rations, prevenir Tabus de la preeipitation et de l'arbitraire? 

II existoit des directeurs g£neraux de departemens, non pour 35 
contröler et critiquer le ministre, mais pour le soulager dans les 
d£tails, presider les seances departementales. Cette place cr££e pour 
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la premiere fois en 1809 pour le ministere des finances s'6toit etendue 
ä celui de l'int^rieur. On avoit juge* devoir en abandonner la nomi« 
nation aux ministres et les rendre amovibles, parce qu'on pensoit 
alors que l'ordonnateur en chef, 6tant essentiellement responsable, 

s devoit fitre revfttu de la confiance et de l'autorite* necessaires, qu'il 
ne pouvoit remplir sa destination qu'autant qu'il seroit le maitre de 
ses agens, et que tout partage ä cet egard produiroit xles desagremens, 
nuiroit aux affaires. Ces places gtoient remplies par des membres 
du conseil d'£tat ä qui on faisoit une gratification annuelle. Elle fut 

io d'abord de 2400 fl.; on la reduisit ensuite ä la moitie\ 

Les possessions de la rive gauche du Rhin separees du corps 
de la monarchie sans espoir du moins prochain d'y etre rattach^es 
par la contiguTte", devoient fttre regard^es comme une colonie ä qui 
il fallut laisser ses forraes et ses institutions. Ici aussi l'ordre hie^ 

>s rarchique dans les d£lib£rations fut soigneusement consent. On enten- 
doit sur chaque objet le cercle de la regence de Spire et un comite* 
de trois conseillers tires des 3 departemens confies ä ma direction. 
Ce n'est qu'apres m'etre entoure de toutes ces lumieres que je me 
permettois une d£cision ou que je faisois mon rapport d£taill6 ä V. M. 

» Cet arbitraire, qui n'&oit ni dans les formes ni dans les reglemens, 
existoit-il dans la personne de l'ordonnateur en chef? Je ne pense 
pas que cette assertion ait jamais 6X6 faite par qui que ce soit du 
moins serieusement! Entoure de beaucoup d'envieux, de quelques 
ennemis acharnes, dont ni les personnes ni les menees ne m'etoient 

* inconnues, me suis-je jamais permis la moindre vengeance, la plus 
legere insinuation aupres de V. M.? Ne daigneroit-Elle pas me 
rendre la justice que souvent, en lui proposant des sujets pour les 
places, je Lui observai: que je croyois l'individu mal dispos£ pour 
moi personnellement, mais que je trouvois en lui les talens propres 

30 ä l'emploi? Condamne malheureusement ä refuser souvent, l'ai-je 
jamais fait avec cette durete" qui ajoute Thumiliation ä 1'amertume du 
refus? Ma porte a-t-elle pendant 18 ans jamais £te* fermee ä celui 
qui a eu une idee ä presenter, une justice ä invoquer, une affaire ä 
traiter? Le pauvre ne m'a-t-il pas approche* avec la meme facilite* 

* que le riche et le puissant? J'en appelle avec confiance au public 
toujours juste, quand on ne 1'egare pas ä dessein, parce qu'il n'a 
besoin ni d'intrigues ni de calomnies. 
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Les trois ministeres ont 6t£ r£unis dans ma personne, parce 
que V. M. fatiguee des discussions et des querelles de competence 
qui commencoient ä se multiplier dans son conseil de ministres au 
point de nuire ä la marche generale de l'administration, l'a voulu 
absolument ainsi. Satisfait du d£partement des affaires 6trangeres & 
que je remplissois, Sire, ä votre satisfaction et avec quelque peu de 
rlputation personnelle depuis votre avenement ä la couronne, je me 
trouvois entoure par vos bontes et votre confiance de tout le credit 
et de la consideration que je pouvois desirer; je n'avois pas besoin 
d'une augmentation d'attribution qui devoit m'assujettir ä de nouveaux 10 
travaux, multiplier mes chagrins. C'est ainsi que je fus place* en 
1806 ä la töte de votre d£partement de l'inteneur par la volonte 
personnelle et prononcee de V. M., qu'Elle m'ordonna en 1809 de 
prendre celui des finances, lorsqu'une mort imprevue lui eut enleve 
le baron de Hompesch, parce qu'on connaissoit mon anritte pour le >& 
d£funt ainsi que les ennemis nombreux que son zele pour le service 
lui avoit attires; Elle craignoit des lors en faisant un autre choix les 
inconv£niens d'une reaction trop subite. 

Quelques personnes se seroient-elles offenstes de ce que les 
resolutions ministerielles n'ayent pas £t£ toujours et en tout conformes » 
aux avis qui gtoient present£s? Sans doute des contradictions de 
ce genre ont eu lieu, non pas tres fröquemment, mais cependant plus 
d'une fois, jamais sans motif süffisant et constamment dlveloppl 
dans la r£ponse dans un style convenable. Le ministre, par cette 
conduite loin d'fitre repr£hensible, exercoit une Prärogative et rem--» 
plissoit un devoir: plac£ ä la töte des d£partemens, c'€toit ä lui 
qu'il appartenoit exclusivement d'en diriger en dernier ressort l'action, 
et ce n'eüt 6t6 qu'en blessant egalement et les lois et les convenances 
et la dignite du throne de qui il tenoit sa mission, qu'il ait pu se 
laisser r£duire ä la condition d'un simple signataire des conceptions ao 
d'autrui. D'autres personnes, car les gouvernemens en lutte ä toutes 
les passions sont exposes aux critiques les plus contradictoires, ont 
voulu traduire l'administration au tribunal de l'opinion connue par 
une mollesse d'action qui menoit ä l'impunit£, tandis que d'autres 
jetoient les hauts cris sur ses principes arbitraires. On peut heureusement 38 
jouir de la consolation de soutenir hautement que l'une de ces accu- 
sations est aussi peu fondee que Tautre; sans doute il n'y a point 
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eu de ces actes subits, de ces coups d'£tat qui commencent par 
inspirer l'&onnement, ensuite la haine et finissent par jeter le des- 
espoir dans les familles dont elles compromettent continuellement 
l'existence. Mais aucun des employes qui par les Colleges comp&ens 
s ont €16 trouves en deiaut, n'a echappä ä l'enqutte legale, ä la traduc- 
tion devant les tribunaux, quand le conseil d'£tat avoit jug£ qu'il y 
avoit Heu, ä un examen de conduite. Plusieurs ont &6 juges, quel- 
ques -uns absous, d'autres condamnes, un certain norabre artend 
encore son jugement. 

10 Je dois remarquer ä ce sujet que, quand la justice n'auroit pas 
dict£ cette conduite, eile l'eüt par la politique et l'economie. Les 
deplacemens, tels que la loi les met au pouvoir d'un ministre, sont 
toujours accompagnes de frais considerables par les pensions et les 
traitemens de retraite qu'il faut accorder; les employes meme cou- 

is pables etoient toujours traites avec une certaine indulgence par les 
tribunaux; il en resulte que pendant la procedura, aussi bien qu'apres 
l'arret rendu, les prSvenus et leurs familles retombent ä la Charge 
de V. M. On en est reduit ä subir ces chances, quand elles se 
presentent, mais je n'ai pas pens€ que hors les cas rares d'une in- 

20 capacitö d£montr£e et d£noncee par les departemens, il füt de l'interfit 
de vos finances aussi peu que dans l'esprit de la bont£ qui, Sire, 
vous caractense si eminemment, de proceder avec trop de rigueur. 
Notre le'gislation exige une reiorme sur cet article. II sera utile de 
rendre les punitions des residuaires, des vexateurs, des prevaricateurs 

25 plus severes ahn qu'elles deviennent plus rares et pour que ceux qui 
seroient sourds ä la voix de l'honneur et du devoir soyent contenus 
par la crainte de la severitä des lois. J'avais essaye" l'exp£dient de ne 
plus proposer de pensions pour les familles des offtciers civils qui 
auroient trahi leur devoir, mais la voix de la nature soutenue cette fois- 

ao ci par la sensibilite\ s'est fait entendre d'une maniere si forte, si prononcee 
qu'elle a dü pr6valoir sur les maximes d'une justice exacte, mais de 
la derniere rigidite\ 

Le bruit s'est accr£dit€ qu'affaibli par la maladie j'£tois devenu 
incapable de l'application necessaire ä mes places. Je ne dirai den 

36 a ce sujet. II se pourroit facilement que la vanit€, naturelle ä l'homme 
et dont il se d€fend toujours mal, egarät mon jugement. J'ose 
cependant affirmer et m'en rapporter pour la verit£ de ce fait ä tous 
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ceux qui m'ont entoure, que ma maladie n'a point interrompu un 
moment le cours de mon travail journalier, et qu'ä l'epoque du 
1 er fevrier, s'il existoit des affaires arrterees, elles n'£toient qu'en 
petit nombre ou assez importantes pour exiger de plus müres r£- 
flexions ou d'une assez petite consequence pour que le service ne s 
souffrit pas de leur ajournement. Tout ce qui concernoit l'objet 
majeur du moment, les arrivages aux marches, les subsistances, 
l'entretien des pauvres dans ce tems de disette, a tt£ suivi avec le 
plus grand soin et n'a pas souffert le d£lai le plus leger. 

J'ai entendu de loin une assertion bien plus grave, et dont je 10 
rougirois de parier, si la plus simple connoissance des formes etablies 
ne sufftsoit pas pour en d£montrer l'absurditö, celle d'avoir ose" prä- 
senter ä V. M. des Itats de finances dans la vue de faire pr£valoir 
une opinion que j'ai soutenue, parce que je la croyois fondee, et ä 
laquelle cependant on s'est trop attache" ä donner la couleur de is 
l'opiniätrete pour ne pas dire de l'intrigue. Les £tats de finance se 
dressent par la £>aupt*SBud)l)altung d'apres les tableaux exacts des 
rentr6es et des sorties du tr€sor royal qu'elle est chargee specialement 
de surveiller. Iis sont signes par le conseiller ministeriel Charge* en 
chef de la surveillance de cette partie et du directeur particulier de ao 
ce bureau; tous les deux en sont inseparables. On a voulu dire que 
des articles considerables n'£toient pas portes en compte pour revenu, 
mais j'ai demontre* dans la Conference du 17 juin 1816 que les 
articles qu'on auroit desire" faire valoir pour recette £toient complete- 
ment alien^s et assignes, les uns aux fonds d'amortissement, les k 
autres ä la caisse de plrgquation, et que n'appartenant plus ä V. M. 
ils ne pouvoient entrer dans un calcul, oü le tresor £toit la seule 
partie prenante et payante. On a eu l'idee d'ajouter ä cette objection 
celle que les calculs du ministere des finances differoient essentielle- 
ment de ceux de la chambre des comptes, bien meilleur juge sur ao 
ces objets, puisqu'elle prononcoit piece en main et sur des comptes 
provisoirement arretes. Mais j'ai demontrS alors que cette difförence 
provenoit de ce que le tribunal avoit dans les comptes qui lui ont 
£te" rendus, trouvg l'impöt direct en recette dans son premier taux, 
oü il rendoit beaucoup plus que depuis l'lpoque, oü V. M. faisant as 
droit aux reclamations qui Lui sont parvenues de toutes parts, a 
accorde" des remises considerables, justes sans doute, mais qui ont 
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necessairement baisse" la recette. Les calculs de ces deux autorites 
devoient d'ailleurs differer essentiellement en ce que Tun ne voyoit 
que le tresor royal, tandis que l'autre embrassoit dans ses resultats 
le fonds d'araortissement, les caisses de perequation de guerre, en 

s general toutes les perceptions du royaume, soit qu'elles se fissent 
directement pour le compte du gouvernement ou non. Les preuves 
de ce que j'avance ici se trouvent dans le proces verbal de la Con- 
ference du 17 juin d£pos€ aux actes du departement des finances. 
On assure que dans les discussions qui se sont elevees sur ce point 

io on a invoqu€ le tlmoignage du directeur general en chef de la 
£>aupt*93ucf)f)altung qui disoit lui-meme que ces 6tats £toient inexacts. 
11 est difficile de croire qu'un homme d'honneur, charg£ de la respon- 
sabilite* et de la v^rification du chiffre, se tut assez peu respect€ lui- 
meme pour avouer qu'il avoit trampe* le ministere; s'il en 6toit ainsi, 

15 un individu de cette trempe se seroit juge\ 

II a 6X6 question aussi du delai qu'eprouvoit la fixation des 
fonds qu'exigeoit l'entretien de rannte et la levee des recrues pour 
la Computer, comme d'un juste sujet de reproche pour le ministere. 
Mais on avoit conteste" la justesse des calculs presentes par le de- 

2o partement des finances; il fallut du tems pour l'etablir au point que 
les d£putis meme du militaire en reconnussent l'exactitude et ne 
fissent aucune difftculte* de constater cet aveu en signant le proces 
verbal du comite des finances qui les avoit invites ä sa seance pour 
entendre leurs objections. V. M. paroissoit desirer que l'armee püt 

2s fitre conservee sur le pied, oü eile se trouvoit, Elle avoit ordonn£ en 
consequence que jusqu'ä ce qu'on fit des recherches plus completes 
encore que ne l'avoient 6X6 Celles qui venoient d'avoir Heu sur l'£tat 
des finances, les fonds necessaires fussent pris sur les contributions 
Francoises. Cet ordre a 6X6 scrupuleusement execut£. Le departement 

ao des finances s'est livr€ ä la täche qui lui avoit 6X6 prescrite, ses 
travaux qui n'ont pu fttre l'ouvrage d'un jour ont 6X6 termines aussitöt 
qu'il a 6t6 possible. II s'£toit 6\ev6 quelques difficultes entre le 
ministere de la guerre et celui des affaires Itrangeres au sujet de la 
levee des recrues demandees pour Computer l'armee. Elles avoient 

as entra!n€ une correspondance qui a pris du tems. Le ministre de la 
guerre n'a pas non plus fourni l'6tat militaire qu'il avoit promis et 
qui seul püt donner la facilitg de comparer les moyens avec les 
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(Jemandes et de statuer döfinitivement et avec pleine connoissance 
de cause sur une question qui a si longtems occup£ les esprits, 
pendant que le d^partement, arrßte" par le besoin de se procurer de 
la part des autorites interieures des renseignemens qui ne lui etoient 
pas parvenus encore, ne pouvoit offtir le tableau d^finiüf de ses 
besoins. Le departement des finances avoit achev£ celui des ressources 
qui etoient ä sa disposition et qu'il regardoit comme applicables. 
Mon rapport ä V. M. calque sur les donnees qu'il avoit pu m'offrir 
et celles que j'avois recueillies d'ailleurs 6toit pr£t, Sire, ä vous etre 
presente", si mon indisposition et le voyage ä Vienne ne l'eussent w 
retarde. Je reviendrai encore une fois sur cette matiere dans la suite 
de ce memoire. Je devois, pour le moment, me borner ä prouver 
qu'il n'y a eu de la part du ministere dans tout le cours de ces 
deliberations ni negligence ni retard. 

Je crois maintenant avoir remte" toutes les plaintes, re>ondu ä >s 
toutes les objections que j'aie jamais entendues contre les admini- 
strations qui m'&oient confiees. J'ai 6t6, je le sens, dans le cours 
de ces observations trop souvent forc£ de citer ce moi qui ne blesse 
pas moins la d£licatesse de celui qui parle qu'il ne lasse la patience 
de celui qui £coute. J'ose reclamer l'indulgence de V. M. Elle daignera » 
se rappeler, combien j'ai toujours täche d'ecarter des affaires impor- 
tantes, auxquelles votre confiance, Sire, m'a permis de prendre part et 
quelque fois d'attacher mon nom, tout ce qui m'6toit personnel. Mais 
malheureusement cette fois je me trouve inseparable du sujet Degage 
maintenant de cette täche, je n'aurai plus que des faits ä citer, des 25 
dlveloppemens ä fournir pendant une pGriode de 18 ans qui n'em- 
brasse pas moins, Sire, que la totalite* du regne le plus actif, 
le plus rempli de notre histoire. La vfrite teile que je la sens, 
teile que je la vois, sera mon seul guide. Sans doute des erreurs 
se sont glissees dans les Operations du gouvernement, des fautes ont ao 
€ti commises, mais quelle est la grande administration qui en ait 
jamais exempte? L'£tat, jete* trois fois aux bords du pr£cipice, 
se relevant plus fort que jamais, la masse du royaume doublte, la 
tolerance religieuse, la liberte raisonnable de la presse proclam£es ä 
une epoque, oü il y avoit encore quelque m£rite ä ces mesures, la 35 
juridiction ecclesiastique reduite ä des bomes fixes et justes, la 
destruction du clerge* regulier oper£e d'une maniere egalement utile 
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au revenu, ä la population et ä l'industrie, la revocation de la loi 
egalement odieuse et injuste des confiscations, l'abolition de la 
question, la destruction de la servitude personnelle, la liberti d'aliener 
ses biens ruraux rendus aux possesseurs, les travaux sur le cadastre, 

& la refaite de la l£gislation criminelle, l'obligation de concourir Egale- 
ment aus charges publiques, l'egalit£ devant la loi hautement promul- 
guee, l'inamovibilitS, l'independance des juges Etablie par la loi, 
soutenue par le fait constant, le sort des serviteurs fideles et de leurs 
familles apres eux regte par une pragmatique qui n'a subi que les 

10 modifications indispensables et que demandoit l'opinion, les mesures 
legislatives et administratives adoptees pour adoucir le sort des 
malheureuses victimes des revolutions du siecle, le Systeme introduit 
pour assurer 'par la voie du concours la jouissance exclusive des 
ben&ices ecclesiastiques aux sujets les plus dignes ä l'exdusion de 

is l'intrigue et de 1'importunitE, le Systeme de rinstruction populaire 
perfectionn£, les ecoles de campagne multipliees, les arts encourages, 
toutes les collections publiques enrichies, tant d'etablissemens utiles 
crEes au milieu des guerres, la tranquillite' la plus profonde maintenue 
dans l'inteneur au centre de l'agitation g£n£rale, presentent dans leur 
reunion un tableau assez imposant pour couvrir quelques taches 
inseparables de l'humanite\ Les ministres appeles, Sire, ä la fonction 
Eminente et de tems a autre penlleuse de prEparer ces conceptions 
de V. M., de contribuer ä leur succes, n'ont pas £t£ Etrangers ä la 
reussite. Iis y ont concouru par leur zele, leur fidelite, leur application, 

35 quelque fois leur courage, mais la gloire premiere appartient au 
monarque qui les a dirigEs, soutenu si longtems les orages, les in- 
trigues, les oppositions de tous les genres. Heureux, si je puis en 
retracant fidelement le detail de ces faits procurer ä V. M. la con- 
solation qui Lui est due ä si juste titre, d'entendre de son vivant le 

» langage de la posteritE et de lire la faible esquisse que l'histoire 
tracera un jour dans un style plus convenable. 
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Section seconde. 

Des principes suivis relativement ä la forme 
de radministration 

depuis le 16 fevrier 1799 jusqu'au 1 er fevrier 1817. 

A la raort de feu l'61ecteur, oncle de Votre Majeste\ le ministere 
6toit compos£ d'un president de la chambre faisant les fonctions de 
ministre des finances pour la Baviere; d'un ministre dirigeant particulier 
pour le Haut-Palatinat, les duches de Neubourg et de Sulzbach; d'un 
grand chancelier Charge" des dltails des affaires regiminales, ainsi que de s 
la justice, de la police et des fiefs; il dirigeoit en meme tems la chan- 
cellerie intime reunie alors en un seul et meme bureau pour toutes les 
expeclitions administratives, il contresignoit les rescrits, il exercoit une 
espfcce de surveillance sur ce qui sortoit des bureaux des ministres qui 
n'avoient pas le droit de contreseing. Un ministre des affaires etrangeres io 
correspondoit avec les agens politiques ä l'£tranger et leur trans- 
mettoit en son propre nom les ordres du souverain dont il e^toit aussi 
l'organe ä la venti assez passif pres des ministres accr£dites ä sa 
cour. On avoit forme* pour ce departement un bureau particulier 
distinct de la chancellerie intime. Deux ministres d'Iitat sans däparte- is 
ment fixe. 

Tous ces ministres se reunissoient une, quelque fois deux fois 
par semaine dans une Conference, ä laquelle le souverain assistoit 
presque toujours lui-meme, et oü tous les dons, toutes les gräces et 
pensions £toient donnees, les emplois confgres, les affaires majeures » 
d£cid£es. 

Un conseil de guerre dirigeoit le militaire. II £toit partage 
en differens departemens suivant les diverses branches de ce service. 
Le president travailloit directement avec l'electeur. 
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Les corps administratifs consistoient dans un conseil supörieur de 
regence pour les limites, la haute police, tous les objets tenans au regime 
interieur et independans de la finance; une chambre des finances pour 
Tadministration des revenus, eile etoit seule divisee en autant de depu- 

5 tations que de branches principales de revenu; le College de commerce 
qui jugeoit en dernier ressort les causes de confiscation et donnoit son 
avis sur les fabriques, les douanes, le transit, l'industrie, quand il etoit 
consulte\ ce qui arrivoit rarement; le conseil ecdesiastique ä qui etoient 
confies les droits reserves au prince sur le clergg, la proposition aux ben£- 

10 fices, la surveillance de l'administration des fonds du culte; le College 
de censure qui avoit la police de la librairie, la censure des ouvrages 
qui s'imprimoient, se döbitoient ou passoient par le pays. Ces fonctions 
s'exercoient dans les dernieres annees surtout avec la plus grande rigueur. 
Les ressorts de ces Colleges se bornoient ä la Baviere proprement 

15 dite; le Haut-Palatinat, les duche"s de Neubourg et de Sulzbach avoient 
leur regence et leur chambre des finances particulieres. 

II en £toit de meme du Palatinat du Rhin et du duch£ de Berg, 
oü il existoit pour la premiere de ces provinces une cour supreme 
des appels, une regence, une cour de justice separees, un conseil 

20 präsidial, oü siegeoient les chefs de trois Colleges, exercoient dans la 
province les fonctions ministerielles depuis la retraite du ministre comte 
d'Oberndorff. Le duchä de Berg depuis plus d'un siecle 6toit administre 
par une regence, nomm^e conseil intime et presidee par un chancelier, 
une chambre des finances ä eile. La justice s'y administroit par une 

26 cour de justice, un tribunal des appels separes. 

Les baillages etoient poss£d6s en chef par des titulaires qui 
percevoient les revenus sans exercer la Charge; eile 6toit remplie par 
des commissaires qui vivoient presqu' entierement de taxes. Iis 
rendoient la justice, veilloient ä la police, percevoient l'impöt direct 

ao et inspectoient les fondations. Des greffiers leur servoient de sou- 
lagement et de contröle. Les domaines et droits domaniaux etoient 
rcgis par des administrateurs separes, Äojtner, ä Munich §offojtner. 

Les couvens et les seigneurs dans leurs terres, les magistrats 
dans les villes et leurs banlieues avec plus ou moins d'etendue 

36 suivant la teneur des chartes, jouissoient en matiere de justice, police 
et perceptions directes des memes droits de ressort que les baillages 
electoraux. 
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Les forSts etoient regies par des employes particuliers dependans 
des cbambres des finances. 

La police se trouvoit entre les mains des autorites locales. 
Dans la capitale eile €Xoit dingte, en concurrence avec le conseil 
municipal, par un grand juge (£of«Oberrid)ter). s 

La multiplicite" des juridictions en genoit l'exercice. Le comte 
de Rumford, ä cöt€ d'une grande energie contre la mendicite* et d'un 
etablissement en grand pour l'industrie, dont peut-fctre le merite a 
trop peu appr^cie, avoit fait vers l'organisation reguliere de cette 
partie des pas qu'on ne peut regarder que comme des essais. "> 

Les employes comptables donnoient caution en entrant en 
Charge. 

Des magistrats suplrieurs, connus sous le nom de SRentmetfter, 
remplaces plus tard par des dlputations, devoient inspecter ces divers 
fonctionnaires et d£noncer aux administrations sup&rieures les abus is 
qui se rencontreroient. 

Des survivances, multipliees ä l'infini, donnoient d'avance un 
successeur ä chaque titulaire d'office et ötoient pour des ann£es au 
gouvernement la faculte* de faire un nouveau choix. 

Cet abus fut le premier qui attira sur lui l'attention de Votre *> 
Majeste; une ordonnance rendue le 21 fövrier 1799, six jours apres 
votre avenement, proscrivoit pour jamais les survivances aux 
places et les expectances aux fiefs en garantissant une juste indemnite" 
ä ceux qui sans le m£riter souffriroient de cette mesure generale. 
Cette mesure administrative avoit et6 m£ditee d'avance. Elle faisoit » 
partie d'un cahier de notes pour l'administration de la 
Ba viere que vous m'avez permis de r£diger, parcouru par vous-merae 
et paraphe" de votre main. Cette piece doit se trouver encore au depöt 
des affaires 6trangeres; de plus un acte passe entre les agnats de la famille 
de 12 octobre 1796 consacra ce principe et prevint pour jamais le retour » 
de Tabus. Quoique beaucoup de personnes souffrissent de cette abolition 
et qu'independamment des gräces quelques-unes d'entr' elles eussent 
acquis leurs titres ä un prix qui quelque fois absorboit leur fortune, 
eile excita cependant peu de murmure. Tout le monde 6toit trop 
pgnetre de l'immoralite de la chose, des consequences qui pouvoient * 
en r£sulter. Ce sujet avoit €\€ trop discute" d£jä sous le rapport de 
la politique, de l'economie, du droit par des plumes exercees pour 
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que les applaudissemens genEraux n'&ouffassent pas la voix partielle 
de quelques mecontens, dont les £tats ne manquent jamais. 

Apres cette mesure preliminaire on procEda ä l'organisation des 
differentes branches administratives. Je resumerai ici article par article 

5 tout ce que V. M. m'a ordonnE pendant 18 ans sur chacune des branches 
des trois ministeres qui m'ont &6 confies successivement, Tun apres 
l'autre. Cette mEthode reunira le double avantage de l'ordre et de 
la claretE. 

I. Je commence par le ministere. 

io Par le dEcret du 25 fevrier 1799 le nombre des ministres dirigeant 
les dgpartemens et ayant voix et sEance au conseil, Staats*(Eonferen3, 
fut rEduit ä quatre: celui des affaires etrangeres, des finances, du culte et 
de la justice. Tous les autres furent dispenses de leur activitE en con- 
servant leur rang et leur traitement entier. L'autoritE des nouveaux 

16 ministres fut Etendue ä toutes les provinces sans rEserve aucune, et les 
exceptions qui avoient eu lieu jusqu'ici ä cet egard, cesserent entierement. 

Je n'entrerai pas dans de plus grands d&ails sur une ordonnance 
qui se trouve imprimEe et dans la feuille du gouveraement et dans 
la grande collection des ordonnances; eile a €t€ connue dans le 

» tems de tout le monde et a EprouvE des changemens considErables. 
Je dois seulement observer que le plan de cette nouvelle division des 
ressorts ministenels entroit aussi dans les notes paraphEes de V. M., 
dont j'ai fait mention ci-dessus; mais en comparant ce que j'avois proposE 
avec ce qui a Ete adopted on se convaincra que ces premieres id£es 

äs subirent des changemens considerables. II fallut pour accdterer l'Eta- 
blissement de la nouvelle administration, devenue un vrai besoin public, 
se prfiter ä des prEjuges, capituler avec des vanites. C'est ainsi que 
la direction des archives, les limites qui devoient etre du ressort du 
ministre des affaires Etrangeres, entroient dans les attributions de celui 

ao de la justice, parce que le chef de cette parte en qualitE de chancelier 
avoit Ete jusqu'ici ä la töte du contentieux; par la meme raison que 
les objets concernans les Etats des differentes provinces furent divises 
d'une maniere si compliquee entre les ministres de la justice et des 
finances que le Service en eüt souffert, si les £v£nemens souvent plus 

36 forts que les hommes n'y avoient mis ordre. Ces premieres discussions 
elevees sur des questions de competence engendroient une aigreur qui 
se manifesta dans plus d'une circonstance; la necessitE d'Etablir une 
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correspondance preliminaire sur des objets qui exigeoient le concours 
de plus d'un ministere entraina des longueurs inevitables dans la marche 
et l'exp£dition des affaires. 

C'est pour rem£dier ä ces abus qu'ä la mort du baron de Hompesch 
pere, arrivee le 1 er aoüt 1800, V. M. resolut de ne plus lui donner de s 
successeur, mais de confier le portefeuille des finances au ministre des 
cultes, comte de Morawizky. 

Un decret du 26 mai 1801 d£finit avec plus d'exactitude les 
bornes des comp£tences de chaque ministere. Les archives, les limites 
de l'£tat furent rendues aux affaires etrangeres. On y ajouta tout ce io 
qui tenoit aux droits de souverain dans l'inteneur, aux questions con- 
stitutionnelles, aux fiefs, ainsi que la direction provisoire du Bas-Palatinat 
et du duch£ de Berg, provinces eloignees du centre, regies d'apres des 
principes differens, du reste des pays hlreditaires et que dljä une poli- 
tique plus prevoyante pouvoit considerer comme des objets d'echange. >s 
La surveillance sur les grands Colleges provinciaux, fioitbesbircrtioncn, 
et leurs chancelleries, la proposition aux places furent conferees au 
plus ancien des ministres. U sera question de ces Corps adminislratifs 
plus bas, partages en plusieurs sections; leur direction etoit devenue 
un nouveau motif de conflit entre les ministres. II £toit devenu utile » 
de prendre une mesure qui tranchät la difficultö et etabHt l'unite. 

En 1803 V. M., sur les instances reite>ees du comte de Morawizky, ' 
accepta sa d£mission du portefeuille des finances et daigna me le 
conferer. Cette r^solution ne changea en rien ni le nombre des ministres 
ni leurs attributions. » 

En 1806, apres la mort du ministre de la justice baron de Hertling, 
le baron de Hompesch fut appete aux finances; on separa la police 
de la justice, on la reunit au departement des cultes pour en former 
le ministere nouvellement constitu£ de l'inteneur, dont V. M. voulut 
absolument que je me chargeasse. ■» 

Elle m'imposa par un effet tout aussi prononcö de sa volonte en 
decembre 1809 l'obligation de me charger des finances. En 1810 
M. le comte de Reigersberg succ£da au comte de Morawizky. 

A Tepoque du 1 er fevrier 1817 le ministere etoit compose^ du 
ministre de la guerre nomme en 1814, de celui de la justice, de celui 38 
des affaires längeres, de l'inteneur et des finances qui avoit reuni 
ces trois departemens, parce qu'on les lui avoit enjoints, sans aucun 
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desir de sa part, et il les administroit separement et de maniere ä ce 
qu'ils pussent ttre separes facilement, des qu'on le voudroit. 

Cette reunion de tant de pouvoirs sur une seule tfite a excite 
quelques clameurs. On a affecte" de la regarder comme dangereuse, 
s menant ä l'arbitraire, impossible dans l'execution, parce qu'un seul 
nomine ne pouvoit surveiller tant de partes neurogenes. Je sais 
qu'elle a dü fatiguer bien des vanites, travailler bien des ambitions 
qui auroient vu dans la Separation des raoyens de pouvoir et de fortune. 
Je ne pr&ends pas discuter ici une question qui peut m'fitre personnelle- 

10 ment assez indifferente, parce que je n'ai ni recherche ni desire* ce dont 
on m'a charge\ et que depuis la Constitution du royaume du 1 er mai 1808 
autorisoit expressement cette rSunion de plusieurs ministeres sur une 
seule tete. Je me suis expliqu£ plus haut sur la maniere dont ce pouvoir 
a £t6 exerce\ Je m'en rapporte ä ce qui en a £te* dit; ce qu'on peut 

15 prouver, c'est que cette combinaison a rendu plus d'une fois de grands 
Services en acc61£rant la marche, en facilitant l'action du gouvernement 
dans des momens decisifs, et que d'ailleurs, s'il y a des inconveniens 
dans la concentration, la Separation des ministeres en präsente aussi 
de plus d'un genre. A cette epoque du regne de V. M. je mal attach6 

20 ä la trop grande Separation des pouvoirs l'avoit frapp£ 'de prtference. 
En rappelant les discussions qui avoient eclate entre ses ministres des 
le principe de son administration, temoin encore des contestations 
Meentes, vives et quelque fois indecentes qui s'^tofent eMevees entre 
les departemens de l'interieur et celui des finances malgre" l'amitie" 

» personnelle qui unissoit les deux chefs, pressee sans cesse par des 
evenemens imprevus, Elle parut sentir vivement le besoin d'une action 
unique, d'une volonte prompte, soutenue par une execution rapide. 
D'ailleurs tous les gens d'affaires appeloient hautement alors une unite 
que plusieurs d'entre eux, se croyant apparemment ou deplaces ou pas 

» assez occupes, ont, dit-on, blam£ depuis. 

On avoit etabli aupres de chaque ministere un certain nombre de 
conseillers rapporteurs sous le titre de r£ferendaires. Iis rendoient compte 
aux ministres des objets qu'ils leur envoyoient. Leur voix 6toit pure- 
ment consultative, ils ne r£pondoient que de l'exactitude des faits cit£s 

3* dans leurs rapports. La d£cision avoit Heu sous la responsabilite* du 
chef ä qui seul eile appartenoit. On reunissoit souvent en seance 
particuliere ceux des memes departemens, ou pour un sujet particulier, 

Montgelas, Compte rendu. 2 
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ou pour les affaires courantes. Ces r£unions departementales furent 
d'abord pr£sid£es par les ministres respectifs, plus tard par les directeurs 
g£ne>aux, dont j'ai fait mention plus haut 

La chancellerie intime qui ne formoit qu'un Corps en 1799 fut 
successivement divisee en autant de sections qu'il y avoit de branches s 
ministerielles, soustraite ä l'inspection unique du chancelier, ministre 
de la justice, pour passer en celle de chaque chef particulier. II en 
fut de meme de la registrature. On crut que cette forme, appuyäe 
par les voix des Colleges, dont on ne manquoit jamais de prendre 
l'avis, fourniroit un contröle süffisant contre les abus possibles de 10 
l'autorite" ministerielle. On ne voyoit pas dans ces mesures qu'elle püt 
etre placee ailleurs, moins encore dans le sein des departemens; un 
scrupule peut-fctre exage>e" auroit craint de rompre l'ordre de la hie>archie 
administrative ou de creer inutilement un hors-d'ceuvre. 

Cette question me conduit naturellement ä une plus importante is 
sous tous les points de vue, celle de la responsabilite* des ministres. 
Iis juroient comme tous les employes le maintien des lois con- 
stitutionnelles ou autres. C'6toit, ä cöt£ de celui de la fid&ite* et du 
secret, un des articles du serment que les ministres ä leur installation 
preloient entre les mains de V. M., ä l'exemple de leurs pr£d£cesseurs » 
et des vötres. On s'en gtoit tenu la. La loi n'£toit entree dans aucun 
detail ultlrieur. On auroit craint de se perdre dans les dedales d'une 
matiere dont les difficultes ont &6 senties par tous ceux qui ont £t£ 
appetes ä la traiter, et que l'Angleterre elle-meme, la monarchie, oü 
la liberte est le plus regulierement organisee, n'a £tabli qu'un simple as 
principe. On n'eut pas voulu dgchirer d'une main ind£licate les liens 
qui attachent au monarque les premiers organes de son pouvoir, les 
agens imntediats de son autorite\ La Constitution du 1 er mai 1808 con- 
sacrant ä cet egard les anciens usages, statue art. 3 § 1 que la respon- 
sable" des ministres n'aura Heu qu'ä la personne imm£diate du roi, » 
eile en d£finit cependant plus particulierement les bornes precises, en 
d^terminant qu'elle se borneroit ä l'execution exacte des ordres du 
monarque et ä toute atteinte aux lois constitutionnelles qu'ils auroient ou 
provoquee ou ä laquelle ils auroient simplement concouru; et que, pour 
servir de garantie de leur exactitude ä cet egard, aucun ordre emane de as 
l'autorite supreme ne seroit cens£ legal qu'il n'eüt £te revfitu de la Signatare 
du prince et contresign£ par le ministre du departement qu'il concernoit. 
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Les antagonistes de cette Constitution se sont beaucoup recrfes 
sur le vague de ce principe et sur ce qu'aucune loi organique posferieure 
n'en ait deTini avec plus de detail et de precision l'application. II n'est 
pas douteux que, si une accusation eüt eu Heu, V. M. n'eüt dü ren- 

s voyer l'affaire ä un des premiers tribunaux du royaume, et que, si ces 
delits par leur nature sortent du ressort de nos institutions, Ie jugement 
en appartient ä une tout autre instance; mais oü l'etablir? Elle ne 
pouvoit exister dans le gouvernement meme sans en contrarier l'essence, 
eile devoit tout aussi peu fitre confiee ä la representation nationale 

10 qu'on eüt expos£e ä l'exercer par une confusion de pouvoirs, 6trangers 
aux principes de la Constitution, ä devenir quelque fois juge et accusatrice 
ä la fois, ä < devenir > une haute cour nationale instihfee uniquement 
pour les crimes publics dont les exces de la Evolution francaise 
venoient de faire connoitre le danger. Cependant il ne restoit d'autre 

15 ressource que de choisir entre Tun de ces trois exp^diens egalement 
fautifs. On a donc mieux fait de laisser quelque chose aux nfeditations 
de l'avenir qui trouvera le moyen de remplir cette lacune. 

II. Du conseil des ministres (Staats^onferenj). 

Cette conförence instiüfee en 1726 pour remplacer l'ancien conseil 
d'£tat l ) a toujours £fe tenu depuis trois jusqu'ä quatre fois par semaine 

ao sous Maximilien III, moins frequemment, mais encore assez exactement 
sous Charles Theodore. Jusqu'ä l'avenement de ce prince ä la rlgence 
le chancelier avoit tenu lui-m£me le proces verbal et y rapportoit seul 
presque toutes les affaires. II lui donna une forme plus reguliere, cr£a 
une Charge de secretaire de la Conference Charge du registre des 

38 delibörations, admit d'autres ministres que le chancelier, meme des 
r^ferendaires au rapport des affaires. V. M. suivit l'ordre qu'Elle trouva 
introduit jusqu'en 1809, oü n'ayant plus voulu avoir que deux ministres, 
les seances du conseil des ministres furent interrompues et n'eurent 
plus lieu que rarement et dans des occasions extraordinaires. Chacun 

ao des ministres fut admis ä travailler en particulier avec Elle ä des jours 
fixes. Les affaires £trangeres furent, Sire, des votre avenement distraites 
des attributions de la Conference. Je recus des lors l'ordre pr^cis de 
Lui rendre compte en particulier et dans son cabinet de tout ce qui 
tenoit ä la politique etrangere. 

>) ©efjeimer 9?at. 
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III. Du conseil d'£tat. 

J'ai dejä parte du conseil d'£tat, tel qu'il avoit exist6 sous nos 
anciens souverains jusqu'en 1726, qu'il fut remplace par la Conference. 
II ne fut plus question de cette institution jusqu'ä l'avenement de V. M. 
L'ordonnance du 25 fövrier 1799 le rftablit sous les modiftcations sui- 
vantes: qu'il soit compos£ des trois ministres des finances, de la justice * 
et de la police, du culte et des conseillers rapporteurs attaches ä ces 
trois departemens; que les ministres seuls auroient voix consultative, 
les conseillers seuleraent suffrage deliberatif; que les Iois, ordonnance*, 
reglemens generaux, gräces, nominations de toutes especes seroient ainsi 
que les affaires politiques et militaires hors de sa comp&ence et reserves » 
exclusivement au souverain et ä la Conference. La presidence fut confiee 
au doyen du ministere, les exp&iitions devoient se faire au nom du 
souverain sous le contreseing des trois ministres. Un secrStaire intime 
6toit Charge" du registre des d£liberations avec l'obligation de se retirer 
toutes les fois qu'on le croiroit necessaire pour le plus grand secret des is 
deliberations. Les conseillers rapporteurs pouvoient assister aux seances 
entieres et rapportoient toutes les affaires, les individus attaches au 
departement dont dependoit l'objet en deliberation, donnoient les 
Premiers leur suffrage, et le chef presidoit ä la r£daction des exp£ditions. 
V. M. se declara qu'EUe assisteroit en personne ä ces d&iberations » 
toutes les fois que l'importance des affaires exigeroit sa presence; Elle 
y est venue plusieurs fois. 

Le ministre des affaires längeres se trouva tout naturellement 
plac£ hors d'un corps dont la politique etoit exclue. Ce ne fut que 
par une confiance particuliere de votre part, Sire, qu'il put y assister. » 
En creant cette nouvelle institution on avoit la memoire encore fraiche 
des coups d'£tat arbitraires qui avoient frappes dans les dernieres 
annees du regne qui venoit de finir. On vouloit arreter la marche trop 
rapide de l'autorit6, regulariser l'action du pouvoir. On pensa aussi que 
la Separation prononcee des departemens ministeriels exigeoit impe- » 
rieusement l'eiablissement d'un point central, oü leur reunion prevint 
les conflits de comp&ence. Cette Operation 6toit aussi prise dans mes 
notes. J'en avois pris l'idee ä Berlin, mais la severe impartialite dont 
je fais profession m'oblige de faire l'aveu que tous ces buts furent man- 
ques, et que ce mauvais succes tint ä la fausse combinaison qui avoit 38 
preside ä la formation du conseil, compose uniquement de chefs de 
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bureau avec voix consultative et de ministres ä qui la decision apparte- 
noit exclusivement; ces derniers devoient tout entrainer, s'ils rlunissoient 
les lumieres ä l'union entre eux, ou tomber dans la d6pendance de 
leurs subordonnes, si ces qualites essentielles leur manquoient; si une 

s discussion de comp£tence venoit ä s'&ever entre les departemens, il 
est clair que, chacun se trouvant dans sa totalite* pour ainsi dire en 
presence dans cette rgunion, les principes seroient soutenus avec une 
vigueur qui rendroit toute conciliation tres difficile, pour ne pas dire 
impossible, d'autant plus que les membres n'ayant ni suffrage ni in- 

10 d£pendance ne pourroient ni n'oseroient s'£carter de l'opinion de leurs 
chefs. Cependant des circonstances heureuses corrigeoient les vices de 
cette formation d£fectueuse: le deperissement de la sante* de celui des 
ministres de V. M. ä qui Tage, I'expenence, la fermete de caractere au- 
roient dans toute autre Situation donne" une pr£pond£rance decidee qui 

15 par principe et par habitude rlpugnoit le plus ä toute limitation des 
attributions ministerielles; l'humeur douce et conciliante de ses colle- 
gues, les talens distingues de la majorite' des rapporteurs des departe- 
mens, le zele ardent pour le Service dont presque tous les employ£s 
etoient animes ä un degre" Eminent dans ces premiers momens de votre 

» regne influerent favorablement sur la marche des affaires. Ces consul- 
tations produisirent plusieurs decisions importantes et bien motivees. 
Lorsque les 6v£nemens de la guerre forcerent la cour de s'&oigner 
de la capitale, on contia ä ce conseil les renes du gouvernement. De- 
puis le mois de juin 1800 jusqu' ä Taviil 1801 il s'en acquitta ä Yen- 

25 tiere satisfaction de V. M. 

L'expenence ayant fait sentir les imperfections de l'institution, on 
en chercha le remede. On crut l'avoir trouvG dans une plus grande 
extension de la comp&ence; en cons£quence le d£cret du Havril 1801 
regia que tous les objets syst£matiques et d'un int£r6t gen€ral, les 

ao lois, reglemens genSraux, les traites de Iimites avec les voisins, les 
plans organiques, les affaires ressortissantes ä plusieurs, les idees 
relatives ä des ameliorations quelquonques, les pensions, nomi- 
nations et destitutions d'employes, les proces domaniaux impor- 
tans par leur nature et leurs suites, le budget de la recette et de la 

* dgpense publiques, les comptes ä rendre annuellement par chaque mi- 
nistere sur les resultats de son administration, et en general tout ce 
qui £toit de nature ä ttre port* au conseil des ministres preside par 
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le souverain, y seroit rappc-ne et disc::e c avance pour recevoir en- 
suite sa sandk» dans cette instance supre-e. >Uis en ajoutant ces 
sapp Jemens ä :a premiere instrocöon, oa laissa subsister les memes 
demens, on ne diangea nen au mode adopte d'abord pour les deci- 
sions, et ce vice radical. jomt ä ceim plus essenneJ encore d'avoir s 
Charge" ce Corps essentiell ement deliberant de plusienrs attributions 
£trangeres ä sa nature, et qtri ne pouvoieni appartenir qu* ä l'execu- 
tion, teJles qae les nominatiocs et les destitutions, les proces domaniaux, 
les comptes des ministres, empecherent que le but qu'on se proposoit 
ne füt atteint Le conseil d'Etat qoi d'ailleurs se tint plus rarement de- w 
vint une veritable superfluite et une perte de tems pour les affaires. 

Le 29 octobre 1806 on renouvela la majeure partie de ces dis- 
positions, mais on y joignit en meine tems une clause qui, en redui- 
sant le conseil d'Etat au plus petit nombre possible d'individus, an- 
nulloit, pour ainsi dire, le principe de sa formation. D fut regle que is 
chaque ministre ameneroit dans ces seances un ou deux de ses con- 
seillers rapporteurs ä son choiz, en le fixant cependant de preierence 
sur ceux qui etoient charges des affaires qui devoient y €tre discutees, 
et que cette reunion ainsi organisee constitueroit ä l'avenir le conseil 
d'£tat; tous les autres articles des reglemens de 1799 et de 1801 fu- » 
rent d'ailleurs renouveles. 

Je ne sache que dans tout le cours de l'annee 1807 ce conseil se 
soit jamais reuni. Le ministre des finances ne le desiroit pas, V. M. 
ne voulut pas des le principe que les d&ails de la recette et de la 
depense y fussent portes, et nous avions dans les reunions particu- * 
lieres des membres attaches ä chaque departement, des moyens d'in- 
formation et des Siemens de discussion plus faciles et tout aussi sürs. 

La Constitution generale du royaume du 1 er mai 1808 traca enfin 
pour l'organisation du conseil d'Iitat des prineipes plus analogues ä 
la nature et au veritable but de sa creation. Elle statua art. 3 § 2 qu'il so 
seroit un Corps purement däiberant compos* de 12 membres au moins, 
de 16 au plus, sans y comprendre les ministres qui y auroient entree 
de droit; que les conseillers nommes d'abord par le roi pour un an 
deviendroient inamovibles au bout de six ans d'exercice, que les sean- 
ces scroient presidees par le roi, l'hentier de la couronne, ä leur d£- 35 
faut par le doyen des ministres. Sa compgtence fut bornee ä la de- 
libcration prealable et ä la rtdaction de toutes les lois et des reglemens 
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g<§neraux qui lui seroient presentes par les rainistres, particulierement 
ceux qui avoient rapport aux impöts et ä la loi annuelle des finances 
sur les recettes ou les depenses de l'£tat, ä la decision de toutes les 
questions de comp&ence qui s'eleveroient entre les corps judiciaires 
5 et administratifs; il devoit decider aussi, si un employg devoit fitre mis 
en jugement ou non. Le conseil d'Iitat devoit fitre partage" en trois 
sections, celle de la legislation civile et criminelle, des finances et de 
l'interieur qui seroient composees d'au moins trois individus chacune 
et prepareroient les travaux pour l'assemblee g£n£rale. Les grands 

10 dignitaires de la couronne ont le droit d'assister au conseil d'Iitat, 
quand ils se trouvent dans la capitale. Le secretaire de la Conference 
Test en meme tems du conseil d'Iitat et tient le registre des d£libe>ations. 

La loi organique du 4 juin 1808 confirma et Stendit ces bases 
primitives. Le traitement des conseillers d'Iitat fut fix£ ä 4500 fl. y 

15 compris ce dont chacun jouissoit dejä; celui du secretaire ä 4000 fl. 
La pragmatique du 1 er janvier 1805 doit Gtre appliquee dans toute 
son 6tendue, et chacun de ses articles aux conseillers d'Iitat ä vie. 
Le conseil d'Iitat n'a l'initiative d'aucune affaire; il ne prononce ni 
ne deiibere que sur les objets qui lui sont renvoyes. On ne s'adresse 

20 jamais ä lui comme ä une instance ordinaire, mais toujours au roi 
dans la forme prescrite par les reglemens, outre les objets de la legis- 
lation que la Constitution avoit d&egues au conseil d'Iitat de prendre 
son avis sur l'interprdtation des lois et reglemens, mais il sera tou- 
jours tems de suivre exactement les principes qui lui seront traces par 

25 les ministres sur l'ordre qu'ils en recevront du roi. On le constitue 
juge supreme et en derniere instance de tout le contentieux admi- 
nistratif tel qu'il sera dtfini par un reglement particulier. Pour ces 
objets et celui des questions de comp&ence et des mises en juge- 
ment des officiers civils, il tiendra toutes les semaines une seance 

» reguliere ä un jour fixe. Si le roi n'a pas nomm£ de president 
pour une section, le plus ancien membre en fera les fonctions. 
Le protocole des d£liberations est tenu par un secretaire attache* au 
departement, oü ressortit l'objet dont on s'occupe. Quand le conseil 
s'occupe de plusieurs lois organiques ou d'autres objets importans dans 

as la meme seance, le secretaire tiendra pour chaque affaire un protocole 
particulier pour etre mis sous les yeux du roi par le ministre comp£- 
tent; il tiendra aussi un registre particulier pour toutes les pieces qui 
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seront renvoytes au conseil. Les deasions et projets du conseil d'£tat 
sont publies en forme de d£crets sign£s par le monarque et contre- 
signes par le ministre du döpartement, les deasions sur le simple pro- 
nonc£, les projets de loi apres avoir €t€ revfctus de la sanction royale. 
Les Communications avec les £tats generaux du royaume avoient lieu » 
par le canal de conseillers d'£tat designes pour chaque cas particulier. 

Aux termes de la loi qui vient d'&re ritee, les prindpes organiques 
des fonctions judiciaires du conseil d'£tat auroient du fitre passes avant 
la fin de l'annee 1808; mais les orages politiques qui s'&evoient, le 
voyage de V. M. ä Erfurth, la guerre de 1809, le long se"jour que je »o 
fus oblig^ de faire ä Paris en retarderent la publication; ce ne fut que 
le 8 aoüt 1810 qu'elle put avoir lieu par l'ordonnance rendue. Alors 
la comp&ence fut fix£e ä tous les cas de confiscation dont la valeur 
s'eleveroit ä 400 fl. au plus, ä ceux de police, de culture, en g£neral 
ä toutes les plaintes d'atteinte ä la proprio de la part des autorites is 
inferieures dans tous les cas, oü la loi n'adraet pas le recours aux tribu- 
naux ordinaires. Le terme pour Kappel fut fixe ä 30 jours, et on assu- 
jettit les parties ä toutes les formes introduites dans les cours judi- 
ciaires. 

Par l'e'dit de 1812 relatif ä l'indige'nat, V. M. statua qu'avant de » 
l'accorder, le conseil d'£tat seroit toujours entendu. Dans les derniers 
tems de l'£poque dont je retrace le tableau, V. M. avoit agr& que les 
difförends de comp&ence entre les ministeres fussent portes ä l'avis 
du conseil d'Iitat On y mettoit la nuance d'eloigner des actes les pieces 
de la correspondance personnelle des ministres entre eux, ainsi que les » 
rapports qu'ils pouvoient avoir faits directement ä votre personne sur 
Tobjet qui fournit le fonds de la discussion en envoyant au conseil les 
avis des autorites infeneures et en pesant avec precision le fonds de 
la question, si les maisons de force devoient dependre pour la police 
intSrieure du d£partement de l'inteneur ou de celui de la justice. Dans ao 
le cours de 1816 le conseil d'£tat donna ses conclusions en faveur du 
Premier de ces deux ministeres, et V. M. conhrma cet avis. 

D'apres ces difterentes lois le conseil d'£tat &oit de droit le Pre- 
mier des corps administratifs de l'£tat Ses membres jouissoient d'un 
rang distingue" tant pour leurs personnes que pour les fonctions aux- » 
quelles on les employoit, quand l'occasion s'en presentoit. Ses attri- 
butions judiciaires, les seules que la loi eut rendues fixes, etoient exer- 
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cees d'une maniere reguliere et independante; ü tenoit reguli£rement 
une seance par semaine qui leur avoit 6t6 exclusivement consacräe. 
La majeure partie des lois, des projets de loi et des reglemens les plus 
importans y gtoient prepares, discutes et rgdiges. 

* Cependant V. M. usant de la libert£ qu'Elle s'&oit reservee par 
la loi organique de la Constitution du 4 juin 1808, ne voulut pas tou- 
jours que toutes les questions, legislatives et administratives, y fus- 
sent portäes sans exception. Elle prtfera quelque fois de statuer sur 
le simple compte rendu par ses ministres et sans entendre le conseü 

io d'£tat. EUe enjoignit expressement qu'il ne lui ffit pas donn6 connois- 
sance des objets de finances en tant qu'elles concernoient la recette 
et la depense. C'est ainsi que le baron de Hompesch ne lui communiqua 
les budgets de 1808/09 et de 1809/10, et que je suivis cette meme 
regle d'apres l'instruction generale qui m'avoit £t£ donnee de ne m'ecar- 

i5 ter en rien de sa marcbe. 

Tel <§toit l'&at du conseil d'£tat au 1 er fevrier 1817. Cette Insti- 
tution, par la derniere forme qu'elle avoit recue, avoit -eile atteint 
le degre de perfection et d'utilite dont eile auroit pu etre susceptible? 
Je ne le pense pas. Des idees d'economie un peu trop severes, une 

» crainte trop forte de blesser la dignite et les attributions ministerielles 
influerent encore trop fortement sur cette Organisation. Elles n'en- 
troient, j'ose le dire, ni dans mes id6es primitives ni dans mon plan 
originaire, mais il fallut, comme U arrive presque toujours, modifier 
son opinion d'apres Celles des autres et entrer dans une espece de 

» compromis pour acc£lerer la marche des affaires. 

Par esprit d'economie on 6vita de toucher ä l'ancienne compo- 
sition vicieuse, en y laissant les membres des departemens ministeriels 
en grande majorite* et en assujettissant les ministres d'assister aux sean- 
ces et de les presider. Le conseil d'£tat pour 6tre v£ritablement utile 

» et remplir le but de son institution, doit examiner dans le plus grand 
detail les projets sur lesquels on le consulte. Peut-il s'acquitter de ce 
devoir avec la libertö et l'impartialite' convenables en presence de ceux 
qui souvent en sont les auteurs? Peut-on s'attendre que les personnes 
ministerielles qui avoient frequemment 6te" charges par leur chef du travail 

a6 prlparatoire, votent avec rimpartialit£ desirable et r£voquent en pleine 
seance les idees qu'ils auront con9ues ou adoptäes ailleurs? Cet echo 
de bureau donnoit-il ä V. M. cette garantie de la maturit£ et de la soliditö 
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de l'examen des plans sur lesquels Elle demandoit un double avis afin 
de donner sa deasion avec une connoissance de cause plus entiere ? 
N'eüt-il pas £t6 plus convenable d'en exclure tout ce qui tenoit ä la 
partie ex£cutive de l'administration, de decr£ter que les ministres n'y 
viendroient pas r£gulifcrement, qu'ils y auroient cependant entree et une s 
place distinguee toutes les fois qu'on les y appelleroit pour entendre 
leur avis et ecouter leurs explications, quand le conseil seroit d'un 
avis opposö au leur? Ayant pris pour modele la loi francoise n'au- 
roit-il pas convenu de l'introduire tout entiere, en etablissant le prin- 
cipe que les partes qui se croiroient lesees par une decision ministe- io 
rielle pussent recourir au conseil d'£tat? Ces idees peuvent 6tre fausses; 
j'avoue cependant que je les croyois et que je les crois encore vraies. 
C'est dans une discussion severe et impartiale des lois et des projets, 
dans la revision des derisions particulieres que je placerois le vrai con- 
tröle des ministres. Partout ailleurs il me paroftroit ou d€place ou nul. is 
Je m'etois habitue ä considerer cette Organisation comme un moyen 
de plus de tranquilliser V. M. sur la rectitude et la justesse des plans 
qu'on soumettroit ä son approbation et de rassurer sa conscience sur 
l'öquite des prononces des premiers organes de son autorit£. Ceux qui 
manquent leur but se plaignent; quand le credit et la consideration ao 
appuyent ces clameurs souvent mal fondees, l'opinion la plus ferme 
en est Sbranlee. Le monarque se trouve desagreablement froissl entre 
la confiance qu'il a vou£e et la crainte d'un mal qu'il tremble d'ig- 
norer. Cet 6tat egalement penible pour le souverain et le serviteur qui 
rarement, s'il a du coup d'oeil, manque de s'en appercevoir, est d'au- 25 
tant plus fächeux qu'il n'affecte gueres que la probite et qu'un agent 
pr6varicateur et adroit sauroit bien s'en garantir, en empechant que la 
vente n'arrive lä, oü il ne veut pas la voir p£n6trer; il cesseroit ä l'aide 
de la garantie de ces formes protectrices ou il faudroit se condamner ä 
croire qu'il n'y a pas de barriere possible contre la mefiance et que la 30 
vertu meme ne pourroit gagner la confiance. 

Teiles dtoient les vues que j'avois concues et que je me proposois 
de presenter ä V. M., quand les destinees en ont dispos6 autrement. 
On m'auroit probablement fait deux objections que j'avois d£jä enten- 
dues plus d'une fois: la difficulte* de trouver des sujets capables; des 35 
considerations prises de l'economie. Mais les individus capables se 
trouvoient tout naturellement dans les differens d^partemens ministe- 
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riels auxquels quelques changemens que je me proposois d'etablir dans 
les bureaux, auroient permis de donner une autre destination. Iis sont 
tous, quoiqu'on ait cherche* ä repondre, probes, appliques, rompus aux 
affaires. Les gouvernemens des provinces, les missions £trangeres auroi- 

s ent fourni des remplacemens pour l'avenir, et comme tout le monde 
ne sauroit fctre appele" ä courir la carriere penible et orageuse du mi- 
nistere, le conseil d'Etat leur procuroit une retraite honorable comme 
la plus digne recompense de longs travaux. U n'est pas douteux que 
45000. ne sont pas un traitement süffisant pour le premier corps de l'£tat, 

io et qu'U conviendroit de le fixer dans un taux moyen entre les com- 
missaires generaux et les ministres de 7500 fl. ä 8000 fi. Douze con- 
seillers d'£tat ainsi appointes demandoient une somme de 96000 fl., 
mais pour le moment la plupart des personnes que j'aurois desire* voir 
promues ä ces places jouissoient d€jä d'appointemens considerables qui 

15 pour quelques-unes surpassoient dejä cette somme. Des 6conomies 
faciles, des qu'on veut seneusement simplifier l'administration, auroient 
couvert le surplus. Quant ä l'avenir il est essentiel de ne pas oublier 
que les personnes que leur äge, leur explrience, l'eminence de leurs 
Services auroient appeles ä cet honneur, eussent eu des droits ä la tota- 

ao lit£ de leurs appointemens ou du moins ä des pensions de retraite assez 
fortes. Je m'entends faire le reproche, comme je dois m'attendre et re- 
pondre ä tout, de n'avoir pas produit plus tot un plan que je regardois 
comme utile. Je r€pliquerai: que j'ai indique* ci-dessus les motifs prin- 
cipaux qui m'en ont empeche' dans l'origine; et que les 6v6nemens 

25 depuis 1810 jusqu'en 1816 justifient sufrlsamment le d^lai de tout ce qui 
a pu etre congu et non ex^cut^ pour l'interieur de la monarchie. 

IV. De la division territoriale du royaume. 

A l'avenement de V. M. ses £tats ^toient partages en cinq pro- 
vinces: La Baviere, le Haut-Palatinat, les duches de Neubourg et de 
Sulzbach, le Bas-Palatinat de la rive droite du Rhin, le duche* de Berg, 
ao Des 1799 le duche de Sulzbach fut incorpore* au Haut-Palatinat, 
le duch6 de Neubourg uni pour un moment ä la Baviere ne tarde pas 
ä en fitre s6par6 de nouveau. 

II n'y eut plus de changemens jusqu'ä Te'poque des secularisations 
dans les anne*es 1803 et 1804. On perdit alors le Bas-Palatinat, et les 
86 nouvelles*acquisitions faites en Souabe et en Franconie furent reunies 
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en masses distinctes et formerent trois nouvelles provinces, Celles de 
Souabe, de Wurzbourg et de Bamberg; ces deux dernieres obtinrent 
chacune leur administration particuliere, quoique soumises alors au meme 
gouvernement g£n£ral, de sorte qu'il y eut 7 provinces: La Baviere, le 
Haut-Paiatinat, le duche* de Neubourg, la Souabe, Wurzbourg, Bamberg, 5 
le duche de Berg. 

Dans le cours de l'ann£e 1806 Wurzbourg passa ä l'archiduc Ferdi- 
nand, le duche* de Berg ä un prince francois. On acquit en revanche 
Eichstaedt, la pärtie de Passau qui avoit appartenu ä ce prince, le Tirol, 
une partie de la Souabe autrichienne, Ansbach, la noblesse imm^diate to 
et les biens de l'ordre teutonique enclav£s dans le royaume, plus tard 
Nuremberg, Augsbourg, la principaute* d'Oettingen et d'autres biens. 
Le Tirol conserva son administration particuliere et forma une nou- 
velle province. Le Vorarlberg et le reste de la Souabe autrichienne 
furent rtunis ä la province de Souabe. Passau fit partie de la Baviere. is 
Eichstaedt s'unit ä Neubourg, les terres ci-devant imm^diates et les 
possessions de l'ordre teutonique aux pays dans lesquels elles 6toient 
enclave'es. Ansbach resta province particuliere augmentee de ce qui 
Itoit le plus ä sa biensgance dans les nouvelles acquisitions. Les villes 
de Nuremberg et d* Augsbourg ne recurent encore aucune Organisation » 
definitive; des commissions particulieres s'occuperent des details de 
leur Organisation et de la recherche de leurs dettes; pour les objets 
judiciaires et ceux de l'administration sup€rieure on les assigna aux 
gouvernemens d* Ansbach et ä celui de Souabe. Le nombre des pro- 
vinces se trouva encore fitre de sept: La Baviere, le Haut-Palatinat, » 
la Souabe, Bamberg, Neubourg, Ansbach, le Tirol. 

Le 21 juin 1808 V. M. par un £dit solennel rendu apres une 
longue dgliblration et contresigng par tous vos ministres abolit pour 
toujours le nom et le regime des provinces et divisa le royaume en 
quinze cercles suivant les proportions g^ographiques et statistiques 30 
les plus exactes possibles. 

Ces cercles furent: 
Ceux du Mein capitale Bamberg, 

de la Pegnitz m Nuremberg, 

de la Naab chef-lieu Amberg, ^ 

de la Rezat » Ansbach, 

de l'Altmuhl . Eichstaedt, 
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du haut Danube 

du Lech 

de la Regen 

du Danube interieur 

de l'Isere 

de la Salzach 

de riller 

de l'Inn 

de l'Eisack 

de l'Adige 



chef-lieu Ulm 



Augsbourg, 

Straubing, 

Passau, 

Munich, 

Burghausen, 

Kempten, 

Innsbruck, 

Brixen, 

Trente. 



En 1810 les cercles de l'Adige et une grand partie de celui de 
l'Eisack passerent au royaume d'Italie; la Baviere acquit les principautes 
de Baireuth et de Ratisbonne, le dudie" de Salzbourg, la principaute 
de Berchtolsgaden, l'Inn et le Hausruckviertel. Par suite de tous ces 



1810 qu'une nouvelle division territoriale du royaume auroit Heu. II fut 
partag* en neuf cercles au Heu de quinze: 

Celui du Mein, chef-lieu Baireuth, cour de justice ä Bamberg; 

celui de la Rezat, chef-lieu pour radministration et le tribunal Ansbach ; 
20 celui de la Regen, chef-lieu Ratisbonne, tribunal ä Amberg; 

celui du haut Danube, chef-lieu Eichstaedt, tribunal ä Neubourg; 

celui du Danube interieur, chef-lieu Passau, tribunal ä Straubing; 

celui de l'Iller, chef-lieu Kempten, tribunal Memmingen; 

celui de l'Isere, chef-lieu de radministration et de la cour de justice 
28 Munich; 

celui de la Salzach, chef-lieu Salzbourg, le tribunal ä Burghausen; 
celui de l'Inn, chef-lieu de radministration et du tribunal Innsbruck. 
Cette nouvelle division fut motivee par l'utilite qu'on trouvoit ä 
simplifier et ä imprimer en meme tems plus de rapiditS ä radministration 
ao en diminuant le nombre des autorites interm£diaires. Tous les sujets 
qu'elle mit hors activit£ ne purent 6tre places de suite. Un commissaire 
general et trois directeurs de chancellerie durent etre pensionSs, mais 
comme deux directeurs dejä avances en äge auroient egalement de- 
mand£ leur retraite, que les pensions de retraite furent reglees strictement 
as d'apres la lettre de la pragmatique avec les retenus qu'elle autorise, 
d'apres les ann€es de service, il en resulta une tres petite Charge pour 
le tresor public. Ce changement avoit du reste en sa faveur la majoritö 
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des suffrages, on en sentit assez generalement les avantages. V. M. 
ne crut pas devoir consulter ä cette occasion le conseil d'£tat, parce 
qu'il n'en resultoit aucune alteration ni dans la forme ni dans les 
maximes de l'administration des provinces. On avoit eu soin d'gtablir 
les corps judiciaires dans des villes differentes de Celles, oü siegeoient 5 
les administrations, afin de faire participer un plus grand nombre de 
communes au b£n6ftce de ces Itablissemens et faciliter egaleraent la 
circulation du numeraire et la diffusion d'un bon esprit. Les grandes 
villes de commerce, Augsbourg et Nuremberg, eurent des commis- 
saires royaux s6par£s et les exercices de la juridiction des cercles, w 
parce qu'on crut s'appercevoir que l'etablissement des officiers supeiieurs 
du gouvernement au milieu des gros negocians ne produisoit pas un 
tres bon effet et que d'ailleurs on pensa que l'importance de ces deux 
communes justifioit cette marque d'attention. 

En 1814 le cercle de l'Inn et le Vorarlberg furent d£taches du is 
royaume qui recut en echange le departement d'Aschaffenbourg de- 
membr£ du grand duche de Francfort et le grand duch£ de Wurzbourg. 
On laissa pour le moment ces deux provinces ä leurs anciennes formes 
et cet behänge n'eut aucune influence sur la division territoriale de 
la Baviere. En 1816 on r€troc6da ä l'Autriche la presque totalis du » 
duch£ de Salzbourg ä l'exception de Berchtolsgaden et de la partie 
des baillages de Lauffen, Dittmoning et Teisendorf situ€e de ce cöte- 
ci de la Saal et de la Salzach; en retour de ces cessions le petit 
territoire de Redwitz, une partie de la rive gauche du Rhin, les 
baillages Fuldois de Brückenau, Hamelsbourg, Weihers, les districts 25 
Darmstadtois de Miltenberg, Amorbach, Alzenau devinrent possessions 
bavaroises. On incorpora les parties Darmstadtoises ä l'administration 
d'Aschaffenbourg, Celles de Fulde au grand duch€ de Wurzbourg sans 
rien innover d'ailleurs dans l'6tat des cercles. Les pays du Rhin 
formerent une province particuliere. » 

Plusieurs personnes firent mention ä cette epoque de la dimi- 
nution du nombre des cercles, de la suppression de celui de la Salzach, 
de riller, de 1'administration d'Aschaffenbourg, des commissaires locaux 
£tablis ä Augsbourg et ä Nuremberg. J'avoue que je fis toujours diffi- 
cult£ d'adopter ces mesures et d'en parier meme ä V. M. Les raisons 35 
qui dirigeoient alors mon opinion Itoient: que les causes qui avoient 
engage en 1810 ä creer les commissariats d'Augsbourg et de Nuremberg 
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subsistoient encore dans leur entier, que l'expörience m'avoit convaincu 
que les frontieres importantes etoient mieux surveill£es, les droits 
maintenus, les contestations pr^venues, quand l'administration 6toit 
rapproch6e ä Celles, que quand on Ten eloignoit, et que sous ce point 

5 de vue Ie chef-lieu de Burghausen pouvoit €tre interessant ä maintenir 
pour le Service quoique desagreable aux individus; que les d£placemens 
d'autorites n'avoient jamais Heu sans qu'il en resultdt des depenses 
assez fortes en frais de transports des papiers, indemnitäs de voyage 
pour les employes et leurs famüles, que de plus ces cbangemens 

10 etoient toujours suivis d'une Stagnation au moins momentane^ dans 
les affaires, qu'ils froissoient des habitudes, derangeoient des combi- 
naisons, privoient d'un bentfice les villes qui cessoient d'ötre chefs-lieux, 
d'oü il r^sultoit des mecontentemens qu'il 6toit utile de prevenir et peut- 
ßtre dangereux d'exciter; qu'aucune Sconomie essentielle ne balancoit 

15 ces desavantages ni pour le präsent ni pour l'avenir; pas pour le present, 
puisque cbaque employe d£missionnaire ou en activite* garderoit la totalis 
ou ä peu pres les 6molumens dont il jouissoit; pas pour l'avenir, 
parce que l'exclusion nouvelle donnee aux ressorts respectifs entraineroit 
necessairement une augmentation dans le nombre des conseillers et 

» peut-ltre des directeurs, qu'on n'epargneroit par consequent que les 
chefs, epargne qui ne devoit jamais depasser la somme de 21000, 
ou tout au plus celle de 28000 fl. 

V. Organisation et ressort 
des corps administratifs sup^rieurs et interieurs. 

La simplification du Systeme administratif fut un des premiers 
objets qui attira l'attention de V. M. A peine le ministere eut-il 6te 

25 organise qu'on s'occupa des moyens de donner aux Colleges une 
forme plus adaptee aux vues du nouveau gouvernement. La regence 
supe^ieure,*) la chambre des finances, celle des eaux et forfits, des 
mines, du commerce, le conseil me*dicinal, l'6conomie de la guerre, 
les cours feodales de Munich, Amberg, Sulzbach, Leuchtenberg ces- 

30 serent, les regences du Haut-Palatinat, des duches de Sulzbach, de 
Neubourg devinrent de simples cours de justice ainsi que Celles de la 
Baviere avec quelques attributions de police locale; on r6unit leurs 
fonctions dans un seul conseil, qu'on nomma direction ge"ne*rale») 

l ) Oberfonbesregierung. ») <5eneraHanb«sbtreftion. 
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et dont le rcssort s'etendit sur la Baviere et le duche de Neubourg 
et pour certaines matieres comme le timbre sur le Hant-Palatinat Elle 
fut composee d'un president, de deux vice-presidens, de 42 conseillers 
partages en sept deputations qui a\oient cnacune leurs airecteurs paru- 
culiers: la p rentiere pour les fiefs, les droits r^galiens, les proces s 
domaniaux, les affaires territoriales, les archives; la seconde pour la 
police; la troisieme pour la comptabilit£; la quatrieme pour les salines, 
la monnoye et les mines; la dnquieme pour la culture, les forets et 
les bätisses; la sixieme pour le commerce et les douanes; la septierne 
pour Teconomie militaire. Pour prevenir les coDisions, il fut d£cr£t£ » 
que dans les cas, oü le merae objet seroit du ressort de plusieurs 
deputations, elles tiendroient des seances communes et que la meme 
chose auroit Heu en cas de conflit de competence. On eiablit des 
seances directoriales une fois par semaine composees des directoires 
et de deux conseillers de chaque deputation dans lesquelles on s'occu- is 
peroit des publications g£n£rales, des rapports ä faire au souverain sur 
les choix aux places, les contestations de rang et de preseance entre 
les employes, les permissions d'absence pour les affaires civiles. Les 
deputations connues sous le nom de „^entbeputotumen" furent suppri- 
mees et leurs fonctions deleguees ä des commissaires 1 ) au nombre 20 
de quatre ä qui on remit le soin de visiter tant les muniripalites que 
les employes soit d'office soit par commission speciale. Iis devoient 
examiner l'6tat de leur gestion et en rendre compte pour fitre statue 
dtfinitivement suivant l'exigence. 

Le Haut-Palatinat pour cette province aussi bien que le duche 35 
de Sulzbach et le landgraviat de Leuchtenberg eut sa direction 1 ) 
particuliere composee de quatre deputations seulement, Celles des droits 
rögaliens et du fiscalat, de la police, de la comptabilit£, de la culture 
des for£ts et bätisses; les mines, douanes, commerce et £conomie 
militaire furent reserves exclusivement ä la direction generale de Munich. » 
Un president, 4 directeurs, 16 conseillers, deux commissaires d£legu£s 
(£anb*(Eommiffau:s) constituerent un nouveau College. 

Les £tats du duch6 de Neubourg ne virent pas avec indifference 
que leur province eut perdu son ind£pendance administrative et se 
trouva subordonnee ä la Baviere; une deputation des trois ordres ayant 35 
le marechal du pays ä sa t£te, vint porter leurs doleances aux pieds 

') fianbfommiffflre. ') fionbtsbhreWon. 
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du tröne de V. M., ils alleguoient d'anciennes promesses obtenues au 
prix de grands et g£neraux sacrifices. Le ministere discuta leur demande. 
Le r&ultat de cet examen approfondi fut un decret du 5 octobre 1799 
qui e*tablit pour le duche" de Neubourg une direction provinciale 

5 composee de deux döputations, l'une pour les affaires regiminales, 
la seconde pour les objets de perception, de regie et de comp- 
tabilite\ Ce nouveau College ouvrit ses s£ances le 1 er novembre. La 
monnoye, les mines, le timbre, les douanes resterent exerapts de 
son ressort et continuerent ä fitre traites par la direction generale de 

w Munich. 

Tous ces gtablissemens ne recurent pas leur de"veloppement sans 
d'assez forts conflits avec le ministere des finances qui essaya de s'en 
approprier la direction exclusive. On voulut d'abord l'appeler charnbre 
de guerre et des domaines. Ce fut par une espece de compromis qu'on 

is leur donna la forme teile qu'elle a &6 indiqu^e ci-dessus et plus am- 
plement dStaillee dans les deaets du 23 avril et 5 octobre 1799. Le 
but qu'on s'&oit propose" de faire cesser les collisions qui avoient eu 
Heu avec tant de scandale entre des Colleges trop nombreux ne fut pas 
entierement atteint. Les pr£cautions prises ä cet egard dans l'instruction 

ao de la direction g£ne>ale se trouverent insuffisantes. Les d£putations 
comme fractions du meme corps ne se querellerent pas moins entr' elles 
que ne l'avoient fait auparavant des campagnes tout ä fait ind£pendantes 
les unes des autres. Les ministres chargfe ä cette e"poque des differens 
d£tails de l'interieur du royaume voulurent exercer sur ces corps une 

25 influence trop active, trop continue. V. M. se souvient sans doute en- 
core des causes qui vous d&erminerent ä les autoriser sur le rapport 
du de*partement des finances par un decret du 29 septembre 1799 ä 
döputer aussi souvent qu'ils jugeroient convenable un de leurs röfären- 
daires pour assister aux seances, les diriger dans le sens et l'esprit 

30 gene*ral du gouvernement. Vous vous rappellerez aussi, Sire, des 
plaintes et des inconvöniens dont Elle fut suivie; on trouva qu'Elle 
tendoit ä gfiner 6galement l'exercice des fonctions et la Hbert6 des 
suffrages. 

On conserva le conseil ecclesiastique. Depuis 1782 le clerg* 
36 y sie"geoit en majorite\ II fut rendu par une deasion particuliere de 
V. M. au but primitif de son institution et la majoritö des suffrages 
ainsi que la presidence restituöe aux s^culiers. 

Montgelas, Compte rendu. 3 
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Le College de censure recut aussi le2avril l ) 1799 une nouvelle 
Organisation; on Uli presenvit une marche plus liberale et on le com- 
posa des meilleurs sujets qu'on put trouvei. 

ces aeux Operations qui sont aues au zeie et aux lumieres au 
feu comte de Morawizky reunirent en leur faveur l'opinion publique * 
et eurent dans le tems un sueees merite. Ceux qui les ont critiquees, 
— car que ne critique-t-on pas? — ne reüechissoient pas que la marche 
du gouvernement est subordonnee aux circonstances, qu'un pays encore 
neuf ne comportoit pas alors ce qu'on a pu executer depuis, et que, 
si le College de censure nouvellement constitu* n'eut pas sur la bontö »° 
des ouvrages qui ne tarderent pas ä paroitre en grand norabre, l'in- 
fluence bienfaisante qu'on en attendoit peut-etre, c'est que la magi- 
strature du bon goüt est plus difficile ä obtenir et ä exercer que la 
censure deleguee de 1 administration. 

Aussitöt apres que V. M. ä la suite de la paix signee ä Luneville » 
le 9 ffivrier 1801 fut revenue dans sa capitale au raois d'avril de la 
meme annee, on songea serieusement ä rectifier ce que l'expenence 
avoit montr€ dfifectueux dans I 'Organisation des corps administratifs 
superieurs. 

Un decret du 1" novembre 1801 supprima l'usage, oü tous les 20 
Colleges avoient ete jusqu'ici et depuis un tems immemorial, d'exp6dier 
leurs arrfits et leurs d£cisions au nom de V. M. Cette destination ne 
fut conservee qu'aux instances qui veritablement deödoient ou pronon- 
coient en dernier ressort, et dont par consequent les anfites n'etoient 
assujettis ä aueuns changemens, le ministere et les cours souveraines Ä 
de justice. Cette mesure etoit plus necessaire qu'on ne devoit le croire 
au premier abord; il resultoit des alt£rations in£vitables dans l'ordre 
de la hierarchie administrative que subissoient les arrfites des «corps 
interieurs de la part des autorites sup£rieures, et toutes se servant egale- 
ment du nom de souverain, il en resultoit des contradictions qui en » 
compromettoient la dignite aux yeux du public. 

Le 6 octobre 1802 le conseil ecclesiastique fut supprime' et ses 
fonetions partagles entre les deux premieres deputations des directions 
glnfirales, un directoire g£n£ral qu'on £rigea pour la partie des 
Stüdes et de l'instruction publique, et un conseil d'admini- * 

') 9tod> bem 3ntemgen3bIott, S. 277, oom 10. 9lpr«. 



Digitized by Google 



35 



stration ä qui on confia la r£gie des biens des causes pies. Cette 
mesure 6toit utile sous plus d'un rapport Le conseil ecctesiastique 
qu'on avoit regarde* longtems par prdjuge" et par ignorance comme un 
privilege particulier de la maison de Baviere et qui dans le fond 

6 n'avoit €t€ qu'une mesure saisie par la cour de Rome pour renforcer 
l'intoterance religieuse de nos princes contre les £veques qu'elle 
suspectoit de favoriser les nouvelles opinions, devenoit absolument 
superflu, depuis que les principes ä cet egard comme ä tant d'autres 
avoient pris une nouvelle diredion; il importoit de remettre les choses 

10 ä leur ventable place et de remettre aux corps administratifs ce qui 
leur appartenoit naturellement et n'auroit jamais dü en fitre s£pare\ La 
partie des Stüdes et celle de radministration e"toient d'ailleurs traitees 
assez superficiellement par le conseil qu'on supprimoit, et tout invitoit 
le gouvernement ä prendre une autre partie ä cet egard. 

15 Le 13 juin 1803 la commission centrale et les commissions in- 
ferieures de censure cesserent, et la liberte" de la presse fut etablie 
g£neralement avec des modifications dont je parlerai ailleurs. Les 
lumieres du siecle provoquoient l'abolition de cette entrave ä la circu- 
lation Hbre des idees et les esprits s'Stoient d£jä assez form£s pour 

20 qu'on püt l'ex£cuter avec succes. 

Apres ces Operations preiiminaires on en vint aux directions 
geniales et on chercha ä y simplifier et acc£l£rer la marche des affaires. 
Au lieu de six deputations, — la 7 lime pour l'£conomie militaire avoit fini 
dans l'annee mfime 1799, presqu'aussitöt apres sa er Nation, — on n'en 

» conserva plus que trois, celle des droits regaliens, fiefs et fiscalat, celle 
de la police et une 3 ,inie pour la r£gie. Les deux dernieres furent sub- 
di vis^es en sections. Celle de police en eut trois: pour la police propre- 
ment dite et toutes ses dependances, les marches et les quartiers 
militaires, l'inspection de la librairie, la revision des comptes, des 

» fondations de charite et de bienfaisance; une seconde pour la police 
ecclesiastique; une troisieme pour la partie medicinale. La deputation 
de rggie eut quatre sections: pour la produetion, la fabrication et le 
commerce, y compris les objets de culture et les douanes; pour les 
domaines et les impöts directs; pour les salines, les mines et les 

» bätimens ainsi que la comptabilite; pour la partie forestale et celle de 

la chasse. On s£para les affaires qui appartenoient ä la d£libe>ation de 

Celles qui ne tenoient qu'ä l'execution. On assujettit ä des deMiberations 

3« 
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formelles: les objets systematiques, les rapports au ministere, quand ils 
avoient lieu d'office. Les ex&utions qui dans leur marche exigeoient 
de nouvelles dispositions legislatives, les difficultes impre*vues qui se 
pre^entoient dans l'ex^cution m£me et exigeoient un rapport au ministere, 
les rapports g£n£raux sur les r&ultats complets d'une Operation quel- 5 
conque, toutes les affaires durent fitre traitles dans une assemblee 
g£n6rale de chaque döputation. On cr£a pour tout ce qu'on ne sou- 
mettoit pas ä cette d£liberation colllgiale des bureaux d'exgcution, oü 
le President ou vice-president, le directeur de la ddputation de qui &€- 
pendoit l'affaire, et le rapporteur furent autoris6s ä la decider et 1'expMer. w 
Les seances directoriales prescrites par l'ordonnance du 23 avril 1799 
ne durent plus avoir lieu que pour les matieres qui inte"ressoient le 
corps entier de la direction et les rapports au ministere sur les nomi- 
nations aux charges qui vaqueroient On £tablit le principe jusqu'alors 
inconnu en Baviere que les vice-presidens et les directeurs seroient ä 15 
l'avenir subordonneVs au president 

Les deux directions provinciales d'Amberg et de Neubourg furent 
mises sur le meme pied, avec les modifications qui tenoient ä leur 
Constitution primitive. 

On cr6a pour les nouvelles acquisitions en Souabe et en Franconie ao 
trois directions ä Wurzbourg, Bamberg et Ulm; elles eurent 
chacune leur president, vice-president, trois d^putations avec autant de 
directeurs pour les affaires de regence, de finances et de fondations 
de toute nature. L'inspection sur ces trois derniers Colleges ainsi que 
celle des provinces confiees ä leur administration fut confiee provisoire- » 
ment au ministre des affaires e"trangeres, qui la conserva jusqu'au 
29 octobre 1806, comme on l'a dit plus haut. On cr6a aussi dans ces 
provinces des commissaires d£put&, ,,£anb«<£ommifiatrs'*, tels qu'il en 
existoit en Baviere avec la diffSrence qu'on assigna ä chacun d'eux 
un district separe", subdivise* d'un certain nombre de baillages. La ao 
Souabe en eut quarre, la principaute de Bamberg trois; chacun de 
ces officiers eut sous lui un actuaire amovible ä volonte. 

Le 6 septembre 1805 les d£tails des 6coles et de rinstruction 
publique qui avoit appartenu au directoire cr6e" en 1802 et dont la 
competence avoit 6te* Stendue ä toutes les provinces furent rendus aux as 
directions provinciales, aupres desquelles on e"tablit pour cette parte des 
rapporteurs particuliers. Le gouvernement supprima ce directoire et 
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constitua ä sa place un bureau d'£tude et d'instruction publique 
compose" d'un cbef avec le rang de president et de deux rtförendaires 
avec le rang et runiforme de conseiller de direction; ce bureau attache* 
directement au ministre dut lui rendre compte des affaires qui exigeoient 

s la signature du souverain et recut le pouvoir d'expeclier sous la Signatare 
et la responsabilite* du chef tout le reste. II fut autorise ä visiter toutes 
les 6coles, ä faire ou ä provoquer suivant la nature des objets les 
changernens ou amlliorations qui lui paroissotent utiles. 

Les autorites administratives infeneures subirent aussi une rgforme 

10 totale. 

Le 24 mars 1802 on abolit dans toute l'6tendue du pays tous 
les Offices de finances et de judicature qui avoient existe" jusqu'ici sous 
difförens titres. II furent rSduits ä ceux de baillifs et de receveurs. 
Les premiers reunirent les fondions judiciaires et administratives; ils 

15 prononcerent en premiere instance dans toutes les causes civiles des 
nonprivil6gies, ils furent charges de 1'instruction des proces criminels, 
de percevoir les taxes judiciaires de la police civile et ecdesiastique. 
Les receveurs durent percevoir les rentes domaniales, l'impöt direct et 
en general toutes les branches de revenu qui n'&oient pas assujetties 

» ä des lois de perception particulieres. On attacha ä chaque baillage 
un actuaire amovible pour le service du greffe et tenir les proces 
verbaux ainsi que les messagers et suppöts n^cessaires. Les receveurs 
n'eurent qu'un simple messager. Pour rapprocher les contribuables des 
percepteurs et en general les sujets de leurs juges et de leurs admini- 

» strateurs on fit une nouvelle division du ressort des baillages en 
s'attachant autant que possible ä en gtablir le siege dans un point 
intermSdiaire egalement distant des difterentes parties du district. 

Pour l'inspection des Scoles on etablit ou conhrma dans 
chaque province un commissaire en chef, dans chaque localite* un 

so commissaire particulier et un inspecteur. 

Les titres et tout l'ordre hierarchique de l'administration 
forestale subirent un changement total. On supprima les titres de 
grand maltre local des eaux et fortts. Iis furent remplaces par des in- 
specteurs ggnäraux auxquels on substitua des inspecteurs, en les sub- 

86 ordonnant aux mattres des fortts genfraux et particuliers. Chaque in- 
specteur eut sous lui deux aide-forestiers, un maltre des fortts un ou 
deux de ces sousemploySs ou un gorftmärter. On assigna ä ces em- 
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ployes des appointemens et des emolumens fixes. On regia leurs pensions 
de retraite et Celles de leurs veuves et enfans suivant l'ordre des grades. 
[.'ordonnance qui etablit cet ordre de choses est du 7 octobre 1803. 

Le 27 janvier 1 ) 1804 V. M. attacha pour la partie des mines, 
des salines et des monnoyes ä la personne du ministre des finances s 
un bureau particulier form* par un chef et deux conseillers. Elle lui 
confia la direction particuliere et imm^diate de ces branches. II fut 
specialement chargd de dresser les etets de recettes et de depenses, 
de surveiller la rentree et remploy, de rendre compte ä la fin de chaque 
annee de l'etat, oü ils se trouvoient, d'adresser ä cet effet aux directions » 
les ordres necessaires. Les districts furent formes d'apres les provinces 
de maniere que chacune d'elles constitua un district particulier. V. M. 
fixa le rang et l'ordre des employes ä ces parties dans l'ordre suivant: 
1° les adrainistrateurs en chef proposes ä plusieurs mines et salines, 
2° de SRadfdjetber, egaux en rang et constitues pour un ou plusieurs is 
districts. Ces derniers reglemens ainsi que celui qui concerne les 
pensions de ces officiers sont plus amplement d£tailles dans le rescrit 
du 20 juillet 1804. 

Les justices seigneuriales resterent alors dans toute leur in- 
tegnte. -j 

II n'en fut pas de meme des communes. On fit dans leur 
Organisation des changemens considerables. 

On £tablit dans toutes les villes principales des directeurs de 
police, ä qui, contre ce qui s'6toit pratiquä jusqu'ici, la bourgeoisie 
fut subordonnee. 25 

On abolit toutes les commissions particulieres en partie tres 
lucratives qui avoient subsiste jusqu'ici dans les corps municipaux. 
La justice fut separee de 1'administration; cette derniere resta aux 
magistrats proprement dits, composes d'un ou de plusieurs bourgmestres 
et d'un certain nombre d'assesseurs proportionn* aux localites. Elle put ao 
aussi adjoindre des deputes ä la police pour tous les cas qui se rappor- 
toient directement au local de l'endroit ou ceux, dans lesquels un ou 
plusieurs des bourgeois seroient interesses. Elle conserva l'admini- 
stration des biens communaux ainsi que celle des fondations qui 
jusqu'alors avoient dependu des villes. 35 
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Pour radministration de la justice on £rigea un tribunal municipal 
compose" d'un juge comme chef et d'un nombre de conseillers adaptes 
au local. Tous les bourgeois y eurent leurs causes commises, et on 
le chargea aussi de la conservation des hypotheques. Tous les em- 

& ployds furent tnis ä salaire fixe, les £molumens dont ils avoient joui 
jusqu'ici ä differens titres furent versus dans la caisse municipale. 

Ann de surveiller d'autant mieux ces corps nouvellement institues 
on etablit aupres de chacun des grands corps municipaux des commis- 
saires de gouvernement qu'on investit du droit de pr£sider les s€ances 

10 du magistrat, d'apposer leurs signatures ä tous ses actes, de surveiller 
son administration. Les comptes des differentes gestions furent soumis 
ä la revision des directions provinciales. Aucune dette ne put &tre 
contractee, aucune ali£nation avoir Heu sans la confirmation de cette 
autorite superieure et l'aveu d'un comit£ eligible tir6 du corps de la 

w bourgeoisie et ä renouveler tous les trois ans pour tiers. Ce comite* 
eut aussi le droit de concourir aux choix des membres du magistrat 
et du tribunal municipal. A chaque vacance dans le magistrat celui- 
ci presentoit deux sujets dont le comite choisit Tun. La meme forme 
s'observoit dans le tribunal; celui-ci presentoit deux sujets au magistrat 

20 qui consultoit le vceu de la bourgeoisie, represent£e par son comite*. 
Le tout 6toit ensuite porte* ä la sanction de la direction provinciale 
par l'organe du commissaire du gouvernement Dans la plupart des 
villes, la capitale exceptee, on combina l'exercice de la Charge de 
commissaire du gouvernement avec celle de directeur de la police. 

» Les villes du seconde et du troisieme ordre ne subirent pres- 
qu'aucune alt^ration sensible. Le baillif royal £toit dgjä presque partout 
et resta le chef de ces corps et l'organe des principes et des volontes 
de radministration. 

Les mömes officiers royaux exer^oient d6jä la haute police dans 

ao les communes rurales de leur ressort, ils en resterent en possession, 
quelques-unes d'entr' elles en assez petit nombre ä la v6rit6 depen- 
doient des seigneurs particuliers. Elles ne furent pas distraites de leur 
ressort. La partie inf^rieure de la police dans les partes de la Souabe 
et de la Franconie r€unies ä la Baviere et m£me quelques actes de 

as la juridiction forestiere et champetre se trouvoient confi^s ä des mairies, 
organis^es plus ou moins coll^gialement. Rien ne fut chang^ ä cet 
egard. Dans les anciens £tats bavarois on laissa la direction des 
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communes ä des chefs connus sous le nom d'Obmonn, de 3>orfsfürjrer 
qui existoient depuis le 19 mai 1784 et dont les fonctions se bornoient 
ä annoncer les termes des payemens de l'impdt, au maintien de la 
proprio, de la tranquilüte\ de l'ordre dans leurs villages, ä la sur- 
veillance des pauvres dont rentretien retomboit ä la Charge de la 5 
commune. Iis recevoient une indemniti prise sur une partie du bien 
communal dont on leur abandonnoit la jouissance, ou d'une petite 
somme ä lever par voye de concurrence. La commune les choisissoit, 
le baillage les confirmoit. Iis restoient deux ans au plus en place, et 
Tun des deux en sortoit tous les ans. 10 

Ce plan dont les bases furent tracees dans les circulaires du 
31 decembre 1802 et du 4 mai 1803 tut presque g&ieralement adopte 
dans les annees 1804 et 1805. 

II remplit parfaitement son objet dans le cours de la guerre qui 
s'alluma dans la derniere moitie - de cette ann£e et qui, quoique con- 15 
duite avec beaucoup de vivacite* et accompagnee de tres grandes 
charges, ne dura qu'un peu moins de quatre mois. Mais ä la paix 
on crut y entrevoir des deiauts essentiels. Les limites des baillages 
delimit£es d'apres une route fautive se trouverent mal tracees. Les 
extraditions ne se hrent pas avec assez d'exactitude, il y eut de Tin- 30 
complet, du desordre dans les actes, des retards dans les affaires 
courantes. Les baillifs dont les ressorts avoient tt€ 6tendus dans la 
vue Sconomique de diminuer leur nombre se trouverent au-dessous de 
leur besogne et avec un arriere considfrable. On se plaignoit que la 
Constitution moitie collegiale, moiti6 burocratique des directions provin- ss 
ciales entralnoit de graves inconvlniens, que le trop de pouvoir attribue" 
aux chefs donnoit lieu ä des actes arbitraires et que suivant ses con- 
venances ou Celles du rapporteur les affaires particulieres ou publiques 
se traitoient dans l'une ou l'autre forme, et qu'en g^n^ral ce meJange 
de l'ancien et du nouveau mode confondoit tellement toutes les ao 
id£es que personne ne savoit au juste, oü il en €toit, de sorte qu'un 
Systeme adopte* en 1802 d'apres l'avis g£n£ral de tous les presidens 
et directoires, comme il est dit, d'apres la plus stricte v6rit6 dans 
l'e^dit de V. M. de l'annle 1802, se trouva des 1806 l'objet de la critique 
generale. II faut cependant excepter de cette censure la Constitution des 38 
municipalites qui ä l'exception de quelques individus aveugles par 
l'int^r^t personnel rtunit assez ge*n^ralement l'opinion en sa faveur; 
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on trouva qu'elle combinoit equitablement ce qui pouvoit fitre consent 
des anciens droits avec la rgforme des abus. 

Le Tyrol acquis en 1806 conserva dans le principe ses limites 
et les principales parties de son ancienne administration. 

5 La Constitution de 1808 en abolissant le nom et les limites des 
provinces introduisit un nouvel ordre de choses. On revit toutes les 
formes introduites jusqu'ici pour l'administration, et le nouveau plan 
calqu£ sur les lois constitutionnelles fut le resultat des deiibeiations 
prealables du conseil d'£tat, de celui des ministres tenus en presence 

io de V. M. et presides par Elle. Ce Systeme remedia au mal qu'on 
s'exageroit peut-etre ä tort par rextreme oppose\ Jusqu'ici les pouvoirs 
intermediaires avoient 6t6 trop etendus, on les resserra dans les bomes 
trop gtroites. La base de la pyramide fut renversee, le ministere au 
lieu de la surveillance generale et de la conduite en grand de l'ad- 

w ministration, se trouva charg£ de tous ses d£tails; on avoit cru n'6tablir 
que des bureaux, on se trouva subitement entourl d'autant de Colleges. 
Chacun des 15 cercles du royaume eut son administration particuliere, 
nomraee commissariat general, compose" d'un President, nomm£ 
commissaire general, d'un directeur de chancellerie, de trois jusqu'ä 

» cinq conseillers. Leurs attributions s'&endirent ä tous les objets de 
police civile, ecclesiastique et m£dicinale, ä la surveillance des ecoles, 
des municipalites rurales et urbaines, ä la proposition aux benöfices 
et aux autres employs de police, tels que l'avoient eu les directions 
provinciales; en general tous les objets administratifs independans de 

äs la finance et qui n'etoient pas specialement exceptes. On ajouta ä ces 
attributions le 7 octobre 1810 1'administration des biens des fondaüons 
et ceuvres pies en commettant specialement un conseiller vou£ pour 
cela au rapport de tout ce qui tenoit ä cet objet important, que j'aurai 
occasion de traiter plus amplement dans une autre section de ce travail. 

ao On astreignit les commissaires generaux ä visiter tous les ans une 
partie de leurs cercles de maniere ä ce qu'au bout de deux ou trois 
ans au plus ils l'eussent parcouru en entier; on leur prescrivit de con- 
signer dans un memoire detail^ le resultat de leurs observations et 
de l'envoyer en cour; independamment de ce rapport partiel ils durent 

38 en faire tous les ans un autre plus general sur l'eiat de leur province 
sous les differents points de vue de la population, de l'industrie, de 
l'agriculture. L'instruction donnee ä ces autorites est du 17 juillet 1808. 



Digitized by Google 



42 

Elle attribue ä la personne du commissaire general seul la voix de- 
liberative, les autres ne Tont que consultative dans toutes les affaires 
qui ne doivent pas fitre soumises ä une däiberation formelle, telles que 
les d£cisions en seconde, les objets contentieux administratifs qui sont 
portes au College par voye d'appel, et tout ce qui interesse les droits s 
et proprtetes des particuliers. On ne jugea pas ä propos de soumettre 
ces corps administratifs ä des visites r£gulieres; d'oü auroit-on tir£ les 
employes qu'on auroit departis ä cet effet? Du conseil d'Etat? II 
6toit et devoit rester Oranger ä tout detail administratif; d'ailleurs l'ex- 
p£rience n'avoit que trop appris, combien ces voyages utiles aux in- w 
dividus seuls etoient inutiles ä la fois et dispendieux. On pensoit que 
les chefs de province seroient süffisant ment surveilles et balances par 
les deputations des cercles dont je traiterai plus bas, et les directions 
de finance dont je vais faire mention de suite qui 6toient des autorites 
Egales en rang et rivales du credit et du pouvoir. 1* 

Ces Colleges furent cr£es par ordonnance du 8 aoüt 1808, com- 
poses d'ün directeur et de deux conseillers. Leur competence s'6tendit 
ä tout ce qui tenoit ä l'administration des domaines, ä la perception 
de l'impöt direct et de toutes les autres partes, qui n'£toient pas 
sp£cialement centralis£es. Iis eurent l'inspection sur les receveurs du » 
cercle, les caisses de la province, la formation des Itats. Le directeur 
eut, comme I'avoit d£jä le commissaire gen£ral, seul voix d£liberative 
dans toutes les affaires courantes. II fut cependant ainsi que lui astreint 
ä mettre en d£liberation, pour ötre d^cides ä la pluralit£ des vobc, certains 
objets majeurs, tels que la repartition de l'impöt, les confiscations portees as 
ä la direction par voye d'appel, ce qui tenoit ä l'6tat financier g£neral 
du cercle, les pensions de retraite ou autres, les altenations et acqui- 
sitions de domaine, les proces fiscaux, l'examen de la conduite des 
employes, leur cautionnement. 

Plusieurs personnes meme, aussi instruites que bien intentionnees, » 
g£mirent dans le tems de cette Separation des pouvoirs. Elles pensoient 
qu'on auroit dü laisser les finances et 1'administration regiminale dans 
les memes mains, que c'eüt 6te" un moyen d'acc&erer la marche, de 
prevenir les collisions. Cependant elles ne faisoient pas attention qu'in- 
dependamment de l'avantage d'une surveillance plus assuree, qui r£- » 
sultoit pour le gouvernement de cette division des pouvoirs, I'exp£rience 
n'avoit que trop appris qu'on ne gagnoit rien ä combiner des objets 
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neurogenes; que l'union n'£toit qu'apparente et exterieure, tandis que 
la guerre sourde et intestine des diverses branches fortement combin£es 
n'en dtoit que plus vive, discussions in£vitables dont le Service ne 
souffroit pas moins, parce qu'elles restoient un secret pour le public; 

s que, les ministeres £tant divises, la m£me autorite" eüt 6te" r£duite ä 
recevoir des difterens ministres des ordres qui facilement pouvoient 
£tre contradictoires, inconv£nient tres grave, dont les directions provin- 
ciales n'avoient pas 6te* exemptes dans les derniers tems de leur gestion; 
que d'ailleurs dans des provinces €loign£es du siege de l'administration 

10 centrale on en est si souvent r£duit ä ne voir que par les yeux d'autrui; 
cette reunion de forces entre les mains d'une personne distante de la 
capitale donne facilement lieu ä des abus d'autorite difficiles ä redresser, 
plus difficiles encore ä prevenir et que, comme il n'auroit resulti de 
cette concentration ni tonomie ni aucun autre avantage et qu'il gtoit 

15 possible qu'elle devlnt dangereuse, on crut ä l'£poque dont je parle 
qu'on pouvoit se dispenser de la proposer ä V. M. 

Je reprends le fil de ma narration que cette courte digression a 
interrompue. Les autorites inferieures royales ne subirent presqu'aucun 
changement dans les grands contours de leur Organisation. On se con- 

ao tenta de renforcer les baillages de deux assesseurs. Ces charges creees 
le 3 avril 1809 1 ) et tres dispendieuses par leur multiplicite' n'en £toient 
pas moins indispensables, parce que l'abolition de tous les Privileges 
avoit prodigieusement augmente les affaires. Ces assesseurs devinrent 
les associes des baillifs pour la decision finale en premiere instance 

25 des causes judiciaires, leurs subordonnes pour tout le reste. Les actuaires 
resterent dans la position et avec les attributions que leur avoit donnees 
l'e"dit du 24 mars 1802. 

Les justices seigneuriales et les municipalite's subirent des 
changemens dont le detail appartient ä la partie constitutionnelle et y 

ao sera traitee. 

La plus grande Evolution administrative de l'ann£e 1808 eut lieu 
dans l'interieur meme des ministeres; on substitua dans le cours des 
annees 1808 et 1809 aux formes qui avoient exist6 jusqu'ici, autant de 
sections qu'il y avoit de branches administratives. Ces sections qui, 
a5 comme je l'ai d£jä observS, n'auroient dü Gtre que des bureaux devinrent 
autant de Colleges. 

») 3to<f) bem ÄeßierunßsblQtt, S. 442, fd)on am 8. Wl&ti 1809. 
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Pour le departement des affaires etrangeres: 
1° La section des fiefs et des droits rlgaliens. Competence: 
toute la partie contentieuse du departement y cornpris les limites, celle 
des fiefs, les grands proces du fisc en fait de droits regaliens, ceux 
des fondations, rinstruction des procureurs fiscaux. La section put 
expedier les affaires courantes, les objets majeure furent reserves ä la 5 
decision ministerielle. Formation: un chef, huit conseillers revötus du 
titre de conseillers de legation. Creation: le 24 aoüt») 1808. 

2° La section heraldique. Competence: les titres de noblesse, 
la matricule nobiliaire, tout ce qui tient au ceremoniel et ä l'office de 
hSrault d'armes. Formation: un chef, un premier, un second herault »<> 
d'armes. Creation: le 1 er novembre 1808. 

3° La section des postes. Competence: la direction de cette 
partie, les jugemens en derniere instance de toutes les causes relatives 
ä cette brauche de Service qui n'etoient pas de nature ä fitre portees 
au conseil d'£tat Formation: un directeur, deux conseillers, trois * 
assesseurs. Creation: comme direction generale le 1" mars 1808, 
comme section le 17 septembre 1808. 

Departement des finances. 

La section des domaines. Competence: la direction des droits 
sur la dreche et le timbre, la revision des comptes de ces branches ainsi 
que celle de la comptabilite et des etats des directions») des cercles du » 
cadastre provisoire, la conduite des proces de finance, les bätimens autres 
que ceux de la cour et des fondations; le ministre devoit la consulter 
sur tous les grands changemens ä operer en fait de finance: les rentes 
et acquisitions de domaines, rachats de droits reels, l'examen de la 
conduite des employes, la confirmation des decisions des instances » 
inferieures ou intermediaires en matiere des confiscations et cela, avant 
qu'elles ne fussent raüfiees. Formation: un President, un directeur, 
six conseillers. Creation: le 25 aoüt 1808. 

L'administration generale des salines. Competence: la 
regie et la surveillance de cette partie sur la conduite et la gestion » 
des employes, l'administration des fortts affectees ä l'exploitation. 



») 9to$ bem 9?<aj«tunasbfott, S. 1939, am 25. «uguft. 
*) ftretsftnnr^birefttorten. 
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Formation: un administrateur gen^ral avec des droits assez 6tendus, 
un directeur, six conseillers. Creation: le 13 fevrier 1807. 

L'intendance generale des mines et de la monnoye. Com- 
p&ence: s'explique par le titre meme. Formation: un chef et quatre 

6 conseillers. Creation: le 13 fevrier 1807. 

L'intendance des chasses et forßts. Comp&ence: tout ce 
qui tient ä la regie de cette partie dans le sens le plus ftendu, l'examen 
de la conduite des employes, la surveillance de leur administration, 
la formation des £tats. Composition: un chef, un directeur, quatre 

io conseillers, deux assesseurs. Creation: le 27 aoüt 1807. 

La direction generale des douanes et pgages. La com- 
p£tence se prononce d'elle-meme; on lui donna aussi le pouvoir de 
prononcer en seconde instance en matiere de confiscation. Formation: 
un directeur, trois conseillers, deux assesseurs. Creation: le 2 sep- 

15 tembre 1807. 1 ) 

Departement de l'int£rieur. 
Section de la police g£n£rale. Comp&ence: la surveillance 
de cette importante partie dans tout le royaume, le departement et 
l'analyse ä l'usage du ministere des rapports generaux et particuliers 
des instances infeneures et intermediaires, la proposition aux employs, 

30 l'examen et le rapport des plans et propositions, la gendarmerie et 
autres corps de süret£. Formation: un chef, deux conseillers, un 
assesseur avec voix d£lib£rative. Creation: le 27 aoüt 1807.») 

La direction generale des ponts et chauss£es. Comp6tence: 
tout ce qui tient ä la police, ä l'entretien, ä la nouvelle construction 

28 de grands chemins, ainsi que 1'entretien, la construction des digues, 
les corrections du cours des fleuves et torrens, la formation des 6tats 
et des devis, la surveillance des employes, la proposition aux places 
vacantes. Cette section devoit se concerter avec celle de la police 
generale pour tout ce qui tenoit ä cette branche du service public. 

» Formation: Le directeur g^neral, un second directeur, un ingenieur en 
chef. Creation: le 1 er septembre 1808. 

Section de l'instruction publique. Compelence: la direction 
et la surveillance de toutes les Instructions qui ont rapport ä l'in- 
struction publique, y compris les universites; tant pour ce qui regarde 

») 9to<f) bem «Regierungsblatt, S. 1825, am 2. Woocmber. 
*) Sladj bem Regierungsblatt, S. 1953, am 25. STuguft 1808. 
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la rgdaction que l'exdcution du plan d'dtude dans les villes et Ies cam- 
pagnes, la proposition aux chaires des universites, lyc£es et gymnases 
et ä Celles des mattres d'ecole de campagne. Formation : un chef, trois 
conseillers avec voix et seance, avec le pouvoir d'admettre ä leurs 
delib£rations pour les cas les plus importans quelques personnes qu'ils $ 
jugeroient les plus instruites dans cette branche interessante de l'ad- 
ministration. Creation: le 15 septembre 1808. 

Bureau m£dicinal. Ce bureau fut cr£6 le 8 septembre 1808 
et combin£ originairement avec la section de la police dont il devint 
partie integrante. Mais il ne tarda pas ä devenir une section slparee, io 
composee de deux conseillers et d'un secr£taire. Son ressort s'&endit 
ä toutes les branches de la m6decine et des 6tablissemens qui en 
dependent. 

La section des affaires ecclesiastiques. Competence: la 
direction du clerge" de toutes les religions dans ses rapports interieurs de k 
discipline aussi bien que ceux, oü il se trouve avec l'ordre social en 
g£ne>al, l'examen preliminaire des bulles du pape et des mandemens 
des eveques, les dispenses de manage ou autres, l'exercice des droits 
episcopaux du souverain sur les protestans, la proposition ä tous les 
b£n6fices et eures de toutes les communions. Formation: un chef, » 
deux conseillers ordinales, un Protestant et un catholique, deux membres 
extraordinaires protestans pour les matieres consistoriales. Creation: 
le 8 septembre 1808. On ne tarda pas ä s'apercevoir des inconveniens 
d'un ordre de choses aussi compliqu£. 

La section de l'administration generale des fondations. 25 
Competence: la surveillance et la revision des comptes ainsi que de 
la gestion et de la conduite des administrations locales 6tablies depuis 
le 1 er octobre 1807 dans tout le royaume pour les fondations en rem- 
placement de I'ancienne forme. Formation: un chef, quatre auditeurs 
de compte de la premiere classe, huit de la seconde classe, six cal- » 
culateurs. Creation: le 1 er novembre 1807. 

Les d£putations des directions s'£toient quereltees entr' elles. 
Ces querelles cesserent avec l'existence de ces compagnies, mais les 
sections, leurs successeurs, ne s'en disputerent pas moins. Les actes 
et les pieces du proces se perdoient pendant le cours de ces discussions » 
aussi multipliees que vives et prolongees, les rdgistrateurs ne pouvoient 
plus repondre de l'exactitude de leur service independamment des 
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gemissemens des solliciteurs qui se consumoient en frais inutiles, en 
attendant des resolutions lentes ä venir. Les sections tiroient toutes 
les affaires ä elles, les ministres se trouvoient surcharges d'une teile 
quantit6 de decisions ä donner que le travail le plus assidu, l'application 

6 la plus soutenue ne pouvoit plus y suffire. Cette concentration sur- 
chargea la capitale qui est necessairement le point le plus eher d'un 
royaurne d'une multitude d'employes auxquels leur traitement ne suffit 
pas, et qu'il fallut sans cesse secourir. La nouvelle Organisation se trouva, 
quand eile eut 6t6 completement achevee, £tre plus chere qu'on ne l'avoit 

10 cru. La finance se souviendra longtems de l'augmentation des depenses 
que produisit l'annee 1808 particulierement dans l'ordre judiciaire, oü le 
nombre des assesseurs de chaque tribunal dut etre augmente, et oü chaque 
tribunal de ville constitue en forme de cour de justice retomba pour son 
entretien ä la Charge du prince. Tout ce plan avoit et6 cependant longue- 

15 ment combine\ amplement discutä par des commissions, le conseil d'Iitat, 
celui des ministres, rgduit par la regulariti methodique de l'£difice, on 
n'en appercut ni le dispendieux ni la complication. II fallut que l'ex- 
perience vint encore une fois £clairer les esprits, dessiller les yeux. 

Nous nous trainames tous peniblement ä travers ce chemin 

ao raboteux et difficile pendant tout le cours de l'annee 1809 au milieu 
des embarras que nous donnoient la politique et la guerre. Quand 
V. M. eut joint le fardeau des finances ä celui que je portois, je vis 
dans son entier la grandeur du mal qui m'avoit dejä quoique plus 
foiblement frapp£ jusqu'ici. Je resolus de tout tenter pour remedier 

äs ä tous ces inconveniens. II me parat que le meilleur moyen d'y par- 
venir 6toit de decharger la personne du ministre du fardeau enorme 
des d^tails minutieux qui lui enlevoient avec un tems preaeux la facultö 
de s'oecuper avec suite et connoissance de cause des grands objets 
de son administration, de diminuer les ecritures en augmentant la 

so comp&ence des autoritfe provinciales et en reunissant dans un seul 
College central les attributions qui dans chaque departement se trouvoient 
divisees entre plusieurs sections, de ramener une plus grande Cconomie 
en diminuant le nombre des individus employes dans les diverses 
administrations, d'exöcuter ces Operations lentement, successivement, 

äs de maniere ä ce qu'on s'apercüt le moins et le plus tard possible que 
le gouvernement avoit chang£ de Systeme. Les rSformes de l'annee 
1808 s'etoient annoneees avec un grand ^clat, elles avoient 6t6 blamees 
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par les uns, louees par les autres, mais tout le monde s'accordoh asscz 
gene>aleraent ä reprocher trop de mobiltte* ä notre Systeme administratif. 
Je regardois comrae essentiel d'öter cette arme ä la raalveillance des 
critiques. V. M. approuva les idees que j'eus l'honneur de Lui presenter 
sur ces objets, elles furent executees successivement s 

Des le commencement du regne de V. M. on avoit attache" aux 
differens departemens ministenels, ainsi que je crois dejä l'avoir dit, 
plusieurs conseillers rapporteurs avec le titre et le rang de referendaires 
intimes. Ces places tres differentes de ce qu'elles avoient 6te sous le 
regne de 1'eJecteur votre oncle, oü ils dirigeoient souvent en chef les 10 
departemens et assistoient aux Conferences ministerielles, se trouvoient 
par consequent en vue et responsables, reunissoient une certame 
representation de grands appointemens du moins relativement aux 
autres employes, une influence assez marquee sans responsabilitd, 
puisque le ministre en signant leurs exp£ditions s'en approprioit le is 
contenu. L'opinion publique se prononca de bonne heure contre une 
Institution qu'elle regardoit comme egalement inutile et dispendieuse 
et que, pour dire la v£rit£ tout entere, la conduite de ceux qui rem- 
plissoient cette Charge rendit souvent plus odieuse encore. Dans la vue 
de diminuer rarbitraire que plus d'une fois on reprocha aux decisions » 
qu'ils proposoient ä leurs chefs, on prit bientöt le parti de les reunir 
en s^ances departementales auxquelles le ministre dirigeant assistoit 
presque toujours. C'est de cette formation que je proposois ä V. M. 
de profiter pour soulager le ministre de la partie la moins importante 
de ses travaux, en etendant la competence de ces assemblees de de- » 
partemens et en donnant ä leurs seances une forme assez reguliere, 
pour qu'elle devint envers le public le garant de la maturitö des decisions 
qu'il leur seroit permis de prendre de leur chef. 

Ce plan fut introduit pour le d£partement de l'intSrieur par 
la resolution de V. M. du 8 octobre 1810. Tous les chefs de section » 
et les deux conseillers m£dicinaux furent astreints ä assister aux 
seances; on statua que toutes les resolutions s'y prendroient ä la 
pluraliti des voix, qu'il seroit tenu par un secre-taire un proces verbal 
des d£libe>ations, que tous les objets dependans du ressort du d£- 
partement appartiendroient ä cette re-union ä l'exception des nomi- 35 
nations aux Offices et aux b£n£fices. Les dons, pensions, gratifications 
non compris dans l'6tat fixe des d£penses, l'examen de la conduite des 



Digitized by Google 



49 



officiers civils, les dispenses, concessions, les objets syst£matiques, 
regulatifs et legislatifs en seroient exceptes et reserves ä la seule 
connoissance du ministre et ä son travail avec V. M. 

Dans le departement des finances les seances furent regularis£es 
s dans la meme fonne. La section des domaines perdit l'inspection sur 
la comptabilitä, mais on lui renvoya la conduite de tous les proces 
du domaine, la decision en seconde instance de toutes les confiscations 
qui jusqu'ici avoit appartenu ä la direction des douanes, en adraettant 
aux jugemens un membre de cette direction avec voix informative. 

10 Les autorites centrales aussi bien que les directions des provinces 
recurent 1'autorisation de conferer elles-memes les pensions et recours 
qui seroient fondes sur une loi preise et formelle, ä la Charge d'en 
mettre ä la fin de chaque mois l'&at sous les yeux du ministre; les 
£tats des diverses regies et celui des bätimens ne durent plus fctre 

is presentes qu'ä la fin de l'annee, d'une maniere assez complete pour 
qu'on n'ait plus ä y revenir. On nomma un directeur general pour 
presider les sgances departementales et signer toutes les exp£ditions 
qui en emanoient directement Ces arrangeraens sont publies et 
developpes dans la declaration de V. M. du 7 octobre 1810. Les roteres 

» de ces assemblees departementales au ministre se firent depuis cette 
epoque par emt dans la forme protocolaire tres detaillee. Le secr£taire 
general du departement tut chargS de les lui presenter avec les actes 
et pieces relatifs ä chaque affaire. 

II en resulta un contröle et une sürete de plus pour les parties 

as int£ressees jusques-lä, le rapport s'6toit fait verbalement et souvent tres 
succinetement Les exp£ditions meme en matieres abandonnees ä la 
decision des departemens ne purent se faire qu'apres que le ministre 
en eut vu le journal et eut appos£ son Vidit afin de s'assurer par 
lui-meme que les loix etoient observees et que les bornes de la com- 

ao p&ence qu'elles fixoient n'avoient pas £te passees. C&oit ä quoi se 
reduisoit et devoit se r£duire cette revision. II eüt £t£ egalement im- 
possible et contraire au double but qu'on s'ltoit propos£, celui de 
soulager le chef et d'acceieier le travail, de s'elendre plus loin et 
d'entrer dans le fond de l'affaire decidee par le departement. 

3s Apres avoir pourvu au centre on en vint aux extrlmites. La pre- 
miere Operation que le ministere crut devoir proposer pour debarrasser 
les departemens du trop grand nombre de dltisions qui pesoient sur eux 

Montgelas, Compte rendu. 4 
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et donner plus de force et d'activitä aux autorites provinciales, porta sur 
l'administration des fondations. Depuis le 1 er novembre 1807 les 
administrations des differens districts ne däpendoient que du bureau 
central Stabil pres du ministre de l'interieur, elles lui rendoient compte 
directement. Le 16 octobre 1810 on les remit sous la direction des s 
commissaires g£n6raux, qui devinrent l'instance intermediaire entre les 
administrateurs et le ministere. On regia en mfime tems le nombre des 
employes, leurs differens grades, leurs traitemens et pensions de retraite, 
leurs rapports avec les differentes instances et la forme des comptes qu'ils 
avoient ä rendre. Ind£pendamment de toute consideration prise du "> 
soulagement dans le travail, cette mesure e^toit d'ailleurs implrieusement 
provoqu^e par d'autres causes. On se plaignoit vivement de la hauteur 
et de l'air d'indEpendance qu'affectoient les administrateurs des fon- 
dations vis-ä-vis des chefs des provinces qui representoient cependant 
la personne de V. M., on joignoit ä ces premiers reproches l'imputation w 
bien plus grave de nebliger l'entretien des fondations, de laisser p£rir 
sans secours les pauvres et les malades pour gagner la bienveillance 
de leurs suplrieurs en faisant de plus grosses remises ä la caisse 
centrale, on disoit encore que chez quelques-uns d'entre eux ce desir 
avoit £t£ poussS au point de les engager ä envoyer dans la capitale, » 
comme exc£dent de recettes sur la depense, des capitaux rembourses 
qui auroient dü etre remplaces sur le champ, pour que les interfits 
servissent ä couvrir les frais courans. Un rapport volumineux du cercle 
de la Rezat contenoit la longue Enumeration de ces griefs et d'autres 
encore. Le bureau central consulte" fournit des eclaircissemens qui » 
ne me parurent pas entierement satisfaisans. Quoiqu'il en soit, ces 
cris cesserent, des que les commissaires g£ne>aux eurent €t€ remis 
en contacte imm£diat avec les administrateurs des fondations; devenus 
les temoins et les surveillans de leur gestion, ils purent se convaincre 
de la maniere dont eile 6toit conduite et r^primer des leur naissance » 
le germe des abus, s'il y en avoit. 

Depuis le 2 octobre 1811 on augmenta successivement et peu ä 
peu la compStence des commissaires g6n£raux. Les evenemens 
ayant fait vaquer presque toutes les places des chefs des sections de 
Tinterieur, V. M. ne leur donna plus de successeurs, on profita meme a5 
de la circonstance pour abolir entierement les sections et leurs Ser- 
vices. On leur substitua un conseil d£partemental form£ de six 
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conseillers de plus, non compris le conseiller m&licinal, sous la presi- 
dence et la direction des deux seuls chefs de section qui restoient 
encore. La ci-devant section de l'instruction publique devint ainsi 
que celle des fondations et le consistoire une commission subordonnee 

« ä ce conseil et presidee par un de ces membres. Cette nouvelle 
Institution faisoit d'une maniere plus rapprochee du ministere et par 
consequent plus avantageuse et moins sujette ä cet esprit de contra- 
diction qu'on a souvent avec raison reproche" au College, toutes les 
fonctJons d'une regence centrale du royaume; toutes les attributions 

10 de l'int6rieur passoient par ce canal, eile adressoit des rapports au 
ministere et en recevoit des resolutions. La section des domaines 
du departement des finances recut successivement une Organisation 
analogue: on £tendit la sphere de son ressort ä tout ce qui tenoit ä 
l'execution des lois et du Systeme financier; eile devint l'organe par 

w lequel passoit tout ce qui avoit rapport aux alienations, aux fermages 
et aux purifications des domaines, les pensions, les dons, gratifications, 
propositions aux places, visites de recettes; on prenoit, et eile donnoit 
son avis dans tout ce qui ne tenoit pas ä l'application stricte et directe 
d'une loi ou d'un principe £tabli; eile pouvoit agir par elle-meme. 

» Des que la regle &oit fixe, les directions provinciales des finances qui 
dejä dependoient d'elle lui furent subordonnees d'une maniere encore 
plus positive, ainsi que la direction des douanes, des ponts et chaussles, 
des mines et celle des salines. Toutes ces administrations recurent l'ordre 
de lui adresser des rapports et d'en recevoir des rescrits. Cette section 

äs prit avec les memes formales la forme d'un College sup£rieur des 
finances. On ne put rien changer pour le moment ä la Constitution 
des sections attache*es au departement des affaires längeres par suite 
de la position particuliere ä ce ministere et de la nature de leurs 
attributions. II fallut se contenter d'&endre un peu la sphere de leur 

» autorite et de m6diter sur la question, si et comment on pourroit com- 
biner celle des fiefs avec le conseil departemental de rint^rieur. 

L'economie ne fut pas perdue de vue dans toutes ces modifications 
du Systeme de 1808. La suppression des places des chefs des sections 
et quelques autres retranchemens dans les bureaux de l'intirieur pro- 

86 curerent un be*ne*fice assez conside*rable. On essaya de ne plus donner 

d'assesseurs aux baillages des nouparvelles acquisitions faites suite de la 

paix de Vienne en 1Ö09 non plus qu'ä la partie du Tyrol que ce mfime 

4* 
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traite rendit au royaume, lorsque dans le courant de l'annee 1810 on 
proceda ä l'organisauon de ces provinces. On les partagea en trois 
classes; il n'y eut que ceux de premiere classe auxquels on attacha un 
seul adjoint avec le rang d assesseur, ceux de seconde et de troisieme 
classe durent se contenter les uns d'on actnaire, les autres d'un ecrivain s 
assennentö; on reunit plusiears baülages dans un district pour la justice 
criminelle et on donna un adjoint pour cette partie aux baillifs ä qui 
rexercice en fut conffc Cette division des baülages en trois 
classes s'ftendit successivement dans tont le royaume. Quand la 
juridiction eut £te rendue en 1812 ä la nobtesse, on adopta peu ä peu io 
le principe de ne plus nommer aux baülages ni aux places d'assesseurs 
qui viendroient ä vaquer, mais d'en faire exercer les fonctions par 
commission et provisoirement par des .accessites" 1 ) examines et 
approuves. La section des domaines recut l'instruction prease, avant 
de proposer le remplacement d'une recette, d'examiner, s'U 6toit possible, is 
sans que la perception et les contribuables en souffrissent, de la reunir 
ä une recette voisine afin d'epargner rentretien d'un employe. 

Aucune de ces mesures ne parut dans les feuilles publiques avec 
les apparences d'un grand changement dans le Systeme general de 
l'administration, tout s'operoit dans le silence avec toute la mesure » 
que le gouvernement pouvoit y mettre. Les d^partemens seroient 
devenus des Colleges delMrans assez forteraent constitues pour reraplir 
le but de leur creation, la chose changeoit, les noms restoient, chacun 
se trouvoit ä sa place sans froisser un rapport, sans blesser un sentiment, 
sans exciter une crainte. D£jä le principe de la deliberation collegiale, as 
des commissaires generaux 6toit adopta. La section des domaines et 
le departement de l'interieur avoient fait, chacun de leur cötö, un travail 
qu'il eüt fallu combiner et perfectionner par une deliberation plus müre 
et plus 6tendue. L'organisation du conseil d'£tat dans lequel les r6- 
ferendaires des finances, les seuls qui restassent encore, aurbient trouv£ » 
leurs places, se preparoit sur les bases que j'ai indiquees plus haut 
Le ministere. contröte de la seule maniere qui soit compatible avec 
sa position dans l'£tat et l'eminence de ses fonctions ne pouvoit etre 
un objet de m&iance que pour ceux ä qui runite" de volonte et la 
force d'execution devoit deplaire. ss 
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Tel Itoit l'6tat des diff erens pouvoirs administratifs au 1 er fevrier 1817. 
II me reste ä rendre compte de ce que V. M. a fait pour le per- 
sonnel des employ6s. Indlpendamment de la loi qui abolissoit 
les survivances, difterentes d&isions consecutives prononcerent la 

s cessation de toute h£r£dit£ d'offices; eile avoit exist£ par quel- 
ques decrets particuliers des deux derniers souverains pour certains 
gouvernemens de provinces. V. M. continua l'exlcution des mesures 
que feu l'electeur votre oncle avoit arr6t£es des 1798 pour la suppression 
des baillages her&iitaires, en dldommageant les proprtetaires qui les 

10 auroient acquis ä titre legal et onereux, indemnite' du moins equitable, 
et dont on trouvoit une partie des fonds necessaires dans la vente 
des biens attaches ä cette place. 

Le 21 mars 1800 parut une ordonnance qui fixa les rangs des 
officiers civils et militaires d'apres sept classes differentes. La 

15 vltilleuse importance avec laquelle cette question secondaire, sans eire 
tout ä fait oiseuse, a £t6 traitee presque partout, excita aussi en Baviere 
des r£clamations assez fortes pour empecher que cette ordonnance 
rendue avec une certaine solemnite" n'eüt eu sa pleine ex^cution. 
Toutes les places depuis votre avenement, Sire, jusqu'ä ce jour 

» ont £te donn^es constamment ou d'apres le propre mouvement et les 
ordres personnels de V. M. ou d'apres un ordre de tableau sur lequel 
chaque aspirant se trouve dass£ d'apres ses rapports individuels, ceux 
de sa famille, ses ann6es de Service, ses qualites morales et intellec- 
tueltes; les Colleges et autres autorites sup£rieures qu'on ne manqua 

35 jamais de consulter etoient astreints ä joindre ä leur avis motiv6 un 
extrait de ce tableau pour chacun des compttens. 

La Baviere a toujours 6te" l'Iitat qui s'est occupg avec le plus de 
liberalite" et de bienveillance du sort de ses serviteurs et de celui de leurs 
familles. Des 1750 on avoit par une ordonnance tentö d'Stablir plus de 

» Systeme et de regularite dans cette partie. Cet essai ne remplit pas 
entierement l'objet qu'on s*£toit proposS; l'augmentation des prix ne 
permit pas de s'en tenir scrupuleusement ä des proportions calquees 
sur le moment oü on les avoit 6tablies, il fallut s'en ecarter, Tarbitraire 
s'introduisit, et la faveur usurpa les droits des Services et de l'indigence. 

äs A l'avenement de V. M. les yeux se reporterent sur le sort de ces 
familles interessantes; on pensa ä 6tablir une caisse de veuves; il doit 
se trouver aux actes de la ci-devant direction generale un travail sur 
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cette matiere, r6dig6 par le directeur general du bureau des cadastres, 
©rünbcrgcr, un des hommes les plus verses dans les matheraatiques 
et la science de l'arithmätique politique que V. M. ait au Service de 
sa couronne. Cet etabiissement n'ayant pu avoir Heu et le reces de la 
deputation du 26 avril 1803 ayant prononce la secularisation du clerge s 
regulier ä condition qu'une partie de ses biens seroit employee ä des 
actes de bienfaisance, V. M. erat ne pouvoir mieux remplir cette Obli- 
gation sacree qu'en s'oecupant promptement du sort des veuves et 
des orphelins. Des le 14 juin 1803 il parat un reglement detaille, 
qui determina d'apres seize classes la proporü'on des pensions des w 
veuves, depuis 2000 florins jusqu'ä 52 florins, celle des enfans de deux 
cents florins ä douze florins et des doubles orphelins de pere et de 
mere de trois cents florins ä dix-huit florins. L' ordonnance du 1 er janvier 
1805 fixa de la maniere la plus detaillee les rapports politiques des 
differens employes ä l'egard de l'Etat, les obligations respectives, les is 
pensions de retraite, Celles des veuves et des enfans, des orphelins, 
les cas, oü on pourroit demander ou recevoir sa demission, la quantite* 
du dedomrnagement auquel on avoit droit toutes les fois qu'on 6toit 
transfere sans l'avoir sollicite et sans etre avance" en grade ou en solde 
d'une place ä une autre. Cette ordonnance connue sous le nom de ao 
pragmatique de Service (Dten|t«$ragmatil) est devenue trop celebre 
par ce qui a e*te dit pour et contre eile, pour qu'il soit necessaire d'entrer 
dans de plus grands d£tails ä son sujet. 

Cette loi bannit ä jamais toute interpretation arbitraire, eile etablit 
pour presque toutes les hypotheses des regles claires et precises, c'est * 
un m^rite qu'on ne sauroit lui contester. Elle affecte ä la v^ritö sur 
les domaines de l'Etat une d^pense fixe considerable, qui ä l'instar de 
ce qui se pratique dans d'autres pays auroit pu 6tre acquitöe par une 
d^duetion sur les traitemens ou d'autres payemens volontaires des 
employes; mais outre la difficult^ de fixer pour ces sortes d'etablisse- ao 
mens des calculs assez justes, pour qu'ils puissent se soutenir sans 
recourir toujours ä de nouveaux secours de la part du gouvernement, 
il est incontestable que V. M. avoit par un acte diplomatique europeen 
contractu l'obligation de faire sur les fonds des couvens incameies 
des ceuvres de bienfaisance, et que dans le preambule de son €dit du * 
14 juin 1803 Elle indiquoit la caisse des veuves comme un des objets 
sur lesquels son intention dtoit qu'elle füt dirigee. Ce qui s'est execute 
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en 1805 n'&oit donc que la consequence de ce qui avoit €t€ prononcS 
deux ans auparavant. 

On a reproche ä cette ordonnance pragmatique d'Ötre trop dispen- 
dieuse, d'accorder des pensions qui surpassoient les moyens de l'fitat 

* qui les donnoit, et souvent les Services de ceux qui les recevoient 
Mais cette critique faite avec la legerete et le dtfaut de connoissance 
de cause qui n'accompagnent que trop souvent celle qu'on se permet 
sur les Operations administratives, a £t£ d£mentie par un examen r£flechi. 
On avoit gte* entraln£ d'abord par le calcul de quelques grosses pen- 

10 sions des officiers civils les plus distingues, sans faire rgflexion que 
c'&oit le plus petit nombre; un tableau dresse* avec la plus grande 
exactitude de tous les traitemens suivant leurs differentes classes a 
demontre* jusqu'ä l'evidence que le nombre des petits salaries etoit 
tellement considfrable qu'en partant du principe du cinquieme des 

» appointemens 6tabli par la pragmatique les veuves et les orphelins, 
loin de jouir du superflu qu'on leur avoit si gratuitement prfcte, man- 
quoient souvent du n£cessaire au prix oü les vivres 6toient montes. 
V. M. fut oblig£e de venir au secours des moins fortun£s, soit par une 
augmentation de pension que la pragmatique admettoit pour ces fa- 

» milles indigentes ou Celles dont les chefs auroient rendu des Services 
extraordinaires, soit par des assignations temporaires sur la caisse des 
secours, qui fut etablie plus tard comme un Supplement n£cessaire ä 
Tinsuffisance des fonds que le tresor public consacroit ä l'entretien des 
veuves. Je parlerai plus en detail de cette fondation en traitant des 

* depenses publiques, mais il fallut du tems pour amener cette conviction 
tardive, les clameurs devinrent d'abord si fortes qu'elles exciterent toute 
l'attention du feu baron de Hompesch. Au commencement de son 
ministere il fut tent£ de proposer ä V. M. la reVocation de la loi, mais 
il se trouva arrete* par les cris de la multitude des partes interessees 

» qui cette fois-ti £toufferent ceux des fondeurs; il se contenta de l'or- 
donnance du 8 juin 1807, qui assujettit au profit de la caisse future 
des veuves tous les salaries dont le traitement surpasse six cents florins, 
ä une retenue proportionnee ä leurs appointemens, et qui pour la 
classe la plus fortement impos£e est de 3°/o. II a souvent €t€ question 

35 depuis sa mort de supprimer cette retenue; je m'y suis toujours 
refus£ et par la consid^ration de l'intertt personnel qui auroit paru 
me guider, et par celle de ne retrancher aucune des parties meme 
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les plus petites du revenu public dans les circonstances critiques oü 
je me suis trouvd. 

Une objection plus fondee qui a €tt faite ä la loi que nous ana- 
lysons, est celle de donner toute garantie ä l'employö et aucune ä 
l'£tat qui accepte et paye ses Services. Cette reflexion n'avoit pas s 
echapp* aux redacteurs de la pragmatique, mais ceux qui se reporteront 
au tems oü eile a 6t6 publiee apprecieront sans peine leurs motifs. 
Redigee plus tard, on y eut donne plus d'attention. Cette Omission a 
et£ reparee depuis par l'article 4557») de la Constitution generale du 
royaume qui n'admet qu'au bout de six ans de Services non inter- w 
rompus un officier civil, revetu d'une Charge qui lui pennet d'aspirer 
ä la jouissance des droits que la pragmatique de 1805 leur donnoit 
ä tous, sans exception aucune, ä dater du jour de leurs decrets. Cet 
espace de tems dut parottre süffisant pour eprouver un individu et 
juger, s'il merite la confiance qu'on veut lui accorder. La declaration » 
du 28 novembre 1812 expliquant ce que la Constitution laissoit encore 
ä desirer, declare que tous ceux qui se trouvoient au Service actif de 
la couronne ä l'epoque du 1 er mai 1808, jour de la publication de la 
Constitution, seroient aussi admis de plein droit et par suite du ffatt 
simple ä la jouissance des avantages de la pragmatique; que par les » 
charges qui donnoient, suivant le texte de la Charte constitutionnelle, 
le droit d'y aspirer, il falloit entendre Celles des conseillers effectifs, 
au bout de six ans revolus d'exercice non interrompu; que les individus 
qui auroient gt£ recus plus tard ou qui n'auroient pas rempli la con- 
dition exigee ci-dessus, ne pourroient ä la v£ril€ fttre admis ä reclamer 35 
le b^n^fice de la loi, mais que, si on 6toit satisfait d'eux et qu'ils 
vinssent ä mourir au service ou ä £tre d^plac^s par la suite seule d'une 
mesure g^n^rale d'administration, V. M. se reservoit ou de leur accorder 
ces avantages, si Elle le jugeoit convenable, ou de pourvoir ä leur 
entretien et ä celui de leur famille. » 

La critique s'est exerc^e aussi d'une maniere particuliere sur 
l'artide de la pragmatique, qui regle les frais de transport de ceux 
des ofheiers de Votre Majest^ qui seroient transferes d'une ville ou 
Station ä l'autre; on a cru trouver dans l'^chelle proportionnelle fixte 
par la loi, d'apres la mesure des distances et en admettant une difference * 
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entre les personnes marines ou non, une generosite excessive. II est 
ä remarquer qu'elle d&erminoit des le principe que les employes qui 
auroient demand£ ä fitre transferes, n'auroient pas de droit ä une in- 
demnite pour frais de voyage et de transport. Une decision de V. M. 

s rendue le 5 septembre 1 ) 1808, sur le rapport du baron de Hompesch, 
d£duit un semestre du surplus du traitement qu'obtient un empIoy£, 
qui change de Station avec avantage, et ordonne que l'indemnite' ne 
lui seroit payee que sur le pied du surplus. La section des domaines 
avoit eu ordre de dresser sur cette raatiere un reglement beaucoup 

io plus strict que les precWens; il excluoit de toute prttention au d6- 
dommagement ceux qui obtiendroient une augmentation de traitement 
quelconque, et renforcoit sur ce point la rigueur de la loi; il statuoit 
que sans des causes graves les autorites devoient s'abstenir de proposer 
des changemens de Station. Ce projet avoit recu au premier fevrier 

15 1817 l'approbation du ministere, il eltoit mis au net et prfit ä vous 
Stre presentö, Sire; j'ignore ce qu'il est devenu. J'ai du reste peu de 
chose ä remarquer sur le fond d'une question que chacun jugera selon 
son caractere et sa position. Les rldacteurs de la loi avoient cru devoir 
avant tout en appeler ä la generositl de V. M. pour des familles, qui 

» jamais ne changent de domicile sans fttre exposSes ä des pertes sensibles. 
Les agens diplomatiques sont places hors des regles ordinaires; 
leur pension de retraite ou Celle de leurs veuves et orphelins ne devoient 
jamais aux termes de la loi depasser celle d'un commissaire general. 
On partoit en cela de la maxime que leur traitement £toit uniquement 

» calque" sur la representation inslparable de leurs places et qui cessoit 
avec leur activite, il ne pouvoit y avoir d'egalite entre des categories 
si differentes. 

On m'avoit propos£ de placer les ministres d'£tat dans la meme 
classe que les agens diplomatiques; mais j'avoue que malgre' l'air 

30 d'egolsme, qu'on pouvoit preter ä mon refus, je ne pus me resoudre 
ä adopter cette idee. II m'a paru que dans un £tat oü les fortunes 
sont peu considerables, il y auroit de l'injustice et meme des incon- 
veniens plus graves encore ä exclure du beneüce de la pragmatique 
les premiers serviteurs de r£tat, ceux que leur Situation expose aux 

35 plus grands chagrins comme au plus d'inimities. 
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L'introduction des uniformes civils date aussi en Baviere 
du regne de V.M.; il n'existoit sous le regne de l'äecteur votre oncle 
que pour les* individus attaches au Service du conseil de guerre, des 
mines, des forfits et des salines. Le d£partement des affaires Stren- 
geres fut le premier ä qui on accorda cette distinction par un rescrit « 
du 19 avril 1799. Elle fut successivement ftendue ä tous les Colleges 
existans alors ou gtablis depuis aux autres ministeres, au conseil d'Iitat 
lors de sa creation, aux baillifs et receveurs, aux Etats de Baviere tant 
qu'ils existerent, aux Landsassen du Haut-Palatinat et du duche de 
Sulzbach dans le tems que ces pays formoient encore des provinces w 
s£par6es. Les reglemens 6manes ä ce sujet dans les annees 1799, 
1800, 1801, 1802, 1804, 1806, 1808, 1810 et 1811 forment un cadre 
entier dans lequel on a essayä souvent de concilier les vanites, les 
pr&entions qui se developpoient pour ainsi dire sous la main de l'ad- 
ministration ä mesure qu'elle entamoit cette partie, en apparence si is 
minutieuse. 

V. M. se proposoit en introduisant ce costume le but de com- 
biner dans ceux qui Stoient attaches au service de sa couronne plus 
d'economie et de decence; Elle avoit pens£ avec raison que des 
hommes qui se presenteroient avec la marque de leurs places, s'habi- » 
tueroient ä se respecter davantage, que reunis en seances dans leurs 
Colleges, celles-ci en deviendroient plus dignes et plus imposantes, 
qu'enftn la simplicite" du costume en resserrant le luxe dans des bomes 
plus Strohes, deviendroit un gain pour les familles. L'effet a-t-il 
repondu ä l'attente? j'en doute, et j'ai plutöt des raisons de croire le 26 
contraire. L'envie de briller n'a pu £tre 6touff6e, eile a ici, comme 
partout, joue* son röle, pris sa part, les uniformes au lieu d'Ötre simples 
sont devenus d'une richesse incommode. II en est resulte que peu 
ä peu chacun s'en est fait un ä sa maniere, ou n'en a plus porte du 
tout. Des le 3 aoüt 1 ) 1801 il a fallu rappeler l'ordre ä cet egard; peut- ao 
Ätre eüt-ü mieux valu au lieu de distinguer absolument les differentes 
branches du service d'ltablir un seul costume, en le modifiant suivant 
les differentes classes, de maniere que les ministres, le conseil d'£tat 
eussent chacun leur costume, et qu'il seroit le mfime pour les individus 
revttus de la meme dignit^. Ce mode a €t€ adopt6 par plusieurs Etats, as 
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sans qu'il en resultät le moindre inconvenient; on a remarqu£ que 
quelque fois le meme habit formoit un lien d'union entre les homraes. 

L'institution de l'ordre de la couronne de Baviere pour le 
mgrite civil doit £tre mis au nombre des encouragemens que V. M. a 

s offerts ä l'emulation des serviteurs de l'Etat, qui se distingueroient dans 
leurs fonctions. II n'existoit avant votre regne que l'ordre du Hon, instituä 
par l'äecteur Charles Theodore en 1768, une raWaille qu'on donnoit 
£galement ä ceux qui se distinguoient sans distinction d'6tat, et une deco- 
ration reserv^e aux militaires seuls. En 1806 Elle avoit ate un ordre mili- 

»o taire dont les Statuts furent calques d'apres ceux de l'ordre de Marie- 
Therese d'Autriche. Le 19 mai 1808 Elle insbtua l'ordre de la couronne 
de Baviere, qui fut installe le 27 mai, jour de sa naissance. On dlclara 
adnüssible ä l'ordre tout individu ne* ou naturalis^ bavarois, qui se 
distingueroit par ses Services et ses qualites personnels sans distinction 

w de naissance; des 6trangers meme pouvoient y 6tre recus, s'ils avoient 
Ite utiles au royaume. II fut partage" en quatre classes dont la m£daille 
forma la premiere, cent Chevaliers, vingt-quatre commandeurs, douze 
grand-croix les trois autres. On lui donna deux dignitaires, un chan- 
celier et un tresorier. Ces deux officiers assistes de deux grand-croix 

*> et d'autant de commandeurs devoient former le conseil de l'ordre; ce 
conseil s'assembloit deux fois par an pour proposer au monarque les 
sujets qui leur paroissoient les plus dignes de la mSdaille et de la 
croix. On se reserva d'assigner ä l'ordre un fonds pour sa dotation. 
Cette derniere condition a £te" remplie autant que les circonstances l'ont 

» permis par l'abandon que V. M. fit en 1812 ä l'ordre pour le merite 
des biens de celui de St. Rupert de Salzbourg, et les precautions qu'on 
a prises afin de lui en conserver la jouissance. Cette donation a 
environ 170000 florins qui jusqu'ä pr&ent ont 6te* administres par le 
directeur general des finances du cercle supprime" de la Salzach. Elle 

ao attend les mesures qu'on voudra prendre pour la Computer et la 
distribuer. J'avois Charge" le secr^taire g£n£ral des affaires etrangeres, qui 
l'est en m£me tems de l'ordre, de me presenter un rapport ä ce sujet. 
Un decret du 22 decembre 1812 accorde la noblesse personnelle ä 
ous les membres de l'ordre de la couronne de Baviere, avec la 

35 faculte de la transmettre ä celui de leurs heritiers qu'ils choisiroient, 
en observant les formes prescrites par la loi et en payant le quart de 
la taxe ordinaire. 
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On ne pcut se refuser ici aux remarques suivantes. Les Statuts 
de l'ordre n'ont pu, ä raison des orages du tems, fttre observes avec 
l'exactitude qui eüt €t& convenable. Le nombre des decorations a €t€ 
trop multiple particulierement en faveur des Prangers. 11 ne s'est plus 
tenu de chapitre depuis 1809, et V. M. a jug£ ä propos de donner motu s 
proprio et de son cabinet toutes les decorations qui ont €t€ distribuees 
depuis; peut-fitre regardera-t-Elle comme utile de se departir de ce 
Systeme et de ramener les institutions primitives. 

L'ordre de St Hubert avoit tt6 renouvele" en 1709 par l'flecteur 
palatin Jean Guillaume et Transporte en Baviere par feu l'flecteur. Le w 
19 mai 1808, jour de la creation de l'ordre civil, V. M. donna ä son 
sujet la declaration suivante: cet ordre est confirme dans son rang de 
premier ordre du royaume; les grand-croix qui seroient decores en meme 
tems de celle de la couronne de Baviere pr6c6deroient tous les autres et 
ne marqueroient cette derniere dScoration que par la petite croix ä la i* 
boutonniere. Le nombre des capitulaires resta fix6 ä douze, qui devoient 
fitre choisis ä l'avenir parmi ceux des commandeurs de l'ordre civil, qui 
en seroient les plus dignes et auroient six ans d'anciennet* en cette 
qualite*. La proposition des plus dignes parmi les aspirans fut aban- 
donn6e au chapitre de l'ordre de St Hubert, qui ä l'avenir s'assem- » 
bleroit tous les ans et regulierement le 12 octobre. L'ordre de 
St. Hubert sera admis en tems et Heu ä participer ä la dotation promise 
ä l'ordre pour le m^rite. II fut statu*: qu'on n'y admettroit ä l'avenir 
d'ätrangers que les souverains regnans de la confed£ration du Rhin 
alors (aujourd'hui föderation germanique) et ceux de leurs agnats qui as 
n'dtoient ni serviteurs ni sujets d'un autre prince; que la classe des 
princes teile qu'elle avoit existe jusqu'ici cesseroit; ceux qui en seroient 
decores par leurs souverains respectifs lors d'une echange de decorations 
entre deux cours, que le nombre des Chevaliers de cette classe resteroit 
ind6termine\ mais qu'ils ne pourroient jamais fitre admis ni au chapitre ni ao 
ä la jouissance d'aucune partie des emoluraens. 

Les rtflexions que je me suis permises sur l'ordre pour le merite 
se representent encore ici. Le nombre des decorations a €t€ trop 
mutöplie* ä l'&ranger, surtout en France. On n'a pas toujours choisi 
des personnes assez Eminentes pour que leur dignite soutfnt celle de a6 
l'ordre. II n'a plus 6t6 tenu de chapitre depuis 1800, et 1'article III du 
Statut organique du 19 mai 1808 n'a jamais 6t6 executl ä cet 6gard. 
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II ne seroit pas meme ä desirer qu'on en revtnt ä l'observation des 
Statuts. Du reste les anciennes regles exigeoient des preuves de noblesse 
pour fitre admis ä l'ordre de St. Hubert; la Constitution du royaume, 
en declarant que tous les citoyens pourroient egalement aspirer ä toutes 

5 les dignites, sans distinction de naissance, avoit tacitement aboli les 
reglemens de cette nature; on crut devoir eviter dans la redaction 
du Statut de 1808 de se prononcer sur cette question, pour conserver 
la libertS de faire ce qui seroit jug£ convenir au lustre de l'ordre, sans 
heurter aucun principe. 

io Le Bas-Palatinat de la rive droite du Rhin et le duch£ de Berg 
recurent aussi dans cet intervalle une Organisation analogue ä celle de 
la Baviere, Tun en 1801, l'autre en 1802. Ces deux provinces ont 
fait pendant trop peu de tems partie des litats bavarois pour que j'aie 
cru devoir m'en occuper. 

is Je termine ici < ce > que j'ai ä dire sur le mecanisme de 1'administration 
generale du royaume. II y a eu sans doute bien des variations dans la 
marche, bien des essais infructueux. Iis sont tenus quelque fois ä l'esprit 
remuant du siede, plus frequemment au partage de l'autoritö qui amenoit 
des vues divergentes; mais il est certainement peu de pays oü on se 

» soit occup£ avec tant de suite ä perfectionner le Systeme administrativ 
ä pr6venir l'influence de la faveur sur les nominations, ä exciter l'emu- 
lation parmi les employ^s, ä les tranquilliser sur leur avenir. Je passe 
k l'examen du Systeme constitutionnel. 
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Section troisieme. 

Des maximes 
suivies relativem ent ä la Constitution du royaume 

depuis 1799 jusqu'au 1 er fevrier 1817. 

Parmi les provinces que Votre Majeste hfrita de ses predecesseurs 
ou acquit depuis, les unes avoient toujours eu des £tats provinciaux 
et les avoient conserves, tels que la Baviere, le duche de Neubourg et 
de Berg; d'autres en avoient eu et les avoient perdus, tel que le Haut- 
Palaünat oü le ban de rempire prononc£ en 1621 contre Fr&teric V s 
et ses adherens frappa egalement tous ces vassaux qui avoient soutenu 
de tous leurs moyens ce malheureux prince dans son expldition de 
Boheme. L'electeurMaximilien I w en acquerant cette province les retablit 
en 1629 dans la jouissance de leurs droits civils, celle de leurs juri- 
dictions et propri^tes particulieres, mais il ne se crut pas oblige de '° 
rendre au pays sa Constitution politique; les £tats ne furent plus con- 
voques. Iis reparurent un moment en 1709 pendant la courte possession 
de l'electeur palatin Jean Guillaume, pour disparoltre ä jamais en 1714. 
Les Iitats de Neubourg constitues au milieu du 16*™ siede eurent 
l'origine la plus respectable. Les proprtetaires s'£toient r£unis pour is 
degager le pays des mains de l'empereur Charles V et le rendre ä 
leur souverain qui confirma leurs Privileges et leur association. Les 
£tats du duch£ de Berg sont tres anciens. Leur Constitution, qui d'ailleurs 
ne dura que quelques annees pour le gouvernement Bavarois, est trop 
connue par l'histoire ainsi que leur influence, pour qu'il soit necessaire 20 
d'entrer dans aucun detail ä cet egard. 

La forme, les droits de toutes ces corporations avoient entr'elles 
une grande analogie. Elles etoient toutes formees par les proprtetaires 
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de terres immatricules, le clerge" compose des abbes, des chapitres et 
autres corporations ecclesiastiques capables de poss£der, les deput£s 
des villes et des bourgs representes presque toujours par leurs magistrats. 
Iis accordoient, sans que personne leur en contestflt le droit, 

5 l'impöt direct; ils concouroient ä la legislation, du moins autant que 
leurs droits prives et leurs propri&es individuelles y eloient inteiesses. 

On les convoquoit tous les ans, parce que l'impöt n'ltoit jamais 
ddcr^te" pour plus longtems. Le produit en 6toit verse" dans leur caisse 
privee, on en tiroit la somme dont on e"toit convenu avec le gouverne- 

10 ment; le reste devenoit un depöt pour les frais de l'assemblee, fixes 
en Baviere ä 50000 florins par an, mais qui s'elevoient frequemment 
plus haut, et pour les besoins imprevus. 

Les Etats qui avoient concouru originairement ä la formation du 
fonds d'amortissement concouroient aussi par des deputes choisis a d 

iß hoc ä son administration. 

Les chartes constitutionnelles des provinces s'occupoient plus de 
la conservation et de la franchise des propri£t6s que des droits civils 
et politiques. Tout ce qui n'appartenoit pas au Corps des Etats 6toit 
et devoit fitre en dehors des loix constitutives, puisque c'£toit lä que 

» residoit uniquement la proprio, et que les autres citoyens 6toient les 
fermiers ou les tenanciers de cette premiere classe. Les membres des 
Etats ne concouroient aux charges publiques que dans une proportion 
infeneure qu'ils avoient fixee eux-memes, quand l'impöt devint d'abord 
plus frequent, ensuite permanent; dans cette espece d'abonnement la 

» noblesse etoit encore menagee et contribuoit dans une proportion in- 
feneure ä celle de ses Co-Etats. 

Depuis longtems les Etats ne s'assembloient plus en corps, ils 
Stoient representes par des commissions interm£diaires qui, etablies 
d'abord pour l'intervalle d'une diete provinciale ä l'autre, etoient devenues 

ao permanentes et se comptetoient elles-memes. 

Tous les souverains avoient £t£ dans l'usage de se faire prfiter 
solennellement foi et hommage en confirmant en meme tems les con- 
stitutions des provinces, les droits et prerogatives des differens ordres 
de l'Etat. L'&ecteur votre oncle fut le premier qui s'en dispensa. II 

36 se contenta de la confirmation generale, emanee dans sa patente de 
prise de possession du 30 decembre 1777. Ses premieres Communi- 
cations avec les Etats furent tres vives; on agita presque toutes les 
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questions jusqu'ä ce qu'un arrangement condu en 1781 et la confir- 
mation des Privileges exp£diee en 1785 eurent momentan£ment ajourn£ 
ces discussions. Elles recommencerent p£riodiquement et plus fortement 
que jamais depuis 1789 oü Pinfluence de la revolution Francoise 
commenca ä se faire sentir dans les relations du prince avec les £tats, * 
et on peut affirmer que malgre quelques concessions temporaires de 
part et d'autre, l'harmonie et la confiance ne se sont pas r£tablies depuis. 
La difförence des principes politiques qui se developpe de plus en plus, 
le souverain penchant pour la coalition, tandis que l'assembl£e des 
Etats se montroit favorablement disposee pour la France, une bulle du k> 
pape exp£diee en 1798 et qui autorisoit l'electeur ä approprier au Service 
public un capital de 15000000 fl. ä prendre sur les biens du clerge\ de 
prtparer les moyens de realiser cette concession ses Operations pr£limi- 
naires, la resistance de la pr£lature soutenue par leurs Co-£tats acheva 
d'aigrir les esprits de part et d'autre. is 

Les choses en £toient venues au point qu'on craignoit ä une 
rupture ouverte, lorsque V. M. prit les renes du gouvemement 
le 16 fe"vrier 1799. Son premier soin fut d'adoucir les esprits; Elle 
poussa la condescendance jusqu'au point de changer les personnes qui 
jusqu'alors avoient travaille dans la partie des Communications avec les ao 
£tats, a renoncer au b^nefice de la bulle du pape, en se contentant 
de ce qui avoit d£jä £t6 percu jusques-lä et d'un don gratuit de 500000 
florins, ä s^parer la commission qui s'occupoit de cet objet, ä promettre 
de ne plus dissoudre de communaute religieuse agregee au corps des 
£tats qu'ä leur propre demande ou du moins de leur plein consentement. as 
Cette conduite sage et modlree, dont les circonstances faisoient une 
loi, reussit parfaitement, les rapports s'adoucirent et reprirent leur ancien 
cours, les Etats concoururent de bonne foi aux mesures qu'on leur 
proposa pour la defense du pays et pour subvenir aux autres besoins 
publics. 30 

Mais cette fois-ci le danger qu'on &oit parvenu ä ecarter d'un 
cöte, se presenta d'une maniere plus redoutable de l'autre; ä force 
d'agiter toutes les questions, ni l'objet ni le detail des discussions 
n'6toient restes etrangers au public, du sein des bureaux respectifs la 
fermentation s'etoit ftendue jusqu'ä lui. La lecture des ouvrages et des » 
papiers francois avoit rendu facile la circulation des principes qui autre 
fois n'£toient connus que de peu de personnes; ce qui avoit €t€ con- 
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sidfre* plutöt comme un jeu d'ittees abstraites que des maximes pratiques 
qu'il fut possible d'appliquer ä l'ordre social, pamt apres ce que Ton 
avoit vu fitre d'une execution simple. 

On commenca ä vouloir examiner ce que jusqu'ä präsent on 

5 avoit respectS comme l'ouvrage du tems. On remonta aux sources 
de notre histoire. L'existance d'une commission intermWiaire, qui se 
compleloit elle-meme, parut stre un attentat continuel aux droits des 
commettans. On se recria contre des exceptions pecuniaires dont 
jouissoient des familles comblöes d'ailleurs de tous les bienfaits de la 

10 soci£t£, et que les charges multipliees de la guerre rendoient doublement 
onereuses pour les autres contribuables; on se recria sur l'ind&ence 
de laisser accorder l'irapöt par ceux qui y contribuoient de si peu, on 
attaqua le personnel des deputes et on versa sur eux le ridicule ä 
pleines mains. Le public se vit inond£ de brochures Pentes dans ce 

is sens, et qui toutes s'aecordoient ä demander une assemblee d'Etats 
generaux, qui, de concert avec le meilleur des souverains, travailleroient 
ä la reforme des abus. II se forma meine des associations de pro- 
pri£taires pour atteindre ce but Ceux du Haut-Palatinat presenterent une 
requete pour redemander les £tats de leur province; cette demande 

» fut e"carte*e sans peine par une r£ponse affectueuse, coneue en termes 
generaux. Les ide"es du public s'6toient glisse*es dans le sein meme du 
gouvernement, un homme rempli d'idees, de vues, d'une imagination 
ardente, d'une activitd infatigable, qui seroit un des administrateurs les 
plus distingues, s'il donnoit ä la r^flexion le tems de mfirir ses projets 

as et s'il ne regardoit comme perdus les instans consacres au detail, 
s'e*toit empare de l'esprit d'un ministre plein de lumieres, de probite, 
d'exp£rience, mais affoibli par l'dge et la maladie, et qui, las de ne 
trouver partout que des obstacles, devoit se livrer au premier qui lui 
offriroit la perspective de sortir de ce labyrinthe. II se laissa persuader 

30 de proposer ä Votre Majeste la convocation des Etats gfrilraux comme 
le seul moyen de calmer les esprits, de r^unir les volonte^, d'opSrer 
le bien de se procurer des ressources. De'jä l'expe*dition e*toit faite et 
pr£te ä etre signee, lorsque me trouvant ä Nymphenbourg plus töt qu'ä 
l'ordinaire, vous me fftes l'honneur de me consulter; je pris sur moi 

» de dire ä Votre Majest6 qu'une affaire de cette importance me paroissoit 
devoir fttre plus mürement pesee et mlritoit bien qu'on en ftt l'objet 
d'une deliberation particuliere. Elle eut lieu par suffrages ecrits, et le 

Montgtlas , Compto rendu. 5 
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projet iut rejete a i unammite, comme premarure ei aangereux aaii> 
le moment On rcprit le parti de traiter comme ä lordinaire avec la 
commission mtermeaiaire. fcJie reponmt panaitemeni a la coniianLe 
qu'on lui tcmoigna. 

Pendant la Jongue occupation du pays par les Francois de 1800 * 
ä 1801 on en tira presque sans difficult* les ressources dont on avoit 
besoin pour r£pondre aux requisitions sans cesse renouvelees des generaux 
ennemis; ils voterent en 1802 ä l'unanimite an don gratuit d'un million 
de florins pour temoigner leur profonde reconnoissance des peines que 
le gouvemement s'etoit donnees pour conserver ä travers les orages » 
du tems rintegritg de la Baviere et du succes dont elles avoient ete 
couronnees. 

Quand le projet de convocation des £tats en corps eut ete ajoume* 
en Baviere, on s'occupa de Torganisanon de ceux du duch6 de Neu- 
bourg et on profita de la drconstance favorable qu'offroit la presence 
d'une d£putation qui se trouvoit dans la capitale, pour en traiter avec 
eile et lui faire adopter sur plusieurs articles des principes plus ana- 
logues ä l'esprit du siecle que ne l'etoient ceux de l'ancienne Constitution. 
Apres plusieurs Conferences on parvint ä conclure le 5 octobre 1799 le 
reces connu sous le nom de reces de d£putation de Neubourg. *> 
On y confirma les droits et Prärogatives individuelles des proprietaires 
de la province ainsi que la Constitution des £tats qui devoient s'assembler 
tous les six ans en grande deputation; le droit de choisir eux-memes 
eur chancelier et autres officiers sans la confirmation du souverain; 
celui d'octroyer I'impöt et d'en surveiller l'emploi. Le chancelier et » 
la petite deputation, formte par quatre membres, devinrent parte int£- 
grante de la direction provinciale. La caisse particuliere des Etats fut 
r£unie ä la caisse generale du pays. Les deput£s consentirent ä l'in- 
troduction de la conscription militaire et ä la division du duch£ en 
deux cantons, Neubourg et Bourg-Lengenfeld; ils adopterent la r£daction » 
d'un nouveau cadastre d'apres lequel toutes les proprtetes devoient fitre 
sujettes ä l'arpentage et soumises ä une revision des charges auxquelles 
elles etoient taxees; on evalua les rentes foncieres, dlmes ä un capital 
fixe, d6termine sur le pied du rapport net des vingt-cinq dernieres 
annees; les rentes foncieres furent dedarSes rachetables de l'aveu des as 
deux parties, les dimes sur la simple demande des contribuables; on 
döclara les biens ruraux divisibles ä volonte avec abolition des lois 



Digitized by Google 



67 

prohibitives qui jusqu'alors interdisoient des altenations, les biens com- 
munaux devoient fitre partages. Les fonctions judiciaires et financieres 
durent €tre separ£es, et leur reunion fut d£claree incompatible; le reces 
adjugea les taxes judiciaires au gouvernement, qui assigneroit ä ses 
6 officiers un salaire fixe. On convint de creer une banque hypothecaire 
dont se reserve l'analyse pour l'article des finances. 

Tel est le contenu fidele de ce fameux acte qui fit tant de bruit 
dans le tems, excita de si fortes reclamations et ne fut execute" que 
dans le seui point qui concernoit la formation de la direction provin- 

10 ciale. II avoit £te" sign6 le 7 octobre et des le 11 V. M. faisant 
droit aux plaintes du derg£, derogea sur l'article des dirnes en 
declarant que le capital des dirnes ecclesiastiques ne seroit räche* 
table que de l'aveu des deux parties interessees et que nonobstant 
la loi de main morte, les sommes provenant des rachats qui auroient 

m lieu pourroient fitre employees ä l'acquit de biens-fonds. II fut de- 
cide" sous la meine date que le consentement du souverain devoit 
pr6c£der comme condition necessaire le rachat des rentes feodales 
relevantes de la couronne. La guerre suspendit les plaintes; elles se 
renouvelerent ä la paix de 1801 et ne cesserent entierement qu'ä la 

ao nouvelle assemblee des Etats qui eut lieu en 1802. V. M. voulut 
que j'y assistasse, et je fus assez heureux pour obtenir un subside assez 
considerable pour le service public, les ecoles primaires, la fondation 
d'une bibliotheque, les frais de l'£tablissement de nouvelles colonies, 
le consentement ä la secularisation des deux couvents d'£)ber> unb 

» Unterröblingen au proht des ecoles allemandes, la continuation du 
travail sur le cadastre, l'aveu pour l'etablissement d'une £anbtafcl, le 
maintien de la reunion des caisses publiques de la province. En retour 
des ces concessions V. M. confirma de nouveau les Privileges du duche 
de Neubourg et lui garantit l'indSpendance administrative qu'il a con- 

ao servee jusqu'ä la fusion generale de 1808. 

L'harmonie ainsi gen£ralement r£tablie fut troublee de nouveau 
en 1803. Les Etats s'6toient donnes beaucoup de mouvement pour 
sauver l'existence du corps de la prälature, ils avoient envoy6 un d€- 
putö ä Ratisbonne dans la personne du comte de Berchem pour plaider 

as leur cause. Cette demarche avoit deplu et dut deplaire au gouvernement. 
Les Etats de leur cöt£ se plaignoient de quelques mesures administra- 
tives prises dans le desein d'&endre les progres de ragriculture en 

5- 
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faisant cesser les jacheres et en avancant le partage des communes, 
Us prltendoient que se Systeme n'avoit pas &t€ conduit toujours avec 
le m£nagement convenable, qu'on s'etoit permis quelque fois de violer 
la proprio particuliere, de porter atteinte ä l'independance constitu- 
tionnelle de l'ordre judiciaire en imposant silence aux tribunaux. 5 

Ces differens nouveaux ramenerent des anciennes questions sur 
les abus qui s'etoient introduits et la necessit£ d'une reiorme. Elles 
furent agitees cette fois-ci non plus par le public et les brochures, mais 
directement entre la cour etla commission intermecliaire; celle-ci s'etant 
declaree incomp€tente pour y concourir, on en revint ä l'idee d'assembler 10 
les Etats generaux. On pensa ä Ingolstadt comme au lieu le plus propre 
ä cette reunion, on songeoit dejä aux preparatifs necessaires, lorsque 
de plus müres rtflexions firent sentir aux deux parties que, si cette 
assemblee devoit produire quelque fruit, il falloit qu'elle füt preparee, 
qu'il se presentoit lä-dessus une foule de questions preliminaires qui 15 
devoient 6tre eclaircies par une discussion prealable, et qu'il £toit in- 
dispensable de se re*unir pour cela. Des commissaires furent nommes 
de part et d'autre, on tint sous ma presidence des seances regulieres; 
elles s'ouvrirent le 8 novembre 1803 et continuerent jusqu'ä la guerre 
de 1805, on commenca par remonter aux sources, on produisit et 30 
collationna les chartes et titres respectifs. Ces Conferences n'eurent 
d'autre r£sultat direct que d'eclaircir quelques points obscurs de notre 
histoire, mais elles eurent l'avantage d'appaiser la chaleur des esprits 
et de conserver l'union dans des circonstances oü eile e"toit si necessaire. 
Les Etats donnerent meme une marque de confiance ä laquelle on 2s 
n'avoit jamais 6te* habitue* de leur part, ils de*roulerent leur comptabilite 
tout entiere, ouvrirent le fond de leur caisse et firent connoitre sans 
detour le fond secret destine* aux depenses extraordinaires et qui jusques- 
lä n'avoit ete connu de qui que ce soit Leur zele et leur bonne 
volonte* ne se rallentirent pas pendant la guerre, ils fournirent aux d£- ao 
penses necessaires pour dtfrayer Tarmed autrichienne pendant son sejour 
et pour la poursuivre, quand eile eut 6t6 forcee d'evacuer le territoire 
bavarois. 

La seance de 1806 se passa de meme sans le moindre orage. 
Quand ä la fin de cette annee V. M. eut disposl definitivement du » 
ministere des finances, le nouveau ministre reproduisit les anciens 
griefs qu'on avoit si souvent mis en avant contre les Etats et posa en 



1 



Digitized by Google 



69 



question, si V. M. exercant la souveraineti pleine et entiere qui Lui 
avoit €t€ garantie par les traites recens, ne devoit pas en faire l'usage 
auquel Elle n'avoit pas cru devoir se prfiter jusqu'ici pour porter 
la reiorme dans cette partie. II s'etablit lä-dessus une discussion pr6- 

& liminaire entre les ministres, on trouva que de toutes les imperfections 
qu'on avoit relevees jusqu'ici dans la Constitution bavaroise, lesexemptions 
pecuniaires dont jouissoient les ordres privilegies aux depens des autres 
et 1'administration des fonds publics par la commission intermödiaire 
repugnoient le plus aux lumieres du siecle et aux vrais principes du 

10 gouvernement representatif. A la suite de ces Communications et 
du compte qui en fut rendu ä V. M. un 6dit du 8 juin 1807 
revttu de sa signature et du contreseing de tous les ministres, abolit 
tous les Privileges pecuniaires, etablit pour jamais la maxime que les 
charges publiques devoient fitre egalement supportees par tous les ci- 

" toyens dans la ventable proportion de leurs facultas, enleva ä la 
commission intermSdiaire la perception et la regie de l'impöt direct, 
ainsi que celle des fonds affectes ä l'amortissement, de la dette publique, 
pour les restituer aux autorites royales comp&entes. La Constitution 
fut conservee dans tous les autres articles. La loi dit expressement 

» que tous les ans l'impöt direct seroit demandS et accordö comme ä 
l'ordinaire, et que les Etats auroient le droit d'en surveiller l'emploi. 

V. M. se reserva d'examiner plus amplement les lois con- 
stitutionnelles dans leur double rapport avec le bien public et l'unit6 
du royaume et de statuer dtfinitivement d'apres ce qui lui parottroit 

» le plus approprte ä la Situation des choses. La Constitution g£n6rale 
publiee en 1803 pour tout le royaume fut le resultat de cet examen, 
et un decret de V. M. du 1 er may 1808 contresign£ de tous les 
ministres abolit la commission interm£diaire et dispensa les deputes 
de leurs fonctions dans les trois provinces de la Baviere, du duche" 

30 de Neubourg et du Tirol. 

J'ai dejä observ£ que cette Constitution g£n£rale avec ses lois 
organiques avoit £t£ en partie discut£e d'avance, en partie revue dans 
des seances preliminaires, dans le conseil d'Etat et dans une assemblee 
des ministres. On en jura generalement l'observation. Elle fait partie 

as du serment que les employes pretent encore ä leur installation. 

La critique s'est exercee sur eile, comme sur toutes les institutions 
humaines, et plus fortement encore, parce que les bases sur lesquelles 
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eile est fondee, choquoient plus de prljuges, heurtoient de front plus 
de pr£tentions. On lui a reprocM de n'avoir pas developpl l'aiticle 
de la pr^rogative royale et particulierement de ne faire aucune mention 
des relations politiques et du droit de guerre et de paix, sans doute, 
parce que suivant rexpression de l'auteur d'une brochure publiee alors s 
on avoit tellement r6sign£ sa volonte ä celle d'une grande puissance 
qu'on en regardoit en Baviere rexercice comme impossible et rexpression 
comme superflue, d'fitre incomplete et de ne pas traiter de tous les 
articles dont eile auroit dü s'occuper, enfin de n'avoir jamais £t£ achevee 
et d'etre devenue un objet de derision meme pour ses redacteurs. 10 

Sur quoi il faut observer qu'on est parti du principe que le 
gouvernement de l'£tat 6toit monarchique, que par lä seul tous les 
droits inherens ä cette forme, tels que la direction des arm£es, celle 
des negociations, l'emploi de la force publique, lui ttoient devolus de 
droit. On eut cru commettre une inconsequence en adjugeant par une is 
loi au monarque des attributions sans lesquelles sa dignite n'eüt €t€ 
qu'un vain nom, on a juge* devoir se borner ä en regier l'application 
dans ses rapports avec les droits politiques et civils des membres de 
l'fitat. Elle a €t€ ex£cutee dans toutes ses parties ä l'exception de la 
convocation des corps representatifs qui n'a pu avoir lieu par les raisons » 
que je d&aillerai plus bas. Cette assertion n'a pas besoin de preuves, 
il suffit de jeter un coup d'oeil sur l'ensemble de Tadministration et 
sur les differentes lois organiques qui ont £t6 successivement publiees 
pour s'en convaincre. 

1. Elle donne tous les droits que les citoyens d'un Etat peuvent * 
raisonnablement desirer; l'abolition de tous les Privileges, con- 
stitutions, dignites her£ditaires, corporations d'Etat des provinces 
parti culieres; 

2. La reunion de tout le royaume en un seul et unique corps pour 
£tre jug£ d'apres les mömes lois, regi d'apres les memes prin- » 
cipes, impose* d'apres les memes bases, en adoptant comme maxime 
immuable que, qui que ce soit, ne puisse 6tre taxe" au delä du 
cinquieme de son revenu. 

3. Le servage est aboli lä oü il existe encore. 

4. La noblesse perd ses exemptions et franchises pecuniaires et con- 36 
tribue aux charges publiques, dans la meme proportion que tous 
les citoyens. 
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5. Elle ne peut prltendre exclusivement a la jouissance d'aucune 
Charge, dignitl etc. 

6. La loi lui garantit ainsi qu'ä tous les autres proprtetaires la 
jouissance de ses biens et rentes foncieres; 

s 7. L'admission ä la representation nationale, sans former cependant 
de corporation en chambre particuliere. 

8. Les meines dispositions sont dtendues au clerge. 

9. La loi garantit ä tous les citoyens la sürete des personnes et des 
proprigtes, la libertl de conscience, celle de la presse d 'apres les 

10 lois elablies pour en rdprimer Tabus, l'admission egale ä toutes 
les charges, dignites, ben6fices; un code civil et criminel commun 
ä tous, l'abolition de la confiscation des biens hors le cas de 
desertion, sauf cependant le slquestre pendant la vie du coupable; 
ä toutes les religions et fondations la proprio pleine, libre, ab- 
w solue de tous les biens affectes aux egiises, presbyteres et ä 
l'instruction sans qu'ils puissent fitre saisis, altenes ou appliques 
a d'autres usages sous aucun prltexte quelconque. 
L'exercice des droits politiques et la facultg d'fitre admis aux 
emplois sont bornes aux natifs et propriltaires du pays ou ä ceux qui 
» ont obtenu l'indigenat par une loi ou un dgcret du roi. Tout citoyen 
actif parvenu ä l'äge de 21 ans est tenu de preler devant radministration 
de son cerde le serment de fidglite* au roi, ä la Constitution et aux 
lois. Indgpendamment des dSlits qui entratnent la perte des droits de 
cit6, on en est priv6 en entrant sans la permission du monarque ä 
» un service Oranger, en acceptant d'un autre gouvernement une pension 
ou une dgcoration, en reconnoissant hors les cas pr£vus par Tusage 
ou d&ermines par les traites la comp&ence d'un tribunal efranger. 

Les juges sont nomm£s ä vie par les monarques et ne peuvent 
etre destitues que pour forfaiture legalement jugee. Les tribunaux sans 
» exception sont obliges de motiver leurs arrets. Le roi exerce le droit 
de faire gräce, celui de commuer et d'adoucir la peine, mais il n'arrete 
jamais une procedura entamee ni ne soustrait un citoyen ä son juge 
naturel. II repond devant les tribunaux par la voie de son procureur 
fiscal toutes les fois que son domaine est pris ä partie. 
as La Constitution decrete en principe l'entretien d'une armee per- 
manente qui se complete par la conscription. Elle confirme l'existence 
des milices bourgeoises, deaete en tems de guerre la formation d'une 
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garde nationale. La force armee ne doit fttre employee que contre 
l'ennemi du dehors. Elle ne peut Tfitre dans Hnterieur que sur un 
ordre du roi ou ä la requisition de l'autoritö civile comp&ente. 

Les militaires ne sont sujets ä la loi martiale qu'au criminel et 
pour le fait du service, d'ailleurs ils ressortissent comme les autres s 
citoyens aux tribunaux ordinaires et jouissent ä cet egard des memes 
droits qu'eux. 

La Charte constitutionnelle content aussi sur l'administration 
generale du royaume et le sort des employes des dispositions dont 
j'ai parte plus haut. 10 

Quant ä la maison royale eile consacre l'ordre de succession 
lineale agnatique suivant l'ordre de la primog^niture. Les princesses 
en sont exclues tant qu'il y aura des mäles; au deiaut d'hentiers mas- 
culins la succession leur est devolue pour elles et leurs hentiers mas- 
culins. Un Statut de famille regiere plus amplement la forme dans is 
laquelle cette succession aura lieu. Si la maison royale gtoit rlduite 
ä un seul prince, la loi s'en remet ä lui du soin de prendre les pr£- 
cautions necessaires pour le maintien de la tranquillitg et de l'ind£pen- 
dance du royaume. 

L'apanage des princes cadets ne peut jamais fitre assis sur des 20 
domaines, il consiste dans une rente annuelle qui ne doit jamais sur- 
passer la somme de 100000 florins et £tre payee en douze termes 
egaux de mois en mois. Le douaire des reines est fix€ au maximum 
de 200000 florins, la dot des princesses ä 100000 florins une fois payes. 

La majorite* dans la famille royale est fixee ä 18 ans, tous les » 
princes sont soumis ä la juridiction du monarque et ne peuvent se 
marier sans son aveu sous peine d'&tre dechus de leurs droits ä la 
succession. 

Si la couronne tombe en minoritä, le dernier roi peut disposer 
de la regence par testament, mais seulement dans la classe des princes ao 
de la maison qui ont atteint l'äge de la majoritg; au deiaut de dis- 
positions de sa part eile est devolue de droit ä l'agnat le plus proche. 
Les actes du gouvernement pendant la rninorite" portent le nom du roi 
mineur. Le regent ne peut ni aliener les domaines ni creer de nou- 
velles charges ni conferer aucun Office autrement que provisoirement, as 
ceux de judicature exceptes. Au d£faut des princes de la maison le 
plus ancien des grands dignitaires du royaume est regent de droit 
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La reine douairiere peut fitre charg£e, sous la surveillance du regent, 
de l'6ducation de ses enfans, en aucun cas de Tadministration de l'£tat 
La loi cr£e quatre grands dignitaires du royaume: un grand maitre, 
un grand chambellan, 1 ) un grand maitre des postes qui assistent de droit 

5 au conseil d'£tat. Elle en accorde aux ministres le rang et les Prärogatives. 
Le domaine de la couronne est d£clar£ inalilnable et la pragma- 
tique du 20 octobre 1804 renouvetee. La faculte de rgcompenser les 
Services £minens rendus ä l'£tat est cependant reservde ä son chef, ä 
la Charge de n'y employer que des fiefs qui retomberoient ä la couronne 

io ou de nouveaux acquits; que ces dotations deviendroient fiefs raasculins 
de la couronne; qu'il ne pourroit jamais donner d'expectations sur les 
possessions dont il auroit 6t6 ainsi dispos€. 

La reprlsentation nationale estcomposee d'une seule chambre. 
Chacun des quinze cercles du royaume envoie sept dSputes choisis 

i& parmi les deux cents propri&aires, marchands ou fabricans le plus 
fortement imposes. Iis sont 61us par le College llectorial du cercle, 
celui-ci prend sur les 400 proprtetaires, negocians ou fabriquans, qui sont 
couches pour la somme la plus forte sur le röle des contriburJons dans 
la proportion d'un individu sur mille habitans; ces glecteurs sont 

» nommes ä vie par le roi, ils s'assemblent toutes les fois qu'il y a un 
representant ä eüre ou que le monarque l'ordonne, le Präsident et les 
autres officiers sont aussi ä la nomination de la couronne. Dans la 
regle, les seances d'un College electoral ne peuvent se prolonger au 
delä de huit jours. Les fonctions d'un representant durent six ans. 

33 L'assemblge des Etats se tient tous les ans pour deliberer sur la pro- 
Position du roi qui seul a l'initiative, sur les projets de loi qui se 
portent devant eile, ainsi que sur le budget ou la loi sur les finances. 

Elle est convoquäe par le souverain, par lettres patentes, signees 
de lui et contresignäes par le ministre de l'inteneur. Le monarque peut 

30 l'ajoumer ou la dissoudre, mais dans ce dernier cas il en räunit une 
autre dans l'espace de deux mois. 

Le pr6sident et les quatre secrätaires sont choisis par le roi dans 
le sein de l'assemblee pour une ou plusieurs seances. 

Les Etats se forment en quatre commissions, pour les finances, 

35 la legislation, l'intärieur et la dette publique. Ces commissions sont 
autorisäes ä la demande du gouvernement ä se mettre en relatton avec 

J ) Sie« <|t ausgefallen: un grand marechal. 
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les sections correspoodarjies du coosexl d'Bat pocr {acuter la decision 
des affaires en s'edairant mutneOcment par nee discussaon preaiable. 

Les projeis de loi sont portes aruc Etats par des conunissaires 
tires da corps dn conseü d'Etat au nombre de dem ou de trois. D 
delibere par scnjtin secre: e: dedde ä la pinralrie absolue des suffrag es; » 
i'rs membres des commissjons et les commissaires dn gouvernernent 
ont seuls la parole. 

Pour pottrvoir dans la fonne des pereeptions additionnelles ä 
i'impöt direct, attx depenses locales des cerdes et porter anx pieds 
du tröne les voeux et les besoins des provinces, la Const itu tion crea » 
dans cbaque cercle nne deputation proportionee ä son etendue. 
Ses membres sont choisis par le gonvernement parnri cenx dn College 
llectoraL Iis sont renouveles par tiers tous les ans. Ds bennent annuelle- 
ment dans les lieuz designes par le raonarque lenrs assemblee qui ne 
peuvent durer plus de trois semaines. » 

Teile est l'analyse de la Constitution de Tan 1808 qui paroit peut- 
£tre un peu longue, mais U m'a semble que, quoiqu'elle eüt ete im- 
prim6e dans la fcuille du gouvernernent, la nature du travail dont je 
occupois exigeoit que je la preseniasse en entier. 

J'ai fait mention plus haut de quelques remarques qui ont et* » 
faites sur cette Charte, il en est d'autres que je me suis faites ä 
moimeme, et dont je dois compte ä V.M. Tout ce Systeme etoit 
fond£ sur une egalite parfaite qui choquoit toutes les habitudes et une 
partie de ce qu'on s'etoit aecoutume" ä regarder comme des droits. 
Mais cette metne egalit* devant la loi, cette absence de tous les pri- » 
vileges etoient depuis longtems dans tous les esprits, on n'auroit pu 
s'en ecarter sans choquer toutes les opinions. Dans cet £tat des choses 
il ne pouvoit plus exister aueune ombre d'erdres separes, de corporations 
distinets, il eüt €\€ impossible de dasser ni la noblesse ni le derge 
dans les assemblees generales et particulieres autrement que comme ao 
proprietaires sans diviser les Etats dans deux chambres, idee avec la- 
quelle on n'etoit point encore familiarise" alors et qui repugnoit metne 
ä l'ancien usage de nos Etats, oü le veeu par töte et la r&inion en 
une seule section etoient introduits de tout tems. 

La Prärogative royale e^toit trop forte et etouffoit presque les » 
liberte's qu'on vouloit assurer ä la nation. II est certain qu'indepen- 
damment de la pr6rogative insgparable de la couronne, de convoquer, 
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de dissoudre, d'ajourner les Etats, l'initiative et toutes les nominations 
de leurs officiers lui Stoient devolues, ainsi que le choix meme des 
membres des Colleges electoraux qui elisoient les deputes. On prenoit 
la parole aux deputes en leur enlevant la facultö d'exprimer leur sens 
5 et celui de leurs commettans. Mais que n'avoit-on pas ä craindre des 
passions, de l'effervescence d'une chambre unique? pouvoit-on äever 
autour du tröne des barrieres assez fortes, si on vouloit que la tran- 
quillite publique fflt maintenue? La meme rlflexion a aussi inspir* 
l'idee de r^duire rexercice des droits de citoyens actifs ä un nombre 

10 de familles aussi boni6 que celui des quatre cents plus imposes par 
cercle. Les proprittaires sont les plus Interesses au mainnen de l'ordre; 
c'eloit donc ä leur influence qu'ü falloit recourir pour corriger ce que 
les Gemens dont on avoit eu le choix presentoient de vicieux. 

Je ne doute pas qu'ä l'aide de ces precautions et de ces correctifs 

i« la Constitution de 1808 n'eüt pu etre introduite dans toutes les parties, 
sans qu'il en resultät le moindre inconvenient pour les gouvernans 
et les gouvernes. Cette veritö fut sentie par V. M., son ministere 
et son conseil d'£tat d'alors, Elle fit reuiger et publier successivement 
les lois organiques destinees ä appliquer et ä developper les prin- 

» cipes dtablis dans la Charte constitutionnelle. Les directeurs des finances 
des cerdes recurent le 15 juillet 1808 l'ordre de dresser les listes 
des contribuables, afin qu'on püt choisir les 400 individus le plus forte- 
ment imposes et proc£der d'apres cela ä la formation des assemblees 
g£nerales destinees ä remplir les fonctions des Colleges electoraux. 

as Quelques-unes des institutions d€cr6tees par la Constitution, telles que 
les gardes urbaines, les gardes nationales, la gendarmerie s'etablirent 
plus tard. Je parlerai plus au bas des gardes nationales; la gendarmerie 
trouvera sa place ä l'article de la police generale du royaume, j'ai dejä 
traite du Systeme administrativ A peine ces mesures 6toient-elles prises 

ao que rtiorizon politique assez calme jusqu'ici se troubla de nouveau. 
L'automne de 1808 se passa en preparatifs, il fallut reunir l'armee en 
deux corps, la guerre eclata en 1809; 1810 se passa en negociations 
qui changerent les limites de l'£tat; 1811 laissoit prevoir la rupture 
avec la Russie qui eclata en 1812. 1813, 1814, 1815 furent des annees 

aß de guerre et d'incertitudes, en 1816 on regia d^finitivement les fron- 
tieres du cöt£ de l'Autriche. Cette Situation des choses prolongee si 
longtems exigea l'emploi de ressources extraordinaires et promptes, 
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une c£l£rit£ dans l'exlcution, une r£union de volonte absolue, incom- 
patible avec la marche legale constitutionnelle, mais lente d'assembl£es 
nationales, V. M. se vit forcee d'ajourner l'execution du plan qu'Elle 
s'£toit tracee ä cet egard. 

Quand le premier traite de Paris eut r6tabli la tranquillite generale, * 
que le congres annonce* ä Vienne alloit s'assembler sous les auspices 
les plus favorables, l'attention generale se porta sur les moyens de 
consolider le repos qui venoit d'fitre rendu au peuple, d'asseoir sur 
des bases solides la prosplrite' publique; l'ltablissement de constitutions 
assises sur des bases liberales lä oü il n'y en avoit pas eu, la creation »o 
d'assemblees repräsentatives sagement constituees qui partageroient avec 
le souverain le pouvoir legislatif, jouiroient avec le droit de Petition 
et de remontrances de celui d'accorder ou de refuser p€riodiquement 
Timpöt, parut un moyen d'y parvenir. Les meilleurs esprits, les auteurs 
les plus sages, les plus instruits comme aussi les tßtes les plus exaltees is 
s'occupeient ä l'envie de cet objet important Les plans de Constitution 
pleuvoient de toutes parts. Ces id£es passerent des cabinets des savants 
dans les tfctes des peuples. Dans plus d'un pays les souverains recurent 
des r£clamations formelles, qui leur demandoient de r£tablir les nations 
dans leurs droits anciens et legitimes. Dans les Conferences tenues ä » 
Vienne pour les affaires allemandes, personne ne parut douter que toutes 
les souverainetes de l'Allemagne ne dussent €tre ou devenir des monarchies 
limitees. L'Writier du tröne, par une 616vation de sentimens et un 
esprit de justice bien digne de lui, travailla pour la Baviere ä un plan 
de Constitution dont V. M. a eu connoissance. C£dant ä un voeu » 
aussi g£n6ral qui dans le fond n'ltoit que l'echo de ce que vous 
aviez d£jä mldite* et ex6cut£ en partie depuis longtems, je recus de 
vous, Sire, directement l'ordre prlcis de vous präsenter mes vues sur 
l'organisation et la mise en activite* des £tats g£ne>aux du royaume 
ainsi que la revision de l'acte Constitution nel du 1 er mai 1808, celui ao 
de proposer aussi en meme tems les membres d'une coramission com- 
pos£e des employes les plus distingu^s qui seroient charges de dis- 
cuter et de reuiger un plan de Constitution assis sur les bases qui lui 
seroient donnees. V. M. approuva le plan que je lui presentois, il tut 
consigng dans un rescrit du 17 septembre 1814. II prescrivoit: as 
a) une revision et non une abolition de la Charte de 1808 avec de 
justes egards aux lois organiques qui avoient €t€ publikes depuis 
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et aux lecons qu'on pouvoit avoir recues de l'experience. Cet 
acte contenoit plusieurs dispositions d'une Utility si generalement 
reconnue que c'efit &t& une injustice de priver les peuples de ce 
bienfait et une perte de tems de remettre en discussion ce que 
s personne ne contestoit 

b) II creoit une assemblee unique pour tout Ie royaume. Des ad- 
ministrations provinciales bornees dans leurs attributions n'auroient 
pas repondu aux voeux de l'opinion publique, des £tats pro- 
vinciaux eussent trop divise* les intertts, favorise la propagation 

w de cet esprit Stroit et provincial qui ne voit d'interessant que son 
local, de patrie que dans le lieu qui vous a vu naftre; je pensois 
en 1814, comme je l'avois cru en 1808, que cet ordre de choses 
dont on avoit eprouv£ la funeste influence en France sous l'ancien 
regime, convenoit moins encore ä un £tat form6 par des partes 

is aussi heterogenes que l'£toit la Baviere. 

c) Les principales dispositions de l'acte de 1808, telles que la suretf 
des personnes et des proprtetes, la libertö indtfinie de conscience, 
celle de la presse sauf les lois qui en reprimoient Tabus, les 
regles ftablies pour l'exercice du droit de citoyen actif, l'indepen- 

» dance de l'ordre judiciaire, la conservation des droits de la no- 
blesse tels qu'ils se trouvoient garantis par les Statuts organiques, 
particulierement ceux de ses juridictions, rentes et proprtetes 
foncieres, l'obligation de tous les citoyens de contribuer egale- 
ment aux charges publiques, sans distinction de rang, comme 

25 aussi celle du service dans l'armee et la garde nationale, la faculte" 
assuree ä tous de parvenir aux emplois, probendes et dignites, 
l'abolition de tous les Privileges particuliers quelconques, la 
destruction du servage, le changement des corvees illimitees en 
limitees, avec droit perp£tuel de rachat en faveur du corveable, 

» l'abolition de la confiscation des biens pour tout dflit, celui de 
desertion except£, le maintien de la condition des employes au 
service public tel qu'il avoit £t€ fix£ par la loi du 1 er janvier 
1805, celle du 28 novembre 1812 et l'acte de l'an 1808, la con- 
servation de l'institution de la gendarmerie, sous le point de vue 

» d'un moyen de force publique cr&e constitunonnellement, furent 
designes ä la coramission comme des maximes fondamentales 
dont eile ne devoit jamais s'ecarter dans son travail. 
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d) Le titre second de la Charte constitutionnelle qui traitoit de 
la famille royale, dut £tre indiqu£ ä la commission comme 
devant faire l'objet de son attention particuliere. Differens in- 
cidens survenus depuis la premiere publication exigeoient cette 
precaution. 5 

e) Tout ce qui tenoit au regime administrativ 6toit 61oign6 de la 
nouvelle r6daction, dont les commissaires etoient appeles ä 
s'occuper, comme sujet par sa nature ä des changemens in- 
compatibles avec la stabilite des principes constitutionnels. 

f) On demandoit au comit£ un avis motive" et detaill£ sur la for- 10 
mation et les attributions des deputations des cercles. 

g) Je profitai des lecons du passe* et du changement favorable et 
sage survenu dans l'opinion, pour diviser les £tats gen£raux en 
deux chambres: le s€nat (5Retcf|s«9tot) et celle des deputls. Le 
se*nat compose de droit des princes du sang qui auroient atteint i* 
l'Äge de 18 ans accomplis, des archeveques et öveques, des comtes 

et princes m£diatis£s et de tous ceux que la couronne jugeroit 
ä propos d'y nommer soit h€reditairement soit ä vie. Les droits 
et Prärogatives accordes aux ci-devans Etats de l'empire imm£diats, 
reconnus membres de cette chambre, en vertu des lois precd- 20 
dentes et nomm&nent de la d&laration du 19 mars 1807, leur 
etoient confirmes et les Privileges en tant qu'ils concernoient les 
personnes, elendus ä tous les autres membres de la chambre sans 
distinction. Ces Prärogatives personnelles consistoient: dans un 
c£r£moniel de chancellerie distingue\ la distinction dans leurs » 
possessions, d'etre nomm£s dans les pieces publiques apres la 
famille royale; en cas de d6ces de faire sonner les cloches de 
leur paroisse pendant huit jours pour leurs personnes et trois 
jours pour leurs Spouses et leurs fils, d'avoir toutes leurs causes 
reelles commises aux cours royales, de n'ttre justiciables que de » 
leurs pairs, c'est-ä-dire de la chambre rtunie, dans les procedura 
qui concernent l'honneur, la liberte* et la vie, d'entourer l'ecusson 
de leurs armes d'un manteau bleu, d'en surmonter la couronne 
d'un chapeau avec sept plumes d'e"pervier; le droit ind£fini de 
substituer leurs biens aux mäles, issus d'eux en ligne directe. La * 
dignite senatoriale hgreditaire passoit de droit aux descendans 
mäles du titulaire suivant l'ordre de la primoge*niture. Les membres 
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de cette chambre exercoient leurs fonctions gratuitement et ne 
pouvoient pr&endre ä aucune rttribution. 

h) La chambre des d6putes se composoit de la classe des villes et 
bourgs, de Celles des possesseurs de seigneuries et de justices 

s locales, des francs tenanciers et des universites; les autres fermiers 
se trouvant representSs par leurs proprietaires fonciers ne pou- 
voient reclamer le droit de d£puter ä l'assembtee des Etats ge- 
ne>aux. Ce principe pos6, on demandoit l'opinion des commissaires 
sur les questions suivantes: tous ceux qui ont droit de voter 

io ä l'assembie*e assisteroient-ils en corps, comme cela se pratiquoit 
dans les ci-devant Iitats provinciaux, ou seront-ils representes par 
des deputes? Dans quel nombre et quelle proportion seront-ils 
choisis? Les 61ections se feront-elles par le corps entier ou par 
les Colleges electoraux? Les electeurs seront-ils tir6s des seules 

•s classes indiquees ci-dessus ou d'autres citoyens non-e"ligibles 
comme d£put£s, seroient-ils cependant admis ä les choisir? 

i) On adjugeoit aux membres de la chambre des deputes une in- 
demnite pe"cuniaire aversionnelle. 

k) Le pouvoir de convoquer, d'ajourner, de dissoudre les deux 

» chambres e"toit declarf, comme il l'avoit de"jä £te" en 1808, in- 
härent ä la couronne. Elle devoit fitre convoquee au moins une 
fois Tan, en cas de dissolution une nouvelle chambre de deputes 
fitre formte dans l'espace de trois mois. Chaque nouvelle con- 
vocation devoit etre annoncee par une proclamation royale ex- 

* p6di£e dans les formes ordinaires qui d£signoit le Heu et l'6poque 
de la seance. Le monarque ouvroit et fermoit les sessions en 
personne ou par commission. Les membres de la premiere chambre 
recevoient des lettres de citation particulieres. 
1) Aucun depute" ne pouvoit fitre rendu responsable pour une opinion 

» e*mise dans le cours des discussions qu'en tant qu'il se seroit 
permis des expressions contraires aux reglemens de la chambre, 
aucun droit de prise de corps etre lance" contre lui durant 
le cours d'une Session que de Taveu de la chambre. Les re- 
solutions devoient se prendre ä la pluralitg absolue des suffrages, 

3s les Communications entre la cour et les Iitats avoir lieu par e*crit 
en forme de representations et de d£crets. 

La commission e*toit chargge de präsenter ses id£es sur la 
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forme de la publication et de l'acception de la Constitution, celle 
dans laquelle les deux chambres traiteroient entr' elles, la police 
interieure des £tats generaux. L'initiative decrttee en faveur de 
la couronne en 1808 lui 6toit conservee. On indiquoit cependant 
les objets suivans corame 6tant de la comp&ence absolue des s 
deux chambres et devant necessairement dependre de leur con- 
sentement: 

1. La publication, Tabolition, 1'explication de toutes les lois ou 
reglemens; 

2. la fixation et l'octroi de l'impöt direct qui ne pourroit jamais w 
6tre accorde* pour plus d'un an; 

3. l'alienation des biens, des fondations ou un changement quel- 
conque de leur destination primitive; 

4. la creation d'un nouvel ordre religieux et en general de toute 
communautl soumise ä une influence Gtrangere, ainsi que le »s 
retablissement d'un institut de ce genre qui auroit supprim£; 

5. toutes les naturalisations et les admissions aux droits de citoyen 
actif; 

6. tout emprunt ou Constitution d'hypotheque en se r£terant aux 
lois qui avoient dejä 6t6 publikes sur cet objet; » 

7. les Privileges reels accordes aux princes et comtes ci-devant 
immldiats par la Ioi du 19 mars 1807 leur £toient confirmes 
dans toute leur gtendue pour leurs terres et seigneuries. 

8. L'administration du fonds d'amortissement de la dette publique 
£toit remise ä une commission composee de dgputes des deux » 
chambres, presid^e par un commissaire royal. Les comptes 
courans de cet institut devoient fitre revus et apposes dans 

la chambre des comptes. Tous les ans ä l'ouverture de la 
session ordinaire les deux chambres recevoient un rapport 
detaille des Operations qui avoient 6t£ faites dans le courant ao 
de l'ann^e, et de la Situation des caisses qui seroit portee 
ensuite ä la connoissance du public par la voie de l'impression. 

9. V. M. se r£servoit l'examen et la sanction ou le rejet de tous 
les changemens que les chambres feroient aux projets de lois 

et reglements qui y seroient portes. 3s 
10. Elle pourvoyoit au cas extraordinaire, oü l'urgence des circon- 
stances rendroit la reunion des Etats generaux irapossible et 
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oü cependant le salut de l'fitat exigeoit impeneusement qu'on 
recourüt ä l'emploi de mesures promptes et efficaces, en arrStant 
le principe que dans cette hypothese et dans cette hypothese 
seule le gouvernement pourroit de sa propre autorite deofter 
5 la levee d'impöts extraordinaires, qui cependant ne seroient 

valides que pour un an au plus et devroient fitre sournis ä 
la d&iberation des Etats generaux au bout de cette penode 
ou plus töt, si les circonstances permettoient qu'on les 
rassemblät. 

10 On tentoit aussi dans le plan dont je parle de donner ä la Con- 
stitution une garantie qu'on n'avoit pu placer dans celle de 1808. II 
etoit assez difficile d'en trouver le moyen. On ne pouvoit gueres songer 
ä legaliser de nouveau la facultä que les anciennes chartes donnoient 
aux Etats de se liguer entre eux pour la conservation de leurs privi- 

is leges; ce moyen consequent pour le tems, oü il avoit 6te introduit, ne 
convenoit plus ä nos institutions modernes. La doctrine de la resistance 
que malheureusement la force des choses a activde plus d'une fois ne 
pouvoit gueres entrer dans la pensee d'un legislateur, beaucoup moins 
encore dans le texte d'une loi; une garantie etrangere presentoit les 

» plus grands inconveniens, la creation d'un tribunal Charge^ specialement 
de prendre connoissance de toutes les contraventions avoit 6t£ essayee 
en France et y avoit entraine de grands maux. On imagina de placer 
cette garantie dans le sein de l'£tat et d'en charger la premiere chambre 
des Etats generaux qui par l'independance de ses membres et la masse 

2s des propri&es foncieres qu'elle reunissoit paroissoit la plus propre ä 
repondre avec succes ä cette confiance. Une commission devoit etre 
nommee d'une seance ä l'autre et tiree des deux chambres par la voie 
de l'election libre; tous les individus qui auroienf ä se plaindre que 
les formes ou le fond des lois constitutionnelles avoient 6t6 violes ä 

ao leur egard pouvoient y porter leurs reclamations; le comitg les rejetoit 
de suite, si elles lui paroissoient mal fondöes; s'il les trouvoit justes, 
elles etoient d£fe>ees ä la premiere chambre ä l'ouverture de la pro- 
chaine session pour y fitre prises de nouveau en consideration et 
suivant le resultat de ce nouvel examen mises de cöte ou recommandees 

36 ä la justice du monarque, qui s'engageoit ä redresser sur le champ 
le grief ou ä en renvoyer l'examen aux tribunaux qui jugeroient l'affaire 
et feroient ex£cuter leur arrßt sans retard ni obstacle. 

M o n i g e I a s , Comple rendu. 6 
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Teiles etoient les bases d'apres lesquelles V. M. avoit jug£ 
que la Constitution de 1808 devoit ßtre revisee. Elles assuroient 
ürtvocablement aux citoyens tous les droits que cette Charte leur avoit 
garantis. Elles donnoient au tröne toute la force necessaire pour main- 
tenir la tranquillite' publique, Tintöresser au maintien des lois, les faire 5 
executer. Elles remettoient toute l'influence ä l'instar de la Charte de 
1808 dans les mains de la classe la plus propre ä l'exercer avec sagesse 
et moderation, celle des proprigtaires. La definition exacte des attri- 
butions reserv£es aux Etats g£n£raux remplissoit une des grandes la- 
cunes qui etoit rest£e ouverte dans la rGdaction de 1808. 10 

Ces avantages palpables n'empßcherent pas que ce travail ne 
trouvät des critiques severes dans la commission meme qui avoit £te 
chargee de rediger l'acte constitutionnel. On trouvoit: que la sphere 
des deliberations du corps legislatif 6toit trop restreinte par l'initiative 
royale et la defense de la loi de ne s'occuper d'autres objets que de »s 
ceux qui lui seroient communiques par cette voie; qu'il eüt ete plus 
juste de lui permettre de faire des motions de porter de lui-meme au 
tröne ce qui lui auroit paru utile. On se plaignoit que l'impöt indirect 
n'avoit pas 6te rendu annuel comme l'impöt direct. On y trouvoit une 
diminution deplacee du pouvoir des deux chambres. On censuroit 20 
la pr€rogative discr£tionnaire attribuee ä la couronne de lever d'autoritg 
des impöts dans les tems de presse; on le regardoit comme un 
exemple qui pouvoit facilement tirer ä des cons£quences dangereuses. 
Quelques personnes considerent la premiere chambre comme un institut 
trop eher, difficile ä remplir, au-dessus de la categorie et des moyens 2s 
du royaume, plus nuisible qu'utile en ce qu'elle compliquoit la marche 
des dllib£rations. On alloit meme jusqu'ä se plaindre de la grande 
influence laiss£e ä la propri€t£, puisque c'6toit ä la sagesse et non 
aux richesses que devoit appartenir rinfluence, si reellement on n'avoit 
en vue que le bien public. » 

Ces objections, si non litt£ralement, du moins indirectement furent 
produites ä la commission dans plus d'un suffrage; elles occasionnerent 
m6me de sa part la question, si eile etoit censee tellement restreinte 
aux bases qui lui avoient ete donn£es qu'il ne lui fut pas permis de 
presenter des vues qui s'en gcarteroient? Sur la räponse affirmative » 
de V. M. les deliberations s'ouvrirent, et la majorite" se prononca 
pour le plan du gouvernement. Le rapport de la commission ainsi 
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que la rtdaction de l'acte constitutionnel furent acheves et presentes 
ä l'approbation de V. M. ä l'epoque qu'Elle avoit fixee, celle de 
son retour de Vienne, au printems de 1815. Le moment, oü la cam- 
pagne alloit s'ouvrir et oü les preparatifs militaires absorboient tous 

ß les raoyens et toutes les attentions, ne paroissoit pas propre ä l'examen 
calme et mür d'une affaire aussi majeure; eile fut et dut Stre ajournSe. 

En 1816, Iorsque les limites de l'£tat eurent €\€ d^hnitivernent 
regtees, on en revint aux id£es constitutionnelles, et pour prekärer 
l'introduction de la representation nationale, il fut resolu dans une 

10 Conference tenue le 17 juin que les assembl£es des cercles seroient 
etablies. Des dispositions tres urgentes relativement aux finances, le 
voyage de V. M. aux eaux de Baden, les details des negociations 
pour le manage de Sa Majeste l'imperatrice d'Autriche, le dernier sejour 
de la cour ä Vienne, ma maladie ne permirent pas qu'il fut donn£ 

16 suite ä cet arr£t£ du conseil des ministres. 

II auroit d'ailleurs, independamment de ces incidens, demande 
du tems et des deliberations; les questions suivantes se presentoient 
tout naturellement ä son sujet et devoient fitre decidees avant tout: 
Ces assemblees devoient constituer des especes d'£tats prelimi- 

ao naires et destines ä servir d'essai et d'introduction ä une reunion 
generale de tout le royaume. Convenoit-il de les borner aux objets 
que leur avoit assignes la Constitution de 1808 ou n'£toit-il pas plus 
ä-propos d'ltendre leurs attributions ä la legislation, ä l'impöt, ä une 
surveillance sur les fondations, les travaux publics? La cour en nom- 

25 meroit-elle les membres, comme l'avoit regte l'acte de 1808, ou les 
£lections seroient-elles libres? Comment auroit-elle lieu, si on adoptoit 
cette voie, seroit-ce par un concours general ou par des Colleges 61ec- 
toraux? Dans l'une ou l'autre hypothese quels seroient les Siemens de 
cette assembl£e? Les propri&aires seuls y assisteroient-ils ou y ad- 

30 mettroit-on d'autres classes? Y auroit-ii une difference entre r&igibilite" 
active et passive? Les deputes £lus ou nommes se reuniroient-ils en 
une ou deux sections? Admettroit-on dans la composition de l'assembtee 
une certaine proportion de differentes classes dont se compose la 
soci&e? 

35 Rien n'avoit pu €tre prononce" ni meme mis en deJiberation sur 

ces differens points jusqu'au premier fevrier 1817. On peut dire avec 

une entiere certitude que jusqu'alors le royaume avoit une Constitution 

6* 
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et des lois organiques constitutionnelles en pleine vigueur et dont l'ob- 
servation avoit 6te" jur6e g£neralement et faisoit encore partie du serment 
que les employ£s prßtoient ä leur installation, mais qu'il n'existoit pas 
d'assemblle repräsentative, quoique les principes de sa formation 
eussent £t£ traces par V. M. Elle-meme, et que tout füt pr£pare pour s 
sa decision finale sur cet objet; que le pouvoir tegislatif residoit tou- 
jours dans la couronne, mais que V. M. ne l'a jamais exerce" qu'avec 
les formes voulues par les lois, et qu'il ne l'a jamais employe* d'une 
manifcre qui püt blesser les droits et Prärogatives garantis par les 
Statuts constitutionnels aux difförentes dasses des citoyens, individuelle- w 
ment ou collectivement. 

Apres avoir trace les d£tails exacts de ce qui s'est fait au sujet 
de l'&ablissement de la Constitution en g£n£ral, il me reste pour Com- 
puter le tableau ä considerer les rapports oü les lois ont place* les 
divers Stats de la soci&e* relativement ä elles-memes et ä l'ensemble. »s 
Je commence par la dynastie r^gnante, d'oü je passerai ä la noblesse, 
au clerg£, aux habitans des villes, ä ceux des campagnes. 



La dynastie regnante. 

Des lois de familles anciennes et nouvelles regloient depuis long- 
tems l'ordre de succession ainsi que l'inalienabilite* des possessions. 
Elles avoient etabli la primogSniture, fix£ la majorite ä dix-huit ans, » 
d£cret6 l'exclusion perpetuelle des princesses, d£termin6 la formule de 
leurs actes de renonciation, prononce* que l'apanage des cadets qui 
n'auroient ni eveches ni autres b£n£fices monteroit ä cent mille fiorins 
au plus. Ces dispositions £num£rees d'une maniere plus particuliere 
et plus d6taill£e dans les pactes de 1771 £toient adoptees par tous les 2s 
agnats et garanties depuis 1779 par les principales puissances du 
continent. 

V. M. pensa aussitöt apres son avenement au titre du duche de 
Deux-Ponts et avant de parvenir ä l'electorat que les tems exigeoient 
que I'union entre les princes de la maison füt resserree plus etroitement 30 
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et qu'on y ajoutät un nouvel int£r£t en ins6rant dans l'acte qui con- 
stateroit des dispositions paternelles et bienveillantes dont le duc de 
Brunswic avoit donne* l'exemple en 1791 et qui convenoient ä 1'esprit 
du siecle. Elles furent adoptees dans le reces signe" ä Ansbach le 

s 12 octobre 1796. Les exspectations et les survivances devoient cesser 
ä jamais, et V. M. comme hantier presomptif des Etats bavaro-palatins 
s'engagea solennellement vis-ä-vis de ses agnats ä ne jamais introduire 
ni toterer cet abus, qui sacrifioit les talens sans protecteurs aux puis- 
sances du moment, d£moralisoit les familles en ouvrant un vaste et 

io nouveau champ aux speculations de la cupidite\ L'obligation du sou- 
verain de menager les revenus publics dont il n'e'toit que le dispensataire 
et non le proprtetaire et de ne les employer que pour le bien general 
6toit exprime'e, comme cette ve'rite ne l'avoit jamais 6te\ On en tiroit 
la consequence qu'aucune dette ne pouvoit Gtre contractee que pour 

15 cause de necessite" ou d'utilite, que ces besoins devoient Stre constates 
par une deliWration des principaux officiers civils et le capital leve* de 
maniere ä ce que les termes et les moyens du remboursement fussent 
dtfinis d'avance et les fonds nScessaires assignes. On declaroit pour 
la premiere fois les domaines r£ali£nables en n'en exceptant que la 

» concession des terres ä bail he*reditaire et la libre disposition des acquits 
de chaque prince, sa vie durant. Les fiefs qui retomberoient devoient 
fitre incam£res sans pouvoir €tre confe're's de nouveau sous quelque 
pr£texte que ce füt. Cette s£v£rite' dans les principes e"toit dictee par 
le d£sir louable de porter le produit des domaines ou taux qui permit 

25 de ne pas imposer de nouvelles charges aux peuples. L'h£redite* des 
charges £toit abolie comme egalement injuste, abusive et contraire ä 
l'ordre public, on se promettoit qu'il ne seroit jamais accorde" de Privi- 
leges qui en favorisant une famille devenoient pre"judiciables ä tous, tels 
que des exemptions de juridiction, de nouvelles justices, des franchises 

ao d'impöt. On rendoit hommage aux moeurs publiques, aux convenances 
sociales et ä la dignite* de la souverainete* par la clause qui fixoit ä 
30000 florins le maximum du capital qui pourroit Stre assigne* ä un 
enfant naturel, et ä 60000 florins la dotation d'un fruit qui proviendroit 
d'un manage dispart. II ne devoit pas etre permis de lever ces derniers 

36 ä un titre de noblesse supe"rieur ä celui de baron. Ces sommes ne 
pouvoient etre prises que sur l'aveu du souverain et ne devoient jamais 
tomber ä la Charge de l'£tat. 
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V. M. s'engagea ä sanctionner ces principes par autant de lois 
solennelles qui seroient rldigees d'apres les diverses constitutions des 
provinces, 18 mois au plus tard apres son avenement ä l'electorat, et 
d'y faire accecier tous les princes de sa maison. V. M. voulut que 
cette condition füt remplie aussitöt apres son avenement ä la regence, s 
Elle m'enjoignit de communiquer les pactes de familles au ministere; 
on en fit part ensuite aux Iitats des provinces. II produisit d'abord 
une Sensation peu favorable; quelques-uns de vos ministres trouverent 
qu'il genoit trop le pouvoir et l'action de l'administration financiere, 
les Iitats crurent voir dans l'obligation de ne plus accorder certains 10 
Privileges un eloignement pour tous ceux qui existoient, qui pourroit 
bien preluder ä leur abolition. Iis se proposoient m£me de faire des 
representations contre ces principes, si feu mon beau-pere ne leur eflt 
fait sentir que cette demarche seroit absolument illegale et qu'on ne 
pourroit prescrire au souverain l'usage qu'il jugeoit ä-propos de faire is 
d'une prörogative incontestable. Ces pr£juges se dissiperent peu ä peu, 
on se convainquit que le texte meme de l'acte contenoit le correctif 
de ce que quelques expressions annoncoient de trop severe. Les diverses 
clauses recurent leur ex6cution, quelques-unes peut-etre avec trop de 
c£16rite\ La pragmatique du 20 octobre 1804 sur les domaines » 
et la Constitution de la dette publique, l'accession du prince 
royal du 4 novembre de la meme annee complela la legislation ä cet 
egard. 

La Baviere 6tant devenue en 1806 par la paix de Presbourg et 
la dissolution de Tempire germanique un £tat souverain, ce changement w 
dans l'ordre des choses dut entralner des modifications dans les Statuts 
de famille; l'assiette des apanages n'avoit pas £ti bien dtfinie, le montant 
des douaires tenoit ä l'usage plutöt qu'ä une loi positive, le consentement 
du chef de la maison aux mariages des princes cadets £toit de conseil 
plutöt que d'obligation; ces princes devenus majeure ne dependoient so 
presque plus de leurs parens memes, le conseil aulique de l'empire 
reclamoit sur eux la juridiction au nom <du chef du corps germanique 
de qui ils relevoient directement. II s'agissoit de recüfier ces prin- 
cipes qui ne cadroient plus avec les circonstances, de rattacher les 
anciennes idees aux nouvelles, de d^finir particulierement la maniere 35 
dont les causes personnelles et reelles de la dynastie seroient jugees. 
Ce fut Tobjet du Statut de famille du 28 juillet 1808. 
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Lors du manage de Sa Majest€ l'imperatrice d'Autriche la cour 
de Vienne dans le cours de la correspondance personnelle et con- 
fidentielle que j'entretins avec le prince de Metternich par ordre de 
V. M. desira qu'on voulüt bien lui communiquer les partes de famille 
5 de votre maison, j'ai recu l'ordre de les lui promettre. Comme la 
r£daction de 1808 ne pouvoit plus convenir ä I'£tat des choses en 
1816, puisqu'on y parloit d'institutions dont on s'occupoit alors, mais 
qui n'existoient pas encore, que d'ailleurs le comit^ de revision de 
la Constitution avoit manifeste sur l'ordre dans lequel les princesses 
io devoient fitre admises ä la succession, si la dynastie venoit ä manquer 
dans les mäles, des doutes sur lesquels il demandoit une explication 
qu'on ne pouvoit se dispenser de lui donner, V. M. voulut par cette 
double raison que je reunisse en seance ceux des membres de ce 
comite" qui se trouvoient dans la capitale, pour qu'ils s'occupassent d'une 
is nouvelle r£daction du Statut de famille plus appropriee au moment. 
Le travail fut achev£ et approuve en octobre 1816; pour que cependant 
on ne parüt pas avoir dress£ un nouveau Statut absolument ä raison 
de l'affaire qui se negocioit, on prit la partie de l'antidater; il parut 
et fut envoy6 ä Vienne sous la date du 18 janvier 1816. 
ao D'apres cette legislation: 

a) La maison royale de tout tems est composee des princes et 
princesses issus des monarques ou de leur anc&re commun par 
union legitime et reconnue, ainsi que de leurs epouses et de 
Celles de leurs veuves qui ne se remarient pas. 
25 b) La loi soumet ä la juridiction du souverain regnant ainsi qu'ä 
sa surveillance, teile qu'elle est dtfinie par les Statuts, eile declare 
que, s'il est mineur ou empechG legitivement, ces droits sont 
exerces par le regent. 

c) Elle veut que le fils alne du roi porte le titre de prince royal, 
30 eile dtfinit son titre, ses armes et ceux des autres princes. 

d) Aucun des membres de la dynastie regnante ne peut contracter 
de mariage sans une permission du roi donnee par ecrit, sous 
le grand scel du royaume, eile est contresign^e du ministre 
seaötaire de la maison royale; ä dtfaut de ces formes et de cet 

äs aveu du monarque le mariage est nul de fait, sans aucune de- 
claration ultdrieure. Les enfans issus de cette union censes 
illegitimes, exclus de tous droits ä la succession; ils ne peuvent 
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reclamer ni dot ni apanage ni meme les effets d'un mariage 
dispart, mais simplement une pension aliraentaire sur l'alleu du 
pere. Le contrat d'un manage meme contractu dans toutes les 
formes legales n'est obligatoire qu'en tant qu'il a confirme 
par le monarque. Ces stipulations sont absolument nouvelles * 
dans l'etendue que ces lois dont nous nous occupons leur donnent. 
Le testament du duc Wolfgang de Deux-Ponts et de Neubourg 
de 1568 sc contente § 18 et 21 du conseil aux princesses de ne 
pas contractcr de mariage sans le conseil de leurs parens. Le 
pacte d' Ansbach en 1796 en rappelant ces dispositions § Vy w 
avoit ajoute la condition que leurs contracts de mariage seroient 
revfitus de la signature de tous les agnats, si on vouloit qu'ils 
fussent regardes comme engag£s ä en observer les conditions; 
du reste elles ne vont pas plus loin, ne passent pas les stipulations 
fixees par le droit commun. >* 
) Les actes relatifs ä l'6tat civil des membres de la famille royale 
sont dresses dans les formes prescrites par la loi civile du royaume, 
par le ministre secretaire de la maison, sur un ordre particulier 
du roi qui doit etre expedid pour chaque cas particulier et allegu£ 
dans l'acte. Cet acte est consign£ dans un registre, expedie en 20 
double, dont un exemplaire est d^pose" aux archives g£n£rales 
du royaume, l'autre conserve* dans l'archive privee de la famille. 
Les t£moins necessaires sont nommes chaque fois par le monarque, 
qui les choisit parmi les princes du sang, les ministres, les grands 
dignitaires de l'£tat et de la cour. Si le roi est absent ou empeche\ » 
le ministre secretaire est charg£ de ce choix. II est cependant 
tenu de les prendre dans les memes classes. Dans la supposition 
que le monarque et le ministre fussent egalement absents, un 
prince du sang majeur qui se trouveroit sur les lieux, et les deux 
employes les plus distingues du lieu, oü se passe l'acte, feroient » 
avec les cavaliers attach£s ä la cour les fonetions de temoins. 
L'acte r£dig£ par eux doit avant tout etre envoyS au ministre 
secretaire d'Iitat, celui-ci l'examiner, et s'il trouve que les lois 
et les formes ont ete duement observees, il les soumet ä la con- 
firmation du roi et en ordonne de suite le depöt aux archives. * 

En cas de deces des princes et des princesses le scelte est 
mis ou par le secretaire d'£tat, s'il est present, ou par le premier 
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officier civil du lieu en cas d'absence de sa part. Ces dernieres 
dispositions n'£toient pas nouvelles. Dans tous les tems les 
hentages des princes de la maison avoient £te traites par les 
autorites du prince regnant, du moins, quand ils Stoient domicilies 
s et decödes dans les £tats de leur maison; autrement on avoit 
des exemples que les tribunaux de l'empire s'etoient attribues 
ce droit. Le pacte de famille de 1771 le reservoit expressement 
au chef de la famille pour l'alleu, quoique contradicteur legitime 
relativement aux he>6tiers allodiaux. V. M. l'a exerce en 1799 ä 

io la mort de l'£lecteur, votre onde. On prit possession alors de 
l'alleu comme de fideicommis, on se contenta de le faire ad- 
ministrer separ£ment ahn qu'il püt rSpondre aux reclamations 
particulieres qui seroient formees, et dont on ne voudroit pas 
grever l'£tat. Elle subsista jusqu'ä ce que l^tablissement de la 

15 souverainet£ eüt change les idees et altert la nature des obligations 
k cet egard. 

f) La surveillance et la direction de l'&iucation des princes et prin- 
cesses de la famille appartient de droit au monarque, qui est 
autorise ä prendre en general toutes les mesures et faire toutes 

20 les dispositions qui lui paroltront propres ä maintenir la tran- 
quillite\ conserver l'honneur et procurer le plus grand avantage 
de sa dynastie. Aucun membre de la famille royale ne peut 
sortir du royaume sans la permission du roi. Ces principes en 
tant qu'ils concernoient l'education, etoient conformes ä ceux que 

aß • le § IV du reces d'Ansbach avoit dejä reglös. 

g) La loi 6tablit la succession lineale agnatique et le droit de primo- 
geniture. Un prince pour Stre habile ä succöder doit etre legi- 
time et issu d'une union reconnue pour assortie et non-dispar 
(ftanbesmäfeig) par la famille. 

30 A l'extinction totale de tous les mäles de la maison royale 

la succession est devolue ä Celle des princesses qui se sont 
£tablies avec le consentement du roi. Elles ne peuvent cependant 
regner elles-memes, mais simplement transmettre leurs droits ä 
leurs hentiers mäles en suivant pour l'ordre de succession le 

as degr£ de proximite de la personne du dernier monarque de 
maniere que sa fille excluroit toutes les autres, ainsi de suite. 
Les princesses ne peuvent tenir elles-memes les renes du gou- 
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vernement; Ies actes de renonciation qui avoient £te" en usage 
jusques-lä sont d£clar& inutiles. II suffit ä l'avenir de relater 
dans le contract de mariage le § 27 du Statut de famille, qui se 
rapporte ä leur droit de succession. Le prince, appele ä la succession 
par le droit de sa mere, ne doit pas posseder ou fitre he'ritier s 
d'autres Iitats qui seroient situds hors de rAllemagne; s'il ne 
vouloit pas renoncer ä ses autres possessions, son droit seroit 
devolu ä l'h^ritier le plus proche. L'enfant male d'une princesse 
destinee ä re"gner re*sidera dans le royaume et y sera eleve. 
Quand m£me il gouverneroit d'autres pays allemands, il n'en w 
seroit pas moins tenu d'etablir sa demeure habituelle et le siege 
de son administration dans le royaume de Baviere. Ces reglemens 
tcndent ä asseoir sur les bases les plus solides qu'on a pu 
imaginer, la perp£tuite de la succession dans la famille regnante, 
ä conserver l'inde"pendance du royaume, ä empecher qu'il ne is 
tombe entre les mains d'un monarque qui par la langue, les 
moeurs et les principes lui seroit absolument Oranger. Tout ce 
Systeme est et ne pouvoit fitre etabli qu'en vertue de la sou- 
verainete\ Dans le ci-devant empire germanique les femmes 
n'eussent pu hinter de terres r£puties fiefs masculins de l'em- » 
pire, et ä l'extinction de toutes les branches masculines de la 
dynastie la succession eüt &e" r£damee par le fisc imperial pour 
le compte des domaines de l'empire, dispute^ par les heritiers 
allodiaux et auroit fini probablement par devenir le jeu de spe- 
culations politiques. 25 

Les renonciations des princesses sont d'un usage tres ancien, 
elles ne s'ötendoient d'abord qu'aux peres, meres, ondes, neveux, 
freres. Le pacte de famille de 1771 statua pour la premiere fois 
qu'elles comprendroient les agnats mäles de toutes les branches, 
sans exception aucune, et qu'on s'en communiqueroit mutuellement » 
le formulaire. Ce principe fut rappelt et confirme" dans le § 5 
du reces d'Ansbach. 

Les deux filles ainees de V. M. en se mariant dans un tems, 
oü la Constitution germanique existoit encore, l'une au prince 
Eugene, l'autre au prince royal de Wurtemberg, firent en janvier 3s 
1806 et en juin 1808 les renonciations d'usage revfitues de toutes 
les formaliter prescrites par les lois de la maison. Lorsque Sa 
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MajestS l'imperatrice d'Autriche d'aujourd'hui s'unit ä son auguste 
epoux, la souverainetö qui existoit dejä, le nouveau Statut de 
famille qui venoit d'fitre publik, l'eussent dispensee de cet acte de 
renonciation. V. M. cependant, par dtference pour l'opinion 

5 publique, voulut qu'elle eüt lieu, suivant un formulaire tres complet 
et tres 6tendu qui avoit &i€ arrfite d'avance entre les deux cours. 
Cette ceremonie se passa le 2 novembre 1816 en presence de 
l'ambassadeur d'Autriche, des ministres, des grands dignitaires de 
la cour, du conseil d*£tat en corps. 

10 Le passage du Statut qui exige un manage egal et non-dispar 

pour les raerabres de la famille royale ne fait que rappeler un 
usage Itabli de toute antiquit£ dans la maison bavaro-palatine. 
h) S'il ne reste plus d'hentiers d'aucun sexe dans la dynastie et 
qu'on ait perdu jusqu'ä l'espoir d'un voir naltre, la loi impose 

w au monarque regnant le devoir de chercher ä assurer la succession 
en entrant en negociation avec une autre maison regnante de 
T Allemagne pour en obtenir un de ses princes qui ne seroit ni 
possesseur ni hentier d'un autre pays. Le prince sur qui tombera 
le choix sera adopt£ par le monarque, il entrera dans tous les 

20 droits d'un membre de la ligne directe et prendra le titre de 
prince bavarois, il succ^dera de plein droit; si cependant le roi 
regnant venoit ä avoir des enfans, ses droits cesseroient pour 
le moment et dormiroient jusqu'ä l'extinction de cette nouvelle 
ligne, il conserveroit cependant le titre et les Prärogatives d'un 

25 prince de la maison. S'il n'y a ni heritiers legitimes ni adoption, 
la regence creee par la loi prend les renes du gouvernement 
sous l'obligation de pourvoir dans les six mois ä ce que le 
tröne soit occup£ conformement aux principes qu'elle elablit. 
Le Statut n'exclut pas du reste les pactes de confraternite\ qui 

30 pourroient 6tre conclus avec d'autres maisons souveraines. II les 
confirme d'avance comme valides et autorises par la Constitution. 
II est clair que cette theorie est absolument nouvelle et n'a pu 
etre que la suite de la doctrine de la souverainete. On a eu 
en vue en l'&ablissant de prevenir de son mieux la chance des 

3s elections nationales qui partout, oü elles ont eu lieu, sont devenues 
la source de tant de troubles. Les pactes de confraternite et de 
succession reciproque gtoient admis dans l'ancien empire ger- 
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manique; leur execution ne souffroit aucune difficultE, quand ils 
avoient EtE confirmEs par les empereurs ou que des spEculations 
politiques n'y mettoient pas trop d'obstacles. II est remarquable 
que nos princes n'en ont jamais conclu. 

i) Les princesses sont exclues meme de l'alleu tant qu'il existe s 
des mäles dans la maison royale. Ce n'est qu'ä leur extinction 
absolue qu'elles entrent dans leurs droits ä cet egard. Ceux-ci 
ne peuvent cependant s'etendre aux objets qui sont des propriEtEs 
nEcessaires et insEparables de la couronne, tels que les registra- 
tures, les archives, bätiments publics, arsenaux, armes, munitions, 10 
ornemens de chapelle, mobiliers de la couronne, celui des resi- 
dences et des chäteaux, le tresor de la couronne, toutes les 
collections publiques appartenantes aux arts et aux sciences, l'argent 
comptant, les grains, l'arriere des impositions et autres perceptions, 
en tant que la continuation de la rEgie administrative en dopend, is 
ainsi que tout ce qui a EtE acquis aux depens du trEsor royal. Le 
pacte de famille de 1771 avoit dEjä Etabli les meines principes; ceux 
qu'avance cette nouvelle loi, n'en sont que les simples commentaires. 

k) L'apanage des princes cadets est fixe" ä une somme qui ne pourra 
jamais depasser 100000 florins, eile sera acquittee en especes » 
sonnantes et non assignee sur des terres, eile est payable par 
le trEsor royal en douze termes Egaux de mois en mois. Le roi 
la cree par un acte particulier, quand le prince se marie et forme 
par lä un Etablissement. Jusques-lä la somme qui est jugee ne- 
cessaire ä son entretien est r^glee tous les ans par le chef de » 
la maison; les cadets majeure et non fils de roi n'ont droit jusqu'ä 
leur mariage et ä leur Etablissement complet qu'ä la jouissance 
du tiers de l'apanage. Tout prince de la famille est tenu de 
soumettre ä l'approbation du roi toutes les dispositions par- 
ticulieres qu'il fait dans sa branche. II doit aussi pourvoir de ses » 
propres moyens ä l'Etablissement de ses enfans et aux douaires 
de son epoux, sans avoir d'autres pretentions ä former sur la 
couronne que Celles que la genErosite du souverain pourroit lui 
donner, si sa famille devenoit trop nombreuse. Le prince royal 
pour sa personne est exime de ces regles genErales Etablies pour 35 
tous les autres, on se reserve de pourvoir ä son entretien par 
un reglement particulier. 
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Les apanages sont tres anciens et viennent de l'obligation 
naturelle ä un pere de songer ä l'etablissement de ses enfans. 
Ce devoir etoit facile ä remplir tant que subsista l'usage perni- 
cieux de partager les £tats par portions Egales entre tous les 

s fils qui n'embrassoient pas l'etat ecclesiastique. II devint plus 
difficile, quand l'etablissement de la primog^niture en 1568 et 
1578 eut oblige de s'occuper d'une autre maniere de la sub- 
sistance des cadets. Nos actes sont remplis de leurs plaintes, 
de leurs pretentions, de la resistance qu'y opposoient les sou- 

io verains. Le traite de 1771 a pour la premiere fois coupe court 
ä ces difficultes en etablissant le maximum de 100000 florins 
pour tous les princes cadets fils d'electeur qui n'auroient ni 
£vech6s ni Wnefices ni autres raoyens d'existence. 

V. M. s'en est tenu strictement aux obligations que lui im- 

i5 posoient ces pactes et aux regles qu'ils etablissoient. Elle a 
pourvu ä l'entretien, ä l'education et aux mariages de sa famille 
de la maniere la plus gen^reuse. Lors de l'etablissement du prince 
royale en 1810 son apanage fut fixe ä 227000 florins avec un 
palais en ville et une residence de campagne toute meubiee, d'abord 

» ä Innsbruck et ä Salzbourg, ensuite ä Wurzbourg et ä Aschaffen- 
bourg. On y a ajoute tous les agremens de detail qui pouvoient 
repondre ä la tendresse de V. M. et au rang eminent de la per- 
sonne. Quand le prince Charles fut devenu majeur en 1813, V. M. 
en continuant de pourvoir ä son entretien personnel, lui assigna 

äs une somme particuiiere pour ses autres depenses. Elle y joignit 
en 1815 le don pur et simple d'une rente annuelle de 20000 florins 
payable par le fond d'amortissement, ä qui le tresor royal en 
devoit fournir le capital par des papiers, portant inter^t de 5%. 
Le duc Guillaume de Baviere et sa branche furent aussi traites 

30 d'une maniere conforme aux engagemens qui avoient ete pris ä 
leur egard. Iis remontoient au tems du duc Charles, frere de V. M. 
Iis avoient ete la suite de pretentions que cette branche cadette 
auroit pu former sur le duche de Deux-Ponts ä l'extinction de 
la ligne de Neubourg, pretentions sur lesquelles les cours de 

35 France et de Prusse dont on avoit demande le conseil s'etoient 
expliquees d'une maniere assez ambiguö, pour donner l'inquietude 
sur la marche qu'elles suivroient en cas d'evenement. Le duc 
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Charles qui desiroit mettre cette affaire en regle en chargea le 
baron de Hofenfels son conseiller intime qui conclut le 22 juillet 
1783 un reces avec le duc Guillaume en vertu duquel ce prince 
en renoncant ä ses pretentions obtiendroit la jouissance entiere 
de toutes les possessions de la maison Palatine en Alsace jusqu'ä s 
la Queich avec toutes les Prärogatives considerables que les 
lettres patentes des rois avoient garanties ou garantiroient encore; 
on lui promit aussi ä la meme epoque le titre de duc de Baviere 
pour lui et ses descendans. Cet arrangement fut renouvele et 
confirme par une seconde declaration donnee ä Carlsberg le 10 
27 mars 1784, rappelt dans le preambule du pacte d' Ansbach 
du 12 octobre 1796 avec la promesse formelle qu'il seroit pro- 
cede" le plus töt possible ä la rgdaction d'un reces apanagial. 

Aussitöt que V. M. fut parvenue ä la regence, Elle fit pro- 
clamer son titre de duc de Baviere, en y joignant les assurances is 
les plus positives que sa parole seroit degagle et en lui assignant 
un apanage provisoire plus conside"rable que ne l'£toit celui dont 
il jouissoit. En 1802 l'occasion d'executer de ce qui avoit 6ti 
promis se presenta. La cession du Bas-Palatinat ä la maison de 
Bade achevoit d'isoler le duch£ de Berg. On crut que cette pro- ao 
vince pouvoit remplacer les terres d'Alsace qui ayant passe* ä la 
France n'£toient plus disponibles pour l'objet auquel on le 
destinoit. On assigne donc cette province au duc de Baviere 
pour lui, ses heritiers et successeurs, en y appliquant strictement 
les memes principes administratifs qui auroient eu Heu en Alsace 25 
et en assignant un revenu qui rcpondit parfaitement ä celui, 
auquel ces possessions £toient evaluees. On partit de la somme 
de 227 000 l ) florins comme Surrogat de ce qu'auroient valu les 
terres d'Alsace en abandonnant pour y fournir tous les revenus 
du duch6 de Berg ä l'exception de l'impöt direct, parce qu'il » 
n'auroit pas non plus joui de la taille en France. Ahn de lui 
remplacer les droits regaliens on lui abandonna tous les d^tails 
de l'administration, la nomination aux places, la direction de la 
regence et de la cour de justice, ainsi que les palais. V. M. se 
rdserva par suite du domaine supreme et Eminent que le gou- 35 



») Soll fci&cn: 225000. 



Digitjzed by Google 



95 



vernement francais auroit garde* aussi, la surveillance supreme qui 
devoit £tre exerc£e en son nom par le conseil de Dusseldorf, le 
pouvoir legislatif, l'appel en dernier ressort par la cour suprfime 
de la province qui devenoit ce que le conseil superieur de 

5 Colmar eut 6te* en Alsace, le droit de faire gräce, la direction 
de la force armee. 

Cet ordre de choses arrßt£ le 30 novembre 1803 subsista jusqu'en 
1806 que le duchg de Berg fut c£d6 ä la France. V. M. etablit 
alors la residence du duc de Baviere ä Bamberg, lui c£da la 

io jouissance du chäteau de cette ville, ainsi que du palais d'£te 
de Seehof, lui continua pour lui et ses h£ritiers la rente annuelle 
de 227 000 l ) florins qui lui avoient constamment et£ promis sans 
lui assigner aucune terre. Cest ainsi que ce prince a toujours 
6t£ ^tabli depuis. Le couvent de Banz est un acquit particulier 

16 qu'il a pay€ de ses deniers et oü il n'exerce d'autres droits que 
ceux que la loi constitutionnelle donne ä tous les possesseurs des 
seigneuries, la classe de celle de Banz. 
1) Les princesses 6tant traitees avec cette s£v6rite\ il 6toit juste que 
la loi pourvüt ä leur entretien et ä leur dot. Elle distingue 

ao quant ä l'entretien trois hypotheses: celle oü elles sont mineures 
et sous la puissance paternelle; il est pourvu alors leur entretien 
et leur education par une somme que le pere fixe et fait mettre 
pour l'annee courante sur l'£tat de sa maison; celle de leur 
maison; la supposition enfin oü, la reine leur mere se trouvant 

» encore en vie, elles resteroient avec eile; la loi passe alors ä 
celle-ci la moitie de l'apanage ordinaire c'est-ä-dire 15000 florins 
par an, moyennant lesquels eile est tenue de leur fournir le 
necessaire. La dot d'une princesse payable au moment de son 
manage est reglee ä 100000 florins ou ä un des revenus d un 

ao prince cadet 

II regnoit beaucoup d'arbitraire sur tous ces articles dans l'an- 
cienne legislation, et on peut dire que ces regles sont les pre- 
raieres fixees et determin£es qui aient eu lieu ä cet Cgard. Les 
deux princesses du premier lit de V. M. ont recu ses dots lors 

35 de leur mariage en 1808 et 1816. Votre amour paternel vous 
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a engagl aussi ä pourvoir ä tout 6v6nement d'une maniere plus 
particuliere au sort des princesses du second lit par un acte de 
dotation expedie en 1816 en faveur de Sa Majeste la reine et de 
six filles. Cet acte leur donne 240000 florins de capital, la mere 
doit en jouir sa vie durant, ses enfans apres eile, ä part €gale; s 
le capital est assigne" sur les contributions francoises pour en 
etre dgduit en termes, ä raison d'un cinquieme sur chaque 
payement qui s'opgrera de la part de cette puissance. 

V. M. en faisant cet acte de g£n£rosite n'a rien fait ä quoi 
Elle ne fut autoris£e par le droit. II accorde ä chaque souverain w 
la liberte" de disposer de ses acquits sa vie durant. Qui plus 
qu'EUe a aggrandi l'Etat? Les contributions francoises ne sont- 
elles pas le fruit special de ses armes et de sa politique? Ce 
n'est donc que par pure d&icatesse et non par aucune Obligation 
qu'Elie s'est pr€t£e ä cette occasion aux voeux de ceux des is 
serviteurs de sa couronne qui craignant qu'on ne cherchät ä 
donner ä une affaire aussi simple par elle-meme la tournure de 
Pintrigue, ont d£sire que le prince royal füt consulte et y donnät 
son adh£sion. 

m) Le douaire des reines est fixe" au maximum de 200000 florins » 
par an, avec une r£sidence meublee d'hiver et d'6te\ ainsi que 
la premiere mise de la maison. II est constitue" par un acte signe" 
du roi et de deux temoins designes par lui, remis au secT^taire 
d'£tat de la famille royale qui tient rlgistre de cette remise et 
en ordonne de suite le depöt aux archives ä la mort du souverain; 2s 
le diplöme est präsente" ä son successeur qui est tenu de l'ex£- 
cuter ponctuellement. 

Les princes apanagds fixent eux-m€mes le douaire de leurs 
£pouses et le soumettent ä la confirmation du roi. 

La legislation avoit aussi £t£ jusques-lä tres ind6finie sur » 
l'article des douaires suivant les momens et le plus ou le 
moins d'opulence des branches qui les constituoient. Dans les 
toutes dernieres £poques il avoit £t£ assez fr£quemment regle" ä 
60000 florins. V. M. a fixe" les d£tails de celui de son auguste 
epouse il y a quelques ann6es par un acte qui se trouve depos£, as 
cachete" aux archives, et auquel il ne manque aucune des forma- 
liter legales. 
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L'obligation des apanagistes d'entretenir eux-memes leurs 
veuves est fondee sur l'ancien usage rappele dans le § V du traite 
d 'Ansbach. 

n) Les charges des maisons du prince royal, des princesses veuves, 
reines ou autres descendans de la ligne directe sont ä la nomi- 
nation royale. Les princes cadets sont tenus d'obtenir sa confir- 
mation des choix qu'ils font. 

o) Le bien privg du monarque est celui qui ne fait ni partie du 
domaine ni du hdeicommis, qui n'a 6te" acquis ni aux depens 
du tresor public ni n'est la suite et le fruit des transactions 
publiques, mais qui est uniquement le fruit de ses gpargnes sur 
les fonds particuliers remis ä sa disposition personnelle ou qui 
lui est revenu d'ailleurs ä titre prive\ sans avoir encore ete in- 
corpor£ au domaine de la couronne. II peut en disposer librement 
sans meme fitre tenu aux formes du droit civil; au dtfaut de 
cette disposition sur ce genre de propri&e, eile passe ä ses 
heritiers ab intestato d'apres l'ordre et les regles du droit civil. 

Tous les membres de la dynastie sont tenus dans tous les 
actes qui concernent leurs biens et leurs successions aux formaliter 
des lois ordinales. Iis ne peuvent disposer de leur apanage 
sans l'agrement du monarque; il retombe de droit ä la couronne, 
lorsque leur branche vient ä manquer dans les mäles. 
Tous ces principes sont conformes au droit ancien. 

p) La regence a lieu ou pendant la minorite" du souverain ou lors- 
qu'il se trouve empech£ legalement ou physiquement d'exercer 
les fonctions de la royautg sans avoir pu y pourvoir, ou quand 
ä I'extinction totale de la dynastie regnante le successeur est encore 
inconnu. La regence en cas de minorite dure jusqu'ä ce que le 
souverain mineur ait atteint 1'äge de 18 ans accomplis, en cas 
d'autre empechement eile a lieu legalement, quand cet empeche- 
ment dure un an. Le roi peut disposer de la regence par un acte 
remis au ministre secr&aire d'Etat de la maison royale, qui reste 
en depöt aux archives jusqu'ä son d£ces, oü il est remis au 
r£gent, qui prend sur le champ les renes du gouvernement. Au 
d^faut de disposition, eile appartient de droit au prince le plus 
rapproche du tröne dans l'ordre de succession; s'il est lui-meme 
mineur ou legitimement empfiehl le plus proche au degr^ prend 
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sa place et gouverne jusqu'ä ce que la minorite* ou l'empechement 

ait cesse\ 

Les actes de Tadministration pendant la regence portent le 
nom du roi mineur, les monnaies et les sceaux son effigie. 

Le regent en entrant en fonction prfcte serment de gouvemer s 
conformement aux lois, de maintenir rintegrite* du royaume, les 
droits de l'Etat, de remettre fidelement au roi ä sa majorite" le 
depöt qui lui est conhe\ II nomme ä toutes les places, mais 
Celles de judicature exceptees, provisoirement; il exerce d'ailleurs 
tous les droits de la royaut£ en prenant sur tous les objets im- » 
portans l'avis du ministere en corps, constitue" en conseil de 
regence; mais il ne peut ni altener le domaine ni cr£er de nou- 
velles dignites ni conferer de fiefs vacans. II joint pendant la 
duree de son pouvoir ä ses titres ordinaires celui de regent du 
royaume, il a droit ä une habitation au palais et ä l'entretien de is 
sa personne et de sa maison. La loi l'autorise a tirer annuelle- 
ment pour cet objet sur le tresor public jusqu'ä la concurrence 
de 200000 florins. 

Le roi peut par testament ou autrement faire des dispositions 
particulieres pour la personne, l'Education et l'administration des *> 
biens particuliers de ses enfans, ä dtfaut de cette disposition 
cette curatelle appartient de droit ä la reine douairiere sous la 
surveillance de la r^gence ou du roi devenu majeur; en cas de 
deces ou d'emp^chement de la reine douairiere le regent ou le 
roi y pourvoit 25 

Les princesses restent soumises ä la tutelle supr^me du monarque 
ou du regent jusqu'ä leur Etablissement, soit qu'elles aient leurs 
maisons form^es ou qu'elles se trouvent chez leurs meres. 

Les chefs des branches cadettes de la dynastie disposent de 
la tutelle et curatelle de leurs enfans avec Papprobation du roi; » 
ä defaut de pareils arrangemens ou du consentement du roi c'est 
ä la couronne ä y pourvoir. Les tuteurs ou curateurs sont soumis 
dans les dEtails de leur administration ä toutes les dispositions 
des lois civiles ainsi qu'ä l'inspection du monarque, ä la rati- 
fication duquel leurs actes doivent Stre portes dans tous les cas 35 
oü la legislation ordinaire exige celle du magistrat civil. Ces 
reglemens ne sont que la confirmation et le developpement plus 
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Itendu de ce que les pactes et usages anciens de la famille 
avoient e^tabli en principe et que les § I, II, III, IV et XXIX du 
reces d' Ansbach avoient renouvele et confirme" en termes expres. 
V. M. daignera se rappeler que n'Gtant pas satisfaite de la con- 
5 duite du duc de Baviere dans un moment oü le prince royal 
Stoit encore mineur, Elle jugea ä-propos de prendre pour la tutelle 
et la regence des mesures fondees sur les memes raaximes et 
consignees dans un acte qui a 6ti pendant longtems depos£ aux 
archives et s'y trouve peut-fitre encore. 

10 q) Quant ä la juridiction sur la personne et les proprtetes des 
princes ou princesses, les causes reelles sont commises aux cours 
royales ordinaires. Le roi reunit un tribunal de famille pour les 
causes personnelles. Ce tribunal est compose du roi, du prince 
royal, des membres majeurs de la famille royale, des grands 

i5 dignitaires du royaume et de la cour; il est presidö par le 
monarque ou l'hentier de la couronne, ä leur dSfaut par celui 
ä qui le roi confie la presidence par ddcret special. II ne se 
rassemble jamais que sur un ordre special et pour un objet parti- 
culier. Sa comp&ence s'6tend ä toutes les plaintes et reclamations 

20 quelconques contre les princes et princesses de la famille, aux 
causes relatives ä leur interdiction, ä leurs divorces quant aux 
effets civils, aux discussions relatives aux affaires de tutelle. 
S'il s'eleve un proces de ce genre, on commence par tenter 
la voie de l'accommodement; s'il a Heu et qu'il soit approuve* par 

25 le roi, la convocation du tribunal devient superflue. 

S'il se rassemble, les membres en sont prevenus par d£cret, 
le ministre de la justice est rapporteur de droit; dans les causes 
majeures on adjoint au tribunal le president de la cour supreme 
des appels et celui de la cour royale seante dans la capitale; 

3o ceux-ci instruisent le proces et le rapportent. L'affaire est jugee 
selon la loi, et 1'arrgt doit 6tre confirm£ par le roi. Toutes ces 
dernieres formes sont absolument nouvelles et une suite de la 
souverainete. Du reste elles n'ont jamais eu Heu encore, et le 
tribunal de famille n'a pas 6te convoqu£ une seule fois. 

36 Pour compteter l'enum^ration de nos lois fondamentales, du 

moins telles qu'elles etoient en vigueur au 1 er fevrier 1817 relative- 
ment ä la famille royale, il me reste ä ajouter l'observation que 
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le prince Charles et le duc de Baviere ont adh£re aux Statuts de 
famille de 1816, mais que le prince royal n'a pas r£pondu ä la 
lettre d'usage que V. M. lui a adress£e, et qu'aucune des formes 
£tablies par cette loi et celle du 28 juillet 1808 au sujet des 
actes de naissance de ses enfans n'a €t& remplie, du moins que s 
jusqu'au 1" fevrier 1817 il n'&oit rien parvenu au ministere ä ce 
sujet. En ameMiorant le sort des princesses, V. M. declara Elle- 
meme que cette d£rogation aux principes qui ne provenoit que 
des circonstances et n*6toit que la suite des droits personnels 
que vous aviez acquis ne pourroit jamais tirer ä consequence io 
pour l'avenir ni fitre cit£e comme exemple contre les stipulations 
du Statut de famille qui devoit d'ailleurs conserver toute sa force. 
Les institutions recurent donc une nouvelle force par l'acte meme 
qui paroissoit y de>oger. 



A. 

DE LA NOBLESSE. 

Le royaume de Baviere se compose aujourd'hui des anciens is 
£tats de la maison: La Baviere, le Haut-Palatinat, le duche de Neu- 
bourg; des parties acquises par le reces de l'empire en 1803 ä titre 
de secularisations ou cessions; des parcelles de la Souabe cödees par 
la cour de Vienne; des margraviats abandonn£s par la Prusse en 1806 
et 1807 1 ); des territoires c£des et dynastes soumis ä la souverainete* » 
royale par l'acte de tederation du 12 juillet 1806. La noblesse de chacune 
de ces parties avoit en 1799 ä l'avenement de V. M. une Constitution 
differente. 

Celle de Baviere £toit exempte d'impöts directs et ne payoit qu'un 
simple don gratuit Les impositions indirectes etoient abonnees. Elle » 
jouissoit dans ses terres de la justice en premiere instance, de la 
police dans toute son etendue ä peu d'exceptions pres; ses brasseries 
exercoient le droit de banalit£, tous les aubergistes du ressort de la 
seigneurie etoient Obligos de s'y pourvoir. Le droit de percevoir 
l'impöt sur leurs justiciables et de le verser directement dans les caisses ao 

•) Soll Wfeen: 1810. 
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publiques lui appartenoit. Elle ex£cutoit elle-mfcme ses tenanciers pour 

ses rentes foncieres. 

Les principales charges etoient de droit remplies par des gentils- 

hommes. Les probendes, les b£n£fices les plus lucratifs n'etoient 
s donnes qu'ä ceux qui pouvoient faire des preuves de noblesse. Les 

nobles Stoient ä la tele des tribunaux et autres dicasteres, ils y avoient 

un banc particulier. 

Iis exercoient en corps ou individuellement le droit de retrait 

sur Celles des terres nobles qui Etoient acquises par des roturiers. 
10 Iis contractoient sous seing priv£, sans intervention judiciaire, ils 

inventorioient et mettoient le scelte chez leurs parens, Us traitoient 

toute Thoirie extrajudiciairement toutes les fois qu'elle n'&oit pas d£- 

cidemment litigieuse. 

On avoit cr£e en leur faveur des places toujours lucratives, quelque 
15 fois hereditaires, frequemment sans fonctions, telles que les grands 

baillages, les maitrises des fortts. 

Iis jouissoient du privilege attache ä la dignite de leur ordre que 

les cours de justice leur assignassent une comp&ence dans les concours, 

pour les faire subsister d'une maniere convenable ä leur rang. 
» Iis formoient une Corporation particuliere aux Etats provinciaux 

et avoient une representation double des autres dans la commission 

interm£diaire. 

Le Haut-Palatinat et le duch£ de Neubourg etoient, ä quelques 
modifications pres, constitues de meme. La noblesse des pays acquis 

» en 1803 etoit imm£diate. On connoit trop cette Corporation par des 
ouvrages qui sont entre les mains de tout le monde, pour qu'il soit 
necessaire d'en parier avec plus de d£tails. II en 6toit de mfcme de 
celle des pays dependans de l'Autriche et de la Prusse; ces deux 
puissances travailloient avec beaucoup de suite et de peine ä amener 

30 sa soumission ä leur souverainet£ par des occupations forcees, des 
menaces, des promesses, des Privileges et autres avantages. Elles y 
etoient presque parvenues. Au moment de la cession les dynastes plus 
releves que les gentilshommes exercoient dans leurs domaines tous 
les droits de la sup£riorite territoriale et meme un droit de suffrage 

35 curial ä la diete. 

Ces Privileges existoient encore en 1799, mais ils Etoient dejä 
sapes par l'opinion. La revolution francaise avoit 61ectris6 les esprits. 
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On commencoit ä desirer, ä parier meme ouvertement de reiorraes; 
ce qui avoit &6 regard* comme tout simple jusqu'alors, commencoit 
ä devenir insupportable, et reellement quelques-uns de ses droits ne 
s'accordoient pas avec l'avantage de r£tat, pesoient severement sur 
les autres classes et nuisoient au developpement de la force et de s 
la prospent£ publique. 

D'un autre cöte la noblessc que les guerres et d' autres charges 
avoient ruinee, qui surtout en Baviere etoit composee en grande parte 
et ä l'exception d'un tres petit nombre de familles anciennes, qui 
existoient encore, de familles venues de ritranger ou de descendans 10 
d'employes ä qui la faveur des souverains avoit procura une certaine 
aisance, mais non des richesses, avoit besoin pour se soutenir de la 
total ite de ce qu'on faisoit pour eile et ne pouvoit supporter la moindre 
perte, sans que son existence en füt plus ou moins affectee. 

C'est la position qu'il ne faut jamais perdre de vue, si Ton veut juger is 
impartialement les Operations auxquelles le gouvemement a ^te: conduit, 
la nature des adoucissemens qu'il a pu y apporter, l'elat de malaise 
pour ne pas dire de mecontentement que sa marche a occasionne. II 
est naturel que les hommes tiennent a ce dont ils ont joui une fois; 
rarement le patriotisme va jusqu'ä l'abnegation de soi-meme; on doit » 
pardonner ces sentimens, mais on doit rendre justice aussi aux motifs 
tres reels, tres importans qui ont dirig£ la marche de ceux qui se sont 
trouves ä la tele de l'administration. 

L'abolition des grands baillages avoit ete prononcee en 1798 par 
feu l'electeur; eile fut suivie avec rigueur par le gouvemement de V. M., » 
consommee en tres peu de tems. Les proprtetes attachees ä ces places 
furent rendues au profit du tresor; les titulaires recurent des pensions 
viageres. On d^clara qu'il ne seroit plus donn£ de grand baillage, 
que personne n'auroit droit aux emolumens d'une place sans en remplir 
les fonctions. » 

Les fonds de l'ordre de St. George de 12000 florins par an cesserent 
d'etre payes. II en fut de meme des appointemens affectes jusqu'ici 
aux fonctions de chambellans. 

Les places de President et de vice-president ne furent plus ex- 
clusivement donnees ä des gentilshommes, d'autres purent-ils aspirer a& 
aussi. II n'y eut plus dans le College de distinction entre les deux 
bancs. Chacun y siegea selon son rang d'anciennet^. 
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La publication des stipulation du pacte d'Ansbach annonca qu'on 
ne confereroit plus de nouvelles juridictions, que les fiefs vacans 
resteroient incorpores au domaine. 

On modifia l'usage des corvees, on chercha par quelques autres 
s soulagemens ä ameliorer le sort des cultivateurs. La banalite des 
brasseries fut abolie, la liberte" entiere rendue aux cabaretiers de se 
pourvoir de biere, comme et oü ils Ie voudroient. 

Toutes ces innovations pour ttre sages et justes n'en 6toient pas 
moüis sensibles aux proprtetaires des classes superieures. Toute altöration 
10 dans le droit de corvee touchoit au vif dans les provinces comme les 
Etats bavarois d'alors, oü la facilite d'acquenr des fonds de terre em- 
pechoit que les capitaux ne fussent employes au fermage, et oü le delaut 
de population rendoit la culture dispendieuse. L'application de ces 
principes n'etoit pas meme toujours juste dans les d&ails. Dans plusieurs 
is localites les corvees, presque partout suite et condition d'une concession 
de terrain, n'äoient plus fortes qu'en raison de ce que les redevances 
foncieres avoient £te fix£es äu taux le plus bas. L'experience n'a pas 
non plus, du moins dans la grande g£n£ralit6, justifie" la destruction 
de la banaliti des brasseries; les cabaretiers firent la loi aux fabriquans. 
20 II fallut leur faire des remises considerables et un long credit pour les 
conserver, la marchandise en devint plus mauvaise sans que les prix 
diminuassent, et le consommateur devint la victime de cette compli- 
cation d'interets que la loi avoit fait naitre. 

Des reglemens posterieurs dont Ie detail appartient au chapitre 
2s de la police, ont essaye* de rem£dier ä ces inconveniens, sans avoir 
pu atteindre la source du mal; il y a toujours quelque chose de louche 
dans la marche de cette partie. Ces Operations appartiennent aux 
departemens des finances, de la justice et de la police, qui ä cette 
£poque n'etoient pas les miens; en rendant justice aux intentions, 
» meme aux vues qui peuvent les avoir dictees, j'ai dü ne pas dissimuler 
les objections qu'on avoit fait valoir contr' elles. Cette impartialite" 
* est dans l'esprit qui doit pr6sider ä cette faible esquisse historique de 
l administration de V. M. 

Jusques-lä la noblesse etoit privee de quelques-uns de ses avan- 
as tages, n'avoit encore perdu aucune de ses Prärogatives essentielles, n'etoit 
entam£e encore. Lors de l'acquisition des provinces autrichiennes et 
prussiennes en 1806 on laissa dans ces districts les choses sur le pied oü 
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on les avoit trouvees. La noblesse immediate, qui passa sous la sou- 
verainete" de V. M., conserva par la declaration du 31 decembre 1806 
toutes celles de ses prerogatives utiles et honorifiques qui n'etoient pas 
absolument incompatibles avec le changement de domination. Le gou- 
vernement Balisa fidelement les conditions attach£es ä la soumission s 
des comtes, princes et dynastes, qui devinrent sujets bavarois par l'acte 
de la confederation du Rhin du 12 juillet 1806. Ladeciaration royale 
du 19 mars 1807 en fournit la preuve. Elle a 6t6 reconnue meme par 
les parties int£ressees comme contenant tout ce que les circonstances 
permettoient de leur accorder, et l'acte de la confederation germanique w 



Une circonstance qui tient au personnel des hommes, malheureuse- 
ment inseparable des affaires qu'ils ont ä conduire, a empech£ que 
les individus ne retirassent des le principe de ces vues liberales l'avan- 
tage qu'ils devoient en attendre, que V. M. Elle-meme ne recueillit le »5 
juste tribut d'amour et de reconnoissance, auquel Elle avoit acquis des 
droits si reels. Le ministre des finances dangereusement malade n'avoit 
pu etre consulte sur les d£tails de la r£daction, cette affaire avoit ete 
traitee dans un comite particulier de tous les membres du departement 
des affaires ftrangeres, de l'interieur, de quelques conseillers des finances » 
que j'avois reunis chez moi en seance permanente. Quand le baron 
de Hompesch eut repris la conduite de son departement, il pretendit 
n'^tre pas li£ par une loi ä laquelle il n'avoit pas concouru, et dont 
quelques dispositions contrarioient ses idöes financieres. II r^sulta de 
cette Opposition une rigueur dans l'execution dont plus d'un particulier * 
6prouva les effets. 

J'ai d£jä parle de la loi de 1807 sur le payement des 
impöts et de la Constitution du 1 er mai 1808 qui supprima la 
Corporation que la noblesse avoit formee jusques-lä. L'egalitS dans 
les charges publiques etoit reclamee depuis longtems par tous les » 
bons esprits ainsi que les personnes sages et mod£r£es m€me dans 
l'ordre de la noblesse. Cependant les dettes dont la plupart des 
familles etoient grevees et qu'on ne put comme de raison porter en 
ligne de compte pour degrevement de payemens, leur Situation qui 
ne leur permettoit pas de travailler eux-memes avec les simples 3s 
paysans, en rendant l'exploitation des terres plus dispendieuse pour 
eux qu' eile n'etoit pour le cultivateur ordinaire, redoubla pour eux 



la cite comme un modele. 
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les rigueurs de cette mesure Commander en elle-meme par la n£cessite\ 
l'equite et les circonstances. Le taux de la taxation aggrava en quelque 
maniere le poids de la Charge; eile fut fix£e au pied de cinq simples. 
Jusqu'ä präsent on n'en avoit gueres dans les tems ordinaires paye 

s plus de trois et demi ä quatre, le noble deux et demi, sur le pied 
mode>e que les anciennes lois avoient fixe" pour lui, de sorte que 
subitement et sans aucune pr£paration l'imposition s'elevät pour lui de la 
Proportion la plus lagere ä la plus forte. Peut-fitre la r6partition se 
perfectionnera-t-elle un jour assez pour permettre qu'on fasse ä ces 

10 r£flexions l'attention qu'elles mentent. La durete de cette position a 
£te" adoucie par 1'augmentation de la valeur des propri£t£s foncieres 
dans quelques grands £tats, oü la revision du cadastre date de loin, 
et oü on paye toujours dans les memes proportions qui furent etablies 
alors. Les familles qui ont acquis depuis l'abolition des Privileges, 

iß Celles mfcme qui n'ont pas des dettes, jouissent d'une existence honnete 
et n'ont pas de sujets legitimes de plaintes; Celles au contraire qui 
ont h^rite de leurs ancttres, ou qui ont de gros interfits ä payer, se 
trouvent plac^es dans une position genee qui approche de la p£nurie. 
Je n'ai jamais prechä et je ne preche point encore la doctrine des 

*> exemptions pecunieres. Mais je dois rendre un compte fidele des 
choses et taire aussi peu ce qui a £te dit contre les Operations du 
gouvernement que manquer ä de"velopper les raisons sur lesquelles 
elles sont appuyees. 

La Constitution du 1 er mai 1808 ayant aboli toute distinction et 

25 prononce" l'egaliti devant la loi, tous les Privileges purement personnels, 
tels que les fid&commis et substitutions, les retraits lignag^s et autres, 
la renonciation des filles ä la succession, le for privilegte, le droit de 
comp&ence en cas de concours, celui de contracter sous seing prive\ 
d'inventorier chez leurs parens et de traiter les h^ritages sans l'inter- 

ao vention de la justice, la difference dans les punitions personnelles 
durent 6tre, comme ils le furent, abolis par une loi formelle; eile fut 
rendue le 20 aoüt 1808. II en fut de meme de la servitude dont la 
cessation fut proclamee par un £dit du 31 aoüt 1808 ainsi que celle 
du droit qu'avoit exerce" jusqu'ici un grand nombre de seigneurs 

35 d'obliger les enfans de leurs vassaux ä les servir pendant un certain 
nombre d'annees. Cette pr£rogative, connue en Baviere sous le nom 
de Weiseljahre, avoit d£jä £te" partiellement proscrite dans cette province 
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par des d£crets particuliers dont on £tendit maintenant les effets ä toute 
la monarchie. Ces Services devoient fitre pay£s du moins dans l'esprit 
des lois et des regles Stablies comme l'etoient ceux des autres serviteurs 
gages. II n'est pas douteux que l'aboütion de cette coutume n'ait 
prive" les proprie'taires d'une grande facilite" pour la culture de leurs s 
terres. Ce fut encore une des mesures contre laquelle il s'&eva les 
plus fortes clameurs. La cessation de la servitude se borna ä la per- 
sonne des fermiers usufruitiers d'un bien sur lequel cette Charge avoit 
pes£; tous les droits, redevances assises sur la glebe resterent aux 
propriStaires. w 

Un 6dit du 28 juillet 1808 regia la nature et l'£tendue des 
droits de police et autres qui devoient appartenir ä l'avenir aux seigneurs 
dans leurs terres. Iis conservent la police locale dans toute son etendue 
en se conformant aux lois presentes et ä venir et non compris la 
faculte d'accorder des concessions aux ouvriers ni la surveillance sur i$ 
les jurandes qui furent reservees aux autorit£s royales. Iis continuerent 
ä jouir du droit de patronage aux eures, b£n£fices et 6coles, ä la Charge 
de ne prendre que des sujets examines et approuves, sans cependant 
fttre tenus ä l'ordre exaet du tableau. Iis purent inventorier, mettre 
le scelte et traiter les hentages des personnes de l'ordre dencal, les ao 
installer dans leur temporel lä oü ce droit 6toit 6tabli. On leur aban- 
donna 1'administration des ceuvres pies de leur ressort. On mainünt 
les seigneurs dans Texercice des droits de chasse et de police forestiere, 
dans celui des dlmes et redevances foncieres ainsi que des lods et 
ventes ä la Charge du libre rachat par consentement mutuel. La corvee 25 
fut declaree limine et rachetable, le droit de caducitö des biens ruraux 
fut aboli. 

La dexlaration du 8 septembre 1808 fixa la comp&ence des 
justices seigneuriales de la maniere suivante. Personne ne put y aspirer 
ni l'exercer ä l'avenir que ceux qui Tavoient d£jä exercee librement et » 
sans contestation; eile ne pouvoit s'£tendre que sur les familles domi- 
ciliäes de maniere ä ce qu'aucune n'eüt plus de quatre Heues ä faire, 
pour arriver au siege du juge. Leurs attributions se bornerent ä l'exer- 
cice de la police, de la justice non contentieuse, du droit de greffe, 
de l'execution pour les redevances arrterees de Colons de leur ressort * 
judiciaire, au droit d'emprisonner pour 48 heures, de mettre ä Tarnende 
jusqu'ä la coneurrence de 5 florins. Les juges sont nommes par les 
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seigneurs parmi les sujets approuves et examines et confirmes par les 
commissaires generaux. Le seigneur peut exercer la justice en personne, 
s'il s'est justifie des connoissances n6cessaires. II repond des actes 
de son juge ou perd la juridiction pour abus de pouvoir legalement 
5 prouve. 

La moderation avoit preside ä ces trois dernieres ordonnances; 
on avoit cherch£ autant que possible ä y concilier les menagemens 
que la politique et l'equite prescrivoient pour l'ancienne possession, 
avec le texte de la Charte constitutionnelle. Elles ne passerent pas sans 

10 quelques contestations parmi les serviteurs de la couronne. La clause 
de l'e'dit du 28 juillet 1808 qui exigeoit le consentement rgciproque des 
parties pour le rachat des dimes et redevances foncieres, fut sujettie 
ä des oppositions de la part de ceux qui pensoient que la demande 
de sujets k y fitre admis devoit &tre censee süffisante. Le principe de 

i& la declaration sur la juridiction seigneuriale fut contest£ par le d£- 
partement de la justice, qui trouvoit que toute espece de prärogative 
de ce genre €toit en contradiction avec la Constitution. Le baron de 
Hompesch et moi fümes d'avis qu'il £toit convenable de suivre une 
marche moins rigoureuse et de sanctionner l'existence de tout ce que 

20 le texte de la Constitution n'abolissoit pas expressement. V. M. approuva 
cet avis, et l'ordonnance parut teile qu'elle a £t£ connue dans le tems. 

Independamment et en sus de ces lois, pour donner le tems aux 
nouvelles relations de s'6tablir, procurer au gouvernement celui de se 
convaincre de l'influence qu'auroit ce nouveau Systeme sur l'6tat des 

25 familles et les relations civiles des citoyens, la loi meme du 20 avril 
1809 se remit ä prononcer delinitivement sur les suites legales de la 
renonciation des filles au moment oü paroitroit le reglement sur les 
fid^icommis et la Constitution de la noblesse en gengral. II en fut 
de meme de la prerogative de contracter sous seing priv6 dans tous 

ao les actes de la vie civile, de traiter les hentages, d'en dresser l'inven- 
taire, de nommer des tuteurs dans et pour les familles, de separer les 
biens de pere et mere en presence par la seule intervention des parens, 
du droit du pere de conserver sa vie durant l'usufruit des biens d'une 
epouse d^cedee avant lui, de deposer en justice par 6crit et sans pr&er 

35 serment, de reclamer une competence en cas de concours de creanciers, 
les formes distingu^es de Celles des autres classes dans lesquelles les 
nobles s'adressoient aux tribunaux et en eloient trait^s — ils presentoient 
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des requfctes clöses et sans Signatare d'avocats, on leur repondoit par 
rescrit — l'exception des peines infamantes pour delits, et la distinction 
de ne pouvoir etre arrete que par un ordre special du roi et signe 
de lui. En proclamant l'abolition de tous ces Privileges, dont la reunion 
constituoit en Baviere ce qu'on appeloit la Siegelmäßigkeit, et en l'ad- 5 
mettant en principe, on en ajourna l'execution jusqu'au moment, oü 
le code civil et l'ordonnance judiciaire decretes par la Charte auroient 
6t6 publies. 

Au Heu de fidgicommis et substitutions qui furent declar€s 
definitivement abolis par l'£dit du 28 juillet 1808, on permit ä la io 
noblesse de creer des majorats ou de convertir les anciens fid&- 
commis en biens de cette qualite, ä condition que cette Constitution 
se feroit en biens-fonds, situes tians le royaume, du rapport net de 
4000 florins, de revenus inalienables et reversibles aux heritiers mäles 
du premier constituant suivant l'ordre de la primogeniture, que la legitime 15 
des autres enfans ne füt pas comprise dans ce capital et n'en souffrit 
pas. Le majorat cessait de droit ä l'extinction des mäles et ne pouvoit 
6tre greve de dettes qu'au defaut absolu de tout autre moyen ou pour 
sa conservation indispensable ou pour douaire d'une veuve, la pension 
alimentäre des cadets, de maniere cependant que le tiers du revenu 20 
net restat au possesseur. Le ministre de la justice £toit declare con- 
servateur geneial de l'institut des majorats; c'&oit sur son rapport et 
apres l'examen prealable d'une commission speciale que le roi pro- 
noncoit sur ce qui le concernoit. 

Une loi tres etendue rendue le 22 decembre 1811 etendit 25 
et perfectionna l'institut des majorats. 

Elle rappela de nouveau et declara definitives les ordonnances 
dejä rendues sur le fait de l'abolition des fideicommis. Elle les declara 
francs-alleux avec pleine liberte d'en disposer en faveur du possesseur 
ou des possesseurs actuels ä l'exception toute fois des legs qui pourroient 30 
etre reputes fondations. 

Elle permit que les majorats pussent Gtre constitues sur des biens 
censitaires, des fabriques d'un produit net, tels que les minieres, 
brasseries, forges, rentes foncieres, ^conomies, maisons dans la residence, 
que la rente seule de 4000 florins nets ne püt etre chargee de dettes, de 35 
maniere ä laisser la libert£ d'hypotheques < pour > le surplus, mais en retour 
il fut Statut qu'on decluiroit de cette rente normale un cinquieme pour 
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l'impöt, autant pour l'administration, et que d'apres cela au lieu de 
quatre mille florins, eile seroit portee ä six mille six cent soixante six 
florins, qu'il y auroit une habitation convenable dans le chef-lieu du 
majorat, que dans les brasseries les ustensiles necessaires avec les 

& provisions d'orge et de houblon pour six mois et dans les £conomies 
le grain pour les semailles et les subsistances jusqu'ä la prochaine 
moisson füt separee de la masse et cense*e appartenir au majorat comme 
objets indispensables ä l'exploitation. 

Les anciens fid&commis purent fctre convertis en majorats, et 

10 afin de faciliter cette Operation il fut r£gle* que les pr&entions des 
autres heritiers necessaires seroient bornees ä la motte" de ce qu'ils 
auroient touch£ d'ailleurs et que, quant aux dettes, il n'y auroit que 
les capitaux r^putes privilegies pour les lois anciennes ou ceux, qui 
auroient £t£ constitu€s post&ieurement ä la publication de la loi de 

>* l'an 1808 qui seroient d£ductibles de la substance de ces anciens 
fidejcommis. 

Les possesseurs de majorats furent d^clares membres essentiels des 
corps constitutionnels de maniere que tous fissent partie des assembl€es 
geniales, et que la moindre moitiä des d£put£s aux ddputations du 

20 cercle et aux £tats g£neraux füt tir£e de leur corps et de celui des 
vassaux de la couronne. On leur accorda le for privil£gie\ 

Les terres d£clarees majorats eurent les droits de seigneurie et de 
juridiction contentieuse avec exemption de la juridiction des baillages 
et le droit de ne r£pondre que par devant les autorites provinciales. 

25 Le privilege de faire mettre le scelle\ inventorier et arranger leurs 
successions par les plus proches parens sans intervention de la justice 
dans tous les cas, oü il n'y auroit pas matiere ä proces, leur fut 
confirme. 

Le gouvernement se reserva la faeulte* par un d£cret ä rendre 
30 sur le rapport du ministre des affaires £trangeres de les admettre en 
tout ou en partie, ä vie ou pour leurs descendans ä la jouissance 
des Prärogatives personnelles reserv£es aux ci-devant imm£diats par la 
declaration du 19 mars 1807. 

Les dettes, desquelles la substance du majorat devoit repondre, 
» furent d£nomin£es avec plus de pr£cision qu'elles ne l'avoient £te dans 
les lois pr£c£dentes et bornees nommöment aux capitaux leves pour 
acquitter une contribution ä l'ennemi, aux constructions absolument 
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necessaires ou fort utiles, aux frais de procedura pour conserver la 
substance du bien; les payemens meme durent fctre regles par termes, 
qui jamais ne depasseroient le tiers du produit annuel du majorat 

Aucune partie dn majorat ne peut ttre altenee, meme de l'aveu 
de tous les interesses; le possesseur est autorise ä les reclamer en tout s 
tems et en tout lieu, il ne reste ä l'acquereur que le regres contre 
l'alleu de celui qui l'a aliene\ La nouvelle loi ajoute ä cet egard ä 
la rigueur de Celle de 1808. 

La couronne se reserve la surveillance sur l'integrite des majorats 
et la reversibilite de ceux qu'elle aura constitues. Elle veille ä ce que 10 
les possesseurs des majorats en observent les conditions. Une com- 
mission tiree du sein du conseil d'Iitat instruit sous la direction du 
ministre de la justice tout ce qui tient ä la Constitution, l'augmentation, 
la diminution, l'extinction absolue des majorats qui ne sauroient avoir 
lieu que de l'aveu du monarque et avec le consentement unanime de is 
tous ceux qui sont appeles ä y succ£der. Les actes judiciaires passes 
depuis 1808 ne sont point infirmes par les dispositions de cet edit qui 
n'a aucun effet retroactif. La noblesse est maintenue dans son droit 
de constituer exclusivement des majorats. 

Le but de cette loi comme de celle du 28 juillet 1808 tenoit ä » 
procurer ä la noblesse les moyens de se maintenir, en lui assurant la 
faculte de conserver intacte une masse de biens assez consid£rables 
pour garantir ä la post£rit£ une existence digne de son nom et de 
son rang. Elle devoit empecher aussi en rendant re*tablissement d'un 
majorat moins facile la creation de ces petites substitutions qui in- 2s 
utilement et sans aucun objet soustraient ä la circulation une masse de 
fonds que l'interet de la sociel£ demanderoit d'y laisser. On vouloit 
de plus par les precautions, qu'on prenoit pour la legitime, et en bornant 
les substitutions perpeUielles du genre des majorats aux familles les 
plus riches et en 6tat de disposer d'ailleurs de moyens sufhsans, » 
empecher que les filles et les cadets des maisons nobles ne fussent 
prives d'une subsistance que les uns et les autres ne trouvoient plus 
comme autrefois dans des instituts dont la suppression 6toit prononc^e 
et executee. 

Ces raisons quelque justes qu'elles fussent n'empecherent pas que 35 
l'ope"ration ne füt critiquee par ceux qui par principe et par habitude 
tenoient ä l'ancienne l^gislation des fid^icommis, qui ne se donnoient 
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pas la peine d^tudier la nouvelle ou qui ne se croyoient pas en 
mesure par leur fortune d'atteindre ä la hauteur de cette nouvelle 
creation. On a propos£ plusieurs fois ä V. M. de rendre ä la noblesse 
et aux autres classes l'ancienne liberti relativement aux fidäcommis 

ß et aux substitutions. Vous n'avez pas regarde\ Sire, ce changement 
comme compatible avec ceux survenus dans l'ensemble de l'ordre social; 
j'avoue que j'ai toujours £te et que je suis encore de cette opinion. 

Le 22 avril 1812 on permit ä ceux qui Stabliroient des majorats 
de laisser en blanc dans l'acte constitutif meme le nom de celui en 

io faveur de qui ils faisoient ces dispositions en le mettant dans un testament 
ou codicille s£par£ et cachete qui seroit depose au meme tems aux 
actes. On sait que ce prononc£ eut Heu ä la demande du comte de 
Preysing qui craignoit de choquer ses propres enfans en les deshentant 
en faveur de son petit-fils. Ce dispositif ne contient d'ailleurs rien 

15 de contraire ä la libertf naturelle ni qui ne tende ä maintenir l'union des 
familles. II n'y a jamais eu que je sache de r£clamation ä cet egard. 

Le 16 aoüt 1B12 parut l'£dit relatif aux reglemens des 
justices seigneuriales. On sentoit depuis longtems la necessite de 
prononcer une bonne fois sur le sort de ces instances, d'en fixer les 

ao bornes avec precision, d'arrondir assez les juridictions pour que les 
proces continuels dont les tribunaux 6toient fatigues vinssent ä cesser. 
On songeoit aussi qu'il pouvoit etre utile aux justiciables de se trouver 
rapproches du siege de leur juge. On envisagea dans un avenir plus 
£loign£ et encore assez incertain la possibilite d'accelerer la marche 

25 des affaires en resserrant les bomes trop ftendues des baillages et 
d'opeier des economies en diminuant le nombre de ces Offices. C'est 
le vrai point de vue sous lequel il faut envisager la redaction de cette 
loi dans laquelle les uns ont eu trop et les autres trop peu. II s'est 
trouv£ des individus qui ont pens£ qu'il eüt £te convenable d'aliener 

ao d'un seul coup toutes les justices infeneures du royaume et de forcer 
les proprietaires ä s'en charger, tandis que les financiers crioient ä la 
diminution du revenu, qui provenoit de la cessation des taxes. Effec- 
tivement, quand V. M. tourmentee de demandes continuelles qu'on 
lui adressoit pour l'etablissement des juridictions et leur infeodation 

36 eut ordonn^ que la section des domaines füt consult^e sur la question, 
s'il 6toit avantageux d'fitre tres r£serve ou tres liberal dans la decision 
de ces sortes de requetes, celle-ci se prononga en 1816 pour le parti 
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le plus rigoureux par des considerations enoncees dans son rapport, 
surlequel ladecision n'£toit pas encore donnee au 2 fevrier 1817; l'objet 
se trouvoit entre les mains du comite des finances qui auroit dü en 
faire son rapport au ministere. 

Quoi qu'il en soit, l'£dit du 16 aoüt 1812 constitua les justices s 
seigneuriales de la maniere suivante. Elle les partagea en trois classes: 
les seigneuries de premiere, de seconde dasse, les simples justices 
locales. Les seigneuries de premiere classe outre la juridiction conten- 
tieuse en premiere instance dans toute son elendue obtinrent aussi 
celle de seconde instance ä exercer par une chancellerie en tribunal io 
forme, la faculte d'etablir un consistoire, d'instruire les proces criminels 
en les envoyant en dtfinitif au jugement des tribunaux supeneurs. Ces 
seigneuries comprenoient la classe des m£diatises ou de ceux que le 
souvcrain jugeoit ä-propos de leur assimiler. Les seigneuries de la 
seconde classe auxquelles pouvoient aspirer les possesseurs des majorats is 
et les vassaux de la couronne jouissoient de toutes les Prärogatives de 
la premiere ä l'exception du consistoire, de la seconde instance et de 
1'instruction criminelle. Les justices locales £toient born£es au greffe, 
ä la petite police de la commune, ä la juridiction volontaire sous 
l'inspection des justices seigneuriales et des baillages dans le ressort ao 
desquels elles se trouvoient enclavees. On exigeoit trois cents familles 
arrondies pour une seigneurie, cinquante pour une justice locale. II 
falloit fitre noble et en possession non-contestee d'une ancienne 
juridiction pour pouvoir etre admis ä la demande d'une justice sei- 
gneuriale. Les juges sont ä la nomination du seigneur, mais ils doivent ä 
6tre examines, approuve"s, assermentes par autorit£ superieure com- 
petente. Iis jouissent dans la regle des mömes prerogatives que la 
pragmatique du 1 er janvier 1805 assure aux serviteurs de la couronne 
d'un rang egal au leur. Iis sont cependant amovibles ä volonte^ toutes 
les fois que leur nomination n'est que provisoire. Le seigneur peut » 
rendre lui-meme la justice, s'il a £te examine et approuve ou s'il a 
rempli des fonctions publiques qui supposent les qualites requises. Les 
seigneurs sont responsables des faits de leurs employ£s. La couronne 
peut suspendre la juridiction seigneuriale pour abus de pouvoir legale- 
ment prouve\ mais seulement pour le tems de la vie du possesseur. 35 

On voit par le precis aussi court que je viens de tracer de ces 
lois qu'on avoit mis un soin particulier ä conserver les prerogatives 
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assurees aux ci-devant mediatises qu'on regardoit comtne £tant sous 
la protection du droit des gens. 

Iis jouirent paisiblement au müieu de ces d6veloppemens legis- 
latifs de tous les droits honorifiques et utiles, compatibles avec la 
5 souverainete, et surtout de la Prärogative eminente et unique de ne 
pouvoir fitre juges en matiere concemant l'honneur, la vie et la fortune 
que par leurs pairs. Iis peuvent fttre arretes en flagrant delit par toutes 
les autorites comp£tentes, mais seulement pour fitre traduits dans les 
24 heures devant la cour royale compelente. Celle-ci instruit le proces 

io et en rend compte au roi, qui donne les ordres necessaires pour la 
formation de la grande cour. Elle est presidee par le ministre de la 
justice, composee d'un nombre d'assesseurs competens du rang de 
l'accusl. Le directeur de la cour royale et un rtferendaire du departe- 
ment de la justice font les fonctions de rapporteurs. La cause est 

is jugee selon la loi et 1'arrfit ex6cut6, quand il a 6t6 approuv£ par le 
souverain. Un arrßte de V. M. du 7 aoüt 1808 decida en faveur des 
mddiatises et contre son propre fisc la question ä qui echerroient les 
amendes pecuniaires en matiere criminelle de leurs seigneuries que 
decreteroient les cours royales. 

» Le gouvernement se prononca avec la meme generosite et le 
meme desinteressement sur la question qui lui fut adressee, si les 
justices seigneuriales qui exercoient autrefois le droit d'accorder des 
maitrises et les avoient perdues depuis par suite du Systeme ad- 
ministratif adopted 6toient encore fondees ä continuer de jouir de rede- 

25 vances annuelles, qui ä titre de reconnoissance leur avoient 6te im- 
posees. La resolution de V. M. du 14 janvier 1811 decida que cette 
redevance seroit acquittee au profit de cette classe de proprietaires tant 
que la concession dont eile provenoit seroit exercee, mais qu'en retour 
ceux-ci en payeroient l'impöt proportionnellement au produit 

» Afin de regier la maniere dont la noblesse s'obtiendroit ä l'avenir 
et de constater aussi que personne ne s'attribuät des titres auxquels 
il n'avoit aucun droit, il fut statu* des le 28 juillet 1808 que les de- 
mandes en ennoblissement ou concession de nouveaux titres de noblesse 
seroient adressöes au ministre des affaires längeres; que la requöte 

36 contiendroit le nom, le domicile, le nombre des enfans du p&itionnaire, 
les motifs ä l'appui de sa demande, la preuve qu'il poss£doit un bien 
süffisant pour soutenir la dignitg du titre auquel il aspiroit; que la 

Montgelat, Compte rendu. 8 
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decision royale auroit lieu sur le rapport du m6me ministre par lequel 
passeroit aussi l'expldition du diplöme; qu'il seroit £rig£ aupres du 
meme departement une matricule dans laquelle toutes les familles 
nobles seroient tenues de se faire inscrire; qu'elle contiendroit leurs 
noms, ceux de leurs epouses et de leurs enfans, leurs titres et les s 
actes ou autres preuves qui les autorisoient ä les porter; que tous ceux 
qui negligeroient de se faire immatriculer seroient reputes roturiers et 
traites comme tels. Tous les changemens par deces, naissance, manage 
doivent fitre annonces pour etre relates sur le registre. 

Cette precaution qui n'avoit £te" prise qu'ä l'exemple de ce qui 10 
se pratiquoiudans d'autres Etats, et qui dans le fait toumoit tout ä 
l'avantage de la noblesse, ä qui on procuroit la facilitö de conserver 
plus aisement ses titres dans un depöt public, e>rouva une resistance 
soutenue avec opiniätrete: la vanit£ se revolta contre les precautions 
de la sagesse, on se erat d6grad£ pour etre oblige" de reproduire des is 
titres qu'on regardoit comme trop anciens et trop clairs pour fttre 
soumis ä ce qu'on vouloit regarder comme un nouvel examen. II fallut 
prolonger plusieurs fois le terme qui avoit £te originairement fixe" ä 
six mois. On s'£leva contre la taxe legere qui d'apres les reglemens 
du 22 mai 1812 6toit de 15 florins pour le dernier et de 100 florins » 
pour le plus haut degr£ de noblesse comme contre une vexation 
criante. La perseverance de Tadministration vint ä bout de vaincre 
cette obstination. Les eures recurent ordre d'annoncer d'apres leurs 
registres les changemens qui surviendroient dans l'gtat des familles 
nobles de leur paroisse. La matricule fut declaree close en 1814, 25 
personne ne put plus fitre restitue" que par une faveur speciale de 
V. M., et en payant depuis le double jusqu'au quadruple de la taxe 
ordinaire d'immatriculation. Ces mesures de rigueur eurent l'effet desire; 
aujourd'hui la presque totalis de la noblesse du royaume s'est soumise 
aux formaliter imposees par la loi. » 

Teiles sont les phases par lesquelles a passg l'elat politique de 
la noblesse bavaroise pendant les 18 premieres anndes du regne de 
V. M.; telles sont les mesures au moyen desquelles on a cherche k 
adoucir le passage de l'ancien au nouvel ordre des choses, ä rendre 
moins rigoureux les sacrifices que commandoit impeneusement l'opinion 35 
soutenue par l'exemple presque general d'autres pays. 

II en est beaueoup d'autres encore que la bienfaisance a adoptees 
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pour soulager la partie la moins fortunee de cette classe. Toutes les 
fondations de ce genre qui lui &oient particulierement affectees ont 6tt 
conservees dans toute leur Itendue, nomm£ment les chapitres fondes 
dans les cantons de la ci-devant noblesse immgdiate et le pays de 
s Bayreuth en faveur des demoiselles pauvres; celles-ci ont de plus trouv£ 
des ressources dans les probendes nobles de Munich et de Wurzbourg 
pour l'6ducation de leurs enfans dans l'institut cr£6 ä cette fin dans la 
capitale. Les fils ont 6t6 places autant qu'il a 6t6 possible dans la pagerie, 
dans les s^minaires d'6ducation, l'ecole militaire et 1'armee. V. M. a 

10 multiplte meme sur sa cassette les bourses, les dons et les pensions. 
Au 2 fevrier 1817 la noblesse du royaume 6toit constituee de la 
maniere suivante: 

Elle 6toit partagee en cinq classes: celle des princes, des comtes, 
des barons, des Chevaliers, des simples nobles. 

15 L'ennoblissement Stoit comrae de raison une prerogative essen- 
tielle et inseparable de la couronne. Personne n'&oit cens6 gentil- 
homme qui n'eüt fte" declar£ tel par le souverain, ins£r£ dans la 
matricule et n'eüt rempli ä cet egard toutes les forraes prescrites par 
la loi du 28 juillet 1808 et les reglemens subsequens. 

20 La noblesse se perdoit par les memes causes qui enlevoient ä 
un individu les droits civils. Cette perte, par suite du sage principe 
que les fautes sont purement personnelles, ne portoit que sur le titu- 
laire et nullement sa post£rite\ Toutes les causes qui regarderoient les 
contestations sur le fait de la noblesse, ftoient jugees par les tribunaux. 

äs Les nobles 6toient traites comme les autres citoyens dans tout 
ce qui concernoit les charges publiques, les rapports et les obligations 
gen&ales de la soctete civile. 

Leurs prerogatives se bornoient ä leurs titres, ä la faculte que 
la loi leur attribuoit exclusivement de constituer des majorats, de 

30 possWer des fiefs, d'exercer la juridiction, de prendre, en qualit£ de 
possesseurs de majorats ou de fondataires de la couronne, aux d£- 
liberations nationales la part que leur attribuoit la loi du 22 decembre 
1811, aux Privileges compris dans l'ensemble de la Siegelmäfeigleit 
detailles et abolis par l'Mt du 20 avril 1809, mais qui devoient encore 

35 subsister jusqu'ä la publication du code civil et judiciaire. 

Les princes, comtes, dynastes m£diatises par la föderation du 

Rhin du 12 juillet 1806 Itoient dans la possession la plus entere et 

s* 
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la plus paisible des Prärogatives que leur attribuoit la d£claration du 
19 raars 1807. Mais cette jouissance se bomoit strictement aux familles 
enumerees dans le preambule de cet acte. Chacune autre n'auroit pu 
y aspirer que par une faveur particuliere que V. M. s'gtoit reservee 
d'accorder ou ä vie ou heräditairement suivant qu'Elle le jugeroit a- » 
propos. 

Du reste on travailloit alors ä un nouveau Statut pour l'ordre 
de la noblesse qui devoit servir de compllment ä celui de 1808. La 
section feodale s'en etoit occup£e par ordre special. Le travail etoit 
achev£ et doit se trouver aux actes, quoiqu'il n'eüt pas encore €t& w 
port£ au ministere meme. 



B. 

DU CLERGß. 

Cet ordre peut fitre envisag£: sous le point de vue du rapport 
general des diverses communions entr' elles; de sa Constitution; de 
ses rapports avec le gouvernement et la soci£t£ en general; de ses 
possessions. is 

Lors de l'avenement de V. M. la religion catholique 6toit ex- 
clusivement dominante dans les duches de Baviere, de Neubourg, du 
Haut-Palatinat, les possessions de la maison palatine en Souabe. C'^toit 
la seule dont Texercice public füt autorise\ dont les membres pussent 
exercer des ernplois. Le comte de Wolfstein faisoit la seule exception » 
ä cette regle generale. Les possesseurs s'etoient declar£s pour la r£- 
forme des son origine. C'est dans cet etat qu'il avoit passe ä la 
Baviere en 1740; la guerre de la succession d'Autriche qui s'alluma 
bientöt apres, les lumieres personnelles de Maximilien III, le siecle 
dejä trop avance ä cette epoque ne permirent pas qu'on y fit des » 
changemens. Les sujets de cette petite seigneurie etoient restes paisible- 
ment dans la croyance que leur avoient transmise leurs ancfctres. 

Une de*claration de 1652 fixa l'£tat du duche* de Sulzbach. Une 
transaction conclue en 1705 sous la m&iiation du corps evangflique 
conservoit aux reformes du Bas-Palatinat ce que l'intolerance de Jean » 



Digitized by Google 



117 



Guillaume auroit voulu et n'avoit pu leur arracher. II existoit cependant 
de grandes plaintes ä ce sujet; on crioit ä l'emptetement et meme ä 
la persecution de la part des catholiques en faveur desquels la cour 
montroit, disoit-on, une partialite* trop marqu£e. Ces griefs £toient 

s portes depuis 1790 ä la connoissance du feu duc Charles de Deux- 
Ponts qui avoit promis de les redresser en tems et lieu. Des reces 
tres preas et tres ddtaillfe des annees 1672 et 1678 fixoient dans le 
duche de Berg l'etat des divers cultes. 

Les £tats bavaro-palatins n'avoient aucun eveque qui dlpendlt 

io du souverain. Iis ressortissoient aux dioceses de Salzbourg, de Passau, 
Ratisbonne, Bamberg, Freysing, Augsbourg, Eichstaedt, Worms, Spire, 
Mayence, Cologne, Munster dont les titulaires, princes immSdiats eux- 
memes, se croyoient et 6toient les e*gaux des electeurs. Le derg£ 6toit 
partage en slculier et regulier; ce dernier en ordres possesseurs et en 

»s moines mendians. Les premiers £toient presque tous agreges au 
corps des Etats provinciaux, les derniers tres corrompus pouvoient 
dans la grande g£n£ralit£ etre regardes comme la lie de la soci6te\ 
Les diocöses Itoient divisls en doyenn£s ruraux. Les 6veques entrete- 
noient ä la v£rite des officiaux dans quelques villes principales, mais 

» le fond des affaires se traitoit dans leur residence. C'est lä qu'ils 
exercoient leur juridiction par leurs tribunaux ecclesiastiques, et que 
leurs s£minaires £toient £tablis. 

Le zele pour les anciens principes, pour la religion catholique, 
la Situation politique des 6veques n'avoient pas £t£ tres favorables 

» ä l'etablissement des principes justes et convenables sur le rapport 
du clerge avec le gouvernement et l'ordre civil. Des concordats 
conclus en 1583 avec tous les eveques, en 1638 et 1654 avec 
Eichstaedt et Bamberg, 1684 avec Augsbourg, 1690 avec Passau, 
1718 et 1723 avec Freysing, les fixoient. Le clerge" £toit assujetti, 

» dans la regle, ä toutes les charges de l'£tat, sauf les tnodifications 
que des Privileges ou reces particuliers avec quelques individus ou 
corporations avoient introduites. Les causes reelles des ecclesiastiques 
ftoient portees aux tribunaux seculiers; les causes personnelles ou 
criminelles ressortissoient aux officialitls. Les pr£lats qui, en qualite" de 

* membres des Etats, d^pendoient d'une maniere plus particuliere du 
souverain, formoient une exception ä cette regle; ils reconnoissoient 
meme dans les affaires personnelles, mais seulement aux civiles, la com- 
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petence des cours de justice 61ectorales. Les proces pour dtmes se 
decidoient par les juges electoraux, dans les cas, oü les dlmes etoient 
r6put£es lalques, ou dans ceux, oü tous les deux plaideurs ou du 
moins le d&endeur n'appartenoient pas ä l'ordre clerical. Le scelle\ 
l'inventaire, la publication de testament chez les eures et bgneficiers s 
se faisoient par une commission mixte. Aucune probende n'entroit en 
possession du temporal qu'en vertu d'un ordre du prince et par l'en- 
tremise du juge seculier. La cour nommoit ä tous les communicats et 
dignites de chapitre, aux eures et b£n6fices de fondation electorale. 
Elle jouissoit des mois du pape pour toutes les autres prebendes de ce to 
genre, soit en vertu d'un indult de Pie IV de 1563 (comme le dit le 
baron de Kreitmaier dont les citations ne sont pas toujours exemptes 
d'erreurs) soit, parce que le concordat germanique de 1447 n'ayant 
jamais 4t£ recu en Baviere le gouvernement 6toit entr6 dans les droits 
du pape, comme Tont pr&endu d'autres. Les preMatures, les doyens i& 
ruraux gtoient eligibles, mais 1'eMection se faisoit en presence des 
commissaires de l'&ecteur, qui sans assister au scrutin pouvoient 
donner l'exclusion ä tout sujet qui ne convenoit pas au gouvernement 
Les votes dos ne pouvoient pas avoir lieu dans les actes d'election 
des doyens ruraux. Les supörieurs des maisons de religieuses et les 20 
gardiens et prieurs des monasteres de mendians devoient obtenir de 
meme la confirmation Slectorale. Les £glises jouissoient du droit d'asile 
avec les modifications detaillees dans les bulles des papes et par- 
ticulierement Celle de Benoit XIV et avec quelques exceptions de 
plus qu'on avoit obtenues successivement de la cour de Rome. Des 25 
lois publiees en 1701, 1764, 1765 interdisoient au clerge" et aux 
eglises toute acquisition de bien-fonds et de tout capital qui sur- 
passeroit la somme de 2000 florins. Les SvSques ordonnoient ou 
faisoient eux-memes des visites partielles dans leurs dioceses, toutes 
les fois qu'ils le jugeoient ä-propos, mais les visites g^nerales n'avoient » 
Heu que de l'aveu du gouvernement, qui adjoignoit un commissaire 
seculier ä celui de l'officialite\ 

Un edit de Maximilien III statua en 1768 que les b£n£fices ne 
seroient plus donnes qu'aux rögnicoles. II fut dtfendu en 1769 ä tous 
les ordres religieux de proc£der criminellement contre les membres 35 
de leur institut, d'avoir des prisons dans leurs maisons et d'exercer 
d'autre juridiction que la simple correction domestique modele. On 
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enjoignit la m6me annee ä tous les ordres monastiques qui avoient 
plus de trois maisons en Baviere de se separer des provinciaux 
Tangers et de se constituer en province particuliere sous un pro- 
vincial particulier, qui seroit confirme par le souverain et tiendroit 
5 les chapitres de son aveu et en presence d'un de ses conseillers. 
Peu de mois apres il fut aussi statue* qu'ä l'avenir les contrats de 
fiancailles se passeroient par devant le juge seculier, qui decideroit 
aussi les proces qui s'&everoient lä-dessus. En 1770 on rappela par 
une resolution particuliere, ayant force de loi, l'ancien usage qui 

io dtfendoit qu'aucun bref de Rome ni raandement ou publication 
d'eveque ni de superieur ecclesiastique quelconque ne ffüt recu et 
publik en Baviere, sans avoir eti examine* par le conseil du prince et 
avoir obtenu son attache. 

Ces dernieres mesures qui se succ£derent coup sur coup, ex- 

15 citerent l'attention la plus seneuse du haut clerg£. Ceux des evßques 
dont la juridiction ecclesiastique s'£tendoit en Baviere, partant du 
principe que l'^piscopat formoit un corps, et que leur autorite* spirituelle 
et disciplinaire n'£toit pas moins sous la protection des lois et du chef 
de l'empire que leurs droits regaliens, protesterent hautement contre 

so ce qu'ils appeloient des actes arbitraires. Iis envoyerent ä Munich dans 
la personne de l'eveque de Chiemsee un negociateur Charge" d'arreter 
avec des commissaires €lectoraux les bases d'un nouvel arrangement 
general sur la juridiction et les formes disciplinaires. Les Conferences 
s'ouvrirent en 1772, elles trainerent en longueur, comme on devoit s'y 

25 attendre d 'apres la complication du sujet et l'extreme difterence dans 
l'esprit et les principes respectifs. Lorsque le pays perdit le 30 d6- 
cembre 1777 le meilleur et le plus eclaire* de ses princes, on n'etoit 
encore convenu que de deux articles assez insignifians sur les com- 
missions pour les eMections des prelats et les fiancailles. 

M L'electeur Charles Theodore en ordonnant la publication et l'ex£- 
cution de ces deux points ne donna plus de suite aux n£gociations 
qui avoient 6t£ entame'es sous son pr6d6cesseur, il prescrivit meme par 
un 6dit du 16 aoüt 1779 avec plus de rigueur que jamais l'exacte 
Observation des lois de Maximilien et des souverains qui avoient regn£ 

35 avant lui. 

Cependant cette fermete ne se soutint pas. Les insinuations de 
quelques alentours, la pr&iilection pour la politique, les mceurs italiennes, 
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des liaisons contractees anterieurement avec la cour de Rome, resserr€es 
par une visite de Pie VI en 1782 et une seconde course en Italie en 
1783 ramenerent ä des principes moins fermes. On essaya de se servir 
du saint-siege contre les pr&entions des eveques, on trouvoit moins 
d'inconveniens dans le pouvoir d'un supeneur Oranger et eloigne" 6 
que dans l'influence des consistoires, toujours pr£sens sur les lieux, 
ä meme de se faire valoir, et qui parloient sans cesse des lois et des 
tribunaux de l'empire. On ne fit pas attention que les intertts de la 
hterarchie £toient par leur nature indivisibles et toujours les memes, 
que le chef de l'£glise ne sauroit, sans se compromettre, se relächer » 
sur une maxime tant soit peu importante, que les pontifes du seizieme 
siecle s'£toient quelque fois montr£s opposes aux eveques, parce qu'ils 
ne croyoient ni leur doctrine assez pure ni leur zele assez vif et qu'ils 
avoient besoin contre eux de l'opinion ardente et peut-fitre exag^ree 
que la cour de Munich professoit ä cette epoque contre toute inno- is 
vation religieuse, que c'etoit ä cette cause plutöt qu'ä un changement 
foncierement impossible dans sa politique qu'il falloit attribuer le 
pouvoir temporaire et les concessions extraordinaires qu'elle en avoit 
tirees. L'expenence ne tarda pas ä justifier ce raisonnement. Le saint- 
siege permit que l'&ecteur attirät ä sa cour en 1785 un nonce et le » 
paya de ses deniers; il souffrit que ce prince s'engageät ä ce sujet 
dans les contestations les plus compliquees et les plus d£sagreables 
avec toute la hterarchie germanique; mais il ne repondit ä cette com- 
plaisance et d'autres encore que par quelques facultas extraordinaires 
accordees au meme nonce en matiere de dispense et de juridiction » 
del£guee; il n'auroit pu, quand il l'auroit voulu, r6pondre au d6sir 
secret de l'&ecteur, qu'il ftit enge" dans ses £tats des 6v6ches nouveaux 
dont les titulaires ä sa nomination seule ne dependroient que de lui. 
La delegation des pouvoirs 6piscopaux ä un titulaire in partibus sous 
le titre d'6v6que de la cour, dont la juridiction se bornoit aux ao 
commensaux du palais, et qui sous le titre de grand aumönier presidoit 
au culte de la chapelle £toit un trop faible commencement de l'ex£- 
cution de ce plan, suppose" meme que teile füt l'intention des deux 
parties, pour m£riter la moindre attention; il en resulta meme des 
discussions assez mal soutenues avec les eveques diocesans. as 

Vers la fin de ce regne la cour devenue sombre et religieuse mit 
plus d'activite et de suite dans l'execution des anciennes ordonnances 
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sur l'uniformite du culte. L'usage de la viande fut scrupuleusement 
defendu aux jours prescrits par l'eglise. La censure des livres et la 
police de la librairie devint plus severe; on s'attacha avec force ä 
empecher les publications suspectes et ä prevenir qu'il n'en peneMt 

s du dlhors. On exigea au tems pascal la production des billets de 
confession et de communton. Plusieurs individus furent persecutes et 
meme punis pour cause d'opinion manifeste d'une maniere tout au 
plus indiscrete. Ce Systeme fit beaucoup de mal; l'6ducation avoit 
dejä fait trop de progres pour qu'elle n'eüt pas produit quelques sujets 

10 distingues; ceux-ci, exaspeies contre le gouvernement, se jeterent dans 
les exagerations opposges. La sMritö de l'administration contre les 
lumieres ne leur permettant de les recueillir qu'ä demi, il en resulta 
une Instruction partielle et incomplete avec une envie d'attaquer tout 
ce qui avoit £t£ fait, dont les consequences fächeuses se firent sentir, 

15 quand V. M., decidee ä encourager et ä employer tous les gens de 
merite, les eut appeles ä son service. 

Des que V. M. eut pris possession des £tats bavaro-palatins, 
son premier soin fut de faire cesser l'activitö de police, par laquelle 
on avoit cherche ä introduire une soumission hypocrite aux pratiques 

ao exteneures de la religion; Elle sentit qu'un hommage libre £toit le seul 
qui fut digne de la divinit£, et qu'un culte qui ne partoit pas du cceur 
et de la conviction dtoit une offense ä l'fitre supreme. Un ordre verbal 
interdit les demandes des billets de confession, on cessa de prfiter 
l'appui du bras seculier pour reprimer de simples omissions de ce 

25 genre, chacun fut laiss£ ä sa conscience, du moment, oü il ne s'ecarta 
ni par discours ni par actions du respect du au culte national. 

Le 9 mai 1799 parut la dexlaration qui redressa dans le Bas- 
Palatinat les griefs des r&ormes et fixa enfin les rapports des deux 
religions qu'un siecle de discussions avoit rendus incertains. Cette 

30 mesure ^toit sollicitee par la justice et les convenances de la politique, 
eile avoit 6t6 depuis longtems promise par le duc Charles et V. M. 
Elle-meme. Elle n'en excita pas moins la fureur du fanatisme. II 
fallut eloigner de Manheim le doyen Spielberg, qui s'6toit permis 
contre Elle en pleine chaire des declamations aussi contraires au devoir 

36 qu'ä la döcence et absolument indignes du ministere auguste et sacr£ 
qu'il remplissoit. Des anonymes se permirent d'envoyer au ministere 
des exemplaires de la declaration souilles de fiente. Ni des demon- 
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strations de mecontentement d'un parti ni d'autres encore n'influerent 
sur la fermete du gouvernement; la perseverance imposa silence au 
prejug£, et l'edit fut strictement observ6 dans le Palatinat jusqu'au 
moment, oü cette province fut cedee ä la maison de Bade. 

Le 24 janvier et le 8 avril 1800 le gouvernement decr£ta l'etablisse- s 
ment d'une chapelle particuliere de cour, oü le predicateur de 
cabinet de l'auguste compagne de V. M. feroit le Service et administreroit 
les secours religieux ä toutes Celles des personnes de sa communion 
qui seroient attach€es ä son service particulier; on permit aussi que tous 
les autres protestans £tablis dans la capitale, oü que le hazard ou *° 
leurs affaires y auroient amenes, pussent assister ä ces c6r£monies 
religieuses, que les sacremens et les autres secours leur fussent distri- 
bues, que leurs enfans recussent 1'instruction religieuse, mais seulement 
dans leur maison ä huis clos. On assujettit encore l'ecclesiastique 
Protestant ä ne se montrer dans les rues que dans son costume civil, is 
ä se munir de licences particulieres du ministere pour tous les mariages 
mixtes, ä abandonner les droits d'etole aux eures catholiques, ä leur 
communiquer tous les actes de mariages et de naissances pour les 
transcrire sur leurs registres. Une tolerance si bornee, accompagn£e 
de tant de menagemens pour l'opinion dominante n'excita pas le plus 30 
leger murmure. On respecta la moderation du gouvernement, les 
convenances et les droits legitimes que le contract de manage du 
mois de mars 1797 donnoit ä Sa Majest6 la reine. 

Les distractions de la guerre laisserent passer avec la meme 
facilite la publication du 10 novembre 1800, en vertu de laquelle * 
la profession d'une autre religion que la catholique ne devoit plus ä 
l'avenir £tre un titre d'exclusion ä la formation d'un Etablissement 
dans les Etats bavarois. 

II n'en fut dejä plus de meme, quand apr^s la paix ce principe 
eut Ete rappelt dans un gdit du 26 aoüt 1801 et qu'on voulut en 30 
consequence admettre un Protestant au droit de bourgeoisie dans la 
capitale. L'opposition alors se manifesta hautement; le corps municipal 
fit les remontrances les plus fortes, les £tats de Baviere les appuyerent. 
Mais on fit sentir aux uns et aux autres que l'intolerance Gtoit originaire- 
ment une marche dict^e par l'opinion personnelle des anciens princes 35 
ä laquelle les ancetres de ceux qui la dtfendoient aujourd'hui s'Etoient 
hautement oppos^s dans le principe, que tout ce Systeme Etoit appuy€ 
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sur l'usage et non sur une loi positive, que ne faisant par cons£quent 
pas partie de la Constitution il pouvoit 6tre ctetruit par un souverain, 
comme il avoit 6t6 stabil par d'autres. Chacun finit par se rendre h 
ce raisonnement sans räplique, et la tolerance religieuse triompha des 

5 obstacles qu'on avoit voulu lui opposer. 

Lors des s&ularisations il avoit 6t& pourvu ä la tolerance religieuse 
par le § 63 du projet de mgdiation et lorsque la prise de possession 
eut eu Heu, un 6dit du 10 janvier 1803 confirma aux protestans des 
nouvelles acquisitions en Souabe et en Franconie la possession des 

io biens ecclesiastiques, celle des Icoles, eglises ainsi que l'exercice le 
plus libre de leur culte lä, oü ils en £toient en jouissance. II gtablit 
en regle que lä meme, oü l'exercice public n'avoit pas Heu, les 
protestans pourroient former des 6tablissemens, jouir de tous les 
droits civils, se faire administrer les secours spirituels dans leurs maisons 

15 par des pasteurs de leur religion en payant cependant au eure* du 
Heu les droits d'£tole, et visiter les temples voisins de leur domicile. 
II statua que pour la distribution des emplois on n'auroit 6gard qu'au 
mfrite et non ä la difference de religion, qu'une communion ne seroit 
pas obligee d'observer les ffites d'une autre. Le gouvernement promit 

» de ne pas gfiner les Iglises protestantes dans leur forme et leur dis- 
cipline et ne se reserva que l'inspection supreme ins£parable de la 
qualite du chef de l'£tat. 

Une declaration du 18 mai de la mfime ann6e 1803 autorisa 
les mariages mixtes, laissa aux parties la libertö de c616brer leur union 

as devant le pasteur de l'une ou l'autre religion, des qu'ils acquitteroient 
les droits d'e'tole et obtiendroient des lettres d£missoriales. Quant ä 
l'lducation des enfans, la loi s'en rapporta ä ce dont les deux parties 
conviendroient ä cet £gard, et qui ne pourroit plus etre change* ni 
pendant la dur£e du manage ni par celui des deux 6poux qui survi- 

30 vroit ä l'autre ni par les tuteurs ä defaut de Tun et de l'autre; eile 
voulut qu'ä defaut d'un pareil aecord volontaire les filles fussent 61ev6es 
dans la religion de la mere et les fils dans celle du pere jusqu'ä ce 
qu'ayant atteint l'äge de 18 ans ils fussent en £tat de choisir eux- 
mßmes celle des trois communions chr&iennes que leur conviction 

38 leur feroit regarder comme la verkable. 

L'acquisition du comte d'Ortenbourg pour l'ancienne Baviere, 
la r£union d'une partie de la Franconie, les gtablissemens successifs 
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formte par des protestans de la rive gauche ayant multipne" dans les 
anciens Etats bavarois le nombre des non-catholiques, leurs droits 
religieux s'&endirent au delä de ce qui leur avoit 6te* accordl en 
1800 et 1801, surtout quand la proclamation de la souverainete^ la 
cessation du lien germanique eurent d&ruit les limites, dans lesquelles * 
la paix de Westphalie avoit renferm* chaque culte. La chapelle de la 
cour de la capitale devint une paroisse au lieu d'un simple oratoire, 
d'autres eures s*6tablirent dans l*6tendue du pays. Quand le margraviat 
tout Protestant d' Ansbach eut e"te acquis en 1806, il conserva sa Con- 
stitution ecclteiastique. io 

La Charte Constitution nelle de 1808 proclama hautement la 
liberte et l'6galit6 des communions chr&iennes. La loi organique 
du 24 mars 1809 rendue en conse"quence du § VI de la dite Charte 
contient les reglemens les plus precis et les plus ötendus sur les 
rapports des diverses communions. Elle ajoute ä la liberte" religieuse i* 
que les reglemens prec£dens avoient aecordee celle de passer d'une 
communion, oü on avoit v£cu ou £te" 61eve\ ä une autre en faisant 
la d£claration de ce changement devant les pasteurs des deux religions. 
Elle substitua relativement aux mineurs l'äge de 21 ans ä celui de 
18 pour se prononcer ä cet ggard. » 

Depuis ce moment toutes les religions ont vecu en paix, et je 
ne sache pas qu'ä l'exception de quelques rivalitte qui tiennent aux 
ecclteiastiques plutöt qu'au peuple, il se soit eMeve" ni plainte ni t& 
clamation ä cet 6gard. 

Quant ä la police du culte et ä l'exercice de la juridiction » 
ecclesiastique V. M. des l'Cpoque de son avenement songea ä rappeler 
les dispositions de la declaration du 16 aoüt 1779, dont on s'£toit trop 
£carte" dans les dernieres ärmeres du feu electeur. L'Gdit du 1 er aoüt 1769 
qui rendoit aux tribunaux slculiers la comp&ence en matiere de 
fiancailles fut renouvele* et ex6cute\ on s'attacha ä leur rendre suc- » 
cessivement toutes les attributions que suivant l'usage et les concordats 
ils auroient dü partager avec les officialitte. Les secularisations en 
soumettant les 6v£ques ä la souverainet£ de V. M. diminuerent les 
moyens de rteistance qu'ils auroient pu opposer ä ce plan et en 
faciliterent l'execution. La correspondance, dans laquelle je fus engage" « 
lä-dessus avec le feu grand-duc de Frankfort, alors archi-chancelier 
de l'empire et 6veque de Ratisbonne, ne se ressentit en rien de la 
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rigueur de principes et de l'aigreur qu'elle avoit eues et auroit eues sans 
doute encore dans d'autres circonstances. Les ddcrets du 13 novembre 
1803, 7 et 18 mai 1804 qui en furent la suite bornoient les attributions 
des officialites ä la discipline, aux causes purement et incontestablement 

s ecclesiastiques, ä la surveillance sur la discipline, les moeurs, la doctrine 
du clerge, elles accordoient ä tous les ecclesiastiques le for priviiegie 
des nobles, mais elles attribuoient d'ailleurs aux juges seculiers ex- 
dusivement la connoissance de toutes les causes civiles des membres 
du clerge, nommement la confirmation des testamens, les causes 

io dezimales, l'inventaire, le scelie, les he"ritages. Pour acc61e"rer l'expe- 
dition des affaires d'hoiries les juges inferieurs recurent une deiegation 
perpetuelle de les traiter au nom des cours superieures. II fut arrete 
que les officialites seroient invitees ä envoyer sur les lieux un com- 
missaire, qui prendroit sous sa garde les vases sacres et les objets 

i5 relatifs au culte. Le prince se reserva l'inspection sur les tribunaux 
ecclesiastiques pour ce qui concernoit les attributions qui leur restoient 
et le droit de protection, ce qui n'etoit autre chose que le droit de 
recours ä l'autorite" seculiere connue en France sous le nom d'appel, 
comme d'abus qui subsistoit depuis longtems en Baviere, oii les maximes 

» suivies par Maximilien III lui avoient donne" une nouvelle force. II fut 
regle cependant que ce recours seroit admis sans difficulte, mais que 
rien ne seroit statue" definitivement que le superieur ecciesiastique 
n'eüt ete entendu. On renouvela les anciennes ordonnances qui 
defendoient la publication de tout mandement episcopal qui n'auroit 

» pas re^u l'attache du gouvernement; on y ajouta la condition que ces 
mandemens parmi lesquels on comprit aussi les lettres pastorales qui 
paroissoient chaque ann£e pour le carfime feroient mention de la con- 
firmation donn£e par le souverain. En matiere criminelle les tribunaux 
devoient procSder contre les ecclesiastiques comme contre les autres 

30 membres de la soctete en tenant les officialites au courant de l'etat du 
proces, pour qu'ils pussent de leur cöt£ prendre les mesures n£ces- 
saires. Aucun etablissement d'une nouvelle eure ou le demembrement 
d'une ancienne ne peut avoir Heu que de l'avis de revfcque. Le prince 
promet de ne pas toucher aux biens de ses pasteurs. On s'attend que 

36 les deux autorites agiront de concert et se pr£viendront mutuellement 
de ce qui peut interesser le grand but de la societe politique, la con- 
servation des moeurs et de la discipline. 
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La loi organique du 24 mars 1809 confirma § HI chapitre I et II 
de ces dispositions et y ajouta conform£ment ä ce qui avoit dejä £te 
souvent prononc£ que l'exclusion d'un membre d'une communaute 
religieuse du sein de celle qu'il avoit embrassee n'entralneroit aucun 
effet civil. U n'est question ici que des excommunications privees et s 
individuelles. Nos princes s'ttoient expliques anciennement sur les 
censures g£n£rales dont les eveques s'£toient pennis de frapper quelque 
fois ceux de leurs officiers qui ex£cutoient leurs ordres dans des dis- 
cussions particulieres. La raison et les lumieres ont fait justice depuis 
longtems des interdits qui frappoient des royaumes entiers. '° 

Du reste les slcularisations ne changerent rien au fond de la 
Constitution de la hi€rarchie. Les eVgques de Bamberg, Wurzbourg, 
Passau, Freysing et Ratisbonne dont cependant on ne reconnut pas 
d'abord la dignite" archiepiscopale, Eichstaedt, Augsbourg continuerent 
d'exercer avec leurs pouvoirs spirituels et disciplinaires la portion de 15 
juridiction que les lois leur avoient laiss£e; eile se bornoit aux 
dispenses et ä la decision des causes matrimoniales, nomme'ment la 
Separation de corps et de biens. Quant ces prglats vinrent successive- 
ment ä manquer, leurs vicariats et officialites nommes et payes par le 
souverain continuerent l'exercice de leurs fonctions. w 

Le clerg£ s6culier et regulier essuya de tres grandes reformes. 
Le gouvemement appropria ä la couronne en vertu du § 35 du reces 
de deputation du 26 avril 1803 les biens et proprie'tes de tous 
les chapitres, abbayes, prieur£s des anciens et nouveaux Etats. Les 
membres de ces Instituts recurent des pensions proportionnees ä » 
leur dignite et ä leur äge ainsi que tous leurs employes. Les eures 
et autres fondations £tablies sur leurs menses furent conservees et 
dotees de nouveau. On r£unit au domaine les rentes foncieres, 
dtmes, for&s, en general tous les revenus fixes. Les fabriques, eco- 
nomies furent vendues ä la folle enchere, payables moitte argent » 
comptant au moment de la conclusion du march£, un quart dans 
l'espace d'un an portant en attendant inter&s de 4%, l'autre quart 
resta hypotheque* sur le fond, sur le pied d'une rente perp&uelle de 
4°/o acquitable en grains au prix mitoyen des marches voisins au 
moment de l'echeance. Les livres, cabinets, collections relatifs aux » 
arts et sciences augmenterent les collections nationales. 

On conserva un ou plusieurs couvens centraux pour chaque 
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ordre, afin que ceux qui se trouveroient trop äges pour rentier dans 
le monde et pour qui la vie contemplative auroit encore des Charmes 
pussent continuer ä s'y livrer sans etre arraches ä leurs habitudes. 
Le droit de patronage exerc£ par les gveques en qualite de 

5 souverains, de fondateurs, de demembrement d'un bentfice ä Charge 
d'ämes ou non et pas simplement comme chefs de dioceses, ceux des 
chapitres, prieuies, abbayes et couvens supprimes passerent ä la cou- 
ronne. Le vicariat de Bamberg fut le seul qui formät Opposition ä cette 
mesure; mais on lui fit sentir le peu de justice et de fondement de 

10 ses remontrances, il finit par y acquiescer comme tous les autres. 

Des le 25 janvier 1802, avant qu'il eüt encore 6t£ question officielle- 
ment de secularisation, on avoit commenc6 l'execution de ce Systeme 
general de suppression du clerge" regulier par le d6cret qui supprimoit 
les maisons de tous les moines mendians, tous les monasteres 

is qui n'avoient pas voix et seance aux £tats des provinces 
ainsi que toutes les abbayes du Haut-Palatinat. Cette Operation 
eut d'abord lieu au profit des ecoles allemandes. Mais le domaine 
finit par s'en emparer en d£dommageant la branche de l'instruction 
publique. On se croyoit moins lie" par ces instituts que par les autres, 

» parce que n'etant pas agreges ä la representation, ils ne faisoient pas 
partie integrante de la Constitution du pays. Les abbayes du Haut- 
Palatinat secularis£es des 1565, r etablies par faveur speciale et precaire 
en 1667, tomboient par une suite du principe Itabli dans la ligne 
Rudolf ine qu'elle reprenoit cette province dans l'£tat de l'annee 1618 

» et que tout devoit y Stre remis sur le pied, oü il se trouvoit alors. Le 
reces d'Ansbach du 12 octobre 1796 concluoit meme lä-dessus des stipu- 
Iations eventuelles pröcises qu'on se croyoit dans l'obligation de remplir. 
Le Haut-Palatinat avoit cessS depuis longtems d'etre un pays d'£tats. 
Les couvens de religieuses subirent le meme sort que les 

» maisons d'horrimes, on les regardoit comme plus inutiles encore, on 
observa ä cet egard ce qui avoit £te d&ermine" dans le reces de la 
deputation au sujet de la participation des eveques. II n'y eut d'abord 
d'exceptees que les Ursulines, qui s'occupant de l'education de la 
jeunesse mentoient des 6gards particuliers; mais la pauvrete ä laquelle 

* elles e*toient räduites les a forcees ä demander elles-memes leur sup- 
pression. II en a ete" de meme des dames angloises et de Celles de 
la congregation de Notre-Dame. 
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Chaque religieux ou religieuse avoit recu en sortant de leurs 
couvens pour leurs personnes les habits, linge et mobilier necessaire. 
Leur subsistance future se trouvoit assuree; il s'agissoit de pourvoir de 
meme ä leur £tat civil et de r£soudre la question, si, rendus ä la 
soctete\ ils pouvoient en recueillir tous les avantages et particulierement s 
entrer en possession des successions qui viendroient ä leur echoir. 
Le d£cret du 17 novembre 1803 prononca en leur faveur; ils purent 
hinter ab intestato ou autrement en d£duisant simplernent ce qui leur 
avoit donn6 comme dotation en entrant en religion, article qui ä 
la ventS resta confondu avec la masse generale des biens r£unis au 10 
domaine et qu'ils ne furent plus admis ä reclamer pour leur compte 
particulier, mais dont il parut juste qu'ils tinssent compte ä leurs co- 
hentiers par voie de r£torsion; on modifia ce beneTice de droit pour 
les sujets Itablis dans la monarchie autrichienne, parce qu'il y existoit 
contre les Tangers des lois qui les rendoient inhabiles ä y recueillir i* 
ni donation entre vifs ni legs. Les individus qui continuoient ä se 
vouer ä la vie monastique n'y participerent pas non plus; conservant 
leur premier 6tat, ils devoient en subir les charges aussi bien qu'en 
remplir les obligations. On maintint aussi pour ces derniers la loi de 
main morte par un rescrit du 24 d£cembre 1804. La cour de Rome » 
s'gtant refusee constamment ä relever de leurs voeux ceux qui s'adres- 
soient ä eile pour en solliciter cette faveur, il ne resta au gouverne- 
ment d'autre parti que de rendre tous les mariages que contracteroient 
ces religieux valides, quant aux effets civils, en abandonnant le reste 
ä leur conscience. » 

Tel fut le resultat de cette grande Operation, executee en moins 
de 18 mois, sans bruit comme sans commotion dans un Etat qui avoit 
£te* regarde" jusqu'ici comme le pays le plus intolerant de l'Europe. 
V. M. daignera se rappeler que j'avois saisi la ventable disposition de 
resprit public ä cet egard, et que quand en 1802 on proc£da au » 
premier transport des moines mendians hors de la capitale, Elle avoit 
ordonne* qu'un escadron de cavalerie se tint sous les armes pour etre 
pröt ä tout £v£nement, j'osois prendre sur moi de Lui pr£dire que 
cette precaution seroit inutile; eile le fut effectivement, il n'y eut aucun 
mouvement parmi le peuple ni meme de Sensation remarquable. 35 
Differentes causes concoururent ä produire cette indifference. Quatre ans 
d'un regne £clair6 et tolerant avoient commenc^ ä agir sur les esprits 
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que les exagerations du dernier regne portoient dejä assez ä une ex- 
tremis opposee. L'exemple de ce qui se passoit au dehors agissoit 
sur l'interieur; on £toit ebloui par les succes de la France qu'on croyoit 
prepares par des Operations de ce genre. Les hommes sont portes ä 

s imiter ce qu'ils admirent. Les moines mendians ftoient ggnlralement 
meprises par leurs confreres plus riches et qui se regardoient corame 
plus eclaires. Le peuple fatigue d'ailleurs des charges de la guerre 
prenoit moins d'interfit aux religieux mendians, il trouvoit les frais 
de leur entretien trop onereux pour lui ä cöt6 de tant d'autres qu'il 

10 supportoit Leurs quttes lui pesoient. Les eures eprouvoient les memes 
sentimens et les propageoient La crainte qu'on avoit coneue que la 
destruetion de ces 6tablissemens n'amenät une Stagnation dans les 
fonetions du culte, surtout pour le confessional et les pelerinages, ne 
se venfia pas. Le gouvernement y pourvut de bonne heure en mettant 

i$ ä la disposition des pasteurs tous les prfitres sans fonetion fixe. Les 
religieux restes en communautes et les pensionnaires se laisserent 
aussi employer pour amlliorer leur sort. Les couvens riches, priv6s 
de l'appui que les moines mendians plus rapproches du peuple leur 
auroient pr£t£ aupres de lui, tomberent sans fitre plaints ni regrettes; 

» on envioit leurs richesses, et leur luxe choquoit. Personne ne se 
presenta pour attenuer oe sentiment et plaider leur cause. C'est pour 
n'avoir pas suivi cette gradation, pour avoir manque* de saisir le parti 
qu'on pouvoit tirer de la jalousie des divers ordres monastiques entre 
eux que Joseph II manqua ses re'formes. 

* Une marche difförente adopted ailleurs devoit amener d'autres 
re"sultats. L'avantage que l'£tat en retira est incontestable et n'a e*chappe" 
ä personne. La rgunion des collections des couvens aux de'pöts publics 
les a e"lev& ä ce degre de richesses et d'etendue qui fait l'admiration 
des etrangers. L*£tat y gagna au moins 1,000000 de revenu net, sans 

» compter les secours temporaires conside"rables qu'il retira des ventes 
d'objets qui jusqu'ici avoient rendu peu de chose ou rien ä leurs 
anciens proprie'taires, et dont la possession eflt £t£ onlreuse pour 
lui. Ces memes biens ruraux rendus ä la circulation ont augmente 
le nombre des proprie'taires libres, 6tendu la culture. L'esprit du peuple 

is se d£gagea des superstitions qui tenoient ä l'essence de ces instituts 
et qu'ils entretenoient soigneusement. La population gagna ä I'abolition 
des ordres religieux, qui nuisoient aux mariages et par le nombre de 

Montgelas, Cotnpte rendu. 9 
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novices qu'ils absorboient et par la doctrine ascetique sur le rannte 
du ceUibat volontaire qu'ils r£pandoient. 

Sans doute quelques 6difices qui ne trouverent pas d'acquereurs 
tomberent en ruine, quelques sujets distingues qui auroient trouv6 dans 
les couvens des moyens plus faciles d'education et de developpement s 
durent chercher d'autres ressources. L'Iitat se trouva momentanement 
encombrt de nombre de candidats qui auroient trouv* un asyle dans 
les monasteres et qui forces de chercher leur subsistance ailleurs en- 
combrerent les administrations et fatiguerent les autorites de leurs 
sollicitations. Les bibliotheques des moines n'existant plus, les grandes 10 
productions litteraires qui exigent de fortes avances, perdirent un d£- 
bouch£ assure\ Mais que fönt ces inconv£niens presque tous passagers 
et de nature ä cesser par l'equilibre qui s'est d£jä r&abli et se r£tablira 
encore mieux dans l'ordre social, ä cöte des avantages reels et perma- 
nens que j'ai d£tailles ci-dessusl « 

Je ne parle pas de quelques abus de detail, de quelques d£- 
lapidations dans l'exScution; ils sont malheureusement i reparables des 
choses humaines. 

Le gouvernement fit aussi differentes re^ormes dans le culte 
ext^rieur auquel il chercha ä rendre sa dignite\ sa simplicite primitive » 
en 6pargnant aussi aux habitans des villes et des campagnes Ia perte 
de tems qu'entramoient pour eux des pratiques de devotion inutiles 
et cherchees souvent au loin. 

Presque toutes les representations symboliques des mysteres de 
la religion furent interdites dans les eglises et dtfendues sur les thdätres » 
des villes et des campagnes. 

On proscrivit les costumes dans lesquels les confrfries avoient 
paru jusqu'ici dans les processions. 

II fut ordonnS de c£lebrer les dedicaces ä un seul et meme jour 
dans toute l'etendue du royaume. » 

On dtfendit les pelerinages en masse aux Eglises dont la distance exi- 
geoit qu'on passät la nuit hors de chez soi ou qu'on depassät la frontiere. 

On rSduisit le nombre des processions ä Celles de la fete de 
Dieu, de St. Marc et des trois jours des rogations. On en retrancha 
beaucoup de figures et de representations qui avoient £t£ en usage » 
depuis longtems, mais qui scandalisoient les foibles sans rien ajouter 
ä r&üfication des ämes vraiment pieuses. 
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Les croix, les chapelles, les oratoires qui bordoient les grands 
chemins et se trouvoient repandues dans les campagnes disparurent 
de presque partout par ordre des autorites locales. 

Les eglises trop rapprochees des paroisses et qui existoient en 

5 grand nombre subirent le meme sort et durent fitre d£truites comme 
inuules et superflues, les matSriaux furent employes ä la construction 
des maisons d'ecole. 

Un 6dit du 14 decembre 1801 renforca l'execution des lois qui 
avoient €t& rendues sous le regne de Maximilien III et de Charles 

>o Theodore, pour que les ffctes supprim^es parunbrefdu saint-siege 
en 1772 ne fussent plus observ6es. On travailloit depuis longtems 
et toujours en vain ä amener les choses ä ce point. Le peuple, en 
partie par paresse, en partie par interfit, parce qu'il regardoit comme 
onereux et injuste de multiplier ses jours d'occupation sans augmenter 

is en meme tems les gages des domestiques et de tout ce qui rendoit 
son tems et ses peines ä terme fixe, aussi par la routine qui le u'ent 
attache" ä ce qui existe, et par l'instigation des pasteurs plus zeies 
qu'instruits, opposa ä la volonte* prononc£e de l'administration une 
force d'inertie ä laquelle on ne s'£toit pas attendu. En vain recourut- 

m on ä tous les expediens; les prieres, les exhortations n'eurent aucun 
succes. En vain declara-t-on que ceux qui ne produiroient pas un 
certificat attestant qu'ils avoient travaille les jours de föte abolis n'ob- 
tiendroient aucune remise sur les impöts, tout aussi inutilement 
recourut-on ä l'expedient de dtfendre dans tous les almanacs du pays 

äs de marquer ces sortes de tetes en rouge; on s'en procura du dehors 
composes ä l'ancienne et bonne maniere. II fallut m€me fermer les 
yeux sur les contraventions que se permettoient les imprimeurs du 
pays pour ne pas ruiner ceux que le d£bit de ces petits ouvrages 
faisoit exister. On 61uda en un mot la loi partout, oü on n'osa pas la 

ao violer, et les obstacles qu'on a rencontr^s ä cet egard ne sont pas 
entierement leves encore. 

Les autres innovations que j'ai £num£rees ci-dessus £prouverent 
une rösistance encore plus forte qu'il faut attribuer cependant en 
grande partie ä la duretg que les autorites inferieures mirent ä l'ex£- 

» cution des Instructions des instances provinciales et des ministres qui 

dirigeoient ä cette epoque les d£partemens de la police et des cultes. 

Le peuple qui avoit vu tomber sans peine les monasteres, r£duire la 

9' 
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hierarchie ä des justes bornes combattit pour ses habitudes. II y 
eut des mouvemens assez seneux dans la partie des montagnes, 
et V. M. se souvient sans doute encore de Tespece d'insurrection 
excitee en 1802 dans la capitale par une nombreuse procession de 
pelerins k qui la police voulut interdire l'entrge de la ville et ä la- * 
quelle s'&oit joint quelques tfites exaktes de la place meme. Les 
troubles durerent deux jours, il fallut recourir ä la force armee pour 
les apaiser et en punir severement les auteurs. D'autres evenemens 
vinrent fort ä-propos faire diversion ä des impressions qui auroient 
pu devenir dangereuses, si elles avoient entretenues, et lorsque »o 
la loi organique sur le culte page III chapitre III § 91 vint ä confirmer 
toutes les ordonnances qui avoient et£ rendues jusques-lä sur la police 
exteneure du culte, il ne restoit, hors du Tyrol pret alors ä s'insurger par 
des suggestions 6trangeres au culte, aueune trace de cette fermentation. 

Ce tut principalement pour apaiser les peuples de cette province is 
et parce que le gouvernement, ayant pr^valu partout dans son Systeme, 
pouvoit sans inconvenient en adoucir l'application que je proposois 
ä V. M. en 1810 en qualite de ministre de Hnteneur de se montrer 
plus indulgente sur l'ex^cution des prineipes, sans r6"voquer 
cependant positivement aueune des lois portees jusqu'ici. On dtfendit » 
sous main de toucher aux signes exterieurs dans les campagnes, on 
permit quelques pelerinages, quelques processions et la representation 
des come*dies saintes. Les communes purent racheter et entretenir ä 
leurs d£pens certaines eglises ä la conservation desquelles elles attachoient 
un prix particulier. On remit la c£lebration des dedicaces sur l'ancien » 
pied. L'influence favorable de cette marche plus mod£ree ne tarda 
pas ä se faire sentir. Le Tyrol fut paeifie solidement et les autres 
provinces catholiques se soumirent plus volontiere aux charges multi- 
ples qui pesoient sur elles, du moment oü on les rendit ä leurs 
coutumes. » 

Le gouvernement ne perdit pas de vue l'entretien et la con- 
servation des bätimenseccl£siastiques. Les eures, Mn£ficiers Itoient 
obliges d'entretenir soigneusement les presbyteres et fabriques rurales. 
On les visitoit ä chaque vacature, il €toit tenu un proces verbal sur 
leur 6tat, on d£duisoit les r6para"tions n£cessaires de l'heritage; si le » 
d£funt ne laissait rien, on faisoit les reparations au moyen d'un capital 
hypoth^que" sur la eure ou le bengfice meme, comme on dit: ad onus 
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successorura. Les titulaires se trouvoient soumis ä une inspection 
severe et continue des autorites administratives sur leur gestion; c'est 
ce que prescrivoient nos anciennes lois. La sevente* de la surveillance 
s'etant relächee depuis, je proposois ä V. M. I'exp6dient qu'Elle adopta 

s de ne plus admettre au concours pour un meilleur b6n£fice que ceux 
qui prouveroient par certificats duement exp£dies qu'ils n'avoient pas 
manque* aux devoirs d'entretenir les bätimens. Cette proposition ayant 
recu son assentiment fut prescrite par les dgcrets du 8 juillet, 9 d£- 
cembre 1811 et l pr aoüt 1812. 

u> On avoit depuis Iongtems adopt6 le principe que les eures et 
benefices ä Charge d'ämes devoient se donner comme de raison au 
plus digne. On s'eioit occup£ des moyens les plus sflrs d'y parvenir, 
on avoit cru les trouver dans 1' Etablissement d'un concours, oü les 
candidats seroient examines, classifies d'apres leurs connoissances et 

is promus d'apres l'ordre de ce tableau ä mesure que l'occasion s'en 
presenteroit Cette sage mesure n'ayant pas eu d'ex£cution en raison 
des difhcultes relatives ä la forme de l'examen et de l'opposition plus 
forte encore qu'elle eut ä essuyer par le veeu si naturel ä l'homme 
d'avancer ses proteges, V. M., aussitöt que j'eus £te* installE au ministere 

» de l'int&ieur, la renouvela par une loi du 30 dScembre 1806 qui 
enjoignit ä tous les candidats de se pr&enter ä l'examen pour y £tre 
classifies et y recevoir leur note de qualification d'apres le rlsultat de 
cet examen. On n'en exempta que les eures, les membres ecclesiastiques 
des corps administratifs, les professeurs des universit^s et lycees, ceux 

» des Colleges qui auroient dbt ans de Service. Les candidats juges 
dignes d'fitre admis ä la premiere classe obtinrent la faculte de refuser 
jusqu'ä trois fois une eure ou ben£fice qui ne rendroit pas plus de 
600 florins. Les patrons particuliers conserverent la libert^ de choisir 
ä volonte parmi tous les sujets examines, sans fitre astreints ä l'ordre 

» strict du tableau. Cette loi, ä l'exe'cution de laquelle on a tenu s£vere- 
ment la main, obtint l'approbation ge"n^rale; eile fit cesser toutes les 
plaintes comme toutes les sollicitations. On s'appercut plus tard que 
pendant le tems qui s'ecouloit entre l'examen d'un candidat et sa 
promotion, sa conduite ne repondoit pas toujours aux esperances qu'on 

* avoit dü en concevoir, et il fut ordonn£ qu'ils s'emploieroient dans 
cet intervalle aux fonetions du ministere et qu'ils seroient tenus de 
produire d'annee en ann^e un certificat d'application et de bonne 



Digitized by Google 



134 



conduite. On laissa aux eures qui auroient de petites eures la faculte 
d'en demander des meüleurs. La pr£ference leur fut assuree sur tous 
les autres comp&ens, il fut d^cid^ qu'elle rouleroit entre eux suivant 
Tage et l'anciennete\ 

En vertu du droit de depouille les eveques s'approprioient la 5 
succession des eccl£siastiques qui mouroient sans testament. 
Les membres du clerg6 infeneur ätoient astreints ä soumettre leurs 
dernieres volontes ä la confirmation episcopale. V. M. fit cesser ces 
coutumes abusives par une loi du 24 mars 1807. Elle decida que leurs 
hgritiers ab intestato leur succ6deroient et qu'au defaut absolu de pr£- » 
tendans ce seroit le fisc royal. 

Le gouvernement dleva jusqu'ä six cents florins les portions 
congrues qui jusqu'ici n'avoient €t& que 300 florins et exempta les 
dites portions congrues de tout impöt direct et charges communales 
par d^crets du 19 juin 1810, 2 janvier 1811, 3 juillet 1812. Cette mesure » 
amenee par l'augmentation progressive du prix des choses 6toit 6gale- 
ment juste et necessaire. II falloit mettre les pasteurs en £tat d'exister 
avec dlcence, si on vouloit que leur ministere füt respect£; les plaintes 
des ministres protestans r£duits presqu'ä la mendicit£ avec leurs nom- 
breuses familles l'appeloient d'ailleurs depuis longtems. » 

Le 11 octobre 1807 on crea sous le titre de fonds pour les 
£merites une fondation destin£e ä fournir a la subsistance des ecclg- 
siastiques que leur äge, leurs infirmites ou un desordre d'esprit mettroit 
hors de Service. II fut forme" du revenu de tous les b£n6fices simples 
qui ne seroient necessaires ni au Service du culte ni ä celui des ecoles » 
et de differentes autres fondations qu'on y joigniL Tous les titulaires 
de la couronne et ceux de particuliers qui voudroient y contribuer 
purent prendre part au benefice de cette institution. Le maximum de 
la pension des emerites fut fix£ ä 400 florins, et on confia l'admini- 
stration de cet institut aux memes employes qui regissoient les autres » 
fondations sous la surveillance des commissaires gene>aux. 

Les rapports avec le chef de l'^glise catholique apparti- 
ennent bien en partie ä la politique. Mais ils ont une liaison si etroite, 
si essentielle avec l'ordre hierarchique que je les ai regardes comme in- 
separables du chapitre qui traitoit de la Constitution de l'ordre du derg£. «> 

L'union si ftroite sous le regne de Charles Theodore s'est relächee 
sous celui de V. M. La nonciature cessa des votre avenement, on 
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suspendit le payement de la pension qui avoit ete* assignge jusqu'ici 
ä cette mission. En contribuant, Sire, au payement des dettes nom- 
breuses que le dernier nonce avoit laiss6es d'une maniere qui m€nageoit 
egalement la dignite" du souverain pontife et la vötre, le fond de cette 

s resolution n'en tut pas moins maintenu; on ne revit plus ä votre 
cour de ministre du saint-siege. Une resolution de 1799 constamment 
ex£cutee depuis ordonna que toutes les dispenses et autres solli- 
citations que les citoyens bavarois auroient ä adresser aux autorites 
romaines, seroient envoy£es au d6partement des affaires Itrangeres, 

io qui les feroit solliciter par le ministre accr£dit£, avanceroit les taxes 
et autres frais qui ne seroient remboursables par les parties qu'apres 
que l'exp£dition auroit 6te* obtenue. Cette mesure offroit le double 
avantage d'emp&cher que les individus qui avoient des affaires a solli- 
citer ne devinssent les victimes de l'avidite* des officiers de la curie 

i« romaine et de s'assurer en meme tems qu'on n'alloit ä Rome que 
de l'aveu du gouvernement et qu'on n'y portoit que ce qui y appar- 
tenoit r&Uement. 

4 

Les rtformes ecclesiastiques firent la plus grande Sensation sur 
le pape. II adressa ä ce sujet ä V. M. en 1804 un bref auquel il 

*> fut rlpondu dans les termes convenables. Du reste le souverain pontife 
ne voulut ni admettre le principe des s€cularisations ni relever les 
voeux d'aucun des religieux qui r£clamerent de lui cette faveur. 

Deux annees se passerent, sans que personne s'occupät de l'or- 
ganisation definitive de la hterarchie ni de l'&ablissement des nouveaux 

« rapports qui devoient resulter des grands changemens survenus en 
Allemagne, quoique le reces de la deputation de l'empire 1803 l'eüt 
stipule\ Apres la dissolution du lien germanique en 1806 cet important 
objet fut repris. On envoya des instructions au ministre de V. M. ä 
Rome avec ordre d'ouvrir une n£gociation particuliere pour constituer 

» l'ordre higrarchique du royaume. Elles eurent assez de succes, pour 
que le nonce della Genga vlnt ici en 1807. Les Conferences commen- 
cerent entre les commissaires de V. M. et lui d'apres les instructions 
que j'avois dress6es et qu'Elle avoit approuvees. On 6toit dejä 
convenu des conditions principales sur le nombre, la dotation des 

» eveches et chapitres. La cour de Rome avoit admis le droit de 
nomination de la couronne ä ces bentfices, consenti que toutes 
les eures sans exception en tant qu'elles n'etoient pas de patronage 
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particuiier fassen t conferees par V. M. sur une triple presentation 
de l'eveque diocesain. On etoh convenu de la forme da serraent 
ä preter par les titulaires ä Icur Installation, du reconrs anx tribunaux 
s^culiers en cas de deni de justice ou de violations de forme de la 
part des officialites, du droit de revotr les bulles du pape, d'y mettre s 
avant leur publication l'attache de l'autorit£ royale. On avoit trouve 
un temperament sur la juridiction ecclesiastique dont la definition et 
les bomes avoient occasionne les contestations les plus vives — lorsque 
tout ä coup le nonce partit sous pretexte que des affaires pressantes 
et les ordres de sa cour l'appeloient ä Stuttgart On eut occasion 10 
d'apprendre depuis que ce changement subit de resolution avoit ete 
provoqu6 par le cabinet autrichien qui, consulte' par le pape, lui avoit 
donn6 le conseil de ne pas se presser de prfcter les mains ä des 
arrangemens pour lesquels le tems n'&oit pas encore venu. 

Ce moment perdu ne se retrouva pas de plusieurs annees. Les « 
discussions entre le saint-siege et la France augmenterent au point que 
le saint-pere fut enlev£ de son palais en 1808, transferä dans une 
place forte du royaume d'Italie et de lä en France, et ses Etats reunis 
ä l'empire de Napoleon. 

Afin que les affaires des particuliers ne soufrissent pas de ce » 
fächeux incident, que les consciences timorees ne fussent pas troublees, 
j'adressai par ordre de V. M. un circulaire aux vicariats g£n£raux 
et ä ce qui restoit d'eveque dans le royaume, pour qu'ils se chargeassent 
d'apres les canons du concile de Trente de suppleer ä l'empechement 
legitime du premier pasteur, en donnant les dispenses dans les cas » 
reserves et en prononcant en dernier ressort sur les objets qui pouvoient 
encore etre portes ä Rome. Iis se rendirent sans difficultf ä cette 
invitation, et on convint sur l'article des instances d'un reglement 
provisoire. 

Les ev&iemens ayant rendu la liberte" au pape en 1814 et les » 
affaires de l'Europe se trouvant dtfinitivement terminees par le traite 
de paix du 20 novembre 1815, on songea ä reprendre les n£go- 
ciations relatives ä la reconstruction de l'ordre hierarchique en Baviere. 
Apres bien des d£lais, des Conferences et des tergiversations, apres que 
la cour de Vienne disposee plus favorablement cette fois-ci qu'elle ne * 
l'avoit £t£ il y a quelques annees eut donng au saint-siege l'avis de 
s'arranger en particuiier avec ceux des Etats d'Allemagne qui desire- 
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roient traiter avec lui, le ministre de V. M. parvint enfin ä condure 
avec le cardinal Consalvi un concordat qui, sans blesser absolument 
les droits essentiels de la couronne, Itoit cependant bien moins favorable 
que les bases dorrt on gtoit convenu en 1807. Ce traife Stoit arriv* 

s par courner au mois de decembre 1816, je l'avois renvoy£ comme 
de raison ä 1'examen approfondi et au rapport d&ailfe du conseil du 
departement de l'inferieur. Ce travail n'6toit pas achev6 au 2 fevrier 1817. 

Differentes causes avoient concouru ä cette issue moins favorable 
des Conferences ouvertes ä Rome. La rigueur des principes naturels 

to au pape augmentoit chez lui avec l'äge, il se croyoit plus fort, plus 
autoris£ dans sa resistance par les complaisances et la d€ference que 
lui temoignoient presque toutes les cours catholiques. La facilife, avec 
laquelle le congres de Vienne lui avoit restihfe la totalis de ses Iitats, 
lui donnoit un nouveau courage. On s'appercevoit d'ailleurs de notre 

i5 cöfe des efforts que faisoit le parti contraire en Allemagne pour em- 
pfccher la Constitution des eglises particulieres et pour ne donner a 
toute 1' Allemagne qu'une seule et meme hierarchie. II fallut prGvenir 
ce nouveau coup qu'on nfeditoit de porter ä l'indlpendance des £tats. 
Les negociateurs romains, toujours bien instruits, sentirent l'avantage 

% que leur donna cette circonstance et surent en tirer parti. 

J'ai parle" plus haut des gradations sages et mesurees par les- 
quelles le gouvernement de V. M. parvint ä naturaliser la tolerance 
religieuse dans ses Iitats. Le resultat en fut l'egalife la plus parfaite 
parmi les trois communions chr£tiennes; les relations entr' elles et avec 

« la socfefe en general ont 6t£ fixees d'apres l'esprit de la Constitution 
par loi organique du 24 mars 1809. 

L'instruction du 23 janvier 1809 regia la forme dans laquelle les 
affaires des gglises protestantes devoient Gtre traifees, d£termina 
le mode de 1'examen des candidats au ministere et de celui de leurs 

so promotions aux eures. Depuis on assimila d'avantage ces promotions 
aux regles qui existoient ä cet egard pour les catholiques, on publia 
mftme sur cet objet un reglement particulier. Cette mesure parut n£- 
cessaire au ministere d'apres l'esprit de pr£ference et de protection 
que montra quelque fois le consistoire gönSral Protestant. Le 3 fevrier 

as 1814 V.M. sur mon rapport elablit une caisse particuliere pour 
les veuves des curös protestans; eile fut dotee par une taxe d'un 
pour cent du revenu net de chaque cur£ et de cinq florins pour chaque 
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fabrique d'eglise dependante d'un patron particulier; la pension d'une 
veuve fut fixee d'abord ä 50 florins et par la suite portee ä 100 florins; 
on en confia l'administration au commissaire royal particulier de la 
vüle de Nuremberg qui fut splcialement Charge* de la recette et de la 
depense. La misere de ces familles surpassoit tout ce qu'on pouvoit & 
en dire et leur malheureux sort appeloit depuis longtems l'attention du 
gouvernement. On e^toit venu jusqu'ici ä leur secours en laissant 
pendant un certain tems ces familles en jouissance du temporal du 
bentfice. Cet usage ötoit connu sous le nom de 9lad)ftt). La n£cessit£ 
de ne pas prolonger trop longtems la vacance des eures avoit forcl >• 
ä borner ce soulagement temporaire au terme de trois mois par un 
decret au 8 septembre 1809. 

Toutes les autres sectes sans jouir des memes droits n'ont 
jamais 6t6 inqui€t£es sous le regne de V. M. On les a laissees ä leur 
devotion domestique, et quand les mennonistes ont voulu s'£tablir dans is 
le royaume, ils ont pu le faire en ob&ssant aux lois. Jamais il n'a 
rien 6t£ exigg d'eux qui püt choquer ou contrarier leurs prineipes. 
C'est ainsi qu'on s'est conduit envers quelques sujets de Weilheim 
et de Dachau qui furent denonces il y a quelques ann£es pour 
la singulartte* de leur conduite et de leurs opinions religieuses; on » 
abandonna aux eveques le soin de leur instruetion et on ne les 
persScuta pas. 

Les juifs, cette religion ancienne sur laquelle on a tant ecrit 
sans pouvoir s'aecorder, tant essay£ sans obtenir des resultats, qui 
s'est veng£ du mepris qu'on s'est efforce d'exercer sur eile en s'appro- * 
priant avec la majoriti des capitaux de l'Allemagne l'influence indirecte 
qui en est inseparable. Tout puissans et Chassis tour k tour, ils avoient 
fini par fitre en Baviere dans la position la plus gfcn^e: ils ne pouvoient 
y venir ni y s£journer qu'avec des patentes particulieres, ils payoient 
un droit pour la protection et un droit de passe comme les betes de » 
somme. En Souabe et en Franconie la noblesse dans les terres en 
avoit fait un objet de Spekulation; ils y £toient prodigieusement multi- 
plies. La police des villes varioit ä leur egard. En gen£ral la jalousie 
6toit tournee contre eux. On craignoit la coneurrence d'un peuple actif, 
sobre, se contentant de petits profits, se soutenant entre lui, porte" par » 
principe de religion ä se marier jeune, par consequent ä Clever de 
nombreuses familles. Quelques individus £toient parvenus ä p£n6trer 
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dans les cours, ä s'y rendre necessaires et ä jouer sous le titre de 
facteur un röle plus ou moins grand. 

A l'avenement de V. M. l'esprit de tolerance du gouvernement 
s'&endit aussi ä ce peuple malheureux, ä qui 1'avilissement et l'op- 

« pression avoient donn£ un caractere incompatible avec le bien public 
et cependant d'autant plus difficile ä corriger que les seules occupations 
auxquelles ü lui fut permis de se livrer degradoient son äme. 

Dans les annees 1802, 1803, 1804 le ministere de la justice et 
de la police d'alors s'occupa plus particulierement d'eux qu'on ne l'avoit 

w fait jusqu'ici. Les chefs des synagogues, lä oü il en existoit, eurent ordre 
d'adresser tous les mois aux baillages les 6tats de naissance et de m ort. 
On leur interdit la revente de detail des biens ruraux, on prit des 
mesures contre les vagabonds de la nation, mais on leur permit de 
frequenter les principaux marches et les foires du pays. On abolit par 

ifi rescrit du 17 novembre 1803 la coutume introduite depuis quelque tems 
d'infliger double peine ä ceux qui s'oublioient avec des juives. On leur 
accorda en 1805 la facultö de se racheter de la conscription militaire 
en payant 185 florins qui seroient employes ä les faire remplacer. 11 
parut la meme annSe un reglement pour les juifs de la capitale; un 

» certain nombre de familles recurent des licences d'etablissement avec 
l'agr&nent d'y coramercer, d'y etablir des fabriques, d'y former des 
etablissemens de commerce en gros. On leur accorda l'exercice de 
leur religion dans une maison particuliere, avec la liberte" de construire 
un cimetiere. On abolit l'ancienne capitation ä laquelle ils 6toient assu- 

as jettis, ScibäoII, en y substituant un droit annuel de 20 florins par famille. 
On les soumit cependant encore ä une inspection plus exacte de la 
police et on ne negligea aucune pröcaution pour prtvenir tout abus 
possible. 

M6me apres la publication de la Charte constitutionnelle la forme 
ao de leur juridiction particuliere exerc^e par le rabbin d'apres des Privi- 
leges particuliers dans la province d'Ansbach, fut provisoirement main- 
tenue par une rfeolution de 1809. On permit en 1807 qu'ils pussent 
concourir avec les autres citoyens aux ventes des domaines royaux 
qui auroient lieu ä la folle enchere, ä la seule Charge de les revendre. 
36 La circonstance que la majeure partie des capitaux se trouvoient dejä 
ä cette ^poque entre les mains des h^breux et que leur concurrence 
hausseroit la valeur des objets m'avoit engage" ä proposer cette 
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exception ä la regle g£n6rale sur les instances du tninistre des 
finances. 

On maintint dans les dSpendances du ci-devant pays de Bamberg 
les propri&aires de terres nobles dans la faculte de recevoir des juifs. 
Ceux-ci pouvoient frequenter les marches en se munissant de l'agrgment * 
de l'autorite sup6rieure de la province; on assimila les tobreux de cette 
partie du royaume ä ceux de la capitale en 1807. En 1808 la capitation, 
ßeibäoll, cessa aussi dans cette province, celle d' Ansbach et les pos- 
sessions de la maison royale en Souabe. 

Tous ces decrets partiels compliquoient la legislation plus qu'ils w 
ne la regloient, il s'agissoit de la röduire en un Systeme unique, d'y 
soumettre toute la partie de la nation juive domiciliee dans les £tats 
de V. M., d'&ablir des regles qui conciliassent ce que la voix de la 
Philanthropie reclamoit au nom de l'humanite avec les restrictions 
que l'imperfection morale des h£breux ne permettoit pas encore de is 
supprimer et de combiner les disposiüons ä faire de maniere ä ce 
que les juifs contenus dans le moment dans de justes bornes conser- 
vassent les moyens, eussent meme le desir de se developper au point 
de pouvoir etre mis au niveau des autres classes de la societe\ On 
essaya de lever ces difficultes, de combiner ces contrarias par la » 
loi du 10 juin 1813. Elle embrasse deux objets distincts: l'exercice 
du culte, les droits civils. 

Quant au premier point on leur assura la libertä entiere de con- 
science avec le droit d'une soci&e* religieuse particuliere dans tous les 
lieux oü 50 de leurs familles seroient domiciliees. Iis furent bornes k 
ä la d£votion purement domestique, sans pouvoir se r£unir d'ailleurs 
sous aucun prgtexte dans les localites, oü ils se trouveroient en moindre 
nombre. Dans les synagogues les fonctions religieuses ne peuvent 
6tre exerc^es que par le rabbin ou son Substitut. Ces ministres du 
culte doivent etre n6s dans le royaume, inse>es dans la matricule, » 
savoir l'allemand et avoir recu une £ducation convenable, prfcter le 
serment de fidelit£, etre präsentes par la communaute" et confirmes 
par le chef de la province; leurs attributions sont purement religieuses; 
ils sont charg£s, avec deux membres que la commune leur adjoint, 
de l'administration des fonds affectes au culte. % 

Pour ce qui est des droits civils: on leur permit d'exercer tous 
les m&iers et de se faire recevoir dans les maltrises et jurandes, sans 
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cependant qu'aucune de ces corporations puisse jamais fitre composee 
uniquement de membres de leur religion; d'acqu6rir, de posseder, 
d'affermer ou de prendre ä ferme des biens-fonds, sans pouvoir cepen- 
dant acheter pour revendre, autrement que dans les ventes publiques ni 

* devenir seigneurs fonciers; de former toute sorte d'6tablissemens de 
commerce ou autres, ceux d'aubergistes et de brasseurs seuls exceptes. 
Iis peuvent devenir membres des communautes, participer ä tous les 
avantages de la Corporation, quand ils sont proprie^aires. Le commerce 
de petit detail, S<f}äd)er»£anbel, est interdit; le gouvernement permet 

w seulement a ceux qui n'ont absolument aucun autre moyen d'existence 
de s'y livrer encore sous l'inspection speciale de la police. Leurs 
juridictions particulieres sont abolies; les juifs sont soumis aux memes 
formes, aux meraes tribunaux que les autres citoyens. Un juif Etranger 
ne peut ni former d'e*tablissement ni jouir dans le royaume d'aucun de 

i6 ces droits. Iis ne doivent point fitre admis dans les villes ou villages, oü 
ils n'ont pas habite" jusqu'ici, leur nombre doit ßtre diminue" plutdt qu'aug- 
mente. Leur rlception ne peut avoir Heu que sur une decision du 
souverain rendue sur le rappört du ministre de l'inteneur. Elle ne 
s'accorde dans la regle qu'en faveur d'un grand Etablissement de 

a> commerce, de l'acquisition d'un bien-fonds assez considerable pour 
qu'une famille puisse vivre de son produit ou du droit de maitrise 
dans une jurande. La decision favorable obtenue, on insere leur nom 
dans la matricule qui est tenue par la police locale, sous la direction 
du commissaire gen£ral du cercle. On leur en donne un extrait qui 

* tient lieu de patentes ou de concessions, et ils sont admis ä prtter 
le serment de fidelite. II leur est libre de prendre le nom qu'ils veulent 
ou de conserver leur ancienne firma dans le commerce, bien entendu 
que ce nom ne sera pas trop commun ni celui d'une famille connue. 

II fut d£cide le 27 mars 1814 que ni l'acquisition d'une maison 
» sans champs ni l'exercice d'un metier, l'ouverture d'une boutique ou 
commerce autre que celui du Detail en gros, ne seroient pas reputes 
suffisans pour autoriser l'elablissement d'une famille juive. 

Le 17 avril de la meme annEe 1814 on d£cida que les veuves 
juives des petits detailleurs toteres pourroient faute d'autres moyens 
35 d'existence pour elles et leurs familles continuer par elles-m6mes ou 
un commis ä leur choix, apres le deces de leurs maris, le petit commerce 
de detail que lui-m£me exer^oit de son vivant, de maniere cependant 
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que cette tolerance se borneroit ä leurs personnes, sans pouvoir s'&endre 
ni ä leurs enfans ni au nouvel epoux qu'elles prendroient, si elles 
venoient ä se remarier. 

Ces principes legislaüfs qu'on s'Etoit attachE ä combiner avec tant 
de soin ne satisfirent entierement personne. Les hebreux, surtout les s 
plus eclaires d'entre eux, crurent apercevoir dans les restrictions que 
la loi conservoit encore un reste de cet esprit de persecution et d'exdu- 
sion qui blessoit ä la fois leur däicatesse et choquoit leur vanitE. Iis 
reclamoient au nom de la raison l'egalitg parfaite avec le reste de la 
population du royaume, ils soutenoient hautement que rien ne devoit 10 
exclure de ce benefice naturel les membres de leur croyance, et que 
ce ne seroit que par ce moyen qu'on atteindroit le but qu'on paroissoit 
se proposer, celui de les assimiler au reste de la soci£te\ 

Les chr&iens, jaloux des richesses des juifs, de l'influence indirecte 
qu'elles leur procuroient, irrites peut-fitre du ton d'assurance qui souvent is 
en 6toit la suite, desesperes de se voir genes dans la Spekulation, 
exclus de beaucoup d'entreprises par les capitaux superieurs, l'activitö, 
la parcimonie, l'esprit de corps des hEbreux, trouvoient toujours qu'on 
avoit £t£ trop loin; ils n'eussent pas €t£ fäches qu'on r£tablft le Systeme 
restrictif dans toute sa rigueur. Chaque Etablissement d'une famille » 
juive donnoit lieu ä une plainte nouvelle, et dans les derniers tems 
de mon administration le ministere de 1'intErieur Etoit encombrl de 
discussions de ce genre. Elles tiennent ä la nature des choses, au 
cours qu'ont pris les affaires de commerce, elles seront toujours tres 
difficiles ä pr£venir, et j'oserois fitre d'avis que le parti qu'on a adoptE » 
sans etre au-dessus ä beaucoup pres de toute objection, Etoit cependant 
le meilleur auquel on put s'arrEter pour le moment. 

De ce qui vient d'fctre dit il resulte qu'au 2 fevrier 1817 aucun 
citoyen du royaume ne pouvoit etre forcE ä une pratique religieuse 
qu'il auroit regardee comme contraire ä sa conscience, du moment, oü n 
il ne donnoit aucun scandale et ne manquoit pas au respect exteneur 
dü au culte national. Toutes les sectes Etoient toterees et les sectaires 
laisses ä leur devotion privee; l'acte de reception de Celles qui Etoient 
legalement admises d&erminoit leur Constitution et l'&endue de leurs 
droits. Les trois communions chrEtiennes Etoient considerees comme 
les trois religions nationales, leurs Prärogatives Etoient parfaitement 
Egales, leurs ministres sous la meme protection des lois, leur culte 
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aussi sacr£ que les fonds qui Itoient affectös ä une de ces communions 
ftoient reputes aussi inalienables et aussi peu susceptibles d'elre appliques 
ä une autre destination que ceux de l'autre. 

Iis n'existoient que deux eveques, celui d'Eichstaedt et de Passau, 

5 et un archeveque, celui de Ratisbonne que la mort a enleve* depuis 
aux lettres et ä ses amis. Les vicariats gSneraux dont la cour nommoit 
et salarioit les membres veilloient ä la discipline. Deux suffragans 
qui restoient encore exercoient les actes de l'6piscopat. 

Aucun ecclesiastique ne pouvoit sans l'aveu du gouvernement 

» sortir du royaume pour se rendre ä Rome; toutes les demandes de ce 
genre passoient par le d£partement des affaires £trangeres. II n'existoit 
pour les ouvrages thfologiques d'autres regles de censure civile que 
Celles que la loi du 16 juin 1803 avoit etablies pour toutes les pro- 
duetions litteraires. Aucune bulle, aucun bref du pape, aucun mande- 

w ment d'eveque ou publication d'officialite n'£toit valable et executoire 
sans avoir &6 examine' par le gouvernement et recu son attache. 

Aucun b£n£ficier, cur£ ou autre dignitaire ecclesiastique ne pouvoit 
ttre mis en possession de son temporel qu'en vertu d'un d£cret des 
autorites provinciales, et apres avoir preis serment de fidelite au roi, 

» ä la Constitution et aux lois du royaume. 

Toutes les causes civiles et criminelles, reelles ou personnelles 
des membres du clerg6 ressortissoient aux tribunaux s^culiers. Un 
ecclesiastique condamn£ pour d£lit criminel devoit etre d£grad£ par son 
sup^rieur ecclesiastique dans les trois jours qui suivoient Tarrfit rendu 

25 par les tribunaux; s'il s'y refusoit, la degradation £toit censee faite et 
le jugement execute" sans autre formalite ni d£lai. On avoit abandonn* 
aux offirialites la surveillance sur la doctrine, la vie et les maeurs des 
clercs; elles pouvoient leur infliger des peines disciplinaires, sauf 
cependant le recours aux autorites administratives seculieres dans tous 

» les cas oü on pourroit plaider en nullite et prouver que les formes 
avoient viol£es. 

Les lois avoient affranchi les testamens des personnes clericales 
de la formaltte" de la confirmation des £veques. II avoit 6t6 deckte 
aussi qu'ä l'avenir ceux-ci n'henteroient plus des clercs qui mourroient 

36 sans testament, mais que ces successions comme Celles des autres 
membres de la soctete" passeroient ä leurs h^ritiers naturels. 

Sans se mSler du fond du culte ni des rites des eglises, le gou- 
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vernement en surveilloit l'exercice exteneur, tant pour en maintenir la 
dignite et la decence que pour empecher que les lois de l'ordre et de 
la police ne fussent troublees. On s'&oit de beaucoup reläche dans 
les dernieres annees de la rigiditg avec laquelle on avoit d'abord trait£ 
tout ce qu'on appeloit puerilitö et superstition. 5 

La portion congrue des eures avoit 6t£ doublee et eximee de tout 
impöt; mais toute collecte leur avoit interdite. Les doyens ruraux 
£toient £lus par les eures du doyenn£, reunis en presence du baillif 
royal et d'un depute de rofficialite, et confirmes par 1'autorite supeneure 
de la province, et cela meme dans les endroits oü, en vertu d'un ancien i§ 
usage, ils etoient ä la nomination de l'eveque. Dans les derniers terns 
on avoit essay6 de rendre le siege des doyennes ruraux permanent 
et d'affecter cette dignit£ ä certaines eures, mais les objections des 
offtcialites avoient empech£ que ce plan ne recüt sa pleine execution. 

Les causes matrimoniales, les separations de corps et de biens >s 
des catholiques appartenoient aux tribunaux ecclesiastiques, mais les 
juges seculiers prenoient connoissance de tout ce qui directement ou 
indirectement tenoit aux effets civils du manage, regard£ comme contrat 
et des proces relatifs aux fiancailles. 

Dans les provinces ci-devant prussiennes ou autrichiennes les lois » 
particulieres ä ces monarchies continuoient ä fttre en vigueur; elles 
differoient des nötres et £toient plus favorables au pouvoir seculier. 
Les mariages des protestans se traitoient par les cours de justice ordi- 
naires. 

II existoit encore quelques couvens d'hommes et de femmes qu'on » 
avoit trouves dans certaines provinces et d'autres qui avoient 6te" formes 
dans les anciens fitats pour servir de retraite libre ä ceux qui vou- 
droient continuer ä se vouer ä la vie cenobitique. C'£toit presque tous 
des mendians; car il etoit ä remarquer qu'aucun religieux d'une pr61a- 
ture n'eut voulu rester en religion. Les membres de ces communautes » 
vivoient dans l'observance de leurs regles sous la surveillance des 
autorites civiles qui confirmoient ou nommoient leurs superieurs et 
tenoient la main ä ce qu'ils restassent Tangers ä toute influence de 
dehors. On leur payoit exaetement leurs pensions, on leur passoit des 
messes, on permettoit qu'on leur fit l'aumöne dans leurs maisons, et » 
plus d'une fois dans des momens de disette ou de grande cherete on 
etoit venu ä leur secours. Les religieuses se trouvoient dans la meme 
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Situation, soumises aux meines reglemens. Leurs voeux 6toient annuels, 
elles pouvoient rentrer dans le monde en observant les formes requises. 
Dans le projet de Constitution que V. M. avoit fait dresser en 1814, il 
etoit dit qu'aucune communautö religieuse ne pourroit fitre ni r&ablie 
- 5 ni introduite sans l'aveu des Etats du royaume. 



C. 

DES HABITANS DES VILLES ET DES CAMPAGNES. 

J'ai delailte ci-dessus les droits constitutionnels de tous les ci- 
toyens dans leur g6n£ralite\ II ne me reste rien ä y ajouter. 

Les habitans des villes et des campagnes ont certaines obligations 
qui leur sont communes, comme Celles d'acquitter exactement les impöts 

io directs et indirects — tout ce qui tient ä cet objet appartient au chapitre 
des finances — , celles de concourir aux charges particulieres de leurs 
communes, de se soumettre ä la conscription militaire, de faire le service 
des gardes nationales. II existe d'autres points sur lesquels leur position 
differe; cette difference tient ä la nature de leurs occupations, ä leur 

is regime municipal. Les baillifs royaux s'etoient attribues sur la levee 
des Centimes additionnels une autorite arbitraire ä laquelle il 
devenoit n£cessaire de mettre des bornes. Le baron de Hompesch 
proposa ä ce sujet k V. M. Ie decret du 18 odobre 1 ) 1808 qui interdit 
toute levee locale ou g£ne>ale qui n'auroit pas £t£ approuväe par le 

20 gouvernement et publice dans la feuille du gouvernement. La Charte 
constitutionnelle du 1 er mai 1808 titre III § IV avoit attribue* aux d£- 
putations des cercles le droit de proposer les charges locales qu'elles 
jugeroient necessaires; le ministere des finances en soustrayant cette 
branche de perception ä toute influence isolee avoit donc rempli un 

25 devoir que lui imposoit la Constitution du royaume. 

Les institutions repräsentatives n'ayant pu Stre mises en activit^, 
ä raison des circonstances, il fallut pourvoir d'une autre maniere au 
service de cette partie. Par la loi du 6 f£vrier 1812 discutee au conseil 
d'^tat, V. M. a regle* d'une maniere plus precise les objets pour Ies- 

J ) 35ie $onbfd)rift gibt irrtümlich b«n 18. Dc3cmbet an. Sgl. 9?egierung«blatt 
S. 2554 ff. 

MontgcUs, Comple rendu. 10 
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quels des droits particuliers pourroienl etre percus dans les communes. 
Ces dispositions sont trop longues pour etre enumerees id, elles se 
rapportent ä la nature de l'objet et an bien partknlkr des localites. 
Le gouvernement s'est Charge ä cette occasion de pltisiettrs articles 
de depense qui jusqo'alors avoient ite ä la Charge des communes, $ 
notamment de tont ce qui de pres ou de lotn tenoit ä la sürete generale. 
Cette loi distingua aussi les besoins et les depenses generale du cercle 
de Celles qui tournoient uniquement ä l'avantage particulier d'une lo- 
calite; eile voulut de plus que le fonds de l'impöt direct, Steuerfapital, 
füt aussi peu Charge que possible par les concurrences, et qu'on trouvät 10 
plutöt d'autre moyen d'y pourvoir. Cette precaution avoit 6te la suite 
aes piaintes aes propnetaires sur ce que i lmpot airect, aeja tres con- 
siderable par lui-m£me, avoit atteint par ces droits additionnels une 
Progression qui le rendoit presque impossible ä acquitter et influoit 
desavantageusement sur la valeur des propriftes foncieres, fonds prin- ts 
cipal du capital national et seule source de richesses dans un pays 
agricole. On crut plus tard avoir trouv6 l'exp£dient qu'on cherchoit 
en accordant aux communes par forme d'octroi la lev£e d'un droit 
sur les farines et les grains en sus de celui dont elles jouissoient 
dejä sur la viande. Mais les communes rurales ä l'unanimite' et plusieurs 30 
des communes urbaines protesterent contre cet expeclient et deman- 
derent ä conserver les Centimes additionnels ä l'impöt direct De 
sorte que cette nouvelle lev£e n'a gueres eu Heu que dans la capitale, 
oü mfime on se plaignoit dans les derniers tems de mon administration 
que le produit reel restoit fort au-dessous de 1'evaluarJon originaire. » 

On avoit essaye* dans quelques villes de la Franconie d'asseoir un 
Pfenning sur la consommation de la biere, et cet essai avoit eu 
du succes. Ce droit avoit &e" productif, sans que la consommation en 
diminuat ni qu'il y efit des piaintes. La capitale r£clamoit la mfime 
faveur, d'autres communes la demandoient aussi, il y avoit eu des » 
rapports favorables de la part des Colleges; mais la crainte de voir 
diminuer la consommation generale et par consequent le revenu de 
la dreche a empech£ jusqu'ici que cette Operation n'eüt lieu. 

En proposant ä la fin de 1816 l'impöt direct pour le Service 
de l'annee courante, la section des domaines encore en activit* alors as 
manifestoit le desir qu'on püt connoltre tout le montant des Centimes 
additionnels pour en ordonner la levee en meme tems que celle de 
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l'impöt direct en general. II est incontestable que cette mesure cüt 
procurt, avcc l'avantage de connoltre d'un coup d'ceil l'£tendue de 
cette d£pense, celui de pouvoir evaluer en meme tems d'une maniere 
süre et precise la juste proportion dans laquelle ces Centimes se trou- 

s voient avec l'ensemble des perceptions; mais le conseil du departement 
de l'inteneur n'ayant pu presenter encore au ministere une Evaluation 
exacte et preose de cette classe des besoins publics, celui-ci ne put 
repondre aux vceux du College. II n'a encore pu 6tre rien Statut sur 
les besoins generaux des cercles, et cette branche d'administraüon 

10 reclame toujours toute l'attention du gouvernement par l'&ablisseraent 
d'un Systeme fixe et calcute sur les besoins et les moyens. 

Apres ce qui a 6t£ dit ci-dessus je n'ai pas besoin de rep£ter 
que tous les citoyens, sans exception de rang et de naissance, sont 
egalement sujets ä la conscription militaire. 

u Dans les tems anciens et jusqu'au regne de V. M. 1'armee se 
recrutoit par des engagemens libres; on envoyoit des officiers recruteurs 
dans les villes imperiales et les campagnes pour enröler ceux qui se 
presentoient, sans en excepter les etrangers ni les deserteurs. II existoit 
aussi une espece de milice compl£mentaire qu'on levoit dans l'occasion 

ao sous le nom d' engen unb meiten fianb^usfdjufe; le premier eloit de 
4000, l'autre de 6000, en tout de 10000 hommes. En 1767 cette Insti- 
tution cessa, on y substitua un impöt de 3 florins par cens qui devoient 
etre destines ä engager des recrues. L'£lecteur Charles Theodore voulut 
retablir l'ancien usage, il y trouva de l'opposition ; les choses resterent 

J5 sur l'ancien pied. En 1799 V. M. decrfta la suppression de l'impöt et le 
Etablissement de la milice, toutes les resistances cesserent contre une 
mesure Commander par la n£cessite\ dict£e par la sagesse. 

L'armee se forma dans la campagne de 1800 principalement par 
le secours de cette milice nationale. Des que la paix eut 6te" conclue, 

ao on sentit l'insuffisance de ce moyen pour parvenir ä un degre" de 
force militaire, dont l'opinion faisoit un besoin et que l'exemple g£n& 
ral rendoit indispensable; on balancoit cependant encore ä adopter le 
seul moyen de completement efficace de la force arm£e, celui de la con- 
scription. On voyoit bien que tous les Etats de l'Europe l'avoient introduit 

38 avec succes, mais on craignoit de mScontenter la nation ; on se rappeloit 

que c'etoit la mesure qui lui deplaisoit le plus en Autriche, et que la 

crainte de la voir introduite, si eile tomboit sous la domination de 

10* 
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cette puissance, etoit ci-devant le mot du guet de sa resistance et de 
son aversion. Lorsque je proposois pour la premiere fois cette Ope- 
ration, V. M. daignera se souvenir que cette idee fut recue avec une 
tergiversation qui ressembloit presqu'ä un refus. Cependant l'etendue 
du territoire que l'£tat obtint par les secularisations, la mgdiatisation s 
des villes imperiales, d'oü tous les recruteurs etrangers furent bannis 
de suite par ordre des nouveaux souverains, le besoin pressant d'aug- 
menter l'armee ä mesure qu'elle avoit un terrain plus etendu ä soutenir 
et ä deiendre, la cherete du recrutement libre, depuis que les enröle- 
mens etrangers etoient bannis de presque tous les pays, vainquirent w 
successivement les scrupules. 

Le prernier reglement de conscription qui eut ete publik en 
Baviere parut le 22 mai 1 804. ») II y soumettoit tous les jeunes gens 
en etat de porter les armes depuis l'äge de 16 ans jusqu'ä celui de 
40. Les £tats bavarois etoient partages en 1 1 cantons. On assignoit « 
ä chaque corps un cantonnement et un district fixe pour se compieter. 
La conscription etoit confiee aux autorites de police locale sous la 
direction des administrations superieures des provinces. On fixoit ä 
10 ans le terme du Service militaire dans toutes les armes, on accordoit 
encore de nombreuses exemptions: la noblesse, le clerge de toutes » 
les religions, les bourgeois, les artistes, les possesseurs de terres en 
emphytheose ou ä bail fixe, les travailleurs aux mines et aux salines, 
les bateliers et ouvriers en bois dans les montagnes en etoient 
affranchis; les juifs et les mennonistes pouvoient se racheter. 

La Charte constitutionnelle de 1808 ayant decrete art. I § II l'egalite as 
parfaite des droits et des obligations et etabli titre VI § II le principe 
que l'armee seroit recrutee par la voie de la conscription generale, 
on dut s'occuper d'une revision des reglemens emanes jusqu'ici sur 
cette partie. 

Le 9 fevrier 1809 il fut decide qu'il ne seroit donne ä l'avenir ao 
de conges absolus qu'aux individus qui prendroient le bien ou le 
metier de leurs parens apr£s la mort du pere et de la mere ou ä ceux 
dont les deux parens ou Tun des deux, ayant atteint l'äge de 60 ans, 
se trouveroient trop infirmes pour gerer les affaires et auroient un besoin 

*) 3n bem Regierungsblatt i[t bei (Erlag oom 18. SRaf batiert. Übrigens roar 
bie bamalige SOTaferegel nod) prooi|orifdj. X>eftnitio rourbe bas neue Äantons« unb 
ÄonfWptionsfnftem erft bura) bas CBeJeö oom 7. Januar 1805. 
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indispensable du secours de leurs fils, et ä celui qui epouseroit rheritiere 
d'un bien süffisant pour nourrir une famille. 

Enfin le 18 juin 1812 1 ) la nouvelle loi definitive sur la con- 
scription militaire recut la sanction de V. M. et fut adressle ä toutes 

5 les autorites constituees par la voie de la feuille du gouvernement. 
Cette loi discutee longuement au conseil d'£tat forme avec les Instruc- 
tions qui y appartiennent un code entier. II seroit egalement fastidieux 
et inutile d'en presenter un resum£ complet. Je me bornerai ä indiquer 
les difterences essentielles qu'elle presente compar£e ä celle de 1804. 

io Elle n'admet plus d'exemption; tout Bavarois qui atteint Tage de 
19 ans accomplis est tenu ä l'obligation du Service militaire jusqu'ä 
celui de 23 ans r£volus. D 'apres cette sene d'annees les sujets sont 
partages en autant de classes que d'ann£es. 

Ceux qui ne veulent pas servir eux-memes ont la faculte* de se 

w faire remplacer par un sujet convenable natif du pays, äge* de plus 
de 23 ans et de moins de 30 ans. La somme convenue doit Gtre 
d6posee judiciairement jusqu'ä ce que le tems du Service du soldat 
qui remplace soit achev6; jusques-lä ce remplacant n'en tire que 
les interfits. 

20 Les personnes dont les Services seroient indispensables ou tres 
utiles au public dans une autre carriere et qui y sont effectivement 
employes peuvent fitre dispens£es ou placees ä la fin de la reserve. 

La levee des recrues se fait tous les ans dans l'ordre des classes 
et suivant les besoins de l'armee. Cette Operation est dirigee en 

26 premiere instance par les autorites locales, en ressort supeneur dans 
chaque cercle par un conseil de conscription composS du chef civil 
de la province, d'un officier general, d'un officier supeneur, du con- 
seiller du cercle rapporteur dans cette partie. II juge sommairement 
et en prenant publiquement en presence des parties avis du conseil 

so m£dicinal, sur toutes les difficultes et reclamations qui se presentent; 
ses jugemens sont ex£cutes provisoirement. 

Les frais gen^raux de la conscription sont payes par le gouver- 
nement; quant aux depenses particulieres, comme les vacances des 
mexlecins et chirurgiens ainsi que des officiers charges de la visite des 

as conscrits, les frais de leur guenson, quand ils tombent malades pendant 
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leur transport aux regimens, ou qu'ayant 6t6 trouves hors d'&at de 
servir, ils n'ont pas les moyens de se faire traiter, les gratifications 
des membres du conseil de conscription, les depenses pour 1'arrestation 
des conscrits reTractaires, ainsi que les recompenses de ceux qui les 
denoncent sont affectes sur une caisse particuliere. Cette caisse est s 
formte de la taxe que paient les conscrits qui ä un titre quelconque 
obtiennent leur exemption, des amandes auxquelles sont condaranes 
les officiers civils et militaires employes ä ce Service, quand ils manquent 
ä leurs devoirs. L'exc6dent de la recette sur la d£pense est mis an- 
nuellement ä la disposition du ministre de la guerre et distribue" sous u> 
ses ordres entre les fonds des invalides, celui des veuves et des orphe- 
lins militaires dans la proportion de la moitte et de deux quarts. 

Le tems du Service est fix£ ä 6 ans. Lors de la discussion il y 
eut ä ce sujet des opinions tres divergentes. Quelques personnes 
eussent desire" que le terme füt prolonge ä huit ans pour la cavalerie, k 
a douze pour rartillerie; elles representoient que ces armes exigeoient 
une instruction plus soign£e qui demandoit du tems, qu'en adoptant 
un terme aussi court, l'individu seroit ä peine forme" qu'il quitteroit 
le service. Mais on objecta que l'obligation de porter les armes eiant 
la meme pour tous et la distribution dans les differens corps arbi- » 
traire ou du moins sujette ä des considerations secondaires, il seroit 
injuste que par un simple effet du hazard ou peut-etre ä raison d'avan- 
tages qu'il tenoit de la nature, l'un des sujets füt traite" avec plus de 
rigueur que l'autre. 

Le texte de la loi fut maintenu tel qu'il avoit £te* projete*, et je ne » 
sache pas que rien n'y ait 6t6 change depuis. II fut aussi question de 
n'accorder aucun conge* en tems de guerre, mfime ä ceux dont le terme 
de service seroit 6coule\ Je ne me souviens pas qu'il ait dte* pris lä- 
dessus de resolution preise; du reste les campagnes eloignees qu'on 
faisoit ä cette epoque, la rapidite* des marches et des Operations ne w 
permettoient gueres qu'on s'oecupät de reclamations de ce genre, et 
autant qu'il m'en souvient, aucun soldat n'a obtenu de ses superieurs 
avant la paix l'agr&nent de quitter ses drapeaux. Une resolution 
du 10 juillet 1809 avoit cependant fixe* pour le tems de la guerre 
qui se faisoit alors ä l'Autriche le 1 er d£cembre ou l'entree des » 
quartiers d'hiver comme l'epoque oü il pourroit etre donne" des 
conggs absolus. 
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La conscription bavaroise est une des plus douces qui existent et 
celle oü les formes sont les plus minagees. L'influence du pouvoir 
civil modere ce que l'autorite' militaire pourroit avoir de trop acerbe 
dans les formes, si eile agissoit seule. Je n'ai point entendu de plaintes 
5 contre les decisions des conseils des conscriptions, et cet Etablissement 
est regarde" assez genlralement comme utile et bienfaisant. 

Cependant le principe mftme a 6t6 violemment combattu dans 
les derniers teras. On a prEtendu que la conscription 6toit egalement 
injuste et vicieuse, qu'elle arrachoit un trop grand nombre de citoyens 

10 aux occupations utiles de la sociEte, qu'en propageant la licence des 
habitudes militaires, eile demoralisoit les peuples. Dans tous les pays 
arraches au joug francois cet Etablissement a 6t6 aboli comme une 
invention de la tyrannie revolutionnaire; sans doute qu'en armant les 
nations en masse on pourroit s'en passer, mais cet exp6dient seroit- 

15 il plus utile, plus sür, moins onEreux? Existe-t-il un moyen plus assurg, 
plus facile, plus 6quitablement rlparti de recruter des armles de ligne 
dont l'existence est devenue nEcessaire? Tant qu'on n'aura pas resolu 
ces problemes, on devra se contenter de laisser subsister la cbose en 
se bornant ä en adoucir autant que possible la forme et ä obvier au 

20 mieux ä tous les abus possibles. Les gouvernemens, mfime les plus 
prononces en apparence contre la conscription ont rendu hommage 
ä cette verit£. Elle est rEtablie partout sous d'autres formes, et dans 
les fitats d'oü en vient originairement l'invention on s'est bien garde" 
jusqu'ici d'y toucher. 

2s Depuis le 22 mai 1804 jusqu'au 2 fevrier 1817 la direction de la 
conscription militaire et le rapport en dernier ressort sur les objets de 
detail qui la concement avoient €t€ confies au dgpartement des affaires 
Itrangeres. On avoit pens6 alors que le ministere le plus intlressg au 
dEveloppement de la force arm^e devoit en diriger la formation. Cet 

ao ordre de choses pouvoit n'fitre pas m&hodique, mais il n'avoit rien 
qui contrariftt Texp^rience et la nature. 

Comme auxiliaire des troupes de ligne on a elendu et perfectionn6 
Institution des gardes nationales. L'obligation d'y servir 6toit 
un devoir que la Charte constitutionnelle de 1808 titre VI § 5 imposoit 

35 aux habitans des villes et des campagnes sans distinction de rang et 
de naissance. Elle distingua cependant entre les gardes bourgeoises 
qu'elle destina au maintien de la police inteneure et la garde nationale 
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proprement dite dont eile ne d£cr£ta la dur£e que pour le tems de 
la guerre. 

Les milices bourgeoises existoient de toute antiquite* en Ba- 
viere et dans toute l'Allemagne. Leur Etablissement datoit du tems de 
l'affranchissement des communes. Les souverains en leur rendant la s 
liberte" et en leur donnant le droit de se gouverner elles-memes leur 
imposerent le devoir de s'armer pour le maintien de leur tranquillite" 
intörieure et la defense de l'£tat au dehors. Iis avoient le double but 
d'en imposer aux tyrans feodaux et de se procurer une force militaire 
inde*pendante de leurs vassaux. Toute la suite de notre histoire prouve 10 
que les bourgeois des villes formet en compagnies £toient cites pour 
toutes les expeditions militaires; ils s'y distinguerent souvent, et plus 
d'une fois on leur dut des Services importans. L'e"tablissement d'une 
force armee reguliere et permanente leur öta toute leur importance; 
ils ne servirent plus qu'ä la garde des portes, quand le militaire e*toit is 
employe" ailleurs, ou ä la parade des processions. Depuis l'avenement 
de V. M. on s'occupa de donner aux gardes bourgeoises plus de dignite" 
et de tenue militaire et on y r£ussit jusqu'ä un certain point 

Le 6 avril 1809 au fort de la guerre qui se faisoit alors contre 
l'Autriche on cr£a 6 bataillons de reserve tirös des volontaires qui » 
s'enröleroient et de la classe des jeunes gens d'entre 19 et 20 ans, 1 ) 
rtpartis sur tous les cercles du royaume, dans une proportion fix£e 
sur leur population. Les nouvelles levEes furent assimitees en tout ä la 
troupe de ligne. Elles formerent la premiere classe de la garde natio- 
nale lors de la formation definitive qui eut Heu par une loi du 6 juillet » 
1809. Le projet en avoit circule" parmi les ministres et subi une longue 
discussion au conseil d'£tat La garde nationale fut partagge en 
2 sections, la garde mobile et s6dentaire. 

La garde mobile 6toit composee de tous les individus non maries 
ni e"tablis qui etoient encore sujets ä la conscription et n'avoient point » 
encore Cte" appetes au Service actif de la ligne depuis 18 jusqu'ä 26 
ans, des cordonistes des corps de volontaires lev£s pour le tems de 
la guerre d'alors, des chasseurs et forestiers non mari&, de ceux qui 

») Die Saf)l 20 \\t roofjl ein <3d)reiboer|<ben unb tmtf) 26 Reiften; nad) ber 
Skrorbnung oom 6. fcpril 1809 (Regierungsblatt S. 657 f.) ift „jeber, u>eld)er bas 
18. 3o^r feines Alters bereits oollenbet unb bas 25. niä)t überfcfaitten bat, jum 
(Eintritt in btefe Bataillons, wenn bas fioos ibn trifft, oerpflidjtet". 
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voudroient librement prendre les armes. On lui donna le titre de legion 
mobile. Chaque legion devoit fitre composee de 4 jusqu'ä 8 bataillons, 
le bataillon de 4 compagnies de 150 hommes. A chaque compagnie 
etoit attache* un d£tachement de 30 tirailleurs tires de son sein et pris 

s parmi ce qu'il y avoit de mieux exerce\ La legion mobile n'avoit ni 
cavalerie ni artillerie; si cependant il se presentoit dans quelques cercles 
assez de volontaires suffisamment exerces ä ces deux armes pour 
former une compagnie, le commissaire g6n£ral £toit autorisg ä en 
faire son rapport et attendre les ordres qui lui seroient donnes en 

io consequence. On devoit tenir la main ä ce qu'il y ait dans chaque 
compagnie assez d'hommes montes pour le service des ordonnances. 
La formation se faisoit sous les ordres du commissaire genlral de 
chaque cercle assist£ d'un officier intelligent tirg de la ligne. La 
destination des legions mobiles n'est autre que la defense des fron- 

15 tieres du royaume et le maintien de l'ordre public en tems de 
guerre; elles ne sont mises en activitä qu'alors et ne servent jamais 
au dehors. Des qu'elles entrent en activite de service, la couronne 
pourvoit au commandement. Chaque bataillon est command£ par un 
major tir£ de la ligne ou pris ä son dlfaut parmi les autres officiers 

20 du bataillon. Le capitaine, le lieutenant, les deux sous-lieutenans de 
chaque compagnie sont 61us par les officiers et sous-officiers du bataillon, 
les proces-verbaux des 61ections envoyes aux commissariats g£neraux 
pour Stre transmis au ministre de l'inteneur qui en communique avec 
celui de la guerre et confirme les choix. Les legions mobiles sont 

25 sujettes ä la loi martiale, des qu'elles sont sous les armes. Quand elles 
servent avec la ligne, le commandement est attach£ ä la sup6riorit£ 
du grade, ä egalite la ligne a la pr£ference. Les gages et les traitemens 
sans exception aueune ainsi que tous les autres avantages sont egaux 
entre la ligne et la garde nationale, des qu'elle se trouve en activiti 

30 de service. Elle ne s'assemble jamais en tout ou en partie, hors les 
cas d'Smeutes et de troubles, que sur l'ordre special du roi. Leurs 
armes sont deposees dans une place fixee par le commissaire 
general pour 6tre distribu6es, quand le service l'exigera et contre un 
recu. Le chef-lieu du cercle est aussi celui du rassemblement. 

35 Pour que l'agriculture ne souffre pas trop de l'obligation du service 
militaire, et qu'on n'enleve pas aux fabriques et aux m^tiers les bras 
qui peuvent leur 6tre utiles, on aura soin de ne jamais mettre un 
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bataillon entier en activit^, mais de le partager en plusieurs sections 
qui se releveront. 

La garde nationale s£dentaire est composee de tous les 
citoyens domicilies dans une commune de Tage de 40 ans jusqu'ä celui 
de 60 ans. Leurs fonctions se r6duisent, comme nous l'avons de^jä dit, s 
ä la garde locale et ä la police des communes. Son Organisation est 
celle des milices bourgeoises. Chaque individu s'arme et s'6quipe ä ses 
d£pens dans les communes urbaines; dans les communes rurales le 
commissaire g£n€ral y pourvoit du d£pöt d'armes du cercle. Ni dans 
les unes ni dans les autres les gardes nationales ne recoivent ni gages w 
ni traitemens, ä moins que pour un cas extraordinaire elles ne fussent 
employ£es hors du Heu de leur domicile. Le cas except£, oü elles 
viendroient ä servir avec les gardes nationales de seconde classe ou 
la ligne, elles restent sous le commandement civil. 

Les employes, les medecins et les ecclesiastiques ou autres per- » 
sonnes qui ne pourroient faire le Service elles-memes, sont autorises 
ä en charger d'autres individus de la garde moyennant une r€tribution 
convenue entre les parties inte*resse*es de gre ä gre" ou r£glee par le 
commissaire general. II est libre ä tout individu de cette classe de se 
faire inscrire dans une des deux premieres, mais ceux-ci ne sauroient » 
passer ä la derniere sans avoir rempli leurs obligations dans les deux 
autres. 

Une rlsoluuon du 28 juillet 1 ) 1809 dispensa les eures et les eccle- 
siastiques employes au ministere effectif du service et de toute contri- 
bution ä la garde nationale, d6cr6ta que les pr€bend£s et autres posses- as 
seurs des be"ne*fices simples seroient seuls assujettis aux rachats dans 
une proporrJon dont on abandonnoit la fixation ä leur patriotisme, mais 
qu'on pr£fe>eroit de voir realiser par re*quipement d'autres individus 
hors d'e"tat de prendre cette Charge sur eux; il s'entendoit de soi- 
meme que les obligations qu'ils avoient ä remplir se bornoient ä Celles » 
de la garde s£dentaire ä laquelle seule on les regardoit comme tenus. 

II parut le 5 septembre 1809 un reglement d6taiU6 sur la maniere 
dont la garde sSdentaire fairoit le service des places. Ce reglement, 
concerte" dans le tems avec le ministre de la guerre et rddige* par 
lui, est trop minutieux pour fttre analyse" ici. » 
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Ces mesures suffirent pour donner suite aux dispositions de la 
Charte constitutionnelle dans la guerre de 1809. La crise des annees 
1813, 1814, 1815 amena de plus grands developpemens encore. On 
crut que pour dglivrer l'Allemagne du joug dont la France dans les 

s dernieres annies avoit appesanti sur eile le poids, il convenoit d'y 
intöresser la nation en excitant son patriotisme et ä prendre les armes. 
On appela les jeunes gens de la seconde classe, on en forma dix- 
buit bataillons, on leva 4 bataülons de chasseurs volontaires, deux 
regimens de hussards, un de chevaux-legers. La levee et la mise en 

io activite" des gardes nationales de 3 Ume classe fut ordonnee; on nomma 
pour chaque cercle un commandant chargg de concert avec le com- 
missaire general d'organiser et de diriger tous ceux qui tenoient ä cette 
partie. L'hentier de la couronne se mit lui-meme ä la tete de cette 
Institution; il en fut nomm£ commandant gen£ral sous le titre de 

w gen£ral de la reserve. II a fait reuiger sous ses yeux, a revu et corrigS 
lui-meme le travail systematique qui embrasse toutes les branches de 
ce service, et on ne sauroit lui refuser le meiite de pouvoir fitre exe- 
cutö facilement, des qu'on le voudra. Mais ce sont prlcisement la 
decision et la volonte qui eut manque" jusqu'ici. 

20 L'obligation de servir de la garde nationale existe. Tous les 
citoyens y sont assujettis. Les legions mobiles existent de fait comme 
bataillons de reserve des corps de la ligne; les chasseurs, les hussards 
sont encore sur pied; on a &6 trop content de leurs Services pendant 
deux campagnes pour pouvoir se resoudre ä les cong£dier; le regiment 

* de chevaux-legers est aggregS ä la ligne. Mais il n'a €t€ pris aucun 
parti ni sur Torganisation definitive des gardes nationales ni sur leur 
rapport avec les troupes reglees et le Systeme dtfensif du royaume en 
general. On n'a point encore prononc6 sur le mode du rachat la 
quantitä de la somme qu'auroient ä acquitter ceux qui ne fairoient 

30 pas le service eux-memes, particulierement les employes. Le travail 
sur cette derniere question eloit achev6 et pret ä etre porti au 
conseil d'litat, mais je l'avois differl tant par la consideration de la 
grande Charge, qui resulteroit de ce rachat pour les familles des 
officiers civils d^jä genes dans leur existence, que, parce qu'aussi 

35 je voulois savoir avant tout, si on dtoit dans l'intention de conserver 
le Systeme des gardes nationales qui dans les derniers tems ont pris 
le nom de milices nationales, ßanbmefjr. J'avois emt lä-dessus au 
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ministre de la guerre d'une maniere tres pressante, pour connottre 
son opinion sans avoir pu recevoir de reponse. Je m'&ois appercu 
dans plusieurs circonstances et plus clairement dans la fameuse Con- 
ference du 17 juin 1816 que l'opinion des chefs de Tarmed y 6toit 
entierement contraire; c'est apparemment la raison qui empechoit que s 
je ne recusse d'explication preise. II eüt cependant et£ urgent de 
prendre un parti; l'existence 6toit decr&ee en principe ainsi que je Tai 
d£ja dit; les commandans des cercles avec plus ou moins de zeie et 
de suite s'&oient occupes de l'organisation partielle; l'£tat-major g£ne>al, 
les etats-majors particuliers, tous les officiers etoient nomm£s, la forme de 10 
leur remplacement decretee. On prenoit avis ä des commissaires generaux 
et celui des commandans, les ministeres des affaires 6trangeres et de la 
guerre communiquoient entre eux, le commandant g£neral exp£dioit les 
patentes. Mais dans quelques localites les habitans n'£toient jamais ras- 
semble"s ni exerces, tandis que dans d'autres on s'en occupoit avec une is 
suite qui donnoit lieu ä des plaintes. II falloit des fonds pour les caisses 
des bataillons et des compagnies, pour armer et 6quiper ceux qui 
n'avoient pas de quoi y fournir par eux-memes. On s'en procura par des 
coneurrences volontaires ou foreees. Ces lev^es devinrent tres onereuses 
lä oü les baillifs y mirent de la rigueur, tandis que d'autres laisserent K 
d&unir le tout. L'inegalite* de cette marche augmenta le mecontement 
de ceux qui payoient et exereoient, de toute la jalousie que leur inspira la 
tranquillite* de leurs voisins. II eüt £te* tems de faire cesser cette confusion, 
de prononcer l'inutilite* de la ßanbroefjr ou son introduetion generale. 

Tel etoit l'&at des choses ä cet egard au 2 fevrier 1817. La as 
regle £toit e"tablie, il restoit ä en ordonner l'application complete. 

L'obligation du Service militaire a entrain£ et dü entrainer l'eta- 
blissement d'une l£gislation restrictive sur la faculte" de sortir 
du royaume pour choisir une autre patrie. 

Les premiers reglemens lä-dessus sont tres anciens et datent des ao 
Premiers tems de la creation d'une force armee permanente. Iis furent 
renouveles sous le regne de V. M. La loi qui abolit les conhscations 
en excepta specialement les deserteurs, parmi lesquels on comprit 
aussi ceux qui cherchoient par cette voie ä se soustraire ä l'obligation 
du service militaire. On demanda souvent et on obtint quelque fois » 
dans les negociations pour les cartels que cette classe füt assimilee 
aux deserteurs des corps et livr£e comme eux. 
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Tous les sujets qui sortirent du pays furent soumis au rachat 
non seulement du service militaire, quand ils y 6toient encore obligcs 
par leur äge, mais meme ä celui de la garde nationale de seconde 
et troisieme classe. On a d£fendu ce principe m£me, depuis que l'acte 

s de la contederation germanique art. 18 lit. c eut d€cr€t£ la libert£ 
d'£migrer sans payer aucun droit Toutes les transactions conclues avec 
les differens gouveraemens pour assurer l'6tablissement libre des sujets 
dans les territoires respectifs ont toujours stipute que le service mili- 
taire seroit rachetable, en cas de ce rachat introduit ä des ^pargnes 

w moins reculees une retenue sur le capital que les ^migrans enlevoient 
au pays 6toit percue des les tems les plus anciens. Quand cette 
coutume fut r£duite en Systeme, on la regarda comme une indem- 
nit6 de la soustraction faite au capital national. La retenue connuc 
sous le nom de cens de dätraction varioit de 5 jusqu'ä 10% 

i5 et plus. Non seulement le fisc, mais meme des corporations des 
particuliers jouissoient de ce droit souvent dans l'inteneur et d'une 
localis ä l'autre. V. M. apporta ä cette perception en faveur de la 
libertö de la circulation des adoucissemens considerables. Elle döclara 
qu'elle seroit supprimee entierement dans l'interieur du royaume et 

20 qu'ä l'dtranger eile ne subsisteroit plus que pour ceux des Etats, 
avec qu'il n'auroit pas €t€ conclu de Conventions pour l'aboli- 
tion de la traite foraine, ou par voie de r£torsion, en tant que, dans 
Tun ou l'autre des dits Etats les droits des particuliers se trouvant 
reserves par les traites, ceux des proprietaires et communes bavaroises 

25 seroient dans le cas d'ßtre conserves aussi. Par la meme voie de 
retorsion on percoit sur l'extraction des fonds qui passent dans certains 
territoires, tels que la monarchie autrichienne, le royaume de Wurtem- 
berg, un droit particulier de 3 % sous le nom de taxe d'Smigration. 
II n'est pas douteux que cette perception ne se trouve comprise dans 

30 l'abolition prononcee par l'art. 18 lit. c de l'acte federal germanique 
ainsi que les retenues qui avoient lieu de la part d'autres gouverne- 
mens, comme celui de Bade, pour les fonds communs et celui d'amor- 
tissement qui d'ailleurs avoient dejä auparavant occasionn^ des expli- 
cations fort serieuses. 

36 C'est ä ces deux obligations de contribuer aux charges locales 
et de faire le service militaire que se r£duisent Celles qui sont com- 
munes aux habitans des villes et des campagnes. Les communes 
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urbaines et rurales se distinguent (Tailleurs necessairement les unes 
des autres par la nature des occupations de ceux qui les composent 
Leur regime differe. 

Les communes urbaines peuplees essentiellement de fabriquans 
et d'ouvriers sont divisees en corps de mutier, jurandes, qui ont leurs * 
chefs, leurs organisations, leurs Statuts particuliers. Ces demiers sont 
comme de raison soumis ä la sanction du gouvernement et ne peuvent 
elre ni changes ni refondus sans son consentement 

On connoit generalement les abus qui s*y etoient successivement 
güsses, les efforts la plupart infructueux qu'ont faits presque toutes w 
les legislations pour les corriger. La lassitude de cette lutte conduisit 
ä la question, s'il ne vaudroit pas mieux les abolir tout-ä-fait en 
laissant ä chaque individu moyennant un droit leger de patente la 
faculte d'exercer le m&ier auquel il se croiroit propre? Cette question 
comme presque toutes Celles qu'on traite de nos jours a 6t6 agitee i* 
avec beaucoup de chaleur et meme de passion. Les raisonnemens 
qu'on a fait valoir de part et d'autre sont trop connus pour qu'il soit 
necessaire de les resumer ici. La cause de la libert* a triompM dans 
quelques pays. L'ancien ordre a maintenu jusqu'ici dans d'autres, 
particulierement dans le royaume de Baviere. » 

Voici les principes que le gouvernement de V. M. a suivis ä cet 
egard dans les commencemens de son administration. Des 1799 on 
avoit suppriml l'usage qui avoit existe* sous plusieurs des regnes 
prec6dens de donner par decret particulier ä des individus le droit 
d'exercer un mutier sans contribuer en rien aux charges de la com- » 
mune. Ces d£crets connus sous le nom de $offd)Ut) 6toient devenus 
fort communs et excitoient les plaintes les plus fortes et les plus fondees 
de la bourgeoisie. On s'est attach£ ä revoir soigneusement les Statuts 
des corps de mutier, ä retrancher tout ce qui ne convenoit plus ä nos 
tems ou qui sentoit Tabus. Les droits de maftrise qui jusqu'alors ao 
avoient £t£ h£r£ditaires, reels et sujets ä §tre alienes comme les 
autres proprtetes furent declar£s personnels et cessant avec la vie 
de Timpgtrant On n'excepta de cette regle generale que la capi- 
tale, les maitrises, qui avoient 6t6 acquises ä titre on€reux, qui 
cependant ne sauroient fitre revendues plus cheres qu'elles n'avoient 36 
£t£ achet£es, les maitrises tellement attachees ä une realit£ qu'elles 
ne pouvoient en fitre dStachees, parce qu'elles exigeoient un local 
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et des arrangemens particuliers, telles que les brasseries, les bou- 
langeries, les moulins, connues dans la legislation sous le nom 
rabictttc © eroer be. On multiplia les concessions ä vie afin de 
favoriser la concurrence aux d£pens du monopole. Les concessions 

s ne purent fttre accordees que par le souverain meme, sur le rapport 
des commissaires gen£raux, ä qui les autorites inferieures ätoient 
obligees d'en reierer. On öta aux seigneurs les droits qu'ils avoient 
exerces ä cet egard. 

Ce Systeme 6toit peut-fitre le plus mauvais qu'on pflt adopter. 

10 II r^unissoit les inconveniens du regime de la liberte ä ceux de la 
banalit£, en ce que sans laisser ä chaque individu la faculte de se 
livrer sans gfine ä ses speculations particulieres, eile multiplia cependant 
le nombre de maftres au point que dans beaucoup d'endroits il n'y 
eut bientöt plus de proportion entre les ouvriers, les demandes et 

15 les besoins du public de sorte que les concessionnaires hors d'etat 
de subsister par le mutier qu'ils avoient choisi et ne pouvant en adopter 
un autre furent exposes frequemment ä penr de faim et de raisere. 
Cet abus est devenu surtout sensible dans la capitale. 

En prenant le ministere de l'inteneur le 29 octobre 1806 je sentis 

» la grandeur de ce dernier mal, je proposois ä V. M. le sacrifice tou- 
jours penible ä son coeur de mettre des bornes ä sa bienfaisance en 
decretant qu'il ne seroit plus donn6 de concession que la necessitg 
n'en eflt 6t£ examinee et reconnue par les baillages ou les directions 
de police et les commissaires generaux et que, quand ces instances 

äs auroient prononcl toutes les deux que la concession ne pouvoit avoir 
lieu, le recours au tröne par voie de gräce seroit interdit. 

N'osant d'ailleurs toucher arbitrairement ä un Systeme aussi 
ancien que celui des maitrises et jurandes et que V. M. Elle-meme 
avoit cru devoir conserver jusques-lä, je m'6tois content^ de demander 

30 au conseil general du departement de l'inteneur un rapport sur la 
question, si elles devoient €tre abolies ou conservees. Cet objet auroit 
ensuite &t porte au conseil d'£tat et soumis ä sa discussion. La multi- 
plitite des affaires n'avoit pas permis jusqu'au 2 fevrier 1817 que ce 
travail, qui avoit &6 redemandS plusieurs fois, füt achevg. 

* Les habitans des campagnes bornes aux travaux ruraux ne 
devoient avoir legalement dans leurs communes que les m^tiers les plus 
simples et les plus indispensables. 
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Le plus petit nombre d'entre eux est proprielaire des terres 
qu'ils exploitent. La plupart les tiennent en bail de la couronne, des 
seigneurs ou du clerg£ ä titre de cens h£r£ditaire ((Erbred)t), ä vie 
(£etbre(f)t), pendant la vie du seigneur (gretfttft), tant qu'il platt au 
proprietaire (&errengunjt). Les redevances se payent en nature (Gült), s 
en argent (Stift). A chaque mutation les droits de mutation, lods et 
ventes, ßaubemten, se payent par celui qui prend le bien et celui qui 
le quitte sur le pied de 5 jusqu'ä 7 °/o, le mobilier et les am^liorations 
exceptSs; s'il y a contestation, on procede ä l'estimation, cependant 
presque toujours on prend les lods et ventes sur le pied de la derniere w 
mutation. Ce regime colonaire introduit presque geneialement dans 
l'ancienne Baviere et ses dependances subsiste aussi avec quelques 
modifications en Souabe et en Franconie. Seulement le fermage tem- 
poraire ä 6, 9 ou 12 ans (3ettpad)t) ou le bail he>£ditaire ((Erbpadjt) 
y sont plus communs, ce dernier cependant y est moins gene>alement is 
en usage que le premier. Dans toutes les provinces egalement le paysan 
fait la corvee pour son seigneur et paye la dime au cure\ ä la couronne 
ou au seigneur. 

Le 3 mai 1789 il avoit paru un Sdit de feu l'electeur votre oncle 
qui substituoit ä tous les genres de tenances la tenue ä bail h6r£- ao 
ditaire ((Erbredjt), regloit les lods et ventes sur le pied de 5 jusqu'ä 
7 1 /»°/o, dispensoit les Colons de les payer sur le champ et permettoit 
que le capital füt r£parti par termes egaux dans un espace de 20 ans 
sous le titre de 2Jtaner[d)aftsfrift. Cette Operation tres avantageuse 
au cultivateur, puisqu'eile lui laisse la libre disposition de son capital 2s 
et qu'elle lui permet de n'acquitter qu'en 20 ans ce qu'il auroit dü 
payer comptant, ne fut cependant pas apprdciee ä sa juste valeur. 
L'habitant des campagnes, toujours m£fiant, crut y voir une nouvelle 
Charge permanente. II n'etoit pas assez avance encore pour sentir le 
prix d'un capital disponible qu'il pouvoit employer ä l'amelioration ao 
de son fond; il lui tardoit d'elre d^barrassd de robligation de payer, 
il aimoit mieux y employer de suite l'argent qui se trouvoit entre ses 
mains. II fallut plus que de la persuasion pour faire prevaloir enfin 
ce nouveau Systeme dans les terres du domaine. Les seigneurs le 
trouvoient avec raison trop desavantageux pour eux, pour qu'ils l'adop- 36 
tassent; on n'auroit pu les y contraindre sans violer les droits sacres 
de la proprio, du moins le croyoit-on alors. II ne sauroit Stre 
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indifferent ä un particulter de toucher en vingt ans ce qui lui est 
du sur le champ et d'fitre si longtems sans jouir des inter£ts. 

V. M. confirma par la Constitution de 1808 les rentes foncieres 
et toutes les proprietes de la noblesse et du clerge\ Mais les cor v£ es 

6 illimitees furent dlclarees limitees. On en favorisa le rachat autant 
qu'on le put. Le droit de caducite qui autorisoit le seigneur ä saisir 
le bien du colon qui ne payoit pas sa redevance futaboli; il ne lui 
resta que la faculte* de l'y contraindre par la voie de la saisie de ses 
grains sur son grenier. On exempta de la dlme et les nouveaux 

io defrichemens et quelques productions dont on vouloit favoriser la 
culture; toutes les terres vendues par la couronne furent alienees franches 
de cette Charge. On prononca que les biens-fonds pourroient fctre 
lib£res de toutes charges, de l'accord commun du propri€taire et du 
tenancier. On discuta des plans pour convertir la dlme en une rede- 

i5 vance fixe et d&ermina un mode d'£valuation pour le rachat 
des rentes foncieres en gene>al. On vendit ä un taux tres modere* 
la propri£t£ d'une partie des terres du domaine aux tenanciers qui 
voulurent se pr£ter ä ce changement; ils devinrent de ventables francs- 
tenanciers et ne payerent leurs rentes foncieres qu'ä titre de cens, ils 

20 purent d'ailleurs disposer librement de leurs fermes, les aliener en 
masse ou en partie, sans 6tre tenus au consentement des officiers du 
fisc. Cette Operation avoit ete desir£e et favoris^e de Tadministration 
partous les moyens qui 6toient ä sa disposition; cette intention avoit 
6te promulgu^e par plusieurs ^dits, sans cependant qu'elle püt 6tre 

26 r£alisee avec la rapidite ä laquelle on s'attendoit. Les receveurs dont 
eile diminuoit l'influence, les baillifs dont eile contrarioit l'inte>et par 
la diminuation des epices ne mirent aucun zele ä la faire executer ni 
ä en expliquer l'avantage au cultivateur, qui se m6fia sans cesse de 
ce qui est nouveau. 

ao C'est ce qui avoit pu etre fait jusqu'au 2 fevrier 1817 pour amd- 
liorer l'6tat legal du cultivateur. 

J'ai d£jä explique plus haut Pancienne forme du regime muni- 
cipal des villes ainsi que les changemens qu'elle eprouva dans les 
annees 1803, 1804 et 1805. II me reste ä expliquer ce qui fut ex£- 

35 cut£ dans cette partie d'apres la Constitution du 1 er mai 1808. Le 
28 juillet 1808 parut une nouvelle ordonnance pour la for- 
mation des communes et le 24 septembre de la meme annee 

Montgelas, Compte rendu. 11 



Digitized by Google 



162 



une loi sur la forme de leur administration ainsi qu'une In- 
struction detaillee ä l'usage des administrateurs de commune. 

Quant ä la formation eile devoit fctre projetee par les baillages, 
rectifiee par les commissaires generaux, confirmee par le ministere 
de l'inteneur. Ce travail devoit gtre achev6 dans l'espace d'un an. s 
Aucune commune ne pouvoit etre plus forte en population que 1000 
ämes ou 200 familles au plus ni moindre que 30 familles ou 250 
ämes. On admettoit pour base de la formation toutes les formes de 
division qui avoient existe jusqu'ici, cependant de preference les districts 
dejä traces pour la perception de Timpöt direct (Steuerbtftrift) ou les io 
arrondissemens curiaux. Chaque justice seigneuriale formoit une com- 
mune particuliere et separee. II s'entend de soi-meme que cette for- 
mation ne regardoit que les communes rurales; les villes avoient leurs 
banlieues toutes tracees. 

Pour ce qui est de l'administration, on tenoit pour membre is 
d'une commune tout individu qui y etant domicilie y poss£doit une 
proprio dont il payoit l'impöt direct ou y exercoit un mutier sujet 
ä l'impöt personnel; on y admettoit les fermiers, on en excluoit les 
simples locataires et les proprietaires des biens-fonds, qui avoient fixe 
leur domicile hors de la commune. Tout membre de la commune avoit 20 
un droit egal ä tous ses avantages et devoit en supporter les charges. 

Les communes eloient soumises ä la curatelle superieure du 
gouvemement, elles ne pouvoient ni acquenr ni alidner ni contracter 
des dettes ni prendre d'arrfitö, qui füt legalement valable, ni entamer 
des proces sans son aveu. Cette curatelle e^toit exercee au nom de 25 
l'administration dans les grandes villes par des employes nommes 
pour cela; dans les autres par les baillages ou commissaires de police, 
sous la surveillance directe des commissaires g^n^raux des cercles et 
la direction generale du ministere de l'interieur. 

Les communes rurales ne pouvoient avoir de municipalites » 
formees, les resolutions devoient s'y prendre dans la reunion meme 
des membres de la commune. 

Les villes et gros bourgs avoient une administration muni- 
cipale composee de cinq membres au plus, de trois au moins. Les 
membres etoient eligibles dans les villes au-dessous de cinq mille ämes 35 
par la commune elle-meme, convoquee sous la presidence du chef de 
la police; dans Celles dont la population surpassoit ce nombre, par 



Digitized by Google 



163 



un comitl eMectoral nomme* par le commissaire g6n£ral sur la propo- 
sition du directeur de la police, le conseil municipal entendu. Le con- 
seil municipal e"toit renouvete tous les ans par tiers, les membres 
pouvoient £tre r££lus indefiniment. Iis devoient gerer gratuitement 

s Leurs fonctions se bornoient ä radministration des biens communaux, 
ä l'apurement des comptes, de la gestion des employ£s, ä la r£par- 
tition des charges communales, ä l'expedition des pleins pouvoirs au 
nom de la communaute* pour les affaires ou pour les deputations 
qu'elle avoit ä envoyer. Toute esp&ce d'actes de juridiction et de 

10 police leur 6toit interdite. Les administrations municipales aussi bien 
que les corps de communes prenoient leurs arr£tes ä la pluralite absolue 
des voix; pour que la döliberation füt valable, il falloit que les deux 
tiers des membres fussent pr£sens; les anetes ne pouvoient avoir 
Heu dans les objets majeurs que par £crit; le registre de la d£libe- 

15 ration devoit 6tre revfctu de la signature du chef et de deux membres. 
L'assemblee e'toit convoqu£e et pre*sidee par le chef de la police 
ou par celui qu'il commettoit ä cette fonction; au defaut de Tun et 
de l'autre par le chef de la commune. Personne ne pouvoit parier ou 
ge*rer au nom de la commune qu'il n'eüt recu d'elle un plein pouvoir, 

20 exp£di£ dans les formes. Aucune deputation ne devoit fitre composee 
de plus de deux membres: si eile avoit des plaintes ä porter contre 
le corps municipal, c'£toit au commissaire gen£ral ä en connoftre; si 
elles etoient dirigees contre lui-m£me, le ministre de l'interieur pro- 
noncoit ou renvoyoit l'affaire au conseil d'ßtat. 

25 Teile 6toit la Constitution des communes. Quant ä radministration, 
eile regardoit ou la police ou la gestion de leurs fonds et propri£t£s. 
La police dans les villes au-dessous de cinq mille ämes e'toit conftee 
ä un bourgmestre e^lu par la commune, confirmg par le commissaire 
ggneral, subordonne" au baillage ou ä la justice seigneuriale; dans les 

30 villes au-dessus de cinq mille ämes ä un directeur ou commissaire 
de police, propos£ par le commissaire g6ne*ral, confirme* par le ministre 
de l'interieur et d£pendant imme'diatement de radministration du cercle. 
Dans les communes rurales le baillif ou le juge seigneurial nommoit 
sur la proposition de la commune un chef (93orftef)er). II surveilloit 

35 la police du village et celle des champs. II restoit trois ans en place. 
Les deux plus anciens membres de la commune lui etoient adjoints et 
constituoient avec lui la municipalite\ Ses fonctions consistoient dans 
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la garde du terrier de la commune, dans celle du registre des contri- 
butions, la punition des petits d£lits de police, la publication des ordon- 
nances, la mcdiation dans les differens qui s'devoient entre les membres 
de la commune lesquels etoient tenus de les deferer ä son arbitrage 
avant de pouvoir recourir aux tribunaux. II avoit droit ä une indemnite* s 
pgcuniaire, proportionnee ä la population du Heu. 

L'administration des biens et fonds dans les villes au- 
dessus de cinq mille ämes £toit entre les mains ou de celui que la 
commune nommoit ou que le ministre de Hnteneur choisissoit sur 
la Präsentation du commissaire g£n£ral, si le fonds etoit assez con- 10 
side*rable pour cela; et dans le dernier cas son indemnite" etoit fixe"e 
ä une tantieme proportionnee; il etoit du reste sous les ordres du 
baillage royal ou de la justice seigneuriale. Dans les villes au-dessous 
de cinq mille ämes on d£l£guoit toujours la regie ä un administrateur 
particulier immediatement subordonn£ au commissaire g£neral. Les 15 
propriet£s des communes rurales e"toient administrees ou par le chef 
m£me (SJorftefjer) ou un membre nomine" par la commune et confirme 
par le baillif ou le juge seigneurial; Tun comme l'autre avoient droit 
ä une indemnite d'un % du produit brut. Les comptes se rendoient 
ä l'administration locale, ils passoient une seconde revision au cercle 20 
qui en adressoit le tableau au ministre de l'intörieur. 

J'ai dejä dit que le surplus de la defense sur la recette ordinaire 
etoit leve" sur les membres par voie de Centimes additionnels ä l'impöt 
direct (Senf dringe). Le tableau en devoit etre arrete tous les ans pour 
chaque commune par le commissaire g£neral, de Tavis du conseil 25 
municipal, et ad r esse au ministre de Tinterieur qui apres l'avoir verifie 
et reduit dans un tableau genCral pour tout un cercle, le communiquoit 
au departement des finanecs, pour que la pereeption en füt ordonnee 
en m£me tems que celle de l'impöt direct. 

Teiles furent les dispositions legislatives et organiques qui furent 30 
adopties et publikes en exe*cution de la Charte constitutionnelle avec 
les mfimes formes que l'avoient ete" les preeddentes. 

On supprima ä cette occasion les conseils d'administration et de 
justice qui avoient ete crees en 1804 dans la plupart des villes. On 
y substitua dans les communes de premiere et seconde classe des 35 
tribunaux dont les juges nommes et salaries par la couronne rendoient 
la justice au nom de V. M. Le contentieux dans les plus petites com- 
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munes fut reuni au baillage. Les juridictions des magistrats cesserent 
partout ainsi que leurs fonctions. Les personnes qui se trouvoient 
attachöes ä ses adrainistrations furent pensionnees d'apres une Schelle 
proportionnelle assez compliquee dont les ministres de l'inteneur et des 
5 finances convinrent entre eux apres une longue negociation et qui 
meme ne put recevoir la sanction de V. M. qu'apres le deces du premier. 

J'ai d£jä dit que le droit de patronage des communes avoit 
ete ä cette occasion d£clar6 devolu ä la couronne; l'ordonnance qui 
prononca cette reunion est du 14 novembre 1808. On avoit decidS 

io des le 4 aoüt que les archives des villes resteroient ä la disposition 
et seroient regardees comme une proprio des communes. Le gou- 
vernement ne se reserva que le droit de faire copier ä ses frais les 
pieces qu'il voudroit. 

Les administrations communales urbaines furent toutes organisees 

i6 d'apres ces principes. II n'en fut pas de m€me des communes rurales. 
Leur forraation offrit tant de difficultes de detail que, quoique le 
ministere en eüt plusieurs fois rappelt la ngcessiti, il n'y avoit pas 
grand' chose de fait ä cet egard, quand je me retirai des affaires. 
Les tribunaux des villes institues par le nouveau Systeme avoient 

30 €t& installes et mis en pleine et entiere activitl. Le tresor royal se 
trouvoit Charge" de leur entretien et par consequent d'un surcroit de 
dlpenses considerables; le desir de lui epargner ses frais fit revenir 
plus tard ä l'idee de rendre aux communes avec la juridiction conten- 
tieuse l'obligation de pourvoir ä l'entretien de ceux qui seroient charges 

äs de rendre la justice en leur nom. On pensa d'abord ä accorder ä chaque 
commune la faculte de solliciter les droits d'une justice locale (Ortsgeticfjt) 
et aux plus grandes celle de demander la Constitution d'une justice 
seigneuriale de seconde classe (&enfcrjaft5gericf)t jroenter Klaffe). V. M. 
adopta cette idee. Quelque tems apres on alla plus loin encore. La 

30 section feodale du departement des affaires gtrangeres dans un rapport au 
ministere proposa le Etablissement des magistrats ä qui on rendroit aussi 
1'administration des fondations de leurs communes. Le departement des 
finances et celui de l'intgrieur, consultes sur ces objets, n'y trouverent 
pas de difficultes essentielles pour le fond de la question. Le premier 

35 se contenta d'observer qu'il falloit s'assurer avant tout que les com- 
munes prendroient sur elles d'employer et de pensionner tous les 
employ£s ä cette partie, parce qu'autrement la couronne sacrifiant par 
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ce Etablissement le produit des taxes y perdroit peut-etre au Heu d'y 
gagner. Le dernier se contenta d'observer qu'il conviendroit avant 
tout de procexier ä la revision de l'ordonnance communale du 24 sep- 
tembre 1808. Cette question portee au conseil d'Iitat avec une esquisse 
de projet pour l'organisation des adnünistrations, pour les fondations * 
fut remise au ministere avec l'avis qu'avant de prendre aucun parti 
sur ces dernieres il seroit indispensable de connottre la forme de 
l'autorit6, ä qui on les remettroit, par consequent de voir quelle seroit 
l'organisation des magistrats, Operation dont il seroit d'autant plus 
facile de s'occuper que d'apres les renseignemens qui avoient w 
fournis au conseil le travail sur la revision de l'ordonnance communale 
6toit tres avance et pourroit fitre acheve* incessamment D'apres cet avis 
le ministere renvoya l'affaire ä la discussion prealable et ä l'avis motiv6 
du conseil du departement de l'int£rieur en lui recommandant de projeter 
une Organisation municipale teile qu'en faisant jouir les communes i& 
de la plenitude de la faveur de V. M. eile pr£vtnt le retour des anciens 
abus qu'on avoit voulu supprimer en 1804 1 ) et qu'elle ne genät pas trop 
l'exercice de la police. II lui prescrivit en m£me tems de dresser un 
6tat exact des revenus et des depenses des diverses communes pour 
qu'on püt juger quelles seroient Celles dont les facultes leur permet- *> 
troient de supporter les frais de la juridiction. Ce rapport demande 
depuis assez peu de tems n'avoit pu 6tre fait au 2 flvrier 1817. 

Je termine ici ce que j'avois ä dire sur les maximes suivies 
jusqu'ä cette epoque quant ä la Constitution et ä l'application de ses 
principes aux diverses classes de l'ordre social. Je passe ä l'exposl « 
de Celles qu'on avoit adoptees relativement ä la politique exterieure. 

l ) JHe £<mb[d)rift gibt — toobl infolge eines Sdjrelboerfebens — bos 3at)r 
1814 an. 



Berichtigungen. 

S. 59, Z. 34 lies: tous statt ous. 
S. 66, Z. 24 lies: leur statt eur. 
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